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PROGRAMM

Programm

9:30 Uhr		  Begrüßung

anschl.		  Vortrag zum Thema „Aktiv älter werden“ von 		
	 Dr. med. Martin Willkomm, Ärztlicher Direktor 	
	 des Krankenhauses Rotes Kreuz Lübeck, Geriatrie-	
	 zentrum

10:45 Uhr		 Bildung von drei Arbeitskreisen und Einstieg in 
		  die Beratung:

1. Aktive Senioren
2. Altersarmut/Generationengerechtigkeit
3. Senioren und Digitalisierung

12:30 Uhr	 Mittagspause

13:30 Uhr		 Fortsetzung der Beratung in den Arbeitskreisen
		   und Formulierung der Ergebnisse

15:00 Uhr	 Plenardebatte mit Berichten aus den Arbeitskreisen

16:30 Uhr		 Fragestunde

17:00 Uhr	 Ende des Programms
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Geschäftsordnung                                        Stand: März 2016

1. Die Arbeitsgruppe Altenparlament benennt das Ta-
gungspräsidium [einen (eine) Präsident(in) und zwei 
Stellvertreter(innen)]. Dabei werden die Verbände 
und Organisationen, die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer benennen, im Turnus berücksichtigt.

Tagungs- 
präsidium

2. Der/die Präsident(in) oder ein(e) Stellvertreter(in) 
leitet die Aussprache. Ein(e) Stellvertreter(in) führt 
die Rednerliste.

           Aussprache

3. Neben den Delegierten der benennenden Verbände 
und Organisationen können die Abgeordneten des 
Landtages und die Delegierten von „Jugend im Land-
tag“ an den Sitzungen des Plenums teilnehmen.

     Teilnahme- 
berechtigung

4. Die Mitglieder des Altenparlaments, Delegierte des 
Jugendparlaments und Abgeordnete können im Ple-
num sprechen, wenn ihnen das Wort erteilt worden 
ist. 
Ein einzelner Redebeitrag ist auf drei Minuten be-
grenzt. Das Plenum kann mit Mehrheit eine Verlän-
gerung der Redezeit genehmigen.

 Rederecht

5. 

6.

7.

Stimmberechtigt sind ausschließlich die benannten 
Delegierten des Altenparlaments.

Der/die Präsident(in) erklärt die Beratung für ge-
schlossen, wenn die vorgesehene Zeit abgelaufen ist 
oder keine Wortmeldungen mehr vorliegen.

Antragsberechtigt sind  ausschließlich Mitglieder 
des Altenparlamentes, als Gruppe oder auch als Ein-
zelperson. Anträge, die den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern vor der Veranstaltung nicht rechtzeitig 
zugestellt werden können (siehe Ausschlussfrist), 
finden keine Berücksichtigung in der Beratung des 
Altenparlamentes. Eine Ausnahme bilden Dring-
lichkeitsanträge. Der Dringlichkeit muss durch zwei 
Drittel der Delegierten zugestimmt werden.

  Stimm- 
recht

Ende der
Beratung

Anträge

Altenparlament 2016

GESCHÄFTSORDNUNG
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GESCHÄFTSORDNUNG

Im jeweiligen Antrag sind der möglichst knapp zu 
formulierende Antragstext und die Begründung klar 
voneinander zu trennen. Sie sollten durch die Über-
schriften Antrag bzw. Begründung gekennzeichnet 
werden.

8. Die Anträge werden nach Eingang bei der Landtags-
verwaltung zunächst von einer Antragskommission 
gesichtet. Diese setzt sich aus jeweils einer Vertre- 
terin/einem Vertreter der acht benennenden Verbän-
de zusammen.
Zu den Aufgaben der Kommission gehört es, die 
Anträge in eine Beratungsreihenfolge zu bringen, 
gegebenenfalls redaktionell zu überarbeiten und 
Vorschläge für die Zusammenfassung inhaltlich 
ähnlicher Anträge zu erarbeiten. Außerdem hat die 
Kommission ein Vorschlagsrecht für die Absetzung 
von Anträgen, die sich nicht in das Themenspek-
trum des jeweiligen Altenparlamentes einordnen 
lassen. Der Absetzung muss durch zwei Drittel der 
Delegierten zugestimmt werden.

Antrags-
kommission

9. Jede Teilnehmerin/jeder Teilnehmer des Altenparla-
ments ist berechtigt, eine Frage zu stellen. Dabei soll 
angegeben werden, von welcher Landtagsfraktion 
die Antwort erwartet wird.
Die Fragestunde wird um 17.00 Uhr beendet. Fra-
gen, die bis zu diesem Zeitpunkt nicht beantwortet 
sind, können schriftlich eingereicht werden und 
werden schriftlich beantwortet.

Frage-
stunde
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Altenparlament 2016
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TAGUNGSPRÄSIDIUM

Tagungspräsidium des 28. Altenparlamentes

Präsident:
Peter Schildwächter,
benannt durch den Landesseniorenrat

1. Stellvertreterin: 
Lydia Drenckhahn-Dempewolf,
benannt durch den DGB

2. Stellvertreter:
Michael Lindner,
benannt durch den Landessportverband

v. lks.: Lydia Drenckhahn-Dempewolf, Peter Schildwächter, Michael Lindner
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Altenparlament 2016

ABGEORDNETE

v. lks. 1. R.: Dr. Marret Bohn, Katja Rathje-Hoffmann, 2. R.: Wolfgang Baasch, Tobias Koch
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ABGEORDNETE/GÄSTE

 
Teilnehmende Abgeordnete 

CDU	 		  SPD
Karsten Jasper			   Wolfgang Baasch
Tobias Koch			   Birte Pauls
Katja Rathje-Hoffmann		

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN	 FDP
Dr. Marret Bohn			   Anita Klahn
					   
SSW
Flemming Meyer

Teilnehmerinnen und Teilnehmer „Jugend im Landtag“ 
Lina Brandes
Florian Lienau
Annica Peters
Annabell Szepat

1. R.: Dr. med. Martin Willkomm, 2. R.: Flemming Meyer

v. lks. 3. R.: Karsten Jasper, Anita Klahn
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BEGRÜßUNGSREDE

Begrüßungsrede 
 
Landtagspräsident Klaus Schlie

Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Liebe Dele-
gierte des Altenparlaments! 
Sehr geehrtes Tagungs-
präsidium! Sehr geehrter 
Herr Tagungspräsident 
Schildwächter! Lieber Herr 
Dr.  Willkomm, schön dass 
wir uns hier wiedersehen. 
Ich habe unsere gemein-
same langjährige Arbeit in 
den Gremien in guter Erin-
nerung, vor allem aber auch 
den „Lübecker Bewegungs-
tag“ im Lübecker Rathaus, 
wo wir uns zuletzt gesehen und in der Praxis das erlebt haben, 
was heute Thema des Altenparlamentes ist: Aktiv älter werden! 

Die Themen, die Sie heute in den Arbeitsgruppen besprechen wol-
len, sind außerordentlich beeindruckend: Aktive Senioren, Alter-
sarmut und Generationengerechtigkeit sowie Senioren und Digi-
talisierung. Die große Anzahl der Kolleginnen und Kollegen, die 
überwiegend hier schon anwesend sind, macht deutlich, welchen 
Stellenwert das Altenparlament für die Landtagsabgeordneten hat. 
Wir alle sind der Meinung, dass das ganz herausragende Themen 
sind, die wir in unserer Arbeitswelt unmittelbar mit einbeziehen 
werden. Wir brauchen das Altenparlament, Ihren Sach- und Fach-
verstand, denn Ihre Meinung ist wichtig für unsere Arbeit.

Das Altenparlament tagt nun zum achtundzwanzigsten Mal, und 
auch das macht deutlich, wie traditionsreich diese Veranstaltung 
ist. Wie wichtig sie ist, wird nicht nur durch die Zahl der Tagun-
gen unterstrichen, sondern vor allem dadurch, was Sie inhaltlich 
in diesen zahlreichen Plenartagungen, in den Arbeitskreissitzun-
gen, in den Vor- und in den Nachbereitungssitzungen an Themen 
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BEGRÜßUNGSREDE

bearbeitet haben, was Sie weitertransportiert haben, um es in den 
politischen Prozess einzuspeisen. 

Ihre Beratungen, Debatten und Ergebnisse basieren auf parla-
mentarischen Arbeitsweisen. Anregungen aus den Ausschüssen 
gehören natürlich ins Plenum. Ich habe mir das im Vorfeld ange-
schaut: 75  Anträge, das ist schon eine gewaltige Arbeitsmenge. 
Wenn der Schleswig-Holsteinische Landtag drei Tage lang tagt, 
haben wir in der Regel um die 70 bis 80 Tagesordnungspunkte. 
Wobei ich Ihnen schon sagen muss, dass wir im Ältestenrat im 
Vorwege versuchen, diese Punkte ein wenig zu strukturieren 
und zu kanalisieren. Aber ich will es deutlich sagen: Die Anre-
gungen aus den Ausschüssen gehören natürlich in das Plenum, 
denn das Plenum, Sie hier, Sie sind es letztendlich, die mit dafür 
sorgen, dass die Inhalte der Anträge auch alle Delegierte und die 
Öffentlichkeit erreichen. 

Sie haben sich viel vorgenommen. Strukturieren Sie Ihre Arbeit, 
aber nehmen Sie sich auch Zeit für den Diskurs. Mir ist das des-
halb besonders wichtig zu sagen, weil heute auch Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer des Jugendparlamentes anwesend sind. Sie 
sollten die Chance wahrnehmen, auch mit diesen ins Gespräch 
zu kommen. Denn parlamentarische Arbeit bedeutet, dass man 
mit Argumenten um richtige Wege ringt, dass man letztendlich 
den richtigen Inhalt einer Beschlussfassung nur dann erreichen 
kann, wenn man sich vorher tatsächlich auch ausgetauscht hat. 
Nur so findet man letztendlich auch die überzeugendste Formu-
lierung. Aber vielleicht ist das auch nicht immer der Punkt, an 
dem man sich zu lange aufhalten sollte. Das sind aber im Grunde 
die Elemente der parlamentarischen Demokratie. 

Parlamentarische Demokratie bedeutet, dass es Menschen wie 
Sie hier als Delegierte gibt, die von ihren Verbänden geschickt 
worden sind, oder wie wir, die wir von den Bürgerinnen und Bür-
gern dieses Landes in den Schleswig-Holsteinischen Landtag ge-
wählt worden sind, die Verantwortung übernehmen und denen 
man auch Verantwortung übertragen kann. Das sind Personen, 
an denen man dann die Verantwortung auch festmachen kann. 
Das gibt es nicht in allen Bereichen, bei allen sonstigen Prozessen. 
Der parlamentarische Streit ist letztendlich das Lebenselixier der 
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Demokratie. Nur die Pluralität der Meinungen, die Vielfalt der Ar-
gumente und letztlich dann aber die mit Mehrheit getroffene Ent-
scheidung führen auch zu überzeugenden Ergebnissen. Das ist nun 
einmal das Wesen unserer parlamentarischen Demokratie.

Ich wünsche Ihnen einen interessanten und vor allen Dingen 
auch einen inhaltlich inspirierenden Vortrag und bin fest davon 
überzeugt, dass Sie ihn von Herrn Dr.  Willkomm bekommen 
werden. Ich wünsche Ihnen gute und streitbehaftete Diskussionen. 
Ich sage extra „streitbehaftete Diskussionen“, weil es mich als 
Landtagspräsident immer wieder ärgert, dass das Wort Streit bezo-
gen auf parlamentarische Auseinandersetzungen negativ besetzt 
ist. Nein, Streit in der Sache und nach geordneten Regeln ist eben-
falls Lebenselixier unserer parlamentarischen Demokratie. Vor al-
len Dingen wünsche ich Ihnen – und bin davon überzeugt, dass Sie 
zu solchen kommen werden – , dass Sie ebenso wie in den vergan-
genen Jahren zu überzeugenden Ergebnissen kommen. 

Es freut uns, die Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages, dass Sie wieder hier bei uns im Landeshaus, im Ple- 
narsaal des Landtages, tagen. Und es freut uns, dass Sie sich mit 
wichtigen Themen unserer Gesellschaft beschäftigen. Wir sind 
auf die Ergebnisse gespannt. 

Ich wünsche Ihnen gute Beratungen! Ich wünsche uns, dass die-
se Ergebnisse transportiert werden. Wir haben auch in der vor-
bereitenden Sitzung sehr deutlich gemacht – das sei auch noch 
einmal an die Kolleginnen und Kollegen des Landtages gerich- 
tet –, dass es natürlich richtig und notwendig ist und Sie zu Recht 
die Erwartungshaltung haben, dass wir uns dann auch in unse-
ren politischen Gremien, in den Fraktionen, aber gegebenenfalls 
auch in den parlamentarischen Gremien mit den Ergebnissen Ih-
rer Arbeit auseinandersetzen und Sie rechtzeitig eine Rückmel-
dung bekommen.

Insofern wünsche ich Ihnen alles Gute! Ich finde es ganz großar-
tig, dass Sie bei diesem herrlichen Wetter das machen, was man 
macht, wenn man Verantwortung übernimmt, nämlich hier ta-
gen und um gute Ergebnisse ringen.  – Vielen Dank und herzlich 
willkommen!
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REDE PRÄSIDIUM

Tagungspräsident Peter Schildwächter 

Guten Morgen! Herzlichen Dank 
für Ihre Worte, Herr Landtagsprä-
sident. 

Ich habe eine Bitte an die Delegier-
ten: Denken Sie bitte daran, dass 
Sie Ihre Smartphones und Handys 
auf stumm oder Vibration schal-
ten, damit wir hier im Plenum 
nicht gestört werden.

Sehr geehrter Herr Landtagsprä-
sident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Dr. Willkomm! Sehr 
geehrte Vertreter des Präsidiums „Jugend im Landtag“! Sehr ge-
ehrte Vertreter der Presse und TV-Medien! Liebe Delegierte! 

Wir sind heute hier zum 28. Altenparlament zusammengekom-
men, um dieses gemeinsam zu gestalten und nicht in Stress aus-
arten zu lassen. Ich denke, wir werden alle einen interessanten 
und arbeitsreichen Tag haben und erleben. 

Bevor ich fortfahre, möchte ich mich im Namen aller bei Frau 
Keller und ihrer Kollegin bedanken, die wieder mit viel Geduld 
dieses 28. Altenparlament organisiert haben. Dafür meinen herz-
lichen Dank!

Wir alle, die wir in Ehrenämtern stehen, wissen: Eine solche Ver-
anstaltung und besonders eine so große Veranstaltung zu organi-
sieren, das bedeutet immer sehr viel Arbeit und Geduld – und mit 
uns Senioren ist es manchmal auch nicht ganz so einfach.

Da wir sehr viele Anträge vorliegen haben – die Anzahl der An-
träge ist inzwischen auf 79 gestiegen, die letzten vier liegen in 
der Tagungsmappe mit drin; ich bitte, da noch einmal reinzu- 
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REDE PRÄSIDIUM

schauen, sind wir natürlich gehalten, ein unheimliches Ar-
beitspensum abzuliefern. Deshalb fasse ich mich heute einleitend 
sehr kurz. 

Ich möchte aber auf einen Punkt hinweisen, der mir wichtig er-
scheint. Und zwar feiern wir dieses Jahr 70 Jahre Schleswig-Hol-
stein, 70 Jahre Landtag. Da gibt es eine zentrale Veranstaltung, die 
in Eutin am 1. und 2. Oktober 2016 stattfinden wird. Ich möchte 
Sie auffordern, diese Veranstaltung zu besuchen.

Gleichwohl möchte ich aber auch für uns als Senioren darauf hin-
weisen: Wir sind die Generation, die dieses Schleswig-Holstein 
im Auf bau nach dem Krieg und nach der Nazizeit mit begleiten 
durfte. Die einen oder anderen Kieler werden sich erinnern, wie 
das nach dem Krieg hier aussah. Wir sind die Generation, die 
einen gewissen Anteil erbracht hat, um Schleswig-Holstein in 
diese Zukunft zu bringen und dort hinzukommen, wo wir heu-
te stehen. Da gibt es ja das geflügelte Wort der blühenden Land-
schaften. Schleswig-Holstein ist gewachsen, gefestigt in der De-
mokratie, und wir können froh sein, dass wir in diesem schönen 
Land leben dürfen. – Das erschien mir noch einmal wichtig, hier 
vorzutragen. 

Ich möchte nicht versäumen, Ihnen meine Stellvertreter vor-
zustellen: Frau Drenckhahn-Dempewolf, benannt durch den 
DGB, erste Stellvertreterin, und Herr Lindner, benannt durch 
den Landessportverband, zweiter Stellvertreter. Meinen Namen 
lesen Sie, ich bin Vorsitzender des Landesseniorenrates Schles-
wig-Holstein und gleichzeitig auch Vorsitzender der Senioren in 
Brokstedt und Vorsitzender des Kreisseniorenrates Steinburg. 

Ich bitte Sie, Herrn Dr. Martin Willkomm, jetzt um Ihr Referat.
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Vortrag 
 
zum Thema „Aktiv älter werden“von Dr. Martin Will-
komm, Chefarzt und Ärztlicher Direktor, Krankenhaus 
Rotes Kreuz Lübeck, Geriatriezentrum

Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender, sehr geehrte 
Damen und Herren, er-
folgreiche Altersplanung 
beginnt damit, die eigene 
Gesundheit und Selbstän-
digkeit zu erhalten, im ei-
genen Zuhause zu bleiben 
und im Bedarfsfall me-
dizinisch gut versorgt zu 
sein. Eine wichtige Rolle 
nehmen dafür Präventi-
onsmaßnahmen ein.

Vor Eintreten eines Ge-
sundheitsrisikos – noch 
nicht einer Krankheit! – 
spricht man von Primär-

prävention. Diese Präventionsform betrifft vor allem Kinder und 
Jugendliche. Im Erwachsenenalter steht die Sekundärprävention 
im Vordergrund. Hier können bereits Frühstadien einer Krank-
heit vorliegen. Für die Altersmedizin, die Geriatrie, spielt die 
Tertiärprävention die entscheidende Rolle. Hier kann eine Akut-
behandlung bereits erforderlich gewesen sein, nun sollen Folge-
schäden und Rückfälle einer Erkrankung verhindert werden. Im 
Alter spielt neben der Gesundheit der Begriff der „Teilhabe“ zu-
dem eine herausragende Rolle. Das soziale Umfeld soll stabil blei-
ben, möglichst alle Aktivitäten sollten bis ins hohe Alter erreicht 
werden können. Der Alltag bleibt so abwechslungsreich, soziale 
Räume werden genutzt und die Mobilität bleibt erhalten. 

Im Alter spielen soziale Veränderungen, wie der Übergang in die 
Rentenphase, ein beruflicher oder familiärer Rollenverlust, der 
Verlust körperlicher Unversehrtheit und Mobilität, der Verlust 
eines Partners eine große Rolle. Zu diesen Veränderungen tritt 
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nicht selten eine neue Wohnsituation hinzu. Letztlich führt dies 
alles zu einem Verlust an Selbständigkeit. 

Um eine aktive Vorbereitung auf das eigene Alter zu erreichen und 
die negativen Entwicklungen dieser Veränderungen im persönli-
chen Umfeld zu verhindern, müssen mehrere Schlüssel passen. 
Der erste Schlüssel betrifft die eigene Resilienz und das positive 
Coping. Mit Resilienz wird die eigene Widerstandskraft bezeich-
net. Ein intaktes soziales Netz, ein guter gesundheitlicher- und 
körperlicher Zustand, eine gute Mobilität, Unabhängigkeit, ein 
höherer Bildungsgrad, das Erleben von positiven Beziehungen 
und Erfahrungen von Zuwendung aus der Kindheit führen zu ei-
ner guten Resilienz. Coping ist der zweite in diesem Zusammen-
hang wichtige Begriff. Coping bezeichnet die positive oder ne-
gative Bewältigung einer bestimmten (Lebens-)Situation. Zum 
positiven Coping, also einer funktionell zielführenden Strategie, 
gehört die aktive Bearbeitung von Problemen, eine gute Informa-
tion, die Suche nach emotionaler und praktischer Unterstützung, 
eine Portion Humor und positives Denken. Negative Strategien 
können das Aufgeben einer Situation sein, aber auch Abreagieren 
an anderen, Ablenkung und Stressverleugnung, natürlich auch 
der Gebrauch von Alkohol und Drogen sowie Selbstvorwürfe. 

Als zweiter wichtiger Schlüssel zur Prävention im Alter ist der 
Blick auf das eigene Altersbild zielführend. Das kalendarische 
Alter, also die Lebensdauer, das biologische Alter, das rechtliche, 
das soziale Alter und das subjektive Alter werden unterschie-
den: „Man ist so alt, wie man sich fühlt“. Aus biologischer Sicht 
beginnt das Altern schon mit der Geburt, dies wird zumeist als 
ein irreversibler Prozess verstanden. Der Organismus wird zu-
nehmend anfällig gegenüber äußeren Einflüssen wie toxischen 
Prozessen, z. B. Sonneneinstrahlung oder auch gesundheits-
schädlichen Nahrungsmitteln. Am Ende des biologischen Al-
terungsprozesses steht das Sterben. Dies ist eine recht negative 
Darstellung des Alters. Anders sieht es aus psychologischer Sicht 
aus. Hier stehen Verhalten und Erleben im Vordergrund. 
Die Wahrnehmungs-, Denk- und Gedächtnisleistungen, Moti-
vation und Befindlichkeit werden für die Definition des Alterns 
herangezogen. Das Alter ist aus psychologischer Sicht kein ein-
heitlicher, gleichmäßig verlaufender Prozess. Z. B. kann in der 
Wahrnehmung ein Altersabbau stattfinden, zugleich jedoch eine 
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Leistungszunahme in anderen Bereichen eintreten. Dazu gehö-
ren neu erworbene Fremdsprachenkenntnisse oder auch eine 
Erweiterung des Wortschatzumfanges. Das Alter aus soziologi-
scher Sicht bezieht sich stark auf die Wechselbeziehung mit dem 
sozialen Umfeld. Alter ist danach letztlich ein soziales Schick-
sal, hervorgerufen durch die äußeren Rahmenbedingungen. Die 
Gesellschaft bewirkt den Rückzug aus sozialen Bindungen und 
Verpflichtungen. Alter ist aber auch, wenn das soziale Umfeld 
stimmt, aus soziologischer Sicht gut beeinflussbar. Die Sicht auf 
dieses Alter wird durch die sogenannten Altersbilder geprägt.

Altersbilder sind individuelle und gesellschaftliche Vorstel-
lungen vom Alter bzw. dem Altsein. In einer pluralisierten und 
differenzierten Gesellschaft gibt es immer eine Vielzahl von Al-
tersbildern. Altersbilder sind also Bilder, die von außen auf einen 
(vermeintlich) alten Menschen angewandt werden. Sie sollen 
nicht als 1:1 Abbildung des Alters dienen, sondern haben eine 
Ordnung stiftende Funktion. Sie vereinfachen, typisieren und 
generalisieren, lassen den Alltag zum Teil automatisiert ablaufen. 

Bei den Alltagsbildern unterscheidet man drei Ebenen: Zunächst 
einmal die Makroebene, das Altersbild in der Öffentlichkeit. Hier 
entstehen in öffentlichen Diskursen über das Alter bestimmte 
Altersbilder, die soziale Stellung der Älteren wird beleuchtet, es 
stehen Ressourcen und Kompetenzen auf der einen Seite einem 
Defizitmodell auf der anderen Seite gegenüber. Diese „großen 
Altersbilder“ der Makroebene formen das Altersbild in einer Ge-
sellschaft, sie sind extrem träge und verändern sich über die Jahre 
kaum. Umgesetzt werden diese Altersbilder der Makroebene in 
den Alltag auf der sogenannten Mesoebene. 

Als Ergebnis der öffentlichen Debatte erreicht das siegreiche Al-
tersbild Alltagsrelevanz. Als Beispiel sei die gesetzlich festgelegte 
Altersgrenze, das Renteneintrittsalter angeführt. Das Verhalten, 
das soziale Rollen prägt, wirkt angemessen. Statusübergänge gibt 
es auch schon in der Kindheit und Jugend. Das Wort „Alter“ ist 
dann neutral bewertet. Es bekommt nur im Zusammenhang mit 
einem älteren oder alten Menschen offensichtlich einen negati-
ven Klang. Altersbilder in der persönlichen Interaktion, in der 
unmittelbaren Beziehung zwischen zwei Menschen prägen die 
sogenannte Mikroebene. 
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In diesem unmittelbaren Erleben können kurzlebige Altersbilder 
blitzschnell entstehen, genauso schnell aber auch wieder ver-
schwinden. Sie wechseln sich schnell ab, existieren manchmal 
in divergierender Form sogar parallel. Das Verhalten Jüngerer 
gegenüber Älteren wird auch auf der Mikroebene durchaus vom 
übergreifenden Altersbegriff der Makroebene mit getragen. 

Alter und Altern war nicht immer negativ belegt. Noch bis ins 19. 
Jahrhundert hinein wurde das historische Altersbild z. B. in der 
Agrargesellschaft in der damals noch geringen Entwicklungsge-
schwindigkeit der Gesellschaft mit einem ganz anderen Wert für 
Erfahrungswissen, Althergebrachtes, die traditionellen Potenti-
ale der Älteren gemessen. Damals hatten Ältere einen durchaus 
hohen Rang in der Gesellschaft. Bei Bauern und Handwerkern 
galten die Älteren als Wissensspeicher. Erst mit Beginn der In-
dustrialisierung im 19. Jahrhundert wurden diese Werteketten 
zunehmend zerstört, das Altersbild des ewig Gestrigen entstand. 
In den darauf folgenden Jahrzehnten von 1900 bis 1930 wurde 
das Bild des jugendlichen Körpers inmitten einer intakten Natur 
(„zurück zur Natur“) betont und die Körperlichkeit und Sport-
lichkeit der Jugend in den Vordergrund gestellt. 

Die Funktion und Leistung des Körpers bestimmten auch natur-
wissenschaftliche Forschungen zu Beginn des 20. Jahrhunderts. 
Bezeichnend für diese Wendung hin zur Jugend, als die Gesell-
schaft tragender Altersschicht, bringt der Münchner Verlag Ge-
org Hirth die Zeitschrift „Jugend“ heraus. Nach Turnvater Jahn 
folgt nun der Hochleistungssport amerikanischer Prägung. 

Seit gut zwanzig Jahren ändern sich die Altersbilder wieder. Etwa 
seit Mitte der 1990er Jahre wird das Alter zunehmend in seiner 
Grundform akzeptiert, es werden „vernünftige“ Verhaltensmaß-
regeln wie gesunde Lebensführung oder regelmäßige sportliche 
Aktivitäten auch für Ältere empfohlen. Die negative Sicht auf das 
Alter, welche sich über ein Jahrhundert stabilisiert hat, ist jedoch 
noch allgegenwärtig. Auch diese „neuen, aktiven Alten“ werden 
letztlich doch an der Jugend gemessen. Relevant sind die Beschaf-
fenheit der Haut, Beweglichkeit, Schönheit, Haarfarbe und -fül-
le. Die Zielgruppe der Älteren wird allerdings nun auch für den 
Konsum entdeckt. Aus den drei „U“ werden die drei „K“. Statt die 
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Alten als unflexibel, unfähig und unattraktiv zu brandmarken, 
werden sie als konsumfreudig, kompetent und kaufkraftstark er-
kannt. Das Marketing rund um diese Silver-Ager, die nicht wegen 
der Haare, sondern der Silberlinge im Portemonnaie so genannt 
werden, kann der Schlüssel zum neuen Altersbild sein. In den 
Medien gibt es ebenfalls einen Wechsel des Altersbegriffs. Nach-
dem über viele Jahre über das Alter praktisch nicht öffentlich be-
richtet wurde, wird nun vermehrt über Ältere berichtet und auch 
der Ton der Berichterstattung wird positiv(er): Das Alter wird ge-
sellschaftsfähig. Die Medien entdecken zunehmend nicht nur die 
Relevanz des Themas, sondern auch die Themenvielfalt. 

Ein weiterer wichtiger Schlüssel für ein gesundes Alter besteht 
in einer ausgewogenen Ernährung. Der alte Mensch hat deutliche 
körperliche Veränderungen zu tragen, die Stoffwechsel aktive 
Masse sinkt, dazu gehören z. B. Skelettmuskulatur, innere Orga-
ne und Knochenmasse, der Geschmacks- und Geruchssinn wer-
den schlechter, auch das Sättigungsgefühl tritt früher ein, Essen 
und Trinken fällt allgemein schwerer. Auch eine häufig bestehen-
de Vereinsamung, führt dazu, dass die Ernährung unausgewogen 
wird. Die Folgen dieser Fehlernährung sind Vitaminmangel und 
Mangel an Mineral- und Spurenelementen. Außerdem nimmt oft 
das Körpergewicht ab und es wird zu wenig Flüssigkeit getrun-
ken. Gute Gegenrezepte sind: Essen und Trinken in Gesellschaft, 
Essen mehrerer kleinerer Mahlzeiten und keine Speisen mit ho-
hem kalorischen Fettanteil. Eine der wenigen Empfehlungen für 
eine Nahrungsergänzung besteht in der regelmäßigen Einnahme 
von Vitamin D, insbesondere in den Wintermonaten. 

Auch eine ungefähre tägliche Flüssigkeitsbilanz sollte geführt 
werden. Über die Ernährungspyramide wird neben regelmäßiger 
Bewegung und kontrollierter Flüssigkeitszufuhr eine ausreichen-
de Aufnahme von Cerealien, das sind Brot- und Kornprodukte, 
sowie von Gemüse und Obst empfohlen. Eiweiß und Fleisch 
sollte nur in Grenzen auf den Speiseplan kommen, Fastfood und 
reine Zucker und Fett enthaltende Nahrungsmittel sollten so we-
nig wie möglich konsumiert werden. Zusammenfassend ist die 
Ernährung im Alter durch wenige Grundregeln geprägt: viele 
Mahlzeiten am Tag, mind. 2 x davon Obst und 3 x Gemüse, tägl. 
mind. eineinhalb Liter Flüssigkeit, aber auch nicht mehr als 2 Li-
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ter, denn das „Spülen der Niere“ ist nach modernen Erkenntnis-
sen Unsinn. Nahrungsergänzungsmittel sind bei ausgewogener 
Kost nicht erforderlich.

Ein letzter wichtiger Schlüssel für die Prävention im Alter sind 
Bewegung und Förderung der Kognition, möglichst gemeinsam 
als Förderung von Geist und Beweglichkeit. Sport sollte so früh 
wie möglich begonnen werden, spätestens um das fünfzigste 
Lebensjahr sollte eine regelmäßige körperliche Betätigung ein-
setzen. Große Studien unterstützen dies, wobei es nicht so sehr 
auf die Intensität der einzelnen Übungen als auf die Trainingsfre-
quenz ankommt. Es ist wichtiger, häufig und kurz zu trainieren, 
als in wenigen großen Einheiten sein versäumtes Trainingspro-
gramm nachzuholen. Die Kombination aus körperlicher und 
geistiger Arbeit ist dabei besonders wirksam. Die Programme 
der Sport- und Turnverbände sowie das im Folgenden vorgestell-
te „Lübecker Modell Bewegungswelten“ stellen hierfür ideale  
Voraussetzungen bereit. Entwickelt wurde das Programm durch 
die Forschungsgruppe Geriatrie Lübeck in enger Zusammen-
arbeit mit dem Landessportverband Schleswig-Holstein sowie 
Übungsleitern aus den beteiligten Lübecker Pflegeheimen der 
Hansestadt Lübeck (SIE). Das Programm stellt als Bundesmodell-
projekt der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung den 
wichtigen Begriff der Lebenswelt, in diesem Fall der Bewegungs-
welt, in den Mittelpunkt. 

Ziel des Programms ist es, die Lebensqualität pflegebedürftiger 
Älterer zu fördern durch Erhalt und Ausbau der Selbsthilfefä-
higkeiten, Mobilität, Beweglichkeit, geistigen Leistungsfähigkeit 
und der sozialen Kontakte. Es werden mit dem Programm gezielt 
Ältere erreicht, welche bereits eine gewisse Unterstützungsnot-
wendigkeit haben, auch eine kognitive Einschränkung spricht 
nicht gegen die Teilnahme. Die Zielgruppe ist im Durchschnitt 
etwa 80 Jahre alt, die Grundpflege gelingt nicht mehr alleine, aber 
es besteht noch eine Gehfähigkeit von mind. 6 Metern ohne eine 
Hilfsperson, wobei ein Hilfsmittel wie ein Rollator gestattet ist. 
Das Programm findet grundsätzlich unter dem Dach einer Pfle-
geeinrichtung statt, wobei Ältere aus der Umgebung willkom-
men sind. In einer Gruppe von 12 bis 15 TeilnehmerInnen wird 
das Programm zweimal wöchentlich durchgeführt. Jede Stunde 
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steht unter einem Motto, z. B. „Bei der Ernte“, „Im Garten“, „Bei 
der Stallarbeit“ oder „Am Strand“. Heute wird das Programm 
„Lübecker Modell Bewegungswelten“ bereits an 10 Pflegeeinrich-
tungen in Lübeck erfolgreich durchgeführt. Der Landessportver-
band Schleswig-Holstein hat in einer eigenen Modelllinie von der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung den Auftrag be-
kommen, für ganz Schleswig-Holstein an ca. 10 bis 15 Standorten 
Kooperationen zwischen Sportvereinen und Pflegeeinrichtun-
gen zu schließen, um das Programm dort ebenfalls erfolgreich 
umzusetzen. Diese Kooperation ermöglicht es, dass ein Sportver-
ein in einer Gemeinde z. B. Pate für das örtliche Pflegeheim wird. 
Aus dem Sportverein werden die Übungsleiter gestellt, welche 
dann in der örtlichen Pflegeeinrichtung das Trainingsprogramm 
durchführen. Voraussetzung ist mindestens eine Übungsleiter 
C-Lizenz nach den Kriterien des Deutschen Olympischen Sport-
bundes (DOSB) sowie die Teilnahme an einem Grundkurs zum 
Lübecker Modell Bewegungswelten. 

Eine Vielzahl an Partnern unterstützt das Modell. Finanziell 
wird das Projekt getragen durch den Verband der privaten Kran-
kenversicherungen und koordiniert durch die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung. Beteiligt sind außerdem der 
Deutsche Olympische Sportbund (DOSB), der Landessportbund 
Nordrhein-Westfalen sowie das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schles-
wig-Holstein. Partner in der Pilotregion Lübeck ist die Hanse-
stadt Lübeck, deren Sozialsenator zugleich regionaler Schirmherr 
des Pilotprojekts ist. Als weitere Partner sind das Kompetenz-
zentrum Demenz in Norderstedt sowie das Lübecker Ärztenetz  
LÄN zu nennen. 

Aktiv älter werden steht heute ganz im Mittelpunkt der Präven-
tionsmaßnahmen, um das Alter gesund und fit zu erleben. Ein 
körperliches Training kann, und das ist bewiesen, das Auftreten 
eines kognitiven Defizites verzögern, damit sogar eine Demenz 
zumindest um einige Zeit verzögern. Schon mit geringem Auf-
wand an Bewegung kann so ein erstaunlicher Effekt erreicht und 
bis ins hohe Alter das Wohlbefinden gefördert werden. Es ist nie 
zu spät, mit einem solchen Training anzufangen!
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Aussprache

Tagungspräsident Peter Schildwächter:
Vielen Dank für diesen schönen Vortrag. – Ich denke und vermute 
einmal, dass Sie jetzt für Fragen zur Verfügung stehen, Herr Dr. 
Willkomm?

Dr. Martin Willkomm:
Ja, fragen Sie gern alles, was Sie wollen.

Harro Burghold:
Ich habe keine Frage an Sie. Aber ich bin langsam in dem Alter, 
wo man nicht mehr alles im Kopf behält, deshalb eine Nachfrage 
zum Verfahren. Am Anfang war von vier zusätzlichen Anträgen 
die Rede, die noch kurzfristig dazugekommen seien. Diese habe 
ich in meiner Mappe und an meinem Platz nicht gefunden. 

Tagungspräsident Peter Schildwächter:
Die vier Anträge sind in der Mappe enthalten, die Sie heute über-
reicht bekommen haben. Aktuelle Mappen liegen auch vorne am 
Eingangstisch.

Wilma Nissen:
Erstens möchte ich sagen, das Referat hat mir sehr gut gefallen, 
ganz toll. Zweitens möchte ich etwas zum Trinken sagen. Älteren 
Menschen wurde früher immer empfohlen, drei Liter am Tag zu 
trinken. Das ist fast nicht zu schaffen. Ein bis zwei Liter, ja, aber 
drei Liter! Ich weiß es von meiner Schwiegermutter. Das ist schon 
länger her und war ganz fatal. Ihr wurde gesagt: Viel trinken, viel 
trinken! Das war bestimmt ganz verkehrt.

Dr. Martin Willkomm:
Ich sollte 12 medizinische Vorschläge machen und ein bisschen 
über das Essen reden. Daran habe ich mich gehalten. Wie schön, 
dass das gut angekommen ist. Danke.

Dagny Henning:
Das, was Sie über die Nahrungsergänzungsmittel gesagt haben, 
hat mir sehr gut gefallen. Ich habe aber ein Problem mit Ihrer kur-
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zen Bemerkung zum Ginkgo. Sie sagten, es schadet wenigstens 
nicht. Das finde ich auch nicht gut, denn auch das zieht den Leu-
ten das Geld aus der Tasche, wenn man einfach sagt: Okay, dann 
schluck es halt! Insofern bin ich dafür, wenn es nicht sinnvoll ist, 
das auch nicht zu unterstützen.

Dr. Martin Willkomm:
Das wäre eigentlich ein eigener Vortrag, aber nur ganz kurz: Wir 
haben im Bereich der Demenz mehrere Medikamentenklassen, 
die wirken. Diese Medikamentenklassen haben erhebliche Ne-
benwirkungen, und zwar Mundtrockenheit, Übelkeit, Sehstö-
rungen, Schwindel – also alles Dinge, die man als älterer Mensch 
vielleicht ohnehin schon hat. Sie wirken bei leichter und mittel-
schwerer Demenz. Bei der schweren Demenzform gibt es nur eine 
Substanz, die überhaupt zugelassen ist, mit sehr schwacher Wir-
kung. Da wir Mediziner also kaum etwas im Köcher haben, um 
wirklich etwas Gutes zu tun, und beim Ginkgo die Sachlage so 
ist, dass man sagt, es könne eine Wirkung geben, bin ich sehr vor-
sichtig zu sagen, den nehmen wir jetzt auch raus. Ich selber wür-
de ihn nicht schlucken, ich würde also nicht einfach prophylak-
tisch so etwas nehmen. Aber wenn Sie eine sehr leichte Form der 
Demenz haben, zum Beispiel bei Ihrem Lebensgefährten, und 
sagen, ich will etwas Gutes tun, dann gibt es eine kleine Nische 
– wenn man die ganzen Nebenwirkungen nicht haben will, aber 
irgendetwas nehmen möchte, was in die richtige Richtung wir-
ken kann , in der er erlaubt ist. Aber ich muss sagen: Ginkgo war 
über viele Jahre raus, und er gilt als harmlos. Ganz so harmlos ist 
er nicht, er kann in Kombination mit andern Dingen durchaus 
Nebenwirkungen entfalten. Nicht umsonst lutscht nicht jeder auf 
der Straße Gummibaum. Aber herzlichen Dank, dass Sie das so 
noch einmal einschränken. Ich hatte Sorge, dass hier sieben Leute 
aufstehen und sagen: Ich nehme das aber, ich nehme beispiels-
weise Jod, und das hat mir nie geschadet.
Als Mediziner kann ich nur sagen: Essen Sie einfach normal! Das 
ist kein gutes Rezept, um damit Geld zu verdienen, aber ich glau-
be, das ist das Einfachste.
So, wir sind gut in der Zeit, es ist 11:05 Uhr. Alle weiteren Fragen – 
ich bleibe noch bis mittags – können Sie mir heute überall stellen. 
Vielen Dank.
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Tagungspräsident Peter Schildwächter:
Herzlichen Dank von dieser Stelle aus. – Ich denke, wir haben 
Einiges für unser persönliches Bild mitnehmen können, was wir 
auch weitergeben können an unsere Senioren im Land: Sport ist 
ein wichtiger Faktor und sollte ein wichtiger Faktor in unserem 
Leben sein.

Wir sollten jetzt zu den Regularien kommen, wie wir verfahren 
wollen. Wenn Sie die Tagesordnung aufmerksam gelesen haben, 
haben Sie gesehen, dass wir für die Plenardebatte gerade einmal 
90 Minuten Zeit und 79 Anträge vorliegen haben.

Die Absprache im Präsidium lautet, dass wir uns an die vorgese-
hene Zeit halten. Also müssen wir ein anderes Regulativ finden, 
wie wir mit den Anträgen verfahren, die wir nicht debattieren 
können. Ich schlage Folgendes vor: Ich bitte Sie, im Arbeitskreis 
eine Prioritätenliste zu erstellen – das müssen Sie also im Arbeits-
kreise regeln, welche Anträge unbedingt in das Plenum sollen. 
Das gilt für alle drei Arbeitskreise, dass eine Prioritätenliste er-
stellt werden muss. In ihr sollen die Anträge aufgenommen wer-
den, die hier vorgetragen, diskutiert und debattiert werden sollen. 
Frau Keller hat mir den Tipp gegeben, ich möge mir einmal das 
Verfahren und den Ablauf bei „Jugend im Landtag“ ansehen: Die 
haben sehr viel mehr Anträge zu beraten und machen das auch so, 
dass sie dann am Ende per Beschluss die Anträge, die hier nicht 
debattiert werden konnten, zu denen von uns keine Entschei-
dung getroffen werden konnte, weil wir diese enge Zeitschiene 
haben, an die Politik weitergeben. Ich bitte, das in der Zeit, die wir 
jetzt haben, zu überlegen. 
Ich möchte Sie jetzt bitten, sich einmal zu outen, wer welchem 
Arbeitskreis angehört, damit wir in etwa ein Stärkeverhältnis 
feststellen können. Es wäre schön, wenn wir da eine gewisse Aus-
gewogenheit hinbekommen könnten. Auf der Liste, die in Ihrer 
Tischmappe liegt, ist nicht bei allen Personen vermerkt, welchem 
Arbeitskreis sie zuzuordnen sind. Ich bitte, einmal kurz die Hand 
zu heben, wer in den Arbeitskreis 1 geht. – Danke schön. Wer 
geht in den Arbeitskreis 2? – Danke schön. Und wer arbeitet im 
Arbeitskreis 3 mit?
Wir gehen jetzt in die einzelnen Tagungsräume der Arbeitskrei-
se. Bitte nehmen Sie Ihre Namensschilder mit.
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Anträge
 
 

						      AP 28/1
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Mehr Informationen über Seniorensportprogramme

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
den Landessportverband beim Ausbau des Seniorensportbe-
reichs weiter zu unterstützen.

Begründung:
Viele Sportvereine im Land verfügen über Kurse für Senioren. 
Der Landessportverband bietet hierzu diverse Fördermöglich-
keiten, die finanziell vom Land Schleswig-Holstein unterstützt 
werden.
Doch nach Berichten einiger Ortsverbände des SoVD ist über sol-
che Angebote immer noch zu wenig bekannt. Eine große Zahl 
von Senioren wird über die bisherigen Informationskanäle nicht 
erreicht.
Deshalb sollten Landesregierung und Landessportverband ver-
suchen, beispielsweise über die Kommunen persönlich auf Se-
nioren zuzugehen. Auf diese Weise würden die bestehenden 
Angebote bekannter; auch die Hemmschwelle, zu einer Senio-
rensportgruppe zu gehen, wäre niedriger, wenn man persönlich 
angesprochen wird.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/2
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Vergünstigtes Sportangebot für Senioren und Seniorinnen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
für ein flächendeckendes und kostengünstiges Sportangebot für 
Seniorinnen und Senioren zu sorgen.

Begründung:
Die meisten Sportvereine in den Kommunen Schleswig-Hol-
steins bieten für Senioren vergünstigte Mitgliedschaften an. Da-
rüber hinaus gibt es hier spezielle Kurse für ältere Teilnehmer.
Dies ist jedoch nicht überall der Fall. Immer wieder erreichen den 
Sozialverband Klagen, dass solche vergünstigten Mitgliedschaf-
ten in Sportvereinen nicht angeboten werden. Oder: Die Ver-
günstigung ist immer noch so hoch, dass der Mitgliedsbeitrag für 
viele Senioren zu teuer ist.
Hier sollte die Landesregierung aktiv werden und gemeinsam 
mit dem Landessportverband für ein flächendeckendes Senio-
rensportangebot in Schleswig-Holstein sorgen. Dieses muss so 
günstig sein, dass es sich jeder leisten kann.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/3
Landessportverband Schleswig-Holstein e. V.

Schaffung von barrierefreien multifunktionellen Bewegungs- 
und Begegnungsräumen im Wohnumfeld der Älteren

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, landesweit die Einrichtung barrierefreier 
multifunktionaler Bewegungs- und Begegnungsräume im Woh-
numfeld der älteren Menschen zu unterstützen.

Begründung:
Das Wohnumfeld, die Lebenswelt der älteren Menschen sollte 
gesundheitsförderlich gestaltet werden. Die heutigen älteren 
Menschen wollen nicht betreut und versorgt werden! Sie wollen 
so lange wie möglich ihre Selbständigkeit erhalten. 
Dafür sind sie aber auch aufgefordert, sich aktiv einzubringen, 
um gesund und fit zu bleiben bzw. die vorhandene Fitness zu er-
halten.
Sport und Bewegung tragen dazu bei, das Alter gesund und mit 
Lebensfreude zu gestalten. Sportliche Aktivitäten sind unter dem 
Aspekt der Erhaltung der Mobilität, der geistigen Kompetenz und 
zur Aufrechterhaltung sozialer Kontakte eine wichtige Form der 
Freizeitgestaltung! Nicht zu vergessen der Aspekt der Gesund-
heitsprävention.
Die Sportvereine bieten einen großen Strauß der unterschied-
lichen Angebote bei relativ geringen Mitgliedsbeiträgen oder 
Kursgebühren, um aktiv zu bleiben bzw. aktiv zu werden und 
zwar gemeinsam mit anderen. Ein Verein steht auch für Gesellig-
keit.
Ältere Menschen nehmen präventive Angebote jedoch am besten 
an, wenn sie in ihrem vertrauten direkten Wohnumfeld, in ihrer 
Lebenswelt stattfinden, da sie meist nicht mehr die Möglichkeit 
haben, weite Wege zurückzulegen. Dazu ist es erforderlich, dass 
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künftig nach Möglichkeit in allen Quartieren barrierefreie mul-
tifunktionelle Bewegungs- und Begegnungsräume geschaffen 
werden.
Vorhandene Sporthallen sind aufgrund ihrer Erreichbarkeit, zeit-
lichen Verfügbarkeit bzw. Größe und Ausstattung der Hallen 
nicht immer für entsprechende Angebote für Ältere und Hoch-
betagte geeignet. Dieses sollte auch bei Erstellung von Sportent-
wicklungsplänen künftig berücksichtigt werden.
Um das Ziel zu erreichen, gesundheitsbezogene Angebote für 
Ältere durch Sportvereine im Netzwerk mit anderen Partnern 
bereitzustellen, sollten künftig die Bauträger/Investoren in die 
Pflicht genommen werden, entsprechende Räume in den Quar-
tieren zur Verfügung zu stellen.
•	 Größe des Raumes: ca. 60 bis 100 qm
•	 Pflegeleichter Fußbodenbelag
•	 Ausstattung:
•	 Variable Bestuhlung und Tische (stapelbar)
•	 Schrank für Handgeräte

Michael Lindner
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/4
Landessportverband Schleswig-Holstein e. V.

Der Landessportverband S.-H. ist Partner bei der Umsetzung des 
Präventionsgesetzes und u. a. zuständig für gesundheitsorien-
tierte Bewegungsangebote für ältere Menschen und für Hochbe-
tagte in stationären Einrichtungen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, gemeinsam mit dem Partner Landessport-
verband S.-H. e. V. das Präventionsgesetz im Lande umzusetzen, 
indem gesundheitsorientierte Bewegungsangebote für ältere und 
hochaltrige Menschen („Lübecker Modell Bewegungswelten“) 
unterstützt und bereitgestellt werden.

Begründung:
Der Landessportverband S.-H. trägt bereits seit längerem der 
steigenden Nachfrage von Älteren nach einem adäquaten Sport-
angebot in den Sportvereinen mit vielfältigen, speziell auf die 
ältere Generation zugeschnittenen Konzepten zur Bewegungs-
förderung Rechnung – so etwa mit den Programmen „AKTIV 
50PLUS“, „AKTIV 70PLUS“, „Alter in Bewegung“ und dem Pro-
gramm „Lübecker Modell Bewegungswelten“ für Hochbetagte.
Grundlage: Leitfaden Prävention vom 21.6.2000, Fassung 
10.12.2014:
Gemäß Leitfaden Prävention wird für die Gesundheitsförderung 
der Setting-Ansatz bevorzugt, um die jeweiligen Zielgruppen in 
ihrer Lebenswelt zu erreichen und die Nachhaltigkeit zu gewähr-
leisten. Dabei wird empfohlen, dass bereits vorhandene Netz-
werke und Strukturen, bereits aktive Partnerinnen und Partner 
einbezogen werden, „so dass ein untereinander abgestimmtes 
Handeln – am besten innerhalb einer integrierten kommunalen 
Gesamtstrategie – erfolgen kann“ (Leitfaden Prävention, S. 22).
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Hier sehen wir den Landessportverband Schleswig-Holstein mit 
seinen 2.600 Sportvereinen im Lande als optimalen strategischen 
Partner, um diese Gesamtstrategie im Hinblick auf ein gesundes 
Bewegungsverhalten der älteren Bevölkerung zu planen und zu 
realisieren.
Als geeignetes Instrument innerhalb einer Kommune könnten 
wir uns Gesundheitszirkel mit Beteiligung des organisierten 
Sports vorstellen. Für die Intervention innerhalb der Zielgrup-
pen könnten wir uns als Grundlage die bestehenden Projekte 
und Programme vorstellen, die bereits evaluiert wurden („AK-
TIV 70PLUS“ und „Alter in Bewegung“), bzw. sich in der Phase 
der Evaluation befinden („Lübecker Modell Bewegungswelten“ 
durch das UKSH, die Christian-Albrechts-Universität, Institut 
für Sportwissenschaft, und die Universität Bielefeld, Fachbereich 
Pflegewissenschaften).
Die angesprochenen Konzepte sehen nicht nur eine Reduzierung 
der gesundheitlichen Risiken, sondern auch die Stärkung der 
Ressourcen und Kompetenzen durch gesunde Bewegung vor.
Vorteile des Landessportverbandes mit seinen 2.600 Sportverei-
nen als Anbieter:
•	 Verbreitung in ganz Schleswig-Holstein bis in kleine Dörfer
•	 Sportvereine sind in der Kommune verankert
•	 Nutzung vorhandener Strukturen
•	 Vernetzung mit internen und externen Akteuren
•	 Sicherung der Nachhaltigkeit
•	 Qualifizierte Aus- und Fortbildung in unserem Bildungs-
	 werk in Malente
•	 Durch den Setting-Ansatz können im Sportverein alle Ziel-
	 gruppen erreicht werden.

„Die Kommune bildet ein besonders geeignetes Setting der Ge-
sundheitsförderung, weil die kommunale Lebenswelt von hoher 
gesundheitlicher Relevanz für die dort lebenden Menschen ist 
und sozial benachteiligte Menschen hier ohne Stigmatisierung 
in ihren alltäglichen Lebenszusammenhängen erreicht werden 
können“ (Leitfaden Prävention, S. 26). Bundesrahmenempfeh-
lung der NPK – verabschiedet am 19.02.2016.
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Im Hinblick auf das Ziel „Gesund im Alter“ wird in zwei Ziel-
gruppen unterschieden:
1. Zielgruppe: Personen nach der Erwerbsphase in der Kommune
2. Zielgruppe: Bewohnerinnen/Bewohner von stationären Pfle-
geeinrichtungen
„In einer Gesellschaft des langen Lebens wird die Lebensphase 
des Alters trotz Erhöhung des Renteneintrittsalters länger. Ziel 
muss sein, dass die zusätzlichen Jahre möglichst lange gesund 
verbracht werden“ (Bundesrahmenempfehlung, S. 26).
Vorhandene Strukturen sollten genutzt und vorhandene Ange-
bote miteinander verzahnt werden. Hier bieten sich unsere qua-
lifizierten Seniorensportangebote wie „AKTIV 50PLUS“, „AK-
TIV 70PLUS“ und „Alter in Bewegung“ an.
Im Hinblick auf die stark steigende Anzahl pflegebedürftiger, 
hochbetagter Menschen haben der Landessportverband S.-H. 
und somit die Sportvereine das Konzept „Lübecker Modell Bewe-
gungswelten“ als strukturiertes, evaluiertes Bewegungsmodell, 
das sich hervorragend anbietet für die landesweite Implementie-
rung. In diesem Handlungsfeld greift nicht nur das Thema Be-
wegung, sondern auch psychosoziale Gesundheit und Stärkung 
kognitiver Ressourcen, deren Verbesserung durch das Bewe-
gungskonzept ebenfalls angestrebt wird. Dieses Modellprojekt 
(gefördert von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit) läuft 
bis zum 31.12.2017. Für eine landesweite Verbreitung und Vernet-
zung wäre eine längere Laufzeit wünschenswert.

Wolfgang Beer
--------------------------------
Angenommen.
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					     	 AP 28/5
SPD AG 60+ der Kreise Schleswig-Flensburg und Flensburg

Umsetzung des Präventionsgesetzes im Hinblick auf Seni-
oren/-innen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Auskunft über Strate-
gien und Maßnahmen zur Umsetzung des Präventionsgesetzes 
in den Städten und Gemeinden Schleswig-Holsteins zu geben.

Begründung:
Das Präventionsgesetz (PrävG) sieht ab 2016 neue Maßnahmen in 
den Bereichen Vorbeugung gegen Krankheiten (Prävention), Ge-
sundheitsförderung und Früherkennung von Krankheiten vor. 
Wesentliche Inhalte des neuen Gesetzes sind:
•		 Die Sozialversicherungsträger (Krankenkassen, Rentenversi-

cherung, Unfallversicherung, private Krankenversicherungs-
unternehmen, Bund, Länder, Kommunen, Bundesagentur für 
Arbeit) und die Sozialpartner besetzen eine Nationale Präven-
tionskonferenz, die eine "nationale Präventionsstrategie" erar-
beiten soll.

•		 Auch die Pflegeversicherung wird Präventionsleistungen be-
zahlen.

•		 Verschiedene Maßnahmen sollen die Schutzimpfung fördern.
•		 Ärzte können "Präventionsempfehlungen" über Leistun-

gen von Anbietern in der Gesundheitsförderung wie Volks-
hochschulen, Sportvereinen und Fitness-Centern ausstellen 
(die Medien sprechen von "Bewegung auf Rezept"). Präven-
tions-Kurse werden durch die Krankenkassen bezuschusst, 
wenn die Kurse den Qualitätsvorgaben des GKV § 20 SGB V 
entsprechen.
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•	 Die Kranken- und Pflegekassen legen Präventionsprogramme 
für Gemeinschaftseinrichtungen (Schulen, Kitas, Betriebe, 
Pflegeeinrichtungen) über 500 Mio. € auf.

•	 Für Selbsthilfegruppen stellen die Krankenkassen ab dem Jahr 
2016 je Versicherten 1,05 € zur Verfügung, insgesamt ca. 73 
Mio. €. Dieser Betrag wurde vom ursprünglichen Entwurf ab-
weichend verdoppelt.

	 Vor diesem Hintergrund stellen sich Fragen nach dem Umset-
zungsstand: 

1.	 Wurde inzwischen eine nationale Präventionsstrategie erar-
beitet? Und: wird es eine regionale Präventionsstrategie für 
Schleswig-Holstein geben? Ggf. bis wann wird diese vorliegen 
und in die Umsetzung gehen?

2.	 Wie vermitteln die Landesregierung und das zuständige Lan-
desministerium das Präventionsgesetz und die damit verbun-
denen Maßnahmen an die Städte und Gemeinden in Schles-
wig-Holstein?

3.	 Inwieweit informiert die Pflegeversicherung in Schles-
wig-Holstein über Präventionsleistungen?

4.	 Sind auch Schutzimpfungen für Senioren/-innen vorgese-
hen?

5.	 Inwieweit haben sich Ärzte, VHS, Sportvereine, Fitness-Cen-
ter und Krankenkassen in Schleswig-Holstein über Präventi-
onsempfehlungen und -kurse verständigt? Gibt es spezielle 
Empfehlungen bzw. Kurse für Senioren/-innen?

6.	 Haben die Kranken- und Pflegekassen in Schleswig-Holstein 
begonnen, Präventionsprogramme für Gemeinschaftsein-
richtungen zu entwickeln? Welche können bereits von Seni-
oren/-innen in Anspruch genommen werden?

7.	 Wieviel und welche Selbsthilfe-Gruppen für Senioren/-innen 
gibt es in Schleswig-Holstein? Inwieweit werden diese durch 
den Mittelzuwachs zusätzlich gefördert (Gruppen-Neugrün-
dungen, Angebotserweiterungen der Gruppen, Finanzierung 
von Fachpersonal und Verwaltung)?

Gerd Stehr
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/6
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Spaziergeh-Treffs

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
für Spaziergeh-Angebote in allen Kommunen des Landes zu sor-
gen.

Begründung:
Wenn sich Senioren regelmäßig bewegen – optimalerweise in 
einer Gemeinschaft – hat dies sehr positive Auswirkungen auf 
Geist und Gesundheit. Dies haben viele Kommunen im Land er-
kannt und bieten regelmäßige Spaziergeh-Treffs an. Die meisten 
davon sind kostenlos.
Auch der Sozialverband hat vor einiger Zeit ein solches Angebot 
lokal getestet. Die positiven Resultate waren überwältigend. In-
nerhalb kürzester Zeit entstanden neue Freundschaften, die über 
die regelmäßigen Treffen in der Gruppe hinausgehen.
Bereits bestehende Angebote in den Kommunen sollten stärker 
beworben werden. Hierfür eignet sich am besten die persönliche 
Ansprache. Aber auch in Gemeinden, in denen es solch einen 
Treff bisher nicht gibt, sollte man initiativ werden.
Aufgabe der Landesregierung sollte es sein, den Kommunen bei 
der Bewerbung ihrer Angebote zu helfen – in erster Linie über fi-
nanzielle Mittel.
--------------------------------
Nichtbefassung.
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						      AP 28/7
Landessportverband Schleswig-Holstein e. V.

Sport und Bewegung für Ältere als pflichtige Selbstverwaltung-
sangelegenheit der Gemeinden

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, zu veranlassen, dass Gemeinden per 
Rechtsvorschrift gesetzlich verpflichtet werden, als pflichtige 
Selbstverwaltungsangelegenheit (§ 2 Abs. 2 der Gemeindeord-
nung für Schleswig-Holstein -GO-) die Förderung des organi-
sierten Sports im Hinblick auf Bewegung für ältere Menschen 
wahrzunehmen.

Begründung:
Die Erhaltung der Selbständigkeit, die Selbstbestimmung und 
Partizipation sind wichtige übergeordnete Ziele der Gesund-
heitsprävention für ältere Menschen (physische, psychische und 
soziale Gesundheit). Diese Ziele können nur erreicht werden, 
wenn die Menschen eine kostengünstige, wohnortnahe Möglich-
keit haben, gesundheitsförderliche Bewegungsangebote wahr-
zunehmen, die sich an der Lebenswelt der Älteren orientieren. 
Gesundheit durch Bewegung ist insbesondere in dieser Alters-
gruppe ein wichtiger volkswirtschaftlicher Faktor. Aber auch die 
soziale Komponente ist nicht zu unterschätzen, da Sportvereine 
einen wichtigen Beitrag zur sozialen Integration leisten, nicht 
nur für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, sondern auch für 
ehrenamtlich Tätige. 
Die Gesundheitsprävention, insbesondere für diese Zielgruppe, 
ist von besonders großer Bedeutung vor dem Hintergrund der  
demografischen Entwicklung:
Obwohl insgesamt die Zahl der in den Sportvereinen in S.-H. or-
ganisierten Menschen in den letzten beiden Jahren (2014 bis 2015) 
von 793.834 auf 783.628, also um 1,29 % abgenommen hat, nah-
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men die Mitgliederzahlen der über-60-Jährigen – wie auch in den 
Jahren zuvor – zu. Sie konnten von 142.297 auf 154.677 Mitglieder 
in den Sportvereinen, die über 60 Jahre alt sind, gesteigert wer-
den, also um beachtliche 8 %!
Obwohl im gleichen Zeitraum (2014 bis 2015) die Anzahl der 
Menschen über 60 Jahre in S.-H. nur von 814.120 auf 825.560, also 
um 1,4 % zugenommen hat. Das spricht für die gute Arbeit und 
die große Bedeutung der 2.600 Sportvereine im Lande, insbeson-
dere für diese Altersgruppe.
Der Organisationsgrad der über-60-Jährigen lag im Jahr 2015 
somit bei 18,7 % (von den 825.560 Menschen > 60 Jahre waren 
154.677 in einem Sportverein). Somit kann fast jeder 5. ältere Mit-
bürger über die Lebenswelt Sportverein erreicht werden. Dieser 
Anteil der älteren Menschen, die im organisierten Sport aktiv 
sind, ist durchaus ausbaufähig.
Den größten Zuwachs werden wir in Zukunft (2009 bis 2030) bei 
den Hochbetagten mit Pflegebedarf zu verzeichnen haben, näm-
lich 76,5 % (Quelle: Wegweiser Kommune der Bertelsmann Stif-
tung, S. 118).
Der Landessportverband Schleswig-Holstein – Referat Senioren-
sport – verfügt über langjährige Erfahrungen mit z. T. evaluier-
ten, zertifizierten Bewegungsprogrammen für ältere Menschen 
und auch in der Vernetzung mit anderen Partnern der Senioren-
arbeit. Eine Übersicht über spezifische Bewegungsprogramme 
fügen wir bei.

Dagmar Ungethüm-Ancker
--------------------------------
Angenommen.



40

Altenparlament 2016

ANTRÄGE

						      AP 28/8
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Verbot der Teilnahme von Vertretern eines Seniorenbeirates/
Kreisseniorenbeirates, des Landesseniorenrates an Sitzungen der 
Gemeindevertretung, des Kreistages an den für „nichtöffentlich“ 
erklärten Teil der Sitzungen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Vertreter des Seni-
orenbeirates an dem „nichtöffentlichen“ Teil der Gemeindever-
tretersitzung oder Kreistagssitzung und in den jeweiligen Aus-
schüssen teilnehmen können. 
Ausnahme: Der Vertreter des Seniorenbeirates/Kreissenioren-
beirates selbst ist Betroffener.

Begründung:
Der § 21 der Gemeindeordnung beschreibt die Pflichten für Bür-
gerinnen und Bürger im Ehrenamt:
§ 21 (1):
„Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger haben ihre Tätig-
keit gewissenhaft und unparteiisch auszuüben. Bei Übernahme 
ihrer Aufgaben sind sie zur gewissenhaften und unparteiischen 
Tätigkeit und zur Verschwiegenheit zu verpflichten: Die Ver-
pflichtung ist aktenkundig zu machen.“
Die ehrenamtlich Tätigen sind verpflichtet, die übernommenen 
Aufgaben gewissenhaft und unparteiisch auszuführen. Sie sind 
zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Verpflichtung ist akten-
kundig zu machen.
Es besteht also kein Unterschied in der Verpflichtung zwischen 
dem bürgerlichen Mitglied, den gewählten Mitgliedern einer Ge-
meindevertretung und gewählten Vertretern des Kreistages oder 
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eines Stadtparlamentes zu den ehrenamtlich tätigen Bürger/in-
nen. Zumal der § 19 der GO Bürger/innen zum Ehrenamt ver-
pflichten kann. Der Ausschluss des Seniorenvertreters bei dem 
„nichtöffentlichen Teil“ einer Sitzung ist nicht begründet.
Der Ausschluss führt zu Unmut und Demotivation. Die Bereit-
schaft, sich noch weiter in der Gemeinde ehrenamtlich einzu-
bringen, wird durch solche Maßnahmen nicht gefördert.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/9
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

§ 47 d und § 47 f der Gemeindeordnung

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Gemeindeord-
nung § 47 d „Sonstige Beiräte“ und § 47 e „Stellung der sonstigen 
Beiräte“ eine zeitgemäße Änderung erfahren.

Begründung:
In Anbetracht des sich rasant ändernden demografischen Wan-
dels, die schnelle Zunahme der älteren Bevölkerung, besteht 
dringender Handlungsbedarf.
1) Es gibt heute noch Kommunen/Gemeinden/Städte und Kreise 
im Land, die einen Seniorenbeirat strikt ablehnen. Um eine ge-
rechte Teilhabe dieser gesellschaftlich bedeutsamen Gruppe 
(2030 etwa 1/3 der Gesamtbevölkerung) am Leben und bei Ent-
scheidungen zu gewährleisten, muss die Kann-Bestimmung 
„Die Gemeinde kann durch Satzung die Bildung …“ durch eine 
Muss-Bestimmung ersetzt werden: „Die Gemeinde muss durch 
Satzung die Bildung …“ Die sich schnell entwickelnde Altersar-
mut, der kaum noch zu bezahlende Wohnraum für Ältere, die 
Zunahme der zu pflegenden Personen usw. erfordern eine ziel-
gerichtete Unterstützung der Gemeinderäte mit der Kompetenz 
und Erfahrung der „Alten“. Nur gemeinsam können die anste-
henden allgemeinen und sozialen Probleme gelöst werden.
2) In Folge der Änderung muss dann der § 47 e sowie der § 42 b 
– Stellung der Beiräte (Kreisordnung) – ebenfalls geändert wer-
den. Betroffen sind die Geschäftsordnungen der Gemeindever-
tretungen und der Kreisordnung. 

Peter Schildwächter
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/10
Senioren-Union der CDU Schleswig-Holstein

Seniorenämter einführen – das Kommunalrecht ergänzen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, das 
schleswig-holsteinische Kommunalrecht dahingehend zu än-
dern, dass Kommunen verpflichtet werden, Seniorenämter ein-
zuführen.

Begründung:
Städtische Dienst- bzw. Serviceleistungen für Ältere sind in den 
allermeisten Fällen nicht zentral gebündelt. Ältere und insbeson-
dere kranke und hilfsbedürftige Menschen brauchen aber zentra-
le Hilfestellung. Vor allem die, die niemanden haben, der sich um 
sie kümmert und sich für ihre Rechte einsetzt. Deshalb sollten 
Kommunen bei älteren Menschen institutionell ähnliche Wege 
gehen wie in der Jugend- und Familienarbeit. Das Angebot sollte 
also auf die besonderen Bedürfnisse älterer Menschen ausgerich-
tet sein, wie es bei den Jugendämtern auf die besonderen Interes-
sen von Kindern und Jugendlichen ausgerichtet ist. 
In allen Kommunen gibt es Jugendämter, doch für Seniorinnen 
und Senioren in Not gibt es keine Anlaufstellen. Solche Stellen 
sollten aber eingerichtet werden, damit die aktiv eingreifen kön-
nen, wenn sich ein älterer Mensch nicht mehr selbst helfen kann. 
Ein Seniorenamt kann sich um die Fürsorge und Autonomie äl-
terer Menschen kümmern. In Nürnberg und anderen Kommunen 
– vor allen Dingen in Süddeutschland – leisten Seniorenämter 
eine erfolgreiche Arbeit. 

Dieter Holst, Stellv. Landesvorsitzender 
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/11
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Stärkere Ausgestaltung des Gleichstellungsgesetzes

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich für eine stärkere Ausgestaltung des Gleichstellungsgesetzes 
einzusetzen.

Begründung:
Die aktuelle Novellierung des Gleichstellungsgesetzes ist aus 
Sicht aller Seniorinnen und Senioren und der Menschen mit Be-
hinderung generell eine große Enttäuschung. Insbesondere der 
Aspekt, dass private Institutionen komplett von der Verpflich-
tung einer barrierefreien Ausgestaltung befreit bleiben, wirft den 
Ausbau der Barrierefreiheit in Deutschland um Jahre zurück.
Ganz Deutschland braucht eine barrierefreie Planung und Ge-
staltung. Die Menschen werden immer älter – meistens bleiben 
sie auch länger gesund. Aber dennoch: Im Alter leben viele Men-
schen mit einer Behinderung. Deswegen muss vorausschauend 
barrierefrei geplant und gebaut werden. Auch im privaten Sektor.
Die Landesregierung sollte sich dafür einsetzen, dass das Gleich-
stellungsgesetz schon in der nächsten Legislaturperiode erneut 
aufgerollt und verbessert wird.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/12
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der 
Landesseniorenrat Nortorf

Sicherstellung und Ausbau der ärztlichen Versorgung

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein, Bundestag, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, 
1. mehr Studienplätze für die ärztliche Ausbildung zu schaffen 
und dies auch auf Bundesebene mit Nachdruck zu fordern und
2. die ausgebildeten Ärzte dazu zu verpflichten, einen bestimm-
ten Zeitpunkt nach dem Studium im Lande zu verbleiben und 
dort ihre Tätigkeit auszuüben.

Begründung:
Seit Jahren wird darauf hingewiesen, dass eine große Anzahl an 
Ärzten fehlen wird. Dieses sollte aufgefangen werden durch die 
Einrichtung von mehr Studienplätzen. Vor dem Hintergrund des 
kommenden Ärztemangels ist nicht einzusehen, dass Ärzte nach 
Abschluss Ihres Studiums ins Ausland gehen. Der Staat, der das 
Studium finanziert, muss auch davon profitieren können

Jutta Kock
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/13
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e.V.

Die Berater/innen der Landesarbeitsgemeinschaft Heimmitwir-
kung SH sollen in stationären Einrichtungen ein fester Bestand-
teil werden

Adressat: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung, Landtagsfraktionen

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Berater/innen der Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Heimmitwirkung SH im „§ 18 der Landesverordnung in 
den stationären Einrichtungen“ ein fester Bestandteil werden. 
Der Bewohnerbeirat sollte zur Bewältigung seiner Aufgaben ei-
nen/eine Berater/in hinzuziehen.

Begründung:
Die Berater Heimmitwirkung SH beraten und unterstützen die 
Bewohnerbeiräte in den stationären Einrichtungen entsprechend 
dem Selbstbestimmungsstärkungsgesetz und der Durchfüh-
rungsverordnung. 
In den Einrichtungen, in denen diese Berater ehrenamtlich tätig 
sind, wird die Mitwirkung und Mitbestimmung der Bewohner 
auch praktiziert und dadurch verbessert sich auch die Lebensqua-
lität in den Einrichtungen.
In den Einrichtungen, in denen die Bewohnerbeiräte ohne Unter-
stützung ihr Amt wahrnehmen, entspricht die Mitwirkung und 
Mitbestimmung nicht immer den gesetzlichen Regelungen. Die 
Zusammenarbeit mit den Beratern ist freiwillig. Dadurch kommt 
es zu diesen ungleichen Situationen vor Ort, die nicht im Sinne 
des Gesetzgebers sein können.
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Die Mitwirkung und Mitbestimmung soll in der Praxis auch um-
gesetzt und gelebt werden und dazu sind unsere Berater Heim-
mitwirkung erforderlich.

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/14
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e.V.

Namentliche Aufnahme der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) 
Heimmitwirkung SH e.V. in die zu überarbeitende DVO zum 
Selbstbestimmungsstärkungsgesetz

Adressat: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, bei der anstehenden „Überarbeitung der 
DVO zum Selbstbestimmungsstärkungsgesetz die „LAG 
Heimmitwirkung SH e.V.“ namentlich aufzunehmen.

Begründung:
Seit 2002 werden in Schleswig-Holstein ehrenamtliche enga-
gierte Bürger/innen für die Tätigkeit als Berater der Bewohner-
beiräte in Einrichtungen für Menschen mit Pflegebedarf und/
oder Behinderung geschult.
Der § 2 Absatz 4 des Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes geht 
auf die Grundsätze der Stärkung von Selbstbestimmung und 
Schutz ein. Hier heißt es: “Zur Umsetzung des Gesetzeszwecks 
unterstützt das Land insbesondere familiäres und bürgerliches 
Engagement durch Information, Beratung und Förderung geeig-
neter Maßnahmen.“ Hierzu ergänzend § 3 Abs. 2 Sicherung und 
Stärkung der Mitbestimmung.
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie und Gleich-
stellung führt seit 2002 ein Schulungsprogramm für ehrenamt-
liche, neutrale Berater/innen durch. Diese geschulten Ehrenamt-
lichen finden sich in der „LAG Heimmitwirkung SH e.V.“ wieder. 
Die Schulung und Arbeit der LAG Heimmitwirkung wird vom 
Ministerium begleitet und finanziert. Es besteht ein Auftrag auf 
der Basis des Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes. Es fehlt le-
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diglich eine virtuelle Legitimation im Gesetz, die durch die na-
mentliche Nennung erfolgen würde.
In der ursprünglichen Vorlage der Verordnung war dieses schon 
vorgesehen.
Die LAG-Heimmitwirkung SH e.V. ist ein eingetragener Verein, 
deren Mitglieder die bisher geschulten Ehrenamtlichen sind. 
Diese Interessengemeinschaft ist nur in Schleswig-Holstein ver-
treten und berät die Bewohnerbeiräte in stationären Einrich-
tungen und Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen. 
Durch unsere Arbeit soll die Lebensqualität in den Einrich-
tungen verbessert werden, in dem die Bewohnerbeiräte ihre Mit-
wirkungs- und Mitbestimmungsrechte unabhängig/autonom 
wahrnehmen können.

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/15
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e.V.

Besondere Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, 
Bundesrat, Landtagsfraktionen

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass in die Durchführungsverordnung ein neuer 
Absatz 2 in § 14 eingefügt wird, der folgenden Inhalt hat:
„Ein Beirat wird auch in besonderen Wohn-, Pflege- und Be-
treuungsformen gemäß SbStG gewählt, wenn in diesen Einrich-
tungen keine Wahlfreiheit bzgl. der Pflege, der Betreuung und 
der hauswirtschaftlichen Versorgung besteht.“

Begründung:
Gemäß § 8 Abs. 1 SbStG heißt es“ Besondere Wohn-, Pflege- und 
Betreuungsformen im Sinne dieses Gesetzes sind Formen eines 
gemeinschaftlichen Wohnens, in denen Menschen mit Pflege-
bedarf oder Behinderung qualifizierte ambulante Leistungen der 
Pflege und Betreuung in Anspruch nehmen, und in diesen Wahl-
freiheit in Bezug auf den Anbieter der Pflege und Betreuungslei-
stungen besteht. Das sind insbes. Wohn- oder Hausgemeinschaf-
ten, die nicht die Voraussetzungen nach § 10 SbStG erfüllen.“
In diesen Einrichtungen kann kein Bewohner-Beirat gewählt 
werden, also die Mitwirkung und Mitbestimmung nicht umge-
setzt werden.
Wo aber sollen wir die Bewohner einordnen, die in „Besonderen 
Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen“ wohnen und die keine 
Wahlfreiheit in der oben genannten Art und Weise der Anbieter 
haben, sondern nur ein Gesamtpaket mit festgelegten Anbietern 
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vorgelegt bekommen und dann nur die Wahl haben, diesen Ver-
trag zu unterschreiben oder überhaupt nicht einzuziehen.
Auch diese Bewohner haben ein Recht darauf, dass die Bestim-
mungen des § 1 SbStG „Dieses Gesetz dient der Verwirklichung 
der Rechte von volljährigen Menschen mit Pflegebedarf oder Be-
hinderung auf:“ … auf sie und die Einrichtungen, in denen sie le-
ben, angewandt wird. Daher ist eine Ergänzung des § 14 Durch-
führungsverordnung dringend erforderlich.

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/16
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e. V.

Mitwirkung und Mitbestimmung – Verstöße der Einrichtungs-
leitungen

Adressat: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung, Landtagsfraktionen

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Verstöße gegen die Mitwirkung und Mitbe-
stimmung gemäß der Durchführungsverordnung (SbStG-DVO) 
als Ordnungswidrigkeit eingestuft wird.

Begründung:
Wir haben vor Ort, in den Besprechungen mit den Bewohner-
beiräten, festgestellt, dass vermehrt Einrichtungsleitungen sich 
nicht an die gesetzlichen Bestimmungen halten.

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/17
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e. V.

Die stationären Einrichtungen müssen die Mitbestimmung der 
Bewohnerbeiräte gemäß § 19 Abs. 2 (SbStG-DVO) umsetzen

Adressat: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung, Landtagsfraktionen

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass in stationären Einrichtungen auch kulturelle 
Veranstaltungen außerhalb der Einrichtung angeboten und um-
gesetzt werden.

Begründung:
Die Berater/innen haben vor Ort festgestellt, dass die Bewohner 
sich häufig mit folgender Kritik an den Bewohnerbeirat wenden: 
Die Veranstaltungen außerhalb des Hauses gehen zurück oder 
werden gar nicht mehr angeboten.
Der soziale Kontakt nach außen wird eingeschränkt und die Teil-
habe sowie die Mitbestimmung wird nicht gelebt.

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/18
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e. V.

Personalstellenschlüssel anpassen

Adressat: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung, Landtagsfraktionen

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass der Personalstellenschlüssel in den stationären 
Einrichtungen dem tatsächlichen pflegerischen Bedarf angepasst 
wird.

Begründung:
Die LAG Heimmitwirkung SH ist eine ehrenamtliche Organisa-
tion, die in den Besprechungen mit den Bewohnerbeiräten stän-
dig damit befasst ist, dass der Personalstellenschlüssel bezüglich 
der Pflege und die Qualität der Pflege nicht den tatsächlichen Er-
fordernissen entspricht. Als Beispiel nennen wir: Besonders kri-
tisch bei MRSA (Methicillin-resistenter Staphylococcus aureus) 
und Noroviren (Sie lösen eine unangenehme Magen-Darm-Grip-
pe aus).

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/19
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Verbesserung der Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen in den 
Pflegeberufen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die junge Menschen motiviert, eine Ausbildung in 
der Altenpflege bzw. ab 2018 in der generalistischen Pflege aufzu-
nehmen und im Berufsfeld zu verbleiben.
Für Pflegeausbildungen müssen endlich die gleichen bildungspo-
litischen Prinzipien realisiert werden wie es für andere Erstaus-
bildungen in Schleswig-Holstein selbstverständlich ist, nämlich 
die Integration in das System der staatlichen Berufsschulen*. Da-
mit gewährleistet werden soll
•	 die Teilnahme am berufsübergreifenden Unterricht im Um-

fang von mind. 360 Stunden (wichtig für Persönlichkeitsent-
wicklung und berufliche Mobilität),

•	 die Möglichkeit, gemeinsam mit dem Berufsabschluss die 
Fachhochschulreife zu erreichen (Durchlässigkeit z. B. zu 
einem Pflegestudium),

•	 die Verknüpfung von Theorie- und Praxisunterricht durch 
qualifizierte Lehrer/innen (Standard an den staatlichen Be-
rufsschulen: Ausbildung im Berufsfeld + Hochschulstudium + 
Referendariat),

•	 dass Schüler/-innen reguläre Schulbusse zu den Berufsschul-
standorten nutzen können und nicht mehr zu weit auseinan-
derliegenden Lernorten mit eigenem PKW fahren müssen (ho-
her Zeitaufwand und hohe Kosten),

•	 Gendergerechtigkeit (oben beschriebene Maßnahmen gelten 
in den männerdominierten Berufsausbildungen als selbstver-
ständlich!).
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Darüber hinaus muss durch flankierende Maßnahmen (Bera-
tung, Schulung und Kontrolle der Ausbildungsbetriebe) gewähr-
leistet werden, dass die Schülerinnen in erster Linie als Auszubil-
dende und nicht als billige Arbeitskräfte eingesetzt werden).

Begründung:
Schon jetzt beklagen viele Ausbildungsbetriebe den Mangel an 
geeigneten Bewerber/-innen. Diese Situation wird sich weiter 
verschärfen, da die Zahl der offenen Ausbildungsplätze in ande-
ren – attraktiven – Berufsfeldern in den nächsten Jahren deutlich 
steigen wird. Zu berücksichtigen ist auch, dass die Einführung 
der generalistischen Pflegeausbildung ab 2018 zu einer Verdich-
tung der Ausbildungsinhalte führen wird, was die Ausbildung 
noch anspruchsvoller macht. 
Es bestehen aber nur dann Chancen, entsprechend gut vorgebil-
dete junge Menschen für die Pflege zu gewinnen, wenn 
•	 die Ausbildungsbedingungen attraktiv, 
•	 die Durchlässigkeit zu vielfältige Aufstiegs- und Spezialisie-

rungsmöglichkeiten gewährleistet,
•	 familienfreundliche Rahmenbedingungen geschaffen werden,
•	 die Arbeitsbedingungen deutlich verbessert und
•	 einheitliche, leistungsgerechte Vergütungen gemäß Tarifver-

trag gezahlt werden.

*Beispiel Hamburg: Die dreijährige Erstausbildung in der Alten-
pflege findet dort seit 1978 an der Staatlichen Schule Gesundheits-
pflege (W 1) statt. Die ab 2006 gegründeten privaten Berufsschu-
len müssen weitgehend die gleichen Standards erfüllen, also auch 
den berufsübergreifenden Unterricht durchführen und den Er-
werb der integrativen Fachhochschulreife ermöglichen. In einer 
schulübergreifenden Arbeitsgruppe werden Examensarbeiten 
erstellt, gemeinsame Standards festgelegt und Curriculumrevi-
sionen abgestimmt.
--------------------------------
Angenommen.



57

ANTRÄGE

						      AP 28/20
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e. V.

Betreuungskräfte nach § 87b Abs. 3 SGB XI in stationären Pflege-
einrichtungen entsprechend ihren Aufgaben einsetzen

Adressat: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung, Landtagsfraktionen

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Betreuungskräfte nach § 87b Abs. 3 SGB XI in 
stationären Pflegeeinrichtungen entsprechend ihren Aufgaben 
eingesetzt werden.

Begründung:
Wir haben vor Ort, in den Besprechungen mit den Bewohner-
beiräten, festgestellt, dass oft diese Betreuungskräfte nach § 87b 
SGB XI im Gegensatz zu ihren vorgeschriebenen Aufgaben über-
wiegend für hauswirtschaftliche Leistungen und Pflege einge-
setzt werden.

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/21
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Verbesserung der ärztlichen und fachärztlichen Grundversor-
gung der Bewohner in Pflegeeinrichtungen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, 
Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass Maßnahmen, basie-
rend auf dem PNG (Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz) vom 29. 
Juni 2012, durchgesetzt werden, die ärztliche und fachärztliche 
Versorgung der Bewohner in Pflegeinrichtungen zu verbessern. 
Dazu gehören:
a)	 Auswertung der Erfahrungen der Pflegeeinrichtungen, die 

Kooperationsverträge aufgrund des PNGes bis Dezember 2015 
abgeschlossen haben,

b)	 Kooperationsverträge als Standardvorgaben festlegen,
c)	 Kooperationsverträge, wenn möglich mit Ärzten mit der Zu-

satzausbildung Geriatrie abschließen,
d)	 in die Kooperationsverträge übrige Fachärzte mit einbeziehen 

(Augenärzte, Dermatologen, Endokrinologen, Neurologen, 
(Geronto)-Psychiater, Urologen, Gynäkologen, Orthopäden, 
Hals-Nasen-Ohren-Ärzte etc.),

e)	 Bereitstellung eines Behandlungszimmers mit einer verein-
barten Grundausstattung  (zu finanzieren aus den beträcht-
lichen Investitionskostenzuschüssen), Einrichtung einer Ba-
sis-Haus-Apotheke in der Pflegeinrichtung (Vereinbarung  
wie beim Sprechstundenbedarf (SSB) zwischen den Vertrags-
parteien KV und Landesverbände der Krankenkassen).
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Begründung:
Bewohner bzw. die Angehörigen oder der Betreuer haben die Er-
wartungshaltung, dass der Bewohner in einer Pflegeeinrichtung 
so gut wie in einem Krankenhaus versorgt wird. Deshalb wird 
häufig eine Einrichtung wegen dieser erwarteten medizinischen 
Versorgung ausgesucht.
Schon jetzt werden in vielen stationären Einrichtungen vor allem 
Bewohner mit Demenz und Bewohner mit erhöhtem Thera-
piedarf gepflegt, weshalb die fachärztliche Behandlung beson-
ders wichtig ist.
Die sehr hohen Kosten einer intensiven ambulanten Pflege kön-
nen dazu führen, dass der Grundsatz „ambulant vor stationär“ 
ausgehebelt wird. Die zu pflegende Person muss auf die statio-
näre Pflege ausweichen. (Stationäre Einrichtung zumutbar versus 
einer ambulanten Pflege verbunden mit unverhältnismäßigen 
Mehrkosten).
Studien haben aber ergeben, dass die ärztliche/fachärztliche 
Versorgung der Bewohner in Pflegeeinrichtungen zurzeit sehr 
lückenhaft und nicht annähernd bedarfsgerecht ist. Ein erster 
Schritt zur Änderung der Situation ist das Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz (PNG), dem nun entsprechende konkrete Verbes-
serungen in der Praxis folgen müssen. Das PNG wurde am 29. 
Juni 2012 vom Deutschen Bundestag in zweiter und dritter Le-
sung beschlossen. Die Regelungen traten am 30. Oktober 2012 
bzw. am 1. Januar 2013 in Kraft. 
Dagny Henning

Quellen:
http://www.bmg.bund.de/service/begriffe-von-a-z/h/heimarzt.
html
https://www.uni-hildesheim.de/media/gleichstellung/audit_ fa-
miliengerechte_hochschule/Pflege/Das_Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz_Stand_nach_der_ 3._Lesung _im_Bundestag.pdf
https://www.caritas.de/neue-caritas/heftarchiv/jahrgang2009/
artikel2009/facharztbesuche-im-altenheim-sind-mangel
http://www.aok-gesundheitspartner.de/imperia/md/gpp/bund/
pflege/gesetze/488_12.pdf   Seite 14
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http://www.aok-gesundheitspartner.de/imperia/md/gpp/bund/
pflege/gesetze/488_12.pdf   Seite 25
http://portal.dimdi.de/de/hta/hta_berichte/hta298_bericht_
de.pdf
http://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/M/men-
schenMitBehinderungen/
http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/AS/Aktionsplaene/AP_Schleswig _Holstein.pdf?_ _
blob=publicationFile&v=2
(Aktionsplan der Landesregierung zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention-ENTWURF, Seite 73, Stand: 
01.03.2016)
--------------------------------
Angenommen.



61

ANTRÄGE

						      AP 28/22
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Medikamentenabgabe durch Ärzte im Notdienst

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, 
Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass wegen der Ausdün-
nung der notdiensthabenden Apotheken die Ärzte im Notdienst 
die benötigten Arzneimittel selbst beim Patienten abgeben dür-
fen. 
Hierzu ist es natürlich erforderlich, dass der Arzt im Notdienst 
ein Grundsortiment an dringend erforderlichen Arzneimitteln 
mit sich führt. 
Dafür sind die entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen 
zu schaffen. {Vereinbarung auf einer Grundlage wie beim SSB 
(Sprechstundenbedarf ) zwischen den Vertragsparteien KV und 
Landesverbände der Krankenkassen bzw. wie beim Entlassungs-
management nach § 39 Abs. 1a Satz 7 SGB V bei der Verordnung 
von Arzneimitteln}.

Begründung:
Mit der Neuordnung des Apothekennotdienstes sind nicht nur 
die Entfernungen zur nächsten Notdienstapotheke deutlich grö-
ßer geworden, sondern die Erreichbarkeit mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln ist rund um die Uhr nicht mehr gegeben. Hinzu 
kommt, dass alleinlebende Patienten, insbesondere ältere Men-
schen, aber z. B. auch alleinerziehende Mütter nicht in der Lage 
sind, ad hoc ein dringend benötigtes  Medikament zu besorgen.
Dagny Henning
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Quellen:
https://www.ghd-direkt.de/wp-content/.../KVSH-366-
ssb-vereinbarung-301104.pdf
http://www.cdu-kreis-soest.de/lokal_1_1_442_CDU-
Kreistagsfraktion-will-Verbesserungen-im-Notdienst.html
http://www.kvhh.net/media/public/db/media/
1/2009/10/74/av_12.03.09_nachtrag03.pdf, Seite 2-24
https://www.g-ba.de/downloads/17-98-3355/3_Reus.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/_ _ 39.html
https://www.g-ba.de/downloads/40-268-3497/2015-12-17_ AM-
RL_Entlassmanagement_TrG.pdf
https://www.g-ba.de/downloads/39-261-2415/2015-12-17_ AM-
RL_Entlassmanagement_BAnz.pdf 
Änderung vom 17. Dez. 2015
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/23
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Gewährleistung einer lückenlosen Versorgung der Bevölkerung 
Schleswig-Holsteins mit lebensnotwendigen Medikamenten

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, 
Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass keine Versorgungslü-
cken mit lebenswichtigen Medikamenten die Gesundheit bzw. 
notwendige Therapien der Menschen im Lande bedrohen. 
Zu gewährleisten ist daher:
1)	 Eine verpflichtende Erstellung und regelmäßig zu aktualisie-

rende Liste essentieller Medikamente aus speziellen Fachge-
bieten mit Kennzeichnung unverzichtbarer, in 24 Stunden 
auszuliefernder Arzneimittel, 

2)	 verpflichtende Eintragung der Hersteller ihrer Lieferengpässe 
in diese Engpassliste, 

3)	 angemessene Vorhaltepflicht lebensnotwendiger Medika-
mente entlang der Lieferkette,

4)	 angemessene Vorhaltepflicht entlang der Produktionskette,
5)	 keine Monopolanbieter für lebenswichtige Medikamente, 
6)	 wenn Rabattverträge, dann mindestens zwei Anbieter,
7)	 wenn Rabattverträge, dann mit Kontrolle der Lieferfähigkeit, 

Festlegen der Dauer der Lieferfähigkeit und Sanktionen bei 
Ausfall der Lieferfähigkeit,

8)	 landesweites/nationales Vorratslager entsprechend der aktu-
alisierten Liste,

9)	 Einrichtung einer Koordinationsstelle auf Landesebene, bes-
ser Bundesebene (BfArM), die Hilfestellung bei den auftre-
tenden Problemen (Kontakte zu anderen Herstellern, Be-
schaffung von Rohstoffen, beschleunigte Inspektionen, 
Parallelimporten, Ausnahmeregelungen) leistet.
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Begründung:
Seit ein paar Jahren kommt es vor, dass Patienten nicht ihre me-
dizinisch erforderliche Therapie bei Tumor-, Kreislauf,  Infekti-
onserkrankungen und auch Diabetes erhalten können, weil die 
benötigten Medikamente nicht zur Verfügung stehen. Beispiele: 
Krebsmittel wie Melphalan, Antibiotika, Antidiabetika, Me-
dikamente gegen Rhythmusstörungen und Hochdruckleiden. 
Die Versorgungslücken, aber auch die Verzögerungen durch Lie- 
ferengpässe bringen Patienten in fatale Situationen. Mangel an 
Testseren zu Infektionen sowie Impfstoffe sind seuchenhygie-
nisch bedenklich.
Dagny Henning

Quellen:
http://www.bfarm.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arzneimit-
tel/Zulassung/amInformationen/Lieferengpaesse/Lieferengpas-
sTabelle.html
Arznei Telegramm (a-t 2015; 46: 81-2)
Arznei Telegramm 11/11
http://www.pharmazeutische-zeitung.de/index.php?id=49193  
Pharmazeutische Zeitung10.10.2013 l PZ
http://www.pharmazeutische-zeitung.de/index.php?id=51341 
13.03.2014 l PZ
http://www.pharmazeutische-zeitung.de/index.php?id=60480 
Pharmazeutische Zeitung Ausgabe 44  2015
http://www.pharmazeutische-zeitung.de/index.php?id=51645 
Pharmazeutische Zeitung 03.04.2014 l dpa
https://www.vfa.de/de/patienten/arzneimittelsicherheit/liefe-
rengpaesse
http://www.bfarm.de/DE/Arzneimittel/zul/amInformationen/
Lieferengpaesse/_node.html
http://www.bfarm.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arzneimit-
tel/Zulassung/amInformationen/Lieferengpaesse/Lieferengpas-
sTabelle.pdf?_ _blob=publicationFile&v=285
https://www.gelbe-liste.de/nachrichten/lieferengpaesse-medika-
mente
http://www.progenerika.de/stellungnahmen/arzneimitteleng-
paesse-ursachen-konsequenzen-loesungsansaetze/
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/24
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. 
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Vorsorgeuntersuchungen altersbedingter Augenerkrankungen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden gebeten, sich dafür einzusetzen, 
dass für altersbedingte Augenerkrankungen wie z. B. trockene 
und feuchte Makuladegeneration und Glaukom ab dem 50. Le-
bensjahr regelmäßige und diagnostisch sichere Vorsorgeuntersu-
chungen eingeführt werden.

Begründung:
Altersbedingte ophthalmologische Erkrankungen können zur 
Erblindung führen und damit die Selbstbestimmung über das ei-
gene Leben erheblich einschränken.
Für das Glaukom wird nur eine Messung des Augeninnendrucks 
und auch nur als IGeL-Leistung angeboten. Diese bisher selbst zu 
zahlende Messung muss zur sicheren Diagnostik eines Glaukoms 
durch weitere Untersuchungen ergänzt werden. Es gibt nämlich 
leider auch Glaukome ohne Druckerhöhung.
Die feuchte Makuladegeneration ist überhaupt nur sicher durch 
eine spezielle Untersuchung erkennbar.
Alle diese Erkrankungen sind in den Anfangsstadien symptom-
los und können nur augenärztlich festgestellt werden. Bereits in 
diesem Stadium ist die Therapie aber dringend erforderlich, um 
das Sehvermögen so lange wie möglich zu erhalten. Wird abge-
wartet bis der Patient selbst eine Verschlechterung des Sehens be-
merkt, so sind meist bereits Schädigungen entstanden, die nicht 
mehr rückgängig gemacht werden können.
Aus der Sicht des LSR ist es unbegreiflich, dass es diese regelmä-
ßigen Untersuchungen bisher nicht gibt.
Ursula Kleinert
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/25
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat der Hansestadt Lübeck

Rauchen an Bushaltestellen mit Unterständen/Wartehäuschen

Adressat: Landesregierung Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung wird aufgefordert, auf die Betreiber des öf-
fentlichen Nahverkehrs dahingehend einzuwirken, dass diese an 
ihren Bushaltestellen durch geeignete Maßnahmen (z. B. Aufkle-
ber/Schilder) auf folgendes hinweisen:
„Wir bitten Sie, an der Bushaltestelle nicht zu rauchen. Nehmen 
Sie Rücksicht auf Kinder und Nichtraucher. Danke für Ihr Ver-
ständnis.“

Begründung:
Auch wenn im öffentlichen Raum und damit auch auf Gehwe-
gen geraucht werden darf, so sind es genau diese Orte, wo sich 
zumeist auch die Bushaltestellen mit Unterständen oder War-
tehäuschen befinden. So sollte bei Rauchern/Raucherinnen um 
Verständnis gebeten werden, um die Bushaltestellen nicht zum 
„Raucher-Stammplatz“ zu machen. Raucher und Raucherinnen 
sollten es vermeiden, wartende Buskunden durch Rauch zu be-
einträchtigen.
Gerade ältere Menschen haben in den Unterständen/Wartehäus-
chen wenige Ausweichmöglichkeiten, weil sie oft auf einen Sitz-
platz angewiesen sind.
Da es zurzeit keine rechtliche Handhabe gegen das Rauchen an 
Bushaltestellen gibt, sollte auf diese Weise zumindest an die Ver-
nunft und Rücksichtnahme appelliert werden.
--------------------------------
Nichtbefassung.
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						      AP 28/26
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Schönberg

Mindeststandards ÖPNV – seniorengerechte Leistungsangebote

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass es seniorengerechte Leistungsangebote im ÖPNV 
gibt und die Tarife entsprechend für Senioren attraktiv gestaltet 
werden. Hierzu gehört ein im NAH.SH-Verbund geltendes Seni-
orenticket, das die Individualverkehre verringert sowie der Ver-
kehrssicherheit und dem Umweltschutz dient.

Begründung:
Gemäß § 8 Abs.1 Personenbeförderungsgesetz ist die Sicherstel-
lung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Ver-
kehrsleistungen in allen Teilen des Landes im öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV) eine Aufgabe der Daseinsvorsorge. In 
Abs. 2 heißt es darüber hinaus, dass der ÖPNV der Herstellung 
und Sicherung gleichwertiger Lebensbedingungen im ganzen 
Land dienen soll.
Auch Schleswig-Holstein kann von anderen lernen! Z. B. die Re-
gionen Hamburg, Berlin, Kassel u. a. machen es uns vor. In den 
Veröffentlichungen des Verkehrsverbundes Stuttgart (VVS) 
heißt es z. B.: „Mit dem neuen Senioren-Ticket, das als Jahres-Ti-
cket bzw. im Abonnement grundsätzlich netzweit gültig ist, kön-
nen Sie für nur 42,50 € monatlich das gesamte VVS-Verbundge-
biet erkunden. Mit dem Senioren-Ticket haben Sie also immer das 
richtige Ticket in der Tasche, egal wohin Sie fahren, egal zu wel-
cher Uhrzeit Sie unterwegs sind."
Dieser Antrag wird im Einvernehmen mit den Seniorenbeiräten 
Altenholz, Flintbek, Gettorf, Heikendorf, Kronshagen und Molf-
see gestellt.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/27
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Schönberg

Mindeststandards ÖPNV: ÖPNV-Haltepunkte dort einrichten, 
wo sie wirklich gebraucht werden

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die genehmigungsrechtlichen Vorausset-
zungen zu schaffen, so dass die Betreiber der ÖPNV-Verkehrs-
betriebe gefordert sind, Haltepunkte so auszuwählen und auszu-
statten, dass für die Versorgung wichtige und lebensnotwendige 
Einrichtungen mit verträglichem Aufwand barrierefrei erreicht 
werden können.

Begründung:
Gemäß § 8 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) ist der ÖPNV 
die allgemein zugängliche Beförderung von Personen im Linien-
verkehr, die überwiegend dazu bestimmt ist, die Verkehrsnach-
frage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befriedigen.
§ 8 Abs. 3 PBefG fordert darüber hinaus, dass die Interessen der 
Behindertenbeaufragten oder Behindertenbeiräte, Verbände der 
in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten Fahrgäste und 
Fahrgastverbände angemessen und diskriminierungsfrei zu be-
rücksichtigen sind. 
Daher sollte die Planung und die Einrichtung von Haltepunkten 
so gestaltet werden, dass u. a. auch Seniorinnen und Senioren die 
für sie wichtigen und lebensnotwendigen Einrichtungen mit ver-
träglichem Aufwand und ohne hinderliche Barrieren erreichen 
können.

Dieser Antrag wird im Einvernehmen mit den Seniorenbeiräten 
Altenholz, Flintbek, Gettorf, Heikendorf, Kiel, Kronshagen, Molf-
see gestellt.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/28
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V. und der
Seniorenbeirat Kiel

Mindeststandards ÖPNV: Barrierefreiheit im ÖPNV

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die Aufgaben-
träger des ÖPNV (Landkreise, kreisangehörige und kreisfreie 
Städte) über die NAH.SH GmbH die Barrierefreiheit
1. in den Transportmitteln des ÖPNV,
2. an den Haltepunkten des ÖPNV
bis 2022 herstellen.
Zu 1. gehören einheitliche Standards für die Ausstattung der 
Transportmittel (Busse und Bahnen), die es erlauben, den Beför-
derungsauftrag zu erfüllen.
Zu 2. gehören die stufenlose Ein- und Ausstiegsmöglichkeit, gut 
lesbare Informationen und überdachte Wartehäuschen mit be-
hinderten- und seniorengerechten Sitzmöglichkeiten.

Begründung:
Das Personenbeförderungsgesetz im § 8 sieht vor, dies bis 2022 
zu erfüllen. Die Verkehrsträger werden hierzu finanziell in aller 
Regel nicht in der Lage sein, so dass die Aufgabenträger dies durch 
Erhöhung der Ausgaben für den Verkehrsbereich in ihren jewei-
ligen Jahresetats abzubilden haben, notfalls auch mit Deckung 
aus anderen Ausgabenbereichen.

Dieser Antrag wird im Einvernehmen mit den Seniorenbeiräten 
Altenholz, Flintbek, Gettorf, Heikendorf, Kronshagen und Molfsee 
gestellt.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/29
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Norderstedt

Geltungserweiterung des „gelben“ Zusatzausweises zur Ausnah-
megenehmigung über Parkerleichterung nach § 46 Abs. 1 StVO 
(sonstige Parkerleichterung ohne Parken auf speziellen Parkplät-
zen mit Rollstuhlsymbol)

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass der Geltungsbereich des „gelben“ 
Zusatzausweises zur Ausnahmegenehmigung über Parkerleich-
terung nach § 46 Abs. 1 StVO für alle Bundesländer gilt, insbe-
sondere für Hamburg und Niedersachsen.

Begründung:
Neben den bundesweit geltenden „blauen“ und „orangen“ 
Parkausweisen geben die Straßenverkehrsbehörden Schles-
wig-Holstein auch „gelbe“ Parkausweise bei etwas geringeren 
medizinischen Anforderungen aus. Allerdings gelten diese „gel-
ben“ Parkausweise nur in Mecklenburg-Vorpommern, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein. Andere Bundesländer, z. B. 
Bayern, haben individuell andere Parkausweise. Demgemäß wäre 
eine einheitliche Regelung in allen Bundesländern wünschens-
wert.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/30
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Norderstedt

§ 2 Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Garagen – 
Ergänzung

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass die "Landesverordnung über den Bau 
und Betrieb von Garagen" in Bezug auf öffentliche Garagen da-
hingehend erweitert wird, dass für Schwerbehinderte mit Geh-
behinderung (Merkzeichen G) mindestens zwei Parkplätze vor-
gehalten und als solche gekennzeichnet werden.

Begründung:
Schwerbehinderte mit einer Gehbehinderung (Merkzeichen G) 
erhalten durch die Landesverordnung über den Bau und Betrieb 
von Garagen keinerlei Vorteile. Dieser Personenkreis sollte in die 
Lage versetzt werden, auf kürzestem Wege einen Ausgang zu er-
reichen. Es ist nicht verständlich, warum schwerbehinderte Men-
schen durch die Verordnung nicht mindestens genauso gestellt 
werden wie Frauen. Denn für Frauen sind gemäß der genannten 
Landesverordnung sog. "Frauenparkplätze" einzurichten und zu 
kennzeichnen. Gleiches muss für schwerbehinderte Menschen 
mit Schwerbehinderten-Ausweis (Kennzeichen G) gelten.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/31
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Gettorf

Mindeststandards für den öffentlichen Verkehrsraum – Que-
rungshilfen für Fußgänger 

Adressat: Ministerien für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Tech-
nologie und für Inneres und Bundesangelegenheiten, Fraktionen 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages, Bundestag

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Wirtschafts- und Innenministerium sowie die im Landtag 
vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, dass die Mindest-
standards altersübergreifend für sicher zu begehende Querungen 
der Fahrbahn von Straßen mit öffentlichem Verkehr senioren-, 
familien- und kinderfreundlich gestaltet werden und deshalb 
die Entscheidungen die Straßenverkehrsämter, Kommunen und 
Landkreise des Landes die nachstehenden Punkte verbindlich be-
achten müssen:

1.  Leicht erkennbare wie erreichbare sichere Übergänge in fairen  
Entfernungen nach Bedürfnis und nicht nach Querungshäu-
figkeit zu installieren,

2. genügend breite, für mindestens 2 Rollstühle geeignete 
Schutzinseln in der Fahrbahnmitte bei Querungshilfen zu er-
richten,

3.	 Ampeln fußgängerfreundlich mit unkomplizierten Schal-
tungen, deutlich wahrnehmbaren multisensorischen Si-
gnalen und genügend Querungsdauer einzurichten,

4.	 Zebrastreifen innerörtlich von den Kommunen regeln zu las-
sen und durch frühzeitige Voranzeigen, Vorwarnsignale und 
Geschwindigkeitsbegrenzung zu sichern.

Verordnungen, die diesen Standards nicht genügen, sind zu aktu-
alisieren bzw. aufzuheben. Sofern sie Bundesrecht betreffen, ist 
auf deren Änderung hinzuwirken. Das schließt bei Nichtachtung 
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höhere Bußgelder, Strafpunkte bis zum Entzug der Fahrerlaubnis 
ein.

Begründung:
Die ungefährdete Teilnahme am nichtmotorisierten öffentlichen 
Verkehr ist jedem Menschen, ungeachtet seines Alters, durch ein-
deutige und sichernde Regelungen sowie Weisungen zu deren 
Durchsetzung zu gewährleisten. Sie muss zudem im öffentlichen 
Verkehrsraum durch unterstützende Maßnahmen ermöglicht, 
erleichtert, gesichert und gefördert werden.
Die natürliche Abnahme körperlicher, geistiger und seelischer 
Leistungen im Alter (u. a. Wahrnehmung, Beweglichkeit, Reak-
tionszeit, Stressbewältigung) ist dabei zu berücksichtigen.
Dazu gehören u. a. die Priorisierung des Fußverkehrs ohne und 
mit Gehhilfen sowie die Verbesserung der Bedingungen für das 
Zufußgehen: u. a. mit geeigneten Querungshilfen, Fußgänger-
wegweisungen, breiteren Fußwegen, Sitzgelegenheiten, die an 
die Anforderungen einer alternden Gesellschaft angepasst sind.
Insgesamt darf Fußgängerverkehr in der Verkehrspolitik keine 
untergeordnete Rolle spielen.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/32
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Seniorenbeiräte Flintbek und Kiel

Mindeststandards: Sichere Ausgestaltung der Geh- und Fahrrad-
wege

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die Straßenverkehrsbehörden sowie die 
Städte und Gemeinden zur Erhöhung der Verkehrssicherheit zu 
verpflichten und folgende Maßnahmen nach § 45 der Straßenver-
kehrsordnung zeitnah durchzuführen:
•	 Rad-und Gehwege sollen immer getrennt und breit genug 

gestaltet werden. Wenn ein Radfahren auf der Fahrbahn mit 
Fahrradstreifen zu mehr Verkehrssicherheit beiträgt, ist dies 
entsprechend zu regeln.

•	 Radwege bzw. Radfahrstreifen müssen stets sicher erkennbar 
markiert sein (durch Verkehrsschilder und/oder Bodenmar-
kierungen).

•	 Absenkungen des Gehwegs für Rollstuhlfahrende, Rolla-
toren nutzende oder Kinderwagen schiebende Menschen so-
wie Blindenleitstreifen bzw. Bordsteinmarkierungen für Blin-
de müssen ebenso selbstverständlich sein wie die Beseitigung 
von Stolperfallen nach Frost oder baulichen Eingriffen in die 
Pflasterung.

•	 Die Beleuchtung der Gehwege muss möglichst flächende-
ckend sein. Durch LED-Leuchten mit Kegellicht dürfen keine 
gravierenden Helligkeitsdefizite entstehen.

Vordringlich bedarf es einer Änderung des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Schleswig-Holstein mit folgender Zielrich-
tung:
Die Straßenbaulastträger und die sonstigen Veranlasser von Stra-
ßenbaumaßnahmen werden verpflichtet, bezüglich der Gestal-
tung von Gehwegen und Bürgersteigen etwaige Abweichungen 
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von der DIN-Norm 18040-3 bzw. der im Entwurf befindlichen 
DIN-Norm 18070 schriftlich zu begründen. Die zuständigen Ge-
nehmigungsbehörden haben die Begründung auf ihre Schlüssig-
keit hin zu prüfen. Das Ergebnis des Prüfverfahrens ist öffentlich 
zugänglich zu machen.

Begründung:
Die Straßenverkehrsordnung StVO § 2 mit VwV (Verwaltungs-
vorschriften) regelt grundsätzlich die Ausgestaltung der Geh- 
und Radwege und verpflichtet die Straßenverkehrsbehörden zu 
nachvollziehbaren und übersichtlichen Regelungen. Diese müs-
sen behinderten-, senioren-, kinder- und familiengerecht sein.
Es steht außer Frage, dass in der Vergangenheit, insbesondere bei 
innerörtlichen Veränderungen der Straßengestaltung, dem Au-
toverkehr Vorrang gegenüber dem Fußgängerverkehr eingeräumt 
worden ist.
Die Beachtung der DIN 18040-3 (und ihrer Vorgänger) ist häufig 
unterblieben, ohne dass hierfür eine Begründung gegeben wer-
den musste. Die Folgen hieraus sind für Fußgänger, insbeson-
dere wenn sie auf Gehhilfen angewiesen sind, in vielen Fällen 
dramatisch. Dies steht im Widerspruch zu den vielfältigen Ver-
sprechungen der Politik, für ein barrierefreies Lebensumfeld zu 
sorgen. Eine nachhaltige Verbesserung dürfte nur durch eine ge-
setzliche Regelung mit dem Ziel einer „Beweislastumkehr" zu er-
reichen sein. 

Dieser Antrag wird im Einvernehmen mir den Seniorenbeirä-
ten Altenholz, Gettorf, Heikendorf, Kronshagen, Molfsee und 
Schönberg gestellt.
--------------------------------
Angenommen.



76

Altenparlament 2016

ANTRÄGE

						      AP 28/33
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V. und der
Seniorenbeirat der Gemeinde Selent

Zusätzliche Straßenschilder auf Plattdeutsch

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
mögen beschließen, dass eine bestimmte Summe in den nächsten 
Landeshaushalt eingestellt wird, damit Kommunen, auf Antrag, 
zusätzliche Straßenschilder auf Plattdeutsch unter den vorhan-
denen, meist hochdeutschen Straßenschildern anbringen kön-
nen.

Begründung:
Die Telefonumfrage des Instituts für Niederdeutsche Sprache er-
gab, dass es in Schleswig-Holstein wieder einen Aufwärtstrend 
bezüglich des Hörverstehens und des aktiven Plattdeutschspre-
chens gibt. Dies sollte durch weitere Maßnahmen flankierend 
unterstützt werden.
In 29 Grundschulen in Schleswig Holstein können die Schüle-
rinnen und Schüler freiwillig Plattdeutsch lernen, außerhalb der 
Schule können sie es meist nur mit ihren Großeltern sprechen. 
Zusätzliche plattdeutsche Straßenschilder würden augenfäl-
lig zeigen, dass Plattdeutsch auch in der unmittelbaren Umwelt 
existiert:
Für junge und ältere Plattdeutsch lernende Menschen bieten zu-
sätzliche plattdeutsche Straßenschilder ein tägliches Aha-Erleb-
nis zum Beweis, dass das Niederdeutsche eine lebende Sprache 
ist; für junge und ältere Plattdeutsch sprechende Menschen be-
deutet es Heimat und Beständigkeit in einer sich stetig wandeln-
den Welt. Somit können die plattdeutschen Schilder generatio-
nenübergreifend wirken, den Zusammenhalt und den Dialog der 
Generationen fördern und zum Erhalt der Niederdeutschen Spra-
che beitragen.
Helga Schultz, 1. Vorsitzende
--------------------------------
Abgelehnt.



77

ANTRÄGE

						      AP 28/34
SPD AG 60+ der Kreise Schleswig-Flensburg und Flensburg

Politikevaluation

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, eine Politikevaluation 
zur Umsetzung der Beschlüsse des Altenparlaments (2009 bis 
2014) bei einem unabhängigen und dafür prädestinierten politik-
wissenschaftlichen Institut in Auftrag zu geben und dem Alten-
parlament zu berichten.

Begründung:
Seinerzeit wurde das Deutsche Institut für Sozialwirtschaft 
(DISW) mit der Analyse der Beschlüsse des Altenparlaments 
im Zeitraum von 1997 bis 2008 betraut. Das DISW legte sein Ar-
beitsergebnis mit Empfehlungen im November 2009 vor. 
Nach den hier vorliegenden Informationen wurde seitdem keine 
Evaluation der Umsetzung der Beschlüsse des Altenparlaments 
vorgenommen. Es ist unklar, inwieweit die Beschlüsse in der po-
litischen Praxis und vor Ort umgesetzt wurden.
Es ist unverändert relevant, den seniorenpolitischen Einfluss der 
Beschlüsse zu untersuchen, um ermessen zu können, was die 
Beschlüsse (direkt bzw. indirekt) bewirkt haben. Zu fragen ist, 
ob und welche Politikakteure  Konsequenzen aus den Beschlüs-
sen zogen, welche dies waren und welche Folgen dies hatte. Die  
daraus zu gewinnenden Erkenntnisse und Empfehlungen sind 
vor dem Hintergrund der Ausgestaltung des demografischen 
Wandels unabdingbar für die weitere zukunftsorientierte Aus-
gestaltung regionaler und kommunaler Seniorenpolitik. 

Gerd Stehr
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/76
DGB-Region Kiel – Seniorenausschuss

Gesellschaftliche Anerkennung für die Beschäftigten im Pflege-
bereich

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, sich nachhaltig dafür einzusetzen, dass die 
Beschäftigten im Pflegebereich gesellschaftliche Anerkennung 
erhalten und ihre Vergütung den tatsächlichen Leistungen ent-
spricht.

Begründung:
Gute Arbeitsbedingen, Ausbildungs-, Aufstiegs- und Qualifi-
kationsmöglichkeiten, Vereinbarkeit von Familie und Beruf und 
faire Löhne haben im Pflegebereich einen besonderen hohen Stel-
lenwert.
Für Menschen, die tagtäglich einen Dienst am Menschen erbrin-
gen, muss es selbstverständlich sein, ein Einkommen zu erhalten, 
welches ein auskömmliches Dasein ermöglicht. 
Die Attraktivität und die gesellschaftliche Wertschätzung der 
Pflegeberufe muss durch bessere Rahmenbedingungen erhöht 
werden.
Die Anerkennung und Wertschätzung der Menschen, die in der 
Pflege tätig sind, wird von Politikerinnen und Politikern nur in 
„Sonntagsreden“ erwähnt. Verbesserungen, gerade in der Aner-
kennung der von Menschen erbrachten Pflegeleistungen sind in 
der politischen Umsetzung kaum zu erkennen. 
Gute Pflege kostet Geld. Die Pflegeversicherung hat sich als 
„fünfte Säule“ der Sozialversicherung bewährt. Die Pflegeversi-
cherung muss solidarisch weiterentwickelt werden. Damit dies 
auch zukünftig so bleibt, sind nachhaltig wirksame Reformen 
zur Verbesserung der Qualität, Vergütung und Anerkennung in 
der Pflege unerlässlich. Um dieses zu gewährleisten ist eine Aus-
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weitung der Finanzierungsbasis der sozialen Pflegeversicherung 
erforderlich – Perspektive Bürgerversicherung.
Die Akzeptanz für eine notwendige Aufwertung der Menschen 
im Pflegebereich muss durch die Politik geschaffen werden und 
darf nicht unter ökonomischen Gesichtspunkten betrachtet wer-
den. 
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/35
SSW-Senioren

Altersarmut endlich wirkungsvoll eindämmen!

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich auf Landesebene und im Bundesrat für wirkungsvolle Maß-
nahmen zur Vermeidung von Altersarmut einzusetzen. Hierzu 
gehören unter anderem: 
– 	Eine zeitnahe Erhöhung des Lohnniveaus und eine deutliche 

Ausweitung sozialversicherungspflichtiger Jobs, damit der Ar-
beitslohn zum Leben reicht,

– 	eine entsprechend deutliche Anhebung des Mindestlohns,
– 	ein erleichterter Zugang zum Arbeitsmarkt, unter anderem für 

Alleinerziehende durch bedarfsgerechte Betreuungsangebote 
und flexiblere Arbeitszeitmodelle,

– 	eine sozial gerechtere Ausgestaltung der gesetzlichen Renten-
versicherung als tragende Säule der Altersvorsorge. Langfri-
stiges Ziel muss ein solidarisches umlagefinanziertes Versiche-
rungssystem sein.

Begründung:
Immer mehr Bürgerinnen und Bürger sind von Altersarmut be-
droht oder betroffen. Ihre Zahl hat sich seit 2003 verdoppelt. 
Nicht nur Geringverdienende, Langzeiterwerbslose oder Allein-
erziehende gehören zur Risikogruppe. Auch jahrzehntelange Ar-
beit schützt mittlerweile nicht in jedem Fall vor Armut im Al-
ter. Allein in Schleswig-Holstein lagen im Jahr 2015 über 20.000 
Rentnerinnen und Rentner unterhalb des Existenzminimums. 
Sie sind damit auf staatliche Unterstützung nach dem Sozial-
gesetzbuch angewiesen. Gerade für jene, die ihr Leben lang ge-
arbeitet haben, ist dieser Zustand zutiefst entwürdigend. Nicht 
zuletzt, weil auf der anderen Seite die Privatvermögen wachsen, 
muss diese Entwicklung dringend gestoppt werden.
Wilma Nissen
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/36
DGB-Region Kiel – Seniorenausschuss

Alleinerziehende Mütter und Väter sozial besserstellen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, 
Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass 
Alleinerziehende sozial besser gestellt werden, damit sie nicht in 
Altersarmut abrutschen.

Begründung:
Berufstätige Alleinerziehende werden fast wie Singles besteuert. 
Die steuerliche Benachteiligung muss behoben werden: Zurzeit 
Steuerklasse II plus Entlastungsbetrag = 1.908€. Das ist immer 
noch erheblich weniger Entlastung als in der Steuerklasse III. Ihre 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt müssen verbessert werden.
Alleinerziehende sind keine Randgruppen mehr. Gut 20 % der 
Familien in Deutschland sind Ein-Eltern-Familien.
Dass diese Kinder ein Armutsrisiko in Deutschland sind, sollten 
sie gleichzeitig die Renten der zukünftigen Generationen si-
chern, ist absurd und ungerecht.
Dass es nicht gut für Kinder ist, wenn ihre Mütter oder Väter ab-
gespannt und müde sind, weil sie so viel arbeiten und trotzdem 
ständig mit finanziellen Sorgen kämpfen müssen, ist durch Stu-
dien belegt. Nur lassen sich wirtschaftliche Folgekosten dieser 
stiefmütterlichen Behandlung von Alleinerziehenden und ihren 
Kindern schlecht abbilden. Wenn wir nichts ändern, sind die Al-
leinerziehenden von heute die armen von morgen.

Beispiel:
Die vom BMAS (Frau Nahles) vorgeschlagene gesetzliche Än-
derung einer tagesweiten Kürzung des Sozialgeldes im Haushalt 
von Alleinerziehenden muss vehement abgelehnt werden. Der 
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Bedarf von Kindern kann nicht tageweise berechnet werden (mo-
natliche Fixkosten: Vereinsbeiträge, Versicherung, Kultur, Klei-
dung etc.).

Erklärung:
Für ein Kind von 6 - 14 Jahren sieht das Sozialrecht 9 € pro Tag 
vor. Wird das Sozialgeld für zwei Wochenendbesuche beim Um-
gangsberechtigten bzw. 5 Tage im Monat gestrichen, muss der 
oder die Alleinerziehende eine Kürzung von 45 € verkraften.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/37
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schl.-H. e. V.

Bedingungsloses Grundeinkommen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich mit der Idee des bedingungslosen Grundeinkommens zu be-
fassen.

Begründung:
Anfang Juni hat es in der Schweiz eine Volksabstimmung gege-
ben, ob jeder Bürger in Zukunft ein bedingungsloses Grundein-
kommen in Höhe von umgerechnet rund 2.300 € erhalten soll, 
auch ohne Erwerbstätigkeit in klassischem Sinn. Im Gegenzug 
sollten andere staatliche Leistungen wie Sozialhilfe oder Arbeits-
losengeld wegfallen. Die Schweizer haben diese Idee deutlich ab-
gelehnt. Dennoch erhält die Idee des bedingungslosen Grundein-
kommens immer mehr Zulauf.
Durch die Veränderungen in der Arbeitswelt und der Gesell-
schaft insgesamt, ist es erforderlich, über neue Ideen zur Vertei-
lung des Wohlstands nachzudenken. Immer mehr Arbeitsplätze 
werden durch Automatisierung ersetzt. Schon jetzt lässt sich er-
kennen, dass wenige spezialisierte Menschen sehr hohe Einkom-
men einfordern können, während eine große Masse kaum noch 
von ihrem Lohn leben kann. Das bedingungslose Grundeinkom-
men würde ein Sicherheitsnetz bieten, das allen Menschen in 
Deutschland ermöglichen würde, Erwerbstätigkeiten nach ih-
ren Stärken auszuwählen. Auch ehrenamtliche Arbeit oder sehr 
schlecht bezahlte Tätigkeiten im sozialen Bereich würden durch 
das Grundeinkommen aufgewertet.
Aus diesem Grund sollte sich die schleswig-holsteinische Lan-
desregierung ernsthaft mit dieser Idee auseinandersetzen.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/38
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schl.-H. e. V.

Rentenniveau

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat für eine Novellierung des 2004 beschlossenen 
RV-Nachhaltigkeitsgesetzes einzusetzen. Das Rentenniveau 
muss wieder auf mindestens 50 Prozent angehoben und dort für 
künftige Generationen gehalten werden.

Begründung:
Mit dem RV-Nachhaltigkeitsgesetz vom 21. Juli 2004 hat die da-
malige Bundesregierung beschlossen, dass das Rentenniveau im 
Jahre 2020 auf 46 % und im Jahre 2030 auf 43 Prozent absinkt. 
Durch den sogenannten Riester-Faktor sind die Rentenanpas-
sungen der letzten Jahre zusätzlich in erheblichem Maße gestutzt 
worden.
Noch ist das Problem der „Altersarmut“ auf einen relativ betrach-
tet kleinen (und zumeist weiblichen) Personenkreis begrenzt. 
Dies wird sich in den kommenden Jahrzehnten dramatisch än-
dern.
Die seitens Politik und Wirtschaft proklamierte Forderung, die 
dadurch entstehenden Kürzungen durch privates Sparen aufzu-
fangen, gehen an der Realität vorbei: Große Schichten der Bevöl-
kerung, die später mit kleinen Renten rechnen müssen, haben 
aufgrund der steigenden Lebenshaltungskosten kein Geld, um 
regelmäßig ausreichend Geld beiseite zu legen. Außerdem ist die 
Geldanlage am Kapitalmarkt mit erheblichen Risiken verbunden.
Die Politik ist deutschlandweit gefordert, dieser Herausforderung 
angemessen zu begegnen: Das Niveau der Deutschen Rentenver-
sicherung darf nicht weiter gesenkt, sondern es muss wieder ge-
stärkt werden. Andernfalls werden in Deutschland zukünftig 
viele Seniorinnen und Senioren in Armut leben.
--------------------------------

Angenommen.
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						      AP 28/39
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schl.-H. e. V.

Einführung einer Erwerbstätigenversicherung

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundestag

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat für die Einführung einer Erwerbstätigenversi-
cherung einzusetzen.

Begründung:
Jedes Jahr, insbesondere vor Bundestagswahlen, wird über neue 
Reformpläne bei der Deutschen Rentenversicherung diskutiert. 
Meist geht es dabei um Leistungseinschränkungen für die Versi-
cherten.
Daneben haben sich – was das Alterseinkommen angeht – Paral-
lelgesellschaften entwickelt: Freiberufliche Versorgungswerke 
geben z. B. Ärzten und Rechtsanwälten die Möglichkeit, sich der 
solidarischen Rentenversicherung zu entziehen. Auch das Beam-
tentum ist im Alter deutlich besser abgesichert als die gesetzlich 
Versicherten. Diese Situation ist für die Menschen in Deutsch-
land nicht nachzuvollziehen und führt mit jeder weiteren Absen-
kung des Rentenniveaus zu größerem Unmut.
Gleichzeitig gibt es viele Solo-Selbstständige, die weder privat 
noch über die gesetzliche Rentenversicherung für das Alter vor-
sorgen.
Die Lösung dieses Problems liegt in der Einführung einer Er-
werbstätigenversicherung. Alle Menschen in Deutschland, die 
einer bezahlten Arbeit nachgehen, würden in eine Einheitskas-
se einzahlen. Diese würde – wie die DRV aktuell – für die Absi-
cherung im Alter, aber auch bei Erwerbsunfähigkeit und für be-
rufliche Reha-Maßnahmen, zuständig sein. Selbstverständlich 
stünde es jedem frei, darüber hinaus privat vorzusorgen.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/40
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Norderstedt

Schonbetrag für Grundsicherungsbezieher/innen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass der Schonbetrag von 
Grundsicherungsbezieher/innen von 2.600 € (lt. § 90 Abs. 2  
Nr. 9 SGB XII i. v. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a (DVO) auf 10.350 € an-
gehoben wird, wie bei den SGB II-Leistungsempfängern.

Begründung:
Von Gleichbehandlung kann hier keine Rede sein. Die unter-
schiedliche Auslegung zu den Vermögensfreibeträgen geht an der 
Lebenswirklichkeit und den Bedürfnissen älterer oder erwerbs-
geminderter Menschen vorbei. Zum Beispiel sind die Personen in 
einem Flächenland wie Schleswig-Holstein oftmals unabdingbar 
auf ein KFZ angewiesen, wenn sie in abgelegenen Ortschaften le-
ben und die Versorgung nicht sichergestellt ist.
Die Menschen müssen in die Lage versetzt werden, ihre Beerdi-
gung selber zu zahlen, sie haben ein Recht auf eine würdevolle 
Bestattung. Dazu reicht der „Schonbetrag“ nicht.

Hans Jeenicke
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/41
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Mütterrente

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, 
Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass Mütter, deren Kinder 
vor 1992 geboren wurden, drei Entgeltpunkte erhalten. Die Leis-
tungen der Mütterrente müssen als gesamtgesellschaftliche He-
rausforderung komplett und bereits jetzt aus Steuermitteln fi-
nanziert werden.

Begründung:
Mit dem Leistungsverbesserungsgesetz in der Deutschen Ren-
tenversicherung hat die Bundesregierung viel für Mütter von 
Kindern getan, deren Nachwuchs vor 1992 geboren wurde.
Dennoch ist es verfehlt, vom „Schließen einer Gerechtigkeits-
lücke“ zu sprechen. Zur Erinnerung: Für Kinder, die ab 1992 ge-
boren wurden, gibt es drei Entgeltpunkte. Durch die Reform der 
Mütterrente erhalten Frauen älterer Kinder nun zwei Punkte – 
eine Differenz von einem Entgeltpunkt. Die Gerechtigkeitslücke 
ist also nicht geschlossen, sie wurde lediglich verringert.
Aus Gründen der Gerechtigkeit muss die Politik dafür Sorge tra-
gen, dass alle Mütter in Deutschland drei Entgeltpunkte für jedes 
Kind erhalten.
Diese Leistung ist komplett aus allgemeinen Steuern zu finanzie-
ren.
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/42
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schl.-H. e. V.

Freibetrag SGB XII

Adressat: Schl.-H.  Landtag, Landesregierung, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat für die Einführung eines Freibetrags in der 
Grundsicherung nach dem SGB XII einzusetzen.

Begründung:
Bezieher von Arbeitslosengeld II kennen ihn – den Freibetrag. Die 
ersten 100 Euro, hinzuverdient, beispielsweise im Rahmen eines 
Minijobs, werden nicht auf die Regelleistung nach dem SGB II an-
gerechnet. Also gibt es dieses Geld netto obendrauf.
Seniorinnen und Senioren, deren gesetzliche Rente unter dem 
Existenzminium liegt, haben die Möglichkeit, Grundsicherung 
nach dem SGB XII zu beantragen. Diese entspricht nach der Höhe 
in etwa dem Arbeitslosengeld II.
Allerdings werden die Einkünfte hier (gemäß § 2 SGB XII) di-
rekt ab dem ersten Cent angerechnet: Jemand der eine gesetzliche 
Rente in Höhe von 500 € erarbeitet hat, kommt zusammen mit 
der Grundsicherung auf etwa 670 € im Monat. Ein anderer Bür-
ger, der niemals gesetzlich oder privat vorgesorgt hat, bekommt 
auch 670 € – allerdings komplett vom Staat.
Um diese Ungerechtigkeit zu lindern, schlägt der SoVD Schles-
wig-Holstein einen gestaffelten Freibetrag vor. Die ersten 100 € 
– egal ob sie aus der gesetzlichen, einer privaten oder einer Be-
triebsrente kommen – sollten komplett anrechnungsfrei bleiben. 
Das Einkommen zwischen 100 und 200 € zu 50 Prozent sowie 
das Einkommen zwischen 200 und 300 € zu 25 Prozent. Einkom-
men jenseits einer Grenze von 300 € wird, wie gehabt, zu 100 
Prozent auf die Grundsicherung angerechnet.
Dieser Teil der Rente müsste den Beziehern von Grundsicherung 
erhalten bleiben. Auf diese Weise kann die Lebensleistung dieser 
Menschen zumindest anteilig finanziell gewürdigt werden.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/43
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat der Stadt Norderstedt

Zwangsverrentung durch das SGB II

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass keine Zwangsverren-
tung durch das SGB II erfolgt. Der Weg zu einer vorgezogenen, 
verminderten Altersrente sollte allenfalls auf freiwilliger Basis 
erfolgen.

Begründung:
Nach § 12 a Satz 2 Nr. 1 SGB II sind alle Leistungsbezieher ab Voll-
endung des 63. Lebensjahres verpflichtet, vorrangig die Alters-
rente i. d. R. mit Abschlägen vorzeitig in Anspruch zu nehmen.
Die Verpflichtung stellt massive Eingriffe in die Eigentumsga-
rantie dar.

Hans Jeenicke
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/44
Senioren-Union der CDU Schleswig-Holstein

Förderung nachberuflicher Tätigkeiten als neue Aufgabe der Bun-
desagentur für Arbeit

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, damit 
die Bundesagentur für Arbeit die Förderung der nachberuflichen 
Orientierung zu einem neuen Schwerpunktthema ihrer Arbeit 
macht, um im Rahmen einer flächendeckenden Vernetzung und 
Koordinierung von Angebot und Nachfrage nachberuflicher Tä-
tigkeiten mit den Kommunen vor Ort aufzubauen und zu koor-
dinieren. 

Begründung:
Die ältere Generation von heute ist in der Regel fitter, gesünder 
und aktiver als die von vor 20 oder 25 Jahren. Darüber hinaus sind 
die Älteren heute in den allermeisten Fällen auch besser ausgebil-
det. Sie wollen deshalb innerhalb der Gesellschaft nicht nur re-
spektiert und akzeptiert werden, sondern auch verstanden und 
gebraucht. Bislang beschränken sich – in der Regel – die kom-
munalen Angebote für Ältere auf ehrenamtliche Tätigkeiten. 
Aufgrund des demografischen Wandels haben viele Firmen und 
Unternehmen heute oder morgen das Problem, einen möglichen 
Fachkräftemangel bewältigen zu müssen. 
Der Trend geht zwar erfreulicherweise dahin, Ältere immer län-
ger zu beschäftigen und ihre Kompetenzen und Fähigkeiten mög-
lichst lang zu nutzen. Viele Rentnerinnen und Rentner möchten 
jedoch nicht „nur“ ehrenamtlich tätig sein, sondern auch gegen 
Entgelt zu ihrer Rente hinzuverdienen können. Immer mehr Äl-
tere – auch Hochaltrige – sind dazu bereit, in der nachberuflichen 
Phase neue Aufgaben zu übernehmen, finden aber nur selten pas-
sende Angebote. Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, wenn 
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die Bundesagentur für Arbeit mit ihrer Expertise und ihren Res-
sourcen sich künftig verstärkt um die Förderung der nachberuf-
lichen Orientierung kümmern würde, Angebote und Nachfragen 
dabei koordiniert und hilft, die Interessen von Rentnerinnen/
Rentnern bzw. Pensionärinnen/Pensionären mit denen der regi-
onalen Wirtschaft stärker miteinander zu verzahnen. 

Dieter Holst, Stellv. Landesvorsitzender
--------------------------------
Abgelehnt.
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						      AP 28/45
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V.,
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Hälftige Zahlung der Zusatzbeiträge in der Krankenversicherung 
durch den Rententräger für Rentnerinnen und Rentner

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein, Bundestag, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
auch im Bundesrat sich dafür einzusetzen, dass Zusatzbeiträge in 
der Krankenversicherung wie die Regelbeiträge hälftig von den 
Rentnern und hälftig von den Rentenversicherungen getragen 
werden. Die jetzige Regelung, dass Zusatzbeiträge allein von den 
Rentnern getragen werden, muss entfallen.

Begründung:
Besonders für ältere Menschen mit kleinen Renten bedeutet die 
Belastung mit den Zusatzbeiträgen der Krankenkassen in voller 
Höhe eine unzumutbare Härte. 
Die Möglichkeit, evtl. durch Wechseln der Krankenkasse die am 
wenigsten belastende Summe der Zusatzbeiträge zu erlangen, ist 
eher von theoretischer Bedeutung, da viele alte Menschen den 
mit dem Wechsel verbundenen Aufwand (Information und An-
tragsstellung) kaum bewältigen können.
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/46
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Tägliches Mittagessen in jedem Quartier

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
für eine tägliche, kostengünstige, gesunde und warme Mahlzeit 
in jedem Quartier zu sorgen.

Begründung:
Es ist bekannt, dass insbesondere Menschen mit geringem Ein-
kommen schlechtere Ernährungsgewohnheiten aufweisen. Das 
Geld ist knapp, es werden oftmals nicht genug frische Lebensmit-
tel gekauft.
In vielen Stadtteilen und Gemeinden gibt es kostengünstige Mit-
tagstische für Menschen mit kleinem Einkommen. Diese Ange-
bote werden von Senioren stark nachgefragt. Sie sorgen dafür, 
dass täglich eine gesunde warme Mahlzeit auf den Tisch kommt.
Es sollte ein Ziel der Landesregierung sein, den Kommunen beim 
Auf- und Ausbau eines solchen Angebots zu helfen. In jedem 
Quartier müssen Senioren und andere Menschen mit geringem 
Einkommen ein günstiges Mittagessen bekommen können.
--------------------------------
Vom Antragsteller zurückgezogen.
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						      AP 28/47
LAG Heimmitwirkung Schleswig-Holstein 
Interessenvertretung der Beraterinnen und Berater e.V.

Die Pharmaindustrie soll unterschiedliche Verpackungsgrößen 
anbieten, die den tatsächlichen Bedarf entsprechen

Adressat: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wirtschaft und
Gleichstellung, Landtagsfraktionen

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wirtschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Pharmaindustrie die Medikamente in unter-
schiedlichen Verpackungsgrößen anbietet.

Begründung:
Es kann viel Geld gespart werden, wenn die Packungsgrößen dem 
tatsächlichen Bedarf angepasst werden. Ein Beispiel: Es werden 3 
Spritzen benötigt. Es gibt nur eine Packungsgröße von 12 Sprit-
zen. Somit können 9 Spritzen nicht verwendet werden.

Ute Algier, Vorsitzende
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/48
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Informationen bezüglich zuzahlungsbefreiter (rezeptpflichtiger) 
Medikamente an den Patienten

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung,
Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die GKV ihre Kran-
kenkassen verpflichtet, Informationsmaterial als Flyer bezüglich 
der Zuzahlungsbefreiung von rezeptpflichtigen Medikamenten 
ihren Mitgliedern zuzuschicken und in den Arztpraxen auszule-
gen (Beispiel von der AOK 2007*).
Gleichzeitig sollte der Flyer die Patienten ermutigen, bei den 
Ärzten und Apotheken bezüglich einer Zuzahlungsbefreiung 
nachzufragen.

Begründung:
Der GKV-Spitzenverband führt über 3000 zuzahlungsbefreite 
Medikamente in einer über das Internet zugänglichen Liste** 
auf, die 14-tägig aktualisiert wird. Diese Liste enthält jene Medi-
kamente, die aufgrund der Rabattverträge oder der „Festbetrags-
regelung“, (d. h. Kosten des Medikaments liegen 30 % unter dem 
Festbetrag) zuzahlungsfrei sind.
Tatsache ist aber, dass viele Senioren das Internet nicht nutzen 
und damit nicht Zugang zu der Information haben. 
Die Erfahrung hat auch gezeigt, dass in den Apotheken nicht im-
mer freiwillig das zuzahlungsbefreite Medikament angeboten 
wird, sondern der Patient bekommt das entsprechende Medika-
ment nur auf Nachfrage. 
Der Apotheker ist nur verpflichtet, ein rabattiertes Medi- 
kament, nicht aber ein rabattiertes und zuzahlungsfreies  
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Medikament anzubieten. Denn nicht jedes rabattierte Medi-
kament ist zuzahlungsfrei. Die Apotheke hat einen Spielraum, 
wenn sie z. B. Rabattverträge bei zwei Herstellern für ein Medi-
kament abgeschlossen hat, wobei ein Medikament zuzahlungs-
frei sein kann, das andere aber nicht. 
Durch die mangelnde Information wird weder die Zielgruppe 
(Patienten) erreicht, noch führen die Maßnahmen der Kranken-
kassen für die Zuzahlungsbefreiung zum erwünschten Erfolg, 
nämlich die Kosten für die Medikamente bei Erhaltung der Qua-
lität der Medikamente zu senken.

Dagny Henning

Quellen:
*http://www.aok-gesundheitspartner.de/imperia/md/gpp/bund/
arzneimittel/zuzahlungen/beileger_0307_ generika.pdf
**https://www.gkv-spitzenverband.de/service/versicherten_ser-
vice/zuzahlungen_und_befreiungen/befreiungsliste_arzneimit-
tel/befreiungsliste_arzneimittel.jsp
https://www.verbraucherzentrale.de/zuzahlung
http://www.dimdi.de/dynamic/de/amg/festbetraege-zuzah-
lung/festbetraege/downloadcenter/2016/juli/07-15/festbetrae-
ge-20160715.pdf
https://www.g-ba.de/institution/themenschwerpunkte/arznei-
mittel/festbetrag/
http://www.bmg.bund.de/themen/praevention/patientenrechte/
informationsangebote-fuer-patienten.html
http://www.bmg.bund.de/service/
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/49
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Erhöhung des Barbetrages für Bewohner/-innen stationärer Ein-
richtungen

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, sich über den Bundesrat dafür einzusetzen, 
dass der Bundestag den derzeitigen Barbetrag nach § 27 b SGB 
XII in Höhe von 109,08 € auf 200,00 € erhöht, um mittellosen 
Bewohner/-innen von stationären Einrichtungen ein Leben in 
Würde und ihre Teilhabe am sozialen Leben zu ermöglichen.

Begründung:
Da der Barbetrag in der Regel schon für notwendige Dinge wie 
Friseurbesuch, Fußpflege, Kosmetikartikel kaum ausreicht, 
bleibt für die individuelle Lebensgestaltung und Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben kaum etwas übrig.
Beispiele, zu welchen Einschränkungen der geringe Barbetrag 
führt:
•	 Die gewohnte Tageszeitung bzw. Illustrierte kann nicht 

abonniert werden (für Menschen, die ihr Leben lang eine be-
stimmte Zeitung gelesen haben, ein herber Verlust).

•	 Geschenke für Freunde oder Angehörige können nicht ge-
kauft werden, womit Isolation begünstigt wird (aus Scham, 
mit leeren Händen dazustehen, werden Kontakte reduziert).

•	 Individuelle Aktivitäten außerhalb der Einrichtung können 
nicht finanziert werden (gelegentliche Theater-/Konzert-/
Kino-/Cafébesuche, Taxifahrt etc.).

•	 Auch – manchmal nur kleine – persönliche Wünsche (Bücher, 
CDs, Blumen), können nicht erfüllt werden und ein neues 
Kleidungsstück ist nahezu unerschwinglich (ggfs. die Kleider 
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verstorbener Mitbewohner/-innen tragen zu müssen, kann 
sehr entwürdigend sein).

Das Prinzip der Würdigung der individuellen Biografie und die 
daraus abzuleitende individuelle Pflege setzt voraus, dass ein 
Mindestmaß an Eigenständigkeit in der Gestaltung des Alltags 
erhalten bleibt und dazu müssen die notwendigen finanziellen 
Ressourcen zur Verfügung stehen.
--------------------------------
Angenommen.

						      AP 28/50
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V.,
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Hilfsmittelversorgung durch Kranken- und Pflegekassen

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich auch im Bundesrat dafür einzusetzen, dass nach Verordnung 
von Hilfsmitteln auf notwendige Qualität und Eignung der gelie-
ferten Produkte geachtet wird. Niedrigstpreise dürfen nicht mit 
noch niedrigerer Qualität bzw. Unbrauchbarkeit verbunden sein.

Begründung:
Beispiele: Unbrauchbare Windeln/Vorlagen: Bei Abgabe von 6 
Vorlagen à 250 ml Fassungsvermögen sind nicht einmal die Auf-
nahmemengen der bisher abgegebenen Windeln á 2 Liter erreicht 
– und Malaisen vorprogrammiert. Gebrauchte, verfärbte Klo-
stühle sind nicht zu begrüßen.

Ursula Kleinert
Dr. Heinz-Dieter Weigert
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/51
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Pinneberg

Stundung der Anliegerkosten im Straßenbau

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass das Kommu-
nalabgabengesetz dahingehend geändert wird, dass Personen, 
welche der Besteuerung von Einkommen nicht unterliegen und 
ein Altersruhegeld beziehen, die Möglichkeit einer im Grund-
buch gesicherten zinslosen Stundung von Anliegerkosten einge-
räumt werden kann.
Die Stundung endet mit dem Erbfall oder einer Veräußerung der 
Immobilie. Die Notariatskosten gehen zu Lasten der/des betrof-
fenen Grundeigentümer/s.

Begründung:
In der Regel wird es sich hierbei um Eigenheime handeln, die ih-
ren Eignern sowohl als Wohnstätte als auch zur Alterssicherung 
dienen. Es soll verhindert werden, dass ältere Personen mit ge-
ringem Lebensunterhalt zusätzlich dadurch in Not geraten, dass 
Straßenbauarbeiten vor ihrer Wohnung mitfinanziert werden 
müssen. Die Regelung soll landesweit für Schleswig-Holstein 
gelten.
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/52
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V. und der
Seniorenbeirat der Gemeinde Selent und der Kreissenio-
renbeirat Steinburg

Seniorenzuschläge bei Autoversicherungen

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
mögen sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass Autoversiche-
rer nicht mehr überzogene Aufschläge von Senioren fordern.

Begründung:
Die Autoversicherer versichern Seniorinnen und Senioren von 
vornherein meist in ungünstigen Tarifen.
Dazu fordern sie von ihnen noch einen Extra-Zuschlag, je nach 
Versicherung, von durchschnittlich 36 % bis zu 160 %. 
Das erfüllt die Voraussetzung für Altersdiskriminierung und 
Wucher.
Viele ältere Leute auf dem Lande sind auf ihr Auto als Transport-
mittel angewiesen, weil der öffentliche Nahverkehr nicht ausrei-
chende oder überhaupt keine Bus- oder Bahnfahrmöglichkeiten 
anbietet. Durch die hohen Versicherungssummen sehen sich 
manche Senioren gezwungen, ihre gewohnte Umgebung auf dem 
Lande zu verlassen und in die Stadt zu ziehen.

Helga Schultz
Burkhard Ehlers
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/53
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat der Hansestadt Lübeck

Sprachkurse für Flüchtlinge

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung,  Bundestag

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, jedem sich in 
Schleswig-Holstein aufhaltenden registrierten Flüchtling, unab-
hängig von seiner Bleibeperspektive, sofort Sprach- und Integra-
tionskurse (im Herbst 2015 noch Einstiegskurse genannt) zu ver-
mitteln und die dafür entstehenden Kosten aus Landesmitteln zu 
tragen.

Begründung:
Zurzeit dürfen nicht alle Flüchtlinge an Sprachkursen teilneh-
men.
Nur Asylbewerber und andere Personengruppen mit jeweils 
guter Bleibeperspektive können gem. § 44 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1-3 
AufenthG im Rahmen verfügbarer Kursplätze zum Integrations-
kurs zugelassen werden.
Insbesondere können
–	 Ausländer, die eine Aufenthaltsgestattung gem. § 55 Abs. 1 

AsylG besitzen und bei denen ein rechtmäßiger und dauer-
hafter Aufenthalt zu erwarten ist,

–	 Ausländer, die eine Duldung gem. § 60 a Abs. 2 Satz 3 Auf-
enthG besitzen und

–	 Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis gem. § 25 Abs. 5 Auf-
enthG besitzen,

einen Antrag auf Zulassung zum Integrationskurs beim Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge stellen. So werden vor allem 
Menschen aus dem Iran, dem Irak, Syrien und Eritrea zu Sprach-
kursen zugelassen, während dies bspw. für Personen aus Paki-
stan, Afghanistan und anderen Staaten nicht gilt. Hier geht man 
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davon aus, dass sie mangels Bleibeperspektive wieder in ihre Her-
kunftsländer zurückgeführt werden. Eine weitere Gruppe, die 
keinen Anspruch auf Sprachkurse hat, betrifft Flüchtlinge aus si-
cheren Herkunftsländern.
Die derzeitige Praxis in dieser Flüchtlingsangelegenheit zeigt aber 
auf, dass es sehr schwierig ist, Flüchtlinge wieder in die Heimat-
länder abzuschieben oder zurückzuführen, so dass der Begriff der 
unzureichenden Bleibeperspektive eigentlich kaum greift. Hinzu 
kommt, dass auch gegen Abschiebungen Rechtsmittel eingelegt 
werden können, so dass davon auszugehen ist, dass jeder Flücht-
ling, ob geduldet oder unerwünscht, sich hier mehrere Monate 
oder länger aufhält. Es ist deshalb davon auszugehen, dass we-
sentlich mehr Flüchtlinge zwangsläufig hier in SH bleiben (was ja 
auch dem Wunsch der Flüchtlinge selbst entspricht) als politisch 
gewünscht.
Deshalb sollten jedem/jeder aus diesem Personenkreis sofort 
und unverzüglich Grundzüge deutscher Sprach- und Rechtsord-
nung vermittelt werden.
Ein schnelles Bildungsangebot dieser Art dient zum einen dem 
allgemeinen Wunsch nach Integration als auch zum anderen ei-
ner Beschäftigungsmöglichkeit in den Erstaufnahmezentren und 
kommunalen Flüchtlingsunterkünften.
Durch die frühzeitig einsetzenden Integrationsbemühungen 
wird sowohl das von den Gewerkschaften vorgetragene Modell 
des Integrationsjahres (eine Verbindung von Qualifizierung und 
frühzeitig einsetzender praktischer Berufsarbeit) als auch das 
Projekt IM (Ausbildung und Integration für Migranten), Träger 
Türkische Gemeinde Schleswig-Holstein, die erst unlängst für 
die Integrationsarbeit mit einem Betrag in Höhe von 240.000 € 
durch das Land Schleswig-Holstein gefördert worden ist, unter-
stützt.
Sollte die Gesetzgebung des Gesetzespaketes ASYL II diesem 
Antrag entgegenstehen, wird die Landesregierung aufgefordert, 
die Sprach- und Integrationskurse als freiwillige soziale Leistung 
durchzuführen.
Das Bemühen um Integration ist eine gesamt-gesellschaftliche 
Aufgabe, deshalb dieser Antrag an das Altenparlament.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/54
Senioren-Union der CDU Schleswig-Holstein

Verbot der Altersdiskriminierung im Grundgesetz verankern

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die Aufnahme 
des Verbots der Altersdiskriminierung in das Grundgesetz er-
folgt.

Begründung:
Die Aufnahme des Verbots der Altersdiskriminierung in das 
Grundgesetz ist ein Kernanliegen der älteren Generation und 
wird durch die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unter-
stützt. Alter allein darf kein Maßstab für eine Beurteilung sein. 
Eine Gesellschaft braucht Vertrauen in die Leistungsfähigkeit Äl-
terer. Feste Altersgrenzen sind überholt, oft willkürlich und rich-
ten mehr Schaden an, als sie nutzen. Alle demokratischen Par-
teien sollten bedenken: Die Menschen sind nicht gleich, aber sie 
haben das Recht auf gleiche Behandlung, unabhängig vom Alter! 

Dieter Holst, Stellv. Landesvorsitzender
--------------------------------
Nichtbefassung.
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						      AP 28/55
SPD AG 60+ der Kreise Schleswig-Flensburg und Flensburg

Intergenerativer Dialog

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Regionalkonferenzen 
zur Verständigung von Jung und Alt über die Ausgestaltung des 
demografischen Wandels durchzuführen.

Begründung:
Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, verän-
derter Arbeits- und Lebensbedingungen der Familien und Se-
nioren/-innen in Schleswig-Holstein und einer ansatzweise 
medial vermittelten Polarisierung zwischen Senioren und den 
nachwachsenden Generationen ist der sogenannte intergenera-
tive Dialog geboten. 
Die gesellschaftspolitische Kommunikation zwischen Alt und 
Jung mit der Intention solidarischer Verständigung ist politisch 
anzuregen und zu organisieren, um einerseits populistischer 
Vorurteilsbildung, Stereotypisierung und Konflikten zwischen 
Generationsangehörigen vorzubeugen und andererseits zu ei-
ner Kultur solidarischen und sich wechselseitig unterstützenden 
Miteinanders zu gelangen.
Denkbar sind Regionalkonferenzen an zentralen Orten in Schles-
wig-Holstein wie Itzehoe, Lübeck, Plön und Flensburg, die im 
Verlauf dieser Legislaturperiode durchgeführt bzw. in der nächs- 
ten Legislatur fortgeführt werden könnten. 

Gerd Stehr
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/56
Senioren-Union der CDU Schleswig-Holstein

Kostenlose Nutzung von Auskünften der Verbraucherzentralen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, für eine kostenlose Nutzung von Auskünf-
ten der Verbraucherzentralen zu sorgen.

Begründung:
Die sich häufenden Zusammenschlüsse von Diskontmärkten 
wie auch der Herstellerfirmen verschiedenster Verkaufs- und Ge-
brauchsartikel des täglichen Lebens sind in zunehmenden Be-
reichen einem Durchblick für den Verbraucher entzogen. Neue 
laufende Verordnungen tun ein Übriges, um Verkehrssicherheit 
der Waren undurchsichtig zu gestalten. 
Die über das Bundeskartellamt auferlegten Bußgelder bei Preis- 
absprachen etc. finden sich aber nicht beim Verbraucher, sondern 
im Bundeshaushalt wieder. Hier stünde, um der Gerechtigkeit 
willen, ein Mittel für die Kosten der Verbraucherzentralen zur 
Verfügung. 

Dieter Holst, Stellv. Landesvorsitzender
--------------------------------
Nichtbefassung.
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						      AP 28/57
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Kreisseniorenbeirat des Krs. Steinburg

Kostenlose Inanspruchnahme der Verbraucherzentralen im 
Lande

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und Landesregierung wer-
den aufgefordert, die Verbraucherzentralen des Landes finan-
ziell so auszustatten, dass diese zum Wohle aller Bürger wieder 
kostenfrei Auskünfte und Hilfe erteilen. Die finanziellen Mittel 
dafür sollten aus den verhängten Bußgeldern des Bundeskartell-
amtes bereitgestellt werden.

Begründung:
Das Bundeskartellamt kann bei missbräuchlichem Verhalten im 
Falle überhöhter Preise u. a. auch Rückerstattungen an die Ab-
nehmer anordnen. Eine weitere Möglichkeit besteht im Rahmen 
eines Ordnungswidrigkeitsverfahrens Bußgelder zu verhängen. 
Diese Bußgelder fließen in der Regel in den Bundeshaushalt ein.
Ein Beispiel von vielen: Bußgelder vertikaler Preisabsprachen 
beim Vertrieb von Röstkaffee, hier wird u. U. eine Geldbuße in 
Höhe von 50 Millionen € verhängt.
Durch die Preisabsprachen wurde der Kunde durch überhöhte 
Preise übervorteilt. Dem Kunden wurde somit in betrügerischer 
Weise Geld entzogen. Dieses Geld wurde aber nicht an den Kun-
den zurückgegeben, sondern das Bußgeld ist in den Bundeshaus-
halt eingeflossen. Gerechter wäre es, wenn das Geld u. a. für die 
kostenfreie Arbeit der Verbraucherzentralen zur Verfügung  ge-
stellt würde.

Peter Schildwächter
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/58
Diakonisches Werk Schleswig-Holstein

Kostenlose Kinderbetreuung, Gebühren für Kindertagesstätten 
und Kindergärten aufheben

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, eine Initiative zu ergreifen mit dem Ziel, 
dass auch in Schleswig-Holstein die Kinderbetreuung in Kinder-
tagesstätten und Kindergärten generell kostenfrei ist.

Begründung:
Die Gebühren für Kinderbetreuung sind teilweise so hoch, dass 
sich Alleinerziehende bzw. geringverdienende Eltern das Ange-
bot einer Kinderbetreuung nicht leisten können. Durch die Ent-
lastung der Eltern/Alleinerziehenden bei der Kinderbetreuung, 
könnten die Betroffenen einer beruflichen Tätigkeit in Teilzeit/
Vollzeit nachgehen und so Beiträge in die gesetzliche Rentenkas-
se (DRV) einzahlen. Dadurch erhöht sich im Alter die Monats-
rente und wirkt damit nachhaltig einer versteckten Altersarmut 
entgegen. 

Volker von Beesten
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/59
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Pinneberg

Bestattungsordnungen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, zu beschließen, dass das Bestattungswesen 
liberalisiert wird.

Begründung:
In der Regel werden Bestattungen auf kirchlichen oder kommu-
nalen Anlagen vorgenommen. Wir haben in Deutschland teils 
strengere Regelungen als im Ausland üblich. Da bei unserem 
System häufig unflexible Regiekosten gedeckt werden müssen, 
wird die Situation für Friedhofsverwaltungen schwieriger. Än-
derungen steht man deshalb skeptisch gegenüber.
Wir sollten bestrebt sein dazu beizutragen, die Vorschriften zu 
liberalisieren, um sie zeitgemäß anpassen zu können. Hier ist  
z. B. an Ruhehaine gedacht. Das Thema wird leider, eben weil es 
finanzielle Konsequenzen hat, nicht immer sachlich diskutiert. 
Es wird beispielsweise eine Kontaminierung des Waldbodens 
befürchtet, so als wären die Verblichenen wandelnde Giftpakete 
gewesen. Asche ist unreiner Kohlenstoff, über welchen sich jeder 
Erdboden freuen dürfte.
Bei der Vermarktung von Friedhofsflächen sollte es zudem Mög-
lichkeiten neuer kreativer und auch lukrativer Angebote geben. 
Dieser Aspekt hatte bisher sicherlich keine Priorität, weil gesetz-
liche Bestimmungen für eine Nachfrage gesorgt haben.
Wir sprechen die Empfehlung an alle Kommunen in Schles-
wig-Holstein aus, örtlichen Bestrebungen zur Liberalisierung des 
Bestattungswesens positiv gegenüberzustehen. 
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/60
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Lockerung des Friedhofszwangs

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, den Friedhofszwangs aufzuheben, eine 
neue Art der Beerdigung einzuführen und eine gebührenfreie 
Privatbestattung zu ermöglichen.

Die Möglichkeit der Verstreuung der Totenasche, wenn es der 
letzte Wille des Verstorbenen ist, auf seinem eigenen Grund-
stück, auf privaten Grundstücken, in Parks, Flüssen oder ausge-
wiesenen Flächen zu gestatten.

Begründung:
Schon jetzt gibt es die Möglichkeit, die Urne eines Verstorbenen 
in sog. Friedwäldern oder Ruheforsten beizusetzen (kosten-
pflichtig). Es zeichnet sich ab, dass immer mehr Sozialbegräb-
nisse wegen der Altersarmut oder fehlender Angehöriger von Be-
hörden durchgeführt werden müssen. Daher ist es die logische 
Konsequenz, dass der Bürger für seinen letzten Weg rechtzeitig 
eine Entscheidung treffen kann.

Peter Schildwächter
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/77
DGB-Region Kiel – Seniorenausschuss

Auch im Alter gut und sicher leben

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat einzusetzen für: Gut und sicher leben – auch im 
Alter – für einen neuen Generationenvertrag.

Begründung:
In der Gesellschaft wird über die bereits bestehende und zukünf-
tige Altersarmut heftig diskutiert. Die immer wieder benannten 
Finanzierungsprobleme der gesetzlichen Rentenversicherung 
waren und sind auch in naher Zukunft nicht demografischer Na-
tur, sondern überwiegend politisch verursacht.
Es ist an der Zeit, die Forderung nach der Wiederherstellung einer 
lebensstandardsichernden Rente mit Nachdruck zu erheben. Zur 
Wiederherstellung der lebensstandardsichernden, gesetzlichen 
Rente sind folgende Maßnahmen notwendig und politisch um-
zusetzen:
1. 		  Abschaffung der Riesterrente: Einzahlung der angesparten 

Steuersubventionen in die Rentenkasse.
2. 		  Rentenfremde Leistungen wie z. B. die Mütterrente über 

Steuermittel zu finanzieren.
3. 		  Abschaffung oder drastische Erhöhung der Beitragsbemes-

sungsgrenze mit gleichzeitiger Abflachung der dadurch ent-
stehenden Rentenansprüche.

4. 		  Einbeziehung der Beamtenpensionen und berufsständigen 
Versorgungswerke und Selbstständigen. Alle zahlen solida-
risch in die gesetzliche Rentenversicherung ein.

5. 		  Die Absenkung des Rentenniveaus muss gestoppt und rück-
gängig gemacht werden.

Durch die geplante Absenkung geht eine fatale Doppelwirkung 
aus: Die Altersarmut steigt unmittelbar, es sinkt die Beitrags-
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bereitschaft der Beschäftigten und damit wächst der Druck auf 
den Arbeitsmarkt, noch mehr nicht gesicherte Beschäftigungs-
formen zu installieren: Eine Abwärtsspirale in die Armut über 
den Arbeitsmarkt.
Die umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung wurde 
ohne Not im Interesse der Versicherungswirtschaft kaputt ge-
macht. Sie muss in den alten Stand zurückversetzt und reformiert 
werden. 
Den Lobbyisten aus der Versicherungswirtschaft mit ihren „Ex-
perten“ muss die Politik eine klare Absage erteilen. Nur dann 
werden sie glaubwürdig die Altersarmut verhindern.
Ein neuer Generationenvertrag mit breitem, gesellschaftlichem 
Konsens ist möglich, wenn die verantwortlichen Politikerinnen 
und Politiker dazu bereit sind.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/78
DGB-Kreisvorstand Ostholstein

Neuregelung der Renten und Altersversorgung

Adressat: Schl.-H. Landtag, Landesregierung, Bundestag, Bun-
desrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Bundesrat dafür 
einzusetzen, dass die Renten und die Altersversorgung neu gere-
gelt und für alle Rentner erneuert werden.
Das Rentenwirrwarr bei der deutschen Altersversorgung und 
der Abbau der Versorgung machen vielen Arbeitnehmern zuneh-
mend Sorgen bzgl. der Altersarmut.
Es hieß einmal, die staatlichen Renten sind sicher. Sie waren es 
wahrscheinlich auch, bis man damit anfing, die Renten zu kür-
zen, Nullrunden einführte und dazu noch eine Zusatzrente á la  
Riester und Rürup einführte. Dazu gekommen sind verschiedene 
Fremd-Renten, die nicht mit dem Sozialsystem zusammengehö-
ren, auch wenn ein Ausgleich vom Staat dazugegeben wird.
Seit 1999 bis 2015 haben sich die Altersbezüge sehr unterschied-
lich entwickelt. Die Renten sind um 17,55 %, die Pensionen um 
29,4 % und die Abgeordneten-Pensionen über 30 % gestiegen. 
Dies ist ein Auszug den Lübecker Nachrichten aus einem Leser-
brief von Herrn Dr. Westendorf aus Wahlstedt.
Als Beispiel sei die Mütterrente genannt, die eine gute Sache ist. 
Sie hätte nur komplett durch die Steuer finanziert werden müs-
sen.
Die normalen Altersrenten werden gekürzt, stattdessen soll der 
Einzelne eine private Zusatzrente abschließen. Die Beiträge sind 
steuerbegünstigt und es sollen Zuschüsse bezahlt werden plus 
Zinsen. Bei der Auszahlung der Renten ist die volle Besteuerung 
vorgesehen, genau wie bei den gesetzlichen Renten. Dazu kommt 
noch, dass der volle Krankenkassenbeitrag und die Pflegeversi-
cherung voll vom Arbeitnehmer zu zahlen sind.
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Inzwischen hat sich aber herausgestellt, dass dieses System so 
nicht zu halten ist. Zinsen gibt es nicht mehr. Die Banken sind da-
bei, für die Auszahlung der privaten und Betriebsrenten Gebüh-
ren zu erheben.
Einige Betriebsrenten sind auch nicht mehr sicher, z. B. durch die 
Auslagerung von Firmen oder Teilen davon. So sind die Firmen 
nicht mehr gezwungen, Betriebsrenten zu zahlen. Viele Arbeit-
nehmer erreichen die Voraussetzungen für eine Betriebsrente 
nicht.
Dies alles galt mal für Rentner, die vor 10 bis 15 Jahren in Rente 
gegangen sind. Mit den heute prekären Beschäftigungen ist eine 
gesicherte und ausreichende Altersvorsorge nicht mehr möglich.
Wir brauchen nicht nur eine vernünftige und umfassende Neu-
ordnung in den Renten oder der Altersversorgung, sondern auch 
zwingend eine neue Arbeitszeitregelung. Wir brauchen Festein-
stellungen; Praktikanten müssen tarifgerecht eingestellt und 
entlohnt werden, die Leiharbeit ist auf ein Minimum einzu-
schränken.
Hier ist unsere Regierung aufgefordert, schnellstens für die Si-
cherung der Renten zu sorgen. Großunternehmen, die z. B. den 
Firmensitz ins Ausland verlagern, machen eine Menge Gewinn, 
dazu wahrscheinlich noch steuerfrei und sie halten so die Aus-
zahlung betrieblicher Renten an die Arbeitnehmer zurück.
Für viele Beschäftigte, die in kleinen Firmen arbeiten, gibt es 
überhaupt keine Betriebsrente, auch hier muss eine einheitliche 
Regelung gefunden werden.
Es muss also nicht nur bei den Renten nachgebessert werden, 
sondern auch der gesamte Arbeitsbereich muss überprüft und 
teilweise neu gestaltet werden.
Zudem muss das Steuersystem gerechter werden, denn durch die 
Steuersenkung für die Großunternehmen und die niedrige Be-
steuerung der Großverdiener sind viele Milliarden ins Ausland 
verschoben und somit ist auch das Sozialsystem geschädigt wor-
den. Mit diesem Geld hätte die Altersarmut nachhaltig und ver-
nünftig bekämpft werden und vieles andere gefördert werden 
können, wie z. B. der Bildungsbereich und die Infrastruktur.
Ich bitte darum, dass dieser Antrag an die Fraktion der Bundes-
SPD weitergeleitet wird.
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Begründung:
Durch die Rentenreform 2004 hat sich vieles in der Rente geän-
dert, zum Nachteil der Rentner und der zukünftigen Rentnerge-
neration. Viele Rentner werden in Zukunft nur eine kleine Rente 
beziehen, die nicht zum Leben reicht. Die Vorstellung, dass drei 
verschiedene Ebenen das Wahre sind, glaubt ja inzwischen unse-
re Regierung nicht mehr. Hätte man eine vernünftige Erhöhung 
der normalen Beiträge zur Rentenversicherung gemacht, wie  
z. B. in Österreich, dann hätten wir dieses ganze Dilemma heute 
nicht.

Siegfried Reuter
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/61
Senioren-Union der CDU Schleswig-Holstein

Digitalisierung aller Lebensbereiche – Rechte der Senioren be-
rücksichtigen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, durch gesetzliche bzw. administrative Re-
gelungen zu gewährleisten, dass auch zukünftig Behördenkon-
takte und Bankgeschäfte, insbesondere Steuererklärungen, ohne 
Verwendung des Internets und ohne zusätzliche Kosten getätigt 
werden können, damit auch zukünftig in allen Lebensbereichen 
die mündliche und schriftliche Beteiligung möglich bleibt. 
Auf die Entwicklung technischer Geräte, insbesondere Mobilte-
lefone, Rundfunk- und Fernsehgeräte oder Assistenzsysteme in 
Kraftfahrzeugen ist auf benutzergerechte und damit altersge-
rechte Handhabung im Interesse vor allem der Senioren durch 
geeignete Maßnahmen Einfluss zu nehmen.

Begründung:
Die Digitalisierung aller Lebensbereiche schreitet zügig voran 
und betrifft alle Bereiche der Elektronik, die Haustechnik, das 
vernetzte Auto, den Zahlungsverkehr, die Industrie und andere 
Bereiche. Diese Entwicklung wird grundsätzlich begrüßt. Gera-
de Senioren profitieren davon, weil sie viele Vorteile bietet und 
für die Funktion unserer Wirtschaft unerlässlich ist. 
Für ältere Menschen, die mit der modernen digitalen Tech-
nik nicht aufgewachsen sind, kann die Digitalisierung aber eine 
Zugangssperre für die Teilhabe am Leben bedeuten, vor allem, 
wenn sie nicht über einen Zugang zum Internet verfügen. Dann 
entsteht die Angst, durch Fehler Nachteile zu erleiden oder Be-
trügern aufzusitzen. Durch Vereinfachung und Klarheit des Be-
dienungskomforts ließe sich der Kreis der älteren Nutznießer 
erweitern. Im Bereich der Kraftfahrzeuge verbessert die Einfüh-
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rung benutzerfreundlicher und damit auch altersgerechter Assi-
stenzsysteme die Verkehrssicherheit insgesamt. 

Dieter Holst, Stellv. Landesvorsitzender
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/62
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V. und der
Seniorenbeirat der Gemeinde Selent

Teilhabe von Senioren an Internetportalen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen: 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
mögen beschließen, dass insbesondere auch Senioren 70+ Zu-
gangsmöglichkeiten zu Seniorenportalen im Internet erhalten. 
Dazu sollten entsprechende Finanzmittel zum Kauf von Laptops 
in den Haushalt eingestellt werden, die Seniorenbeiräten zur Un-
terstützung von Senioren ihrer Kommune zur Verfügung gestellt 
werden könnten.

Begründung:
In der Generation 70+ haben viele nur eine geringe Rente, die für 
die Anschaffung eines Computers nicht reicht.
Außerdem haben sie in ihrem Berufsleben, speziell die Frauen, 
wenig oder gar keinen Umgang mit Computern gehabt und kön-
nen sie nicht bedienen.
So haben sie auch nicht die Möglichkeit, Einblick in die Internet-
portale, die speziell auf Senioren zugeschnitten sind, zu erhalten. 
Ihnen bleiben damit Informationen z. B. über Pflege, seniorenge-
rechte Wohnanlagen, Zuschüsse zu Umbauten und andere seni-
orenrelevante Themen vorenthalten. Örtliche Seniorenbeiräte 
sollten auf Antrag der Kommune mit Laptops ausgestattet wer-
den, um Hilfesuchenden bei der Internetrecherche zu unterstüt-
zen.

Helga Schultz
--------------------------------
Nichtbefassung.
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						      AP 28/63
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Digitalisierung in Schleswig-Holstein

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein, Bundestag

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Rechtssicherheit 
bei der „Störerhaftung“ im freiem WLAN-Hotspot mit einer 
Aufklärungskampagne für die Bürger des Landes SH durch die 
zuständigen Landesgremien in Form von Flyern in die Öffent-
lichkeit gebracht wird.

Begründung:
Der Bundestag verabschiedete die Änderung des Telemedienge-
setzes. Vom Grundgedanken her eine gute Initiative, aber halb-
herzig. Mit einer klaren und rechtssicheren Regelung für alle 
würde man Deutschland in der europäisch-digitalen Welt aus der 
Zweitklassigkeit herausholen.
Künftig können Betreiber ihr WLAN für andere öffnen, ohne 
sich Sorgen über Rechtsverletzungen durch ihre Gäste machen zu 
müssen. Der Schutz betrifft nicht nur Gastwirte oder Hoteliers, 
sondern auch Privatleute mit frei geschalteten Routern. Zum 
Schutz der Bürger/Innen, Firmen, Gastwirte usw. ist es unerläss-
lich, hier eine eindeutige Regelung zu schaffen. Die Eltern kön-
nen nicht mehr haftbar gemacht werden, wenn ihre Kinder unbe-
merkt raubkopierte Filme aus dem Netz geladen haben. 
Mit der Novelle des Telemediengesetzes wird die Störerhaftung 
nicht beseitigt. Sehr viele spezialisierte Rechtsanwälte werden 
weiter Abmahnungen schreiben und die Bürger, Jung und Alt, 
damit verunsichern. Die Betreiber von WLAN-Hotspots können 
auch weiter abgemahnt werden. Man hat es den Gerichten als Ein-
zelfallentscheidung überlassen. Das gibt dem Betreiber und Nut-
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zer keine Rechtssicherheit. Der Ausschluss von Haftungsansprü-
chen ist nicht im Gesetz selbst, sondern in einer angefügten 
Begründung erläutert. Eine angefügte Begründung ist rechtlich 
nicht bindend, somit können Gerichte im Einzelfall selbst ent-
scheiden. 

Seniorenbeirat Brokstedt
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/64
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Freier und kostenloser Zugang zum Internet, offenes WLAN für 
alle öffentlichen Gebäude

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, zu beschließen, dass alle öffentlichen Bau-
ten einen offenen und kostenfreien Zugang zum Internet bekom-
men.

Begründung:
In Anbetracht der rasanten Zunahme der Digitalisierung und der 
Vernetzung ist es in der heutigen Zeit unerlässlich, dass der mo-
derne Mensch spontan und überall Zugang zum Internet hat. Bei-
spielgebend sind hier die Deutsche Bahn, die Post und viele pri-
vate Unternehmen, die diesen Weg beschritten haben.

Peter Schildwächter
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/65
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Online-Wahlen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich für die Möglichkeit einzusetzen, bei Kommunal- und Land-
tagswahlen in Zukunft auch online seine Stimme abgeben zu 
können.

Begründung:
Immer mehr Menschen in Schleswig-Holstein nutzen regelmä-
ßig das Internet – auch innerhalb der Gruppe der Seniorinnen und 
Senioren wächst die Zahl derjenigen, die am Netz teilhaben.
Vor dem Hintergrund sinkender Wahlbeteiligung in der Bevöl-
kerung, muss der Gesellschaft daran gelegen sein, die Schwelle, 
zur Wahl zu gehen, möglichst niedrig zu gestalten. Neben der 
schon jetzt vorhandenen Möglichkeit, per Brief seine Stimme ab-
zugeben, sollten deshalb die Chancen ausgelotet werden, in Zu-
kunft auch eine Online-Stimmabgabe zu ermöglichen.
In Estland ist dies seit einigen Jahren möglich und wird sehr gut 
angenommen. Ernsthafte Probleme sind nicht entstanden.
Sollten Kommunal- und Landtagswahlen in Zukunft auch für 
die Online-Stimmabgabe geöffnet werden, käme das für Schles-
wig-Holstein erstens günstiger, die Stimmauszählung wäre 
deutlich einfacher und bestenfalls würden sich wieder mehr 
Menschen an der Wahl aktiv beteiligen. Dies gilt sowohl für jun-
ge Menschen als auch für Seniorinnen und Senioren.
--------------------------------
Abgelehnt.
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						      AP 28/66
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Digitales Testament

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass eindeutige und ein-
heitliche Regelungen zum Wohle aller Bürger für das digitale 
Erbe im Internet geschaffen werden, dass die Regelungen öffent-
lich gemacht werden und die bestehenden Broschüren, PDF-Da-
teien und sachbezogene Schriftstücke, unter Beachtung der neu 
geschaffenen Regelungen, geändert werden.

Begründung:
Was passiert mit meinen Daten, wenn ich sterbe? 
Vorbemerkung: Die Laufzeit bis zur Aushändigung eines Erb-
scheines beträgt acht Wochen und mehr. Bis dahin kann das Kon-
to gehackt sein und sensible Daten entnommen worden sein. 
Facebook und Instagram: Das Konto mit den persönlichen Da-
ten kann nur komplett gelöscht werden. Die Löschung erfolgt 
durch Vorlage der Sterbeurkunde oder des Erbscheines, oder das 
Konto des Verstorbenen wird in den sogenannten Gedenkzu-
stand versetzt. Dabei bleibt das Profil des Verstorbenen online. 
Die Erben haben kein Anrecht auf die gespeicherten Daten und 
Bilder (AGBs Facebook).
WhatsApp: Das Konto kann nicht vererbt werden, hat kein 
Passwort. Beendigung durch die Erben mit dem Zugriff auf die 
SIM-Karte des Verstorbenen.
Microsoft: Der Kundenservice übergibt an die Erben, gegen Vor-
lage der Sterbeurkunde, die Zugangsdaten und das Passwort. 
Damit erhalten die Erben Zugriff auf den gesperrten Windows-
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PC und alle anderen Konten, Mail-Diensten usw. bis hin zum 
Cloud-Speicher.
Apple: In den AGBs sind die Nutzungsbedingungen vorgege-
ben. Der Account ist nicht übertragbar und alle Rechte an ihrer 
Apple-ID oder den Inhalten innerhalb des Accounts im Falle des 
Todes enden an dieser Stelle. Apple bietet an, gegen Vorlage der 
Sterbeurkunde die Daten zu löschen. Die Erben können nicht auf 
die Daten zurückgreifen.
Twitter: Verwehrt den Zugriff auf die Daten eines Verstorbenen. 
Die Erben können nur die Löschung des Kontos und aller darin 
enthaltenen Daten beantragen. Dazu muss die Sterbeurkunde 
oder der Personalausweis vorgelegt werden.
Yahoo und Flickr: Die Erben erhalten keinen Zugriff auf gespei-
cherte Daten. Sie können nur die Löschung des Kontos beantra-
gen. Dazu ist die Sterbeurkunde vorzulegen.
Web.de und GMX: Der Zugriff auf das Konto wird nur mit dem 
Erbschein gestattet. Das Löschen erfolgt nach Vorlage der Sterbe-
urkunde. 
Google: Der Suchdienst hat den digitalen Nachlass für seine Pro-
dukte kundenorientiert geregelt. Nach dem Ableben kann das 
Konto vererbt werden oder es wird automatisch gelöscht. Im Ma-
nager legt der Nutzer einen Zeitraum zwischen drei und 18 Mona-
ten fest. Wird das Konto in dieser Zeit nicht genutzt, dann erhält 
der Nutzer eine Warnung. Wenn der Nutzer nicht reagiert, wer-
den alle Daten gelöscht oder Login und Passwort an eine vorher 
festgelegte Person verschickt. Google bietet eine spezielle Seite 
für die Erben an, auf der sie den Zugriff beantragen können. Dazu 
wird der Ausweis oder die Sterbeurkunde benötigt. 

Peter Schildwächter
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/67
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Unterstützung bei der Einkommensteuererklärung

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich für einen Ausbau der Hilfen für die Einkommensteuererklä-
rung einzusetzen.

Begründung:
Schon lange gibt es die Möglichkeit, Einkommensteuererklä-
rungen elektronisch zu bearbeiten und einzusenden. Viele Men-
schen nutzen dieses Angebot.
Das Problem: Eine große Anzahl von Menschen verzweifelt an 
der Komplexität beim Ausfüllen. Auch Programme wie Elster er-
setzen bisher nicht die Beratung von einem Menschen – zu oft be-
deuten kleine Eingabefehler, dass die Erklärung fehlerhaft ist.
Die Landesregierung sollte hier tätig werden. Es könnte etwa 
Kurse für Senioren geben, die das Nutzen von Elster erklären. 
Die Alternative wäre die Einführung eines noch einfacheren 
Programmes als Elster. Mit immer besserer und künstlicher In-
telligenz werden solche Programme kommen. Aber in der Zwi-
schenzeit könnte die Finanzverwaltung vor allem den älteren 
Bürgerinnen und Bürgern helfen, indem sie Kurse für Elster an-
bieten würde.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/68
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Rentenbesteuerung

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
mehr Informationsangebote für Rentnerinnen und Rentner zur 
Überprüfung der Steuerpflichtigkeit anzubieten.

Begründung:
Zurzeit zahlt lediglich rund ein Viertel der deutschen Rentner-
haushalte Steuern. Durch die in Schritten – je nach Jahrgang – an-
steigende Steuerlast bei Rentnern werden in Zukunft deutlich 
mehr Menschen Steuern auf ihre Renten zahlen müssen.
Um diesen Haushalten die Prüfung, ob eine Steuererklärung 
abzugeben ist oder nicht, zu erleichtern, gibt es bereits den Al-
terseinkünfte-Rechner im Internet. Darüber hinaus sollte die 
Landesregierung weitere Beratungsmöglichkeiten ausbauen – 
beispielsweise die Sprechzeiten in den Finanzämtern selbst.
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/69
Sozialverband Deutschland, Landesverband Schles-
wig-Holstein e. V.

Mehr Verbraucherschutz im Internet

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich für mehr Verbraucherschutz im Internet einzusetzen.

Begründung:
Bundesweit steigen die Zahlen von Anzeigen zu Betrugsfällen im 
Internet. Besonders neue User, also Kinder und ältere Menschen, 
die sich erst langsam dem Medium Internet annähern, laufen Ge-
fahr, in eine Online-Falle zu tappen.
In Schleswig-Holstein hat man auf diese Entwicklung reagiert 
und unter anderem die „Online-Wache“ ins Leben gerufen – eine 
einfache Anlaufstelle, um Betrugsdelikte im Internet direkt on-
line anzuzeigen.
Das Land Schleswig-Holstein sollte darüber hinaus mehr für Prä-
vention tun und seine Bürger über aktuelle Entwicklungen im In-
ternet informieren. Kinder und Jugendliche lernen schon heute 
viel über die neuen Medien in der Schule. Für Seniorinnen und 
Senioren sollte es kostenfreie bzw. subventionierte EDV-Kur-
se geben, welche für die Gefahren im Web sensibilisieren. Diese 
Kurse sollten zumindest kooperierend mit der Polizei entwickelt 
werden.
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/70
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Broschüren und PDF-Dateien und weitere betroffene Schrift-
stücke auf Bundes- und Landesebene zum Thema Vorsorgevoll-
macht und Betreuungsverfügung

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 
Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die oben genannten 
Broschüren, Schriftstücke und digitalen Dateien um den Passus 
Einkäufe, Versicherungsabschlüsse und Geschäftsabschlüsse 
über das Internet erweitert werden.

Begründung:
In den vorliegenden Broschüren, PDF-Dateien oder Vordrucken 
des Landes und des Bundes ist das Internetgeschäft nicht berück-
sichtigt. Probleme erwachsen, wenn keine Vorsorgevollmacht er-
stellt wurde oder keine Betreuungsverfügung vorliegt. Dann sind 
Internetgeschäfte nur unter erschwerten Bedingungen (Rechts-
anwalt) rückgängig zu machen.
Eine Fallschilderung:
Eine Person tätigt am Vorabend seines Todes ein Internetgeschäft 
mit elektronischer Bezahlung (ein hoher Geldbetrag wurde vom 
Konto des Verstorbenen abgebucht). Die Kinder/Erben erfahren 
nichts davon, weil sie keinen Zugang zum Konto haben. Unmit-
telbar nach dem Tod wurde der Erbschein durch die Kinder/Er-
ben beantragt. Die Aushändigung des Erbscheines erfolgt in SH 
in der Regel nicht innerhalb von sechs Wochen. In den meisten 
Fällen beträgt die Laufzeit von der Antragstellung bis zur Aus-
händigung acht Wochen und mehr. Durch die lange Laufzeit bis 
zur Aushändigung des Erbscheines kann der abgebuchte Geldbe-
trag vom Konto des Verstorbenen nicht rückgebucht werden.
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Die Banken lassen in der Regel eine Rückbuchung nur innerhalb 
von sechs Wochen zu. Es besteht dringender Handlungsbedarf.

Peter Schildwächter
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/71
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und die
Fachgruppe 4 – Pflege und Gesundheit

Informationen bezüglich der Wahlfreiheit rezeptpflichtiger Me-
dikamente, für die es Nachahmer-Präparate (Generika) gibt

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung, 
Bundesrat

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die GKV ihre Kran-
kenkassen verpflichtet, Informationsmaterial als Flyer bezüglich 
der Wahlfreiheit zwischen dem Wunschmedikament und dem 
Vertragsmedikament ihren Mitgliedern zuzuschicken und in den 
Arztpraxen auszulegen. 
Gleichzeitig sollte der Flyer die Patienten ermutigen, bei den 
Ärzten und Apotheken bezüglich seines Wunschmedikamentes 
nachzufragen.

Begründung:
Rabattarzneimittel haben laut GKV-Wettbewerbsstärkungsge-
setz seit 2007 Vorrang vor anderen wirkungsgleichen Präparaten. 
Wenn der Patient aus individuellen Gründen sich bewusst für ein 
teureres Original-Medikament entscheidet, so kann er das seit 
dem 1. Januar 2011 tun:
•	 Er bezahlt zunächst sein Wunschmedikament aus eigener 

Tasche in der Apotheke. 
•	 Er kann dann das Rezept bei seiner Krankenkasse zur Erstat-

tung einreichen. 
•	 Erstattet wird der Listenpreis des rabattbegünstigten Arznei-

mittels, maximal bis zum geltenden Festbetrag.
•	 Abgezogen wird die etwaige Zuzahlung, die der Patient hätte 

bezahlen müssen, außerdem eine Pauschale für die entgan-
genen Rabatte und Verwaltungskosten.
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Tatsache ist aber, dass viele Versicherte diese Möglichkeit nicht 
kennen. Die Erfahrung hat auch gezeigt, dass in den Apotheken 
auf diese Möglichkeit auch auf Nachfrage des Patienten nicht ein-
gegangen wird. Der Patient bezahlt den vollen Preis des Wunsch-
medikaments. Die Apotheke gibt dem Versicherten einen Kas-
senbon, behält  aber das Kassenrezept ein. (Warum behält die 
Apotheke das Rezept und was macht sie damit? Das Kassenrezept 
muss wie ein Privatrezept behandelt werden. Privatrezepte wer-
den dem Kunden zurückgegeben!).
Durch die mangelnde Zusammenarbeit hat der Versicherte nicht 
die Möglichkeit, wenigstens einen Teil seiner Auslagen für sein 
Wunschmedikament erstattet zu bekommen.

Dagny Henning

Quellen:
https://www.gkv-spitzenverband.de/service/versicherten_ser-
vice/zuzahlungen_und_befreiungen/befreiungsliste_arzneimit-
tel/befreiungsliste_arzneimittel.jsp
www.abda.de/themen/recht/verbraucherrecht/rabattvertraege/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/kran-
kenversicherung/arzneimittelversorgung/zuzahlung-und-erstat-
tung.html
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/72
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Sicherheit der Bürger im Land

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung 

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Sicherheit der Bür-
ger durch eine dichte Polizeipräsenz, Einsatz von digitaler Tech-
nik, vermehrte Streifen und Neueinrichtung von Polizeiposten 
im ländlichen Bereich erhöht wird.

Begründung:
In Anbetracht der sich verschärfenden Sicherheitslage muss die 
logische Folgerung sein:
Mehr Polizei, eine dichtere Polizeipräsents, vermehrter Einsatz 
von digitaler Technik, verdeckte Streifen von Polizeibeamten an 
möglichen Brennpunkten im Land, Neueinrichtung von Polizei-
posten im ländlichen Bereich, Sensibilisierung der Bürger/Innen 
im Land, der Verwaltungen, der Banken, Hotels usw.  durch In-
formationen und Aufklärungskampagnen.
Mehr Ausbildung von Personen zum Sicherheitsberater für Seni-
oren.

Peter Schildwächter
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/73
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Niederdeutsche Sprache im Rundfunk und TV

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, zu beschließen, dass die niederdeutsche 
Sprache im Rundfunk und TV der Landesprogramme eine um-
fangreichere Sendezeit erhält.

Begründung:
Die ständige Diskussion um den Erhalt und die Verbreitung der 
niederdeutschen Sprache hat bisher nicht den gewünschten Er-
folg erbracht. Die heranwachsende Generation versteht Oma und 
Opa nicht, wenn diese „platt“ reden.
Wenn wir dieses Kulturgut, unsere plattdeutsche Sprache, auf 
Dauer erhalten wollen, ist es unerlässlich, auch die modernen 
Medien wie S-Phone, Rundfunk und TV in breiter Form mit ein-
zubinden. Der schulische Unterricht in „platt“ reicht nicht aus, 
um das Kulturgut „plattdeutsche Sprache“ zu erhalten. Beispiel: 
Nordfriesland und die friesische Sprache. Hier hat man das Pro-
blem erkannt. Energisch verfolgt man die Umsetzung zur Erhal-
tung dieser Sprache.

Peter Schildwächter
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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						      AP 28/74
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e. V. und der
Seniorenbeirat Brokstedt

Sprache im Radio und Fernsehen

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, zu berücksichtigen, dass der Anteil der äl-
teren Bevölkerung erheblich zunimmt und einher die Hörfähig-
keit der Älteren altersbedingt abnimmt, die Rundfunk- und Fern-
sehsender dafür Sorge tragen müssen, dass die Moderatoren eine 
umfassende Sprachausbildung erhalten. Die Technik der Modu-
lation, Sprache und Hintergrundmusik, auf das beste technische 
Niveau angehoben wird.

Begründung:
Durch die Einführung der Zwangsabgabe von 17,50 € pro Mo-
nat für jede Wohnung, über den Beitragsservice ARD, ZDF und 
Deutschlandradio, entsteht ein Anspruch der Kunden auf eine 
angemessene Qualität für Sprache, Ton und Musik.
Die Qualität der Sprache hat erheblich nachgelassen. Viele Mode-
ratoren sind zu Schnellsprechern mutiert. Eine gute Sprachaus-
bildung, so dass auch die älteren Bürger das gesprochene Wort 
verstehen können, ist nur in Ausnahmefällen (Nachrichtenspre-
cher) festzustellen.
Fernsehsendungen, Filme, Dokumentationen usw. werden in 
der Tonmischung sowie der Wiedergabe der Sprache mit Musik, 
überwiegend auf dem untersten Niveau der Billigtechnik ausge-
strahlt. Das hat zur Folge, dass die älteren Bürger die Rundfunk- 
oder Fernsehsendung vom Gehör nicht mehr aufnehmen können, 
weil sie die Sprache nicht verstehen. Rundfunk und Fernsehen ist 
in manchen Gegenden für ältere Menschen die einzige Verbin-
dung nach außen. Für eine Teilhabe am Leben/Informationen ist 
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es unerlässlich, diesen Missstand zu beseitigen. Das ist Grundbe-
dürfnis aller Bürger.
Wir fordern eine bessere Sprachausbildung und eine gute Tech-
nik bei der Sprach- und Musikmodulation.

Peter Schildwächter
--------------------------------
Angenommen.
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						      AP 28/75
Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V. und der
Seniorenbeirat der Gemeinde Selent

Deutschsprachige Lieder im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, 
besonders für die Senioren 70+

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
mögen beschließen, dass insbesondere auch Senioren 70+ die 
Möglichkeit erhalten, deutschsprachige Schlager und Operetten-
melodien in öffentlich-rechtlichen Radioprogrammen, wie z. B. 
NDR und 1 Welle Nord zu hören.

Begründung:
In der Generation 70-100 Jahren haben viele Senioren auf der 
Schule kein Englisch gelernt; Englisch als verbindliches Schul-
fach wurde in den Hauptschulen erst in den 1970er Jahren ein-
geführt. Deshalb kann diese Seniorengruppe die meist englisch-
sprachigen Hits im Radio nicht verstehen. Auf das Internetradio 
mit deutschsprachigem Programm können sie nicht ausweichen, 
weil sie meist kein Geld für einen Computer haben bzw. ihn man-
gels Erfahrung in der Regel nicht bedienen könnten. In ihrer Ju-
gend hörten sie deutschsprachige Schlager und Operettenmelo-
dien und vermissen sie nun im „normalen“ Radioprogramm der 
öffentlich-rechtlichen Sender. 

Helga Schultz
--------------------------------
Abgelehnt.
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						      AP 28/79
DGB-Region Kiel – Seniorenausschuss

Einfluss der Digitalisierung auf soziale und ökonomische Infor-
mationsverbreitung

Adressat: Schleswig-Holsteinischer Landtag, Landesregierung

Antrag:
Das 28. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die zu erwartende Digitalisierung sozial-
verträglich und unter Einhalt von Datenschutzgesetzen umzu-
setzen.

Begründung:
Durch die Digitalisierung werden Daten bearbeitet, verteilt, er-
schlossen und in elektronischen Datenverarbeitungssystemen 
zur schnellen Wiedergabe gespeichert.
In Verbindung mit dem Internet entstehen neue Möglichkeiten, 
aber auch Gefahren. Durch die Digitalisierung ändert sich auch 
das Rechtssystem, so die Aussagen der Experten. Obwohl die Di-
gitalisierung hauptsächlich in der Industrie eingeführt wird, sind 
auch im privaten Bereich Vernetzungen und Datensammlungen 
aus dem persönlichen Bereich zu befürchten. 
Die Politik ist gefordert, mit Aufklärung und für Akzeptanz auf 
allen gesellschaftlichen Ebenen zu sorgen. Es ist sicherzustel-
len, dass durch die Digitalisierung das Erstellen z. B. von Profilen 
(weil schneller in der Informationsverbreitung) der Datenschutz 
gewährleistet wird. 
Soziale Standards und Erhalt der Privatsphäre haben Vorrang vor 
ökonomischen Vorstellungen. Die Digitalisierung in der Indus-
trie ist nicht aufzuhalten und im Wettbewerb notwendig. Die 
Einführung im Privatbereich allerdings mit der nötigen Kontrol-
le und Vorsicht. 
--------------------------------
In geänderter Fassung angenommen.
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Beratung, Beschlussempfehlungen der 
Arbeitskreise

Zu dem Antrag AP 28/8 – Verbot der Teilnahme von Vertretern 
eines Seniorenbeirates/Kreisseniorenbeirates, des Landesseni-
orenbeirates an Sitzungen der Gemeindevertretung, des Kreis-
tages an dem für „nicht öffentlich“ erklärten Teil der Sitzun- 
gen – wirft Olaf Windgassen die Frage der Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit der bürgerlichen und ehrenamtlichen Mitglie-
der auf. – Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Zu Antrag AP 28/10 – Seniorenämter einführen – das Kommu-
nalrecht ergänzen – problematisiert Heinrich Westphal, inwie-
weit Änderungen in diesem Bereich zu Kosten für die Kommu-
nen führen könnten, da diese nicht in der Lage seien, zusätzliche 
Kosten zu tragen.  Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Zu Antrag AP 28/14 – Namentliche Aufnahme der Landesar-
beitsgemeinschaft (LAG) Heimmitwirkung SH e. V. in die zu 
überarbeitende DVO zum Selbstbestimmungsstärkungsgesetz   
plädiert Heike Lorenzen dafür, die Formulierung neutraler zu 
halten, woraufhin Ute Algier die Formulierung des Antrags be-
gründet. – Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Zu Antrag AP 28/22 – Medikamentenabgabe durch Ärzte im Not-
dienst – weist Dr. Gottfried Lotzin darauf hin, dass eine Rege-
lung in das Dispensierrecht der Apotheker eingreife.  Ursula Klei-
nert, Sprecherin des Arbeitskreises, entgegnet, man wolle den 
Gesetzgeber auffordern, eine Änderung an entsprechender Stelle 
vorzunehmen. – Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

Der Antrag AP 28/24 – Vorsorgeuntersuchungen altersbedingter 
Augenerkrankungen – wird mit der Ergänzung „sichere kosten-
freie Vorsorgeuntersuchungen“ einstimmig angenommen. 

Zu den Anträgen zur Mobilität, zum Parken und zum Öffentli-
chem Personennahverkehr werden Möglichkeiten erörtert, As-
pekte der E-Mobilität und Barrierefreiheit zusätzlich zu berück-
sichtigen. Die diesbezüglichen Anträge werden mehrheitlich 
angenommen. 
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Zum Antrag AP 28/44 – Förderung nachberuflicher Tätigkei-
ten als neue Aufgabe der Bundesagentur für Arbeit – wendet Dr. 
Heinz-Dieter Weigert ein, dass die Forderung nach mehr eh-
renamtlicher Tätigkeit und Nachbarschaftshilfe, die auch vom 
Referenten aufgestellt worden sei, durch längere Berufstätigkeit 
verhindert würde, und plädiert vor dem Hintergrund für die Ab-
lehnung des Antrags. – Das Altenparlament nimmt den Antrag 
mehrheitlich an. 

Zu Antrag AP 28/33 – Zusätzliche Straßenschilder auf Platt-
deutsch – legt Dr.  Heinz-Dieter Weigert dar, dass dies in an-
deren Ländern eingeführt worden sei. – Helga Schultz ergänzt, 
dass sich dadurch die Lebensqualität der Plattdeutsch Sprechen-
den erhöhe, und auch die Schülerinnen und Schüler, die jetzt 
Plattdeutsch in der Schule lernten, könnten dadurch motiviert 
werden. – Das Altenparlament lehnt den Antrag mehrheitlich ab. 

Beschlussfassungen in tabellarischer Übersicht 

Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung / 
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/ 
Einstim-
mig

Anzahl, 
Gegen-
stimmen

Diskussi-
on

1 Annahme Mehrheit-
lich

1

2 Annahme Mehrheit-
lich

1

3 Annahme Mehrheit-
lich

1

4 Annahme Einstim-
mig

5 Annahme Mehrheit-
lich

6 Nichtbe-
fassung

Mehrheit-
lich

2

7 Annahme Mehrheit-
lich

4
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Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung/
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/
Einstim-
mig

Anzahl, 
Gegen-
stimmen

Diskussi-
on

8 Annahme Mehrheit-
lich

Diskussion

9 Annahme Mehrheit-
lich

8

10 Annahme Mehrheit-
lich

8 Diskussion

11 Annahme Einstim-
mig

12 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Mehrheit-
lich

4

13 Annahme Mehrheit-
lich

11

14 Annahme Mehrheit-
lich

16 Diskussion

15 Annahme Mehrheit-
lich

2

16 Annahme Mehrheit-
lich

2

17 Annahme Mehrheit-
lich 

2

18 Annahme Einstim-
mig

19 Annahme Mehrheit-
lich

2

20 Annahme Einstim-
mig

21 Annahme Einstim-
mig
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Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung/
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/
Einstim-
mig

Anzahl, 
Gegen-
stimmen

Diskussi-
on

22 Annahme Mehrheit-
lich

1 Diskussion

23 Annahme Mehrheit-
lich 

2

24 Annahme 
in vom 
Plenum 
geänderter 
Fassung

Einstim-
mig

Diskussion

25 Nichtbe-
fassung

Mehrheit-
lich

4

26 Annahme Mehrheit-
lich

2

27 Annahme Mehrheit-
lich

2

28 Annahme Mehrheit-
lich

2

29 Annahme Mehrheit-
lich

3 Diskussion

30 Annahme Einstim-
mig

31 Annahme Einstim-
mig

32 Annahme Einstim-
mig

33 Ableh-
nung

Mehrheit-
lich

19 Diskussion

34 Annahme Mehrheit-
lich

2
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Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung/
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/
Einstim-
mig

Anzahl, 
Gegen-
stimmen

Diskussi-
on

35 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Einstim-
mig

36 Annahme Einstim-
mig

37 Annahme Mehrheit-
lich

10

38 Annahme Einstim-
mig

39 Annahme Mehrheit-
lich

4

40 Annahme Einstim-
mig

41 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Einstim-
mig

42 Annahme Einstim-
mig

43 Annahme Mehrheit-
lich

1

44 Ableh-
nung

Mehrheit-
lich

7

45 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Einstim-
mig
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Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung/
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/
Einstim-
mig

Anzahl,
Gegen-
stimmen

Diskussi-
on

46 Vom An-
tragsteller 
zurückge-
zogen

47 Annahme Einstim-
mig

48 Annahme Mehrheit-
lich

49 Annahme Einstim-
mig

50 Annahme Einstim-
mig

51 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Mehrheit-
lich

4

52 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Mehrheit-
lich

3

53 Annahme Mehrheit-
lich

2

54 Nichtbe-
fassung

Mehrheit-
lich

5

55 Annahme Mehrheit-
lich

1

56 Nichtbe-
fassung

Mehrheit-
lich
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Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung/
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/
Einstim-
mig

Anzahl,
Gegen-
stimmen

Diskus-
sion

57 Annahme Einstim-
mig

58 Annahme Mehrheit-
lich

6

59 Annahme Mehrheit-
lich 

7

60 Annahme Mehrheit-
lich 

11

61 Annahme Einstim-
mig

62 Nichtbe-
fassung

Mehrheit-
lich

4

63 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Einstim-
mig

64 Annahme 
in vom 
Plenum 
geänderter 
Fassung

Einstim-
mig 

65 Ableh-
nung

Mehrheit-
lich

4

66 Annahme Mehrheit-
lich

1

67 Annahme Einstim-
mig

68 Annahme Einstim-
mig
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Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung/
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/
Einstim-
mig

Anzahl,
Gegen-
stimmen

Diskus-
sion

69 Annahme 
in vom 
Plenum 
geänderter 
Fassung 

Einstim-
mig 

70 Annahme Einstim-
mig

71 Annahme Einstim-
mig

72 Annahme Mehrheit-
lich

3

73 Annahme 
in vom 
Plenum ge-
ändertenr-
Fassung

Einstim-
mig

74 Annahme
in der 

Einstim-
mig

75 Ableh-
nung

Mehrheit-
lich 

17

76 Annahme 
in Aus-
schussfas-
sung

Einstim-
mig 

77 Annahme Mehrheit-
lich

2

78 Annahme 
in Aus-
schuss- 
fassung

Mehrheit-
lich

1



145

PROTOKOLL

Antrags-
Nummer

Annah-
me/Ab-
lehnung/
Nichtbe-
fassung

Mehr-
heitlich/
Einstim-
mig

Anzahl,
Gegen-
stimmen

Diskus-
sion

79 Annahme
in vom 
Plenum 
geänderter 
Fassung

Einstim-
mig
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Fragestunde

In der sich an die Abstimmung anschließenden Fragerunde 
thematisiert Maria Andresen den Umgang der Fraktionen 
mit den Anträgen, die nicht in die Zuständigkeit des Landtags 
oder der Landesregierung fielen. – Abg.  Flemming Meyer 
führt aus, dass die Anträge mit in die Beratung in den Frak-
tionen aufgenommen würden, um eine erste Abschätzung 
vorzunehmen, ob der jeweilige Antrag sich mit dem Grund-
satzprogramm der Partei decke. In einem zweiten Schritt wer-
de geschaut, ob es sich um eine gesetzeskonforme Forderung 
handele. In einem weiteren Schritt gehe es um die Finanzier-
barkeit. Wenn die Voraussetzungen erfüllt seien, werde ent-
schieden, ob die Partei das Vorhaben vorantreiben wolle. 

Von Dr.  Heinz-Dieter Weigert auf das Gesundheitssys-
tem und damit zusammenhängende Probleme, zum Beispiel 
den Mangel an Pf legekräften angesprochen, führt Abg. Bir-
te Pauls aus, dass ihre Fraktion ähnlich bei der Umsetzung 
der Anregungen des Altenparlaments vorgehe wie von Abg. 
Meyer geschildert. Sie habe sich im Vorfeld der Erarbeitung 
des Wahlprogramms auch das Protokoll der letzten Tagung 
des Altenparlaments angesehen. Zur Umsetzung bereits ge-
stellter Forderungen des Altenparlaments verweist sie auf 
den sozialen Wohnungsbau, für den man ein über 700 Millio- 
nen € umfassendes Programm aufgelegt habe. Auch die aus 
ihrer Sicht sehr wichtigen Pf legestützpunkte seien finanziell 
abgesichert, ebenso seien Hospizangebote ausgebaut worden. 
Auch sei die Zahl der kostenfreien Ausbildungsplätze für Pf le-
gekräfte erhöht worden. Zur Diskussion zur plattdeutschen 
Sprache weist Abg. Pauls darauf hin, dass die Kommunen die 
Möglichkeit hätten, entsprechende Beschilderungen vorzu-
nehmen. Wichtig sei in diesem Zusammenhang auch die För-
derung des Erwerbs des Plattdeutschen in Schulen, da Platt-
deutsch in den Familien immer weniger gesprochen werde. 

Auch Abg. Katja Rathje-Hoffmann thematisiert die Umset-
zung der Anregungen des Altenparlaments in ihrer Fraktion 
und greift einen Hinweis auf Zuschüsse für Fahrgelder für die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Altenparlaments auf. 
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Bei der Umsetzung der Anregungen müsse die föderale Struk-
tur der Bundesrepublik berücksichtigt werden, auf die Bun-
desebene könne man nicht direkt einwirken. 

Zu den Anträgen zur Pf lege weist sie auf den in Kürze im Land-
tag diskutierten Antrag zur Kampagne zur Stärkung der Ca-
re-Berufe hin, der vermutlich keine Mehrheit finden werde, 
aber die CDU wolle sich um mehr Pf legerinnen und Pf leger für 
Alte und Kranke kümmern. Wichtig sei auch eine Erhöhung 
der Anzahl der Erzieherinnen und Erzieher. Zu den Anträgen 
zur Rente legt sie dar, dass man bald eine Flexi-Rente erhalten 
könne, also eine Kombination von Rente und Arbeitsentgelt. 
Es gebe zudem weitere Modelle zum Renteneintritt und zur 
Rente insgesamt. 

Ute Algier legt dar, dass man die Stellungnahmen der Poli-
tik zu den Anträgen des Altenparlaments intensiv diskutiere, 
und stellt die Frage in den Raum, welche Vorstellungen von-
seiten der Politik bestünden, inwieweit das Altenparlament 
auf die Stellungnahmen seinerseits reagieren solle. – Abg.  
Rathje-Hoffmann ermutigt die Teilnehmer des Altenparla-
ments, Anträge, die nicht umgesetzt seien, erneut und gegebe-
nenfalls modifiziert zu stellen. 

Helga Raasch bringt ihre Hoffnung zum Ausdruck, dass auch 
Anträge, die Visionen enthielten, zum Beispiel zum Bedin-
gungslosen Grundeinkommen, berücksichtigt würden. Sie 
formuliert die Erwartung, dass die Politik den Mut auf bringe, 
auch Unpopuläres anzupacken und in solchen Fragen voranzu-
gehen. – Abg. Meyer führt dazu aus, dass das Bedingungslose 
Grundeinkommen eine alte Forderung des SSW sei, insofern 
sei er im Prinzip dafür. Solche Ideen seien früher jedoch nicht 
mehrheitsfähig gewesen, allerdings ändere sich die Situation 
langsam. 

Präsident Peter Schildwächter dankt den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern des Altenparlaments sowie den Politikerin-
nen und Politikern für die Mitarbeit. Er schließt die Sitzung 
um 16:45 Uhr. 
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Beschlüsse (in der Reihenfolge der Beratung)

Arbeitskreis 1: „Aktive Senioren“

AP 28/1
Mehr Informationen über Seniorensportprogramme
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
den Landessportverband beim Ausbau des Seniorensportbe-
reichs weiter zu unterstützen.

AP 28/2
Vergünstigtes Sportangebot für Senioren und Seniorinnen
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
für ein flächendeckendes und kostengünstiges Sportangebot für 
Seniorinnen und Senioren zu sorgen.

AP 28/3
Schaffung von barrierefreien multifunktionellen Bewe-
gungs- und Begegnungsräumen im Wohnumfeld der Äl-
teren
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, landesweit die Einrichtung barrierefreier 
multifunktionaler Bewegungs- und Begegnungsräume im Woh-
numfeld der älteren Menschen zu unterstützen.

AP 28/4
Der Landessportverband S.-H. ist Partner bei der Umset-
zung des Präventionsgesetzes und u. a. zuständig für ge-
sundheitsorientierte Bewegungsangebote für ältere Men-
schen und für Hochbetagte in stationären Einrichtungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, gemeinsam mit dem Partner Landessport-
verband S.-H. e. V. das Präventionsgesetz im Lande umzusetzen, 
indem gesundheitsorientierte Bewegungsangebote für ältere und 
hochaltrige Menschen („Lübecker Modell Bewegungswelten“) 
unterstützt und bereitgestellt werden.
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AP 28/5
Umsetzung des Präventionsgesetzes im Hinblick auf Seni-
oren/-innen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Auskunft über Strate-
gien und Maßnahmen zur Umsetzung des Präventionsgesetzes 
in den Städten und Gemeinden Schleswig-Holsteins zu geben.

AP 28/7
Sport und Bewegung für Ältere als pflichtige Selbstverwal-
tungsangelegenheit der Gemeinden
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, zu veranlassen, dass Gemeinden per 
Rechtsvorschrift gesetzlich verpflichtet werden, als pflichtige 
Selbstverwaltungsangelegenheit (§ 2 Abs. 2 der Gemeindeord-
nung für Schleswig-Holstein -GO-) die Förderung des organi-
sierten Sports im Hinblick auf Bewegung für ältere Menschen 
wahrzunehmen.

AP 28/8
Verbot der Teilnahme von Vertretern eines Seniorenbeira-
tes/Kreisseniorenbeirates, des Landesseniorenrates an Sit-
zungen der Gemeindevertretung, des Kreistages an den für 
„nichtöffentlich“ erklärten Teil der Sitzungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Vertreter des Seni-
orenbeirates an dem „nichtöffentlichen“ Teil der Gemeindever-
tretersitzung oder Kreistagssitzung und in den jeweiligen Aus-
schüssen teilnehmen können. 
Ausnahme: Der Vertreter des Seniorenbeirates/Kreissenioren-
beirates selbst ist Betroffener.

AP 28/9
§ 47 d und § 47 f der Gemeindeordnung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Gemeindeord-
nung § 47 d „Sonstige Beiräte“ und § 47 e „Stellung der sonstigen 
Beiräte“ eine zeitgemäße Änderung erfahren.
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AP 28/10
Seniorenämter einführen – das Kommunalrecht ergänzen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, das 
schleswig-holsteinische Kommunalrecht dahingehend zu än-
dern, dass Kommunen verpflichtet werden, Seniorenämter ein-
zuführen.

AP 28/11
Stärkere Ausgestaltung des Gleichstellungsgesetzes
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich für eine stärkere Ausgestaltung des Gleichstellungsgesetzes 
einzusetzen.

AP 28/12 NEU
Sicherstellung und Ausbau der ärztlichen Versorgung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, 
1. mehr Studienplätze für die ärztliche Ausbildung zu schaffen 
und dies auch auf Bundesebene mit Nachdruck zu fordern und die 
neu zu schaffenden Studienplätze von Beginn an darauf auszu-
richten, Ärzte für den ländlichen Raum verpflichtend zu quali-
fizieren und 
2. die neu auszubildenden Ärzte zu einem Teil dazu zu verpflich-
ten, einen bestimmten Zeitpunkt nach dem Studium im Lande zu 
verbleiben und dort ihre Tätigkeit auszuüben.

AP 28/13
Die Berater/innen der Landesarbeitsgemeinschaft Heim-
mitwirkung SH sollen in stationären Einrichtungen ein 
fester Bestandteil werden
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Berater/innen der Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Heimmitwirkung SH im § 18 der Landesverordnung in 
den stationären Einrichtungen ein fester Bestandteil werden. Der 
Bewohnerbeirat sollte zur Bewältigung seiner Aufgaben einen/
eine Berater/in hinzuziehen.
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AP 28/14
Namentliche Aufnahme der Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Heimmitwirkung SH e. V. in die zu überarbeitende 
DVO zum Selbstbestimmungsstärkungsgesetz
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, bei der anstehenden Überarbeitung der 
DVO zum Selbstbestimmungsstärkungsgesetz die „LAG Heim-
mitwirkung SH e. V.“ namentlich aufzunehmen.

AP 28/15
Besondere Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass in die Durchführungsverordnung ein neuer 
Absatz 2 in § 14 eingefügt wird, der folgenden Inhalt hat:
„Ein Beirat wird auch in besonderen Wohn-, Pflege- und Be-
treuungsformen gemäß SbStG gewählt, wenn in diesen Einrich-
tungen keine Wahlfreiheit bzgl. der Pflege, der Betreuung und 
der hauswirtschaftlichen Versorgung besteht.“

AP 28/16
Mitwirkung und Mitbestimmung – Verstöße der Einrich-
tungsleitungen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass Verstöße gegen die Mitwirkung und Mitbestim-
mung gemäß der Durchführungsverordnung (SbStG-DVO) als 
Ordnungswidrigkeit eingestuft werden.

AP 28/17
Die stationären Einrichtungen müssen die Mitbestimmung 
der Bewohnerbeiräte gemäß § 19 Abs. 2 (SbStG-DVO) um-
setzen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
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tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass in stationären Einrichtungen auch kulturelle 
Veranstaltungen außerhalb der Einrichtung angeboten und um-
gesetzt werden.

AP 28/18
Personalstellenschlüssel anpassen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass der Personalstellenschlüssel in den stationären 
Einrichtungen dem tatsächlichen pflegerischen Bedarf angepasst 
wird.

AP 28/19
Verbesserung der Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen 
in den Pflegeberufen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die junge Menschen motiviert, eine Ausbildung in 
der Altenpflege bzw. ab 2018 in der generalistischen Pflege aufzu-
nehmen und im Berufsfeld zu verbleiben.
Für Pflegeausbildungen müssen endlich die gleichen bildungspo-
litischen Prinzipien realisiert werden wie es für andere Erstaus-
bildungen in Schleswig-Holstein selbstverständlich ist, nämlich 
die Integration in das System der staatlichen Berufsschulen. Da-
mit gewährleistet werden soll
•	 die Teilnahme am berufsübergreifenden Unterricht im Um-

fang von mind. 360 Stunden (wichtig für Persönlichkeitsent-
wicklung und berufliche Mobilität),

•	 die Möglichkeit, gemeinsam mit dem Berufsabschluss die 
Fachhochschulreife zu erreichen (Durchlässigkeit z. B. zu 
einem Pflegestudium),

•	 die Verknüpfung von Theorie- und Praxisunterricht durch 
qualifizierte Lehrer/innen (Standard an den staatlichen Be-
rufsschulen: Ausbildung im Berufsfeld + Hochschulstudium + 
Referendariat),
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•	 dass Schüler/-innen reguläre Schulbusse zu den Berufsschul-
standorten nutzen können und nicht mehr zu weit auseinan-
derliegenden Lernorten mit eigenem PKW fahren müssen (ho-
her Zeitaufwand und hohe Kosten),

•	 Gendergerechtigkeit (beschriebene Maßnahmen gelten in den 
männerdominierten Berufsausbildungen als selbstverständ-
lich!).

Darüber hinaus muss durch flankierende Maßnahmen (Bera-
tung, Schulung und Kontrolle der Ausbildungsbetriebe) gewähr-
leistet werden, dass die SchülerInnen in erster Linie als Auszubil-
dende und nicht als billige Arbeitskräfte eingesetzt werden.

AP 28/20
Betreuungskräfte nach § 87b Abs. 3 SGB XI in stationären 
Pflegeeinrichtungen entsprechend ihren Aufgaben einset-
zen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Betreuungskräfte nach § 87 b Abs. 3 SGB XI 
in stationären Pflegeeinrichtungen entsprechend ihren Aufgaben 
eingesetzt werden.

AP 28/21
Verbesserung der ärztlichen und fachärztlichen Grundver-
sorgung der Bewohner in Pflegeeinrichtungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass Maßnahmen, basie-
rend auf dem PNG (Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz) vom 29. 
Juni 2012, durchgesetzt werden, die ärztliche und fachärztliche 
Versorgung der Bewohner in Pflegeinrichtungen zu verbessern. 
Dazu gehören:
a)	 Auswertung der Erfahrungen der Pflegeeinrichtungen, die 

Kooperationsverträge aufgrund des PNGs bis Dezember 2015 
abgeschlossen haben,

b)	Kooperationsverträge als Standardvorgaben festlegen,
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c)	 Kooperationsverträge, wenn möglich mit Ärzten mit der Zu-
satzausbildung Geriatrie abschließen,

d)	in die Kooperationsverträge übrige Fachärzte mit einbeziehen 
(Augenärzte, Dermatologen, Endokrinologen, Neurologen, 
(Geronto)-Psychiater, Urologen, Gynäkologen, Orthopäden, 
Hals-Nasen-Ohren-Ärzte etc.),

e)	Bereitstellung eines Behandlungszimmers mit einer verein-
barten Grundausstattung  (zu finanzieren aus den beträcht-
lichen Investitionskostenzuschüssen), Einrichtung einer Ba-
sis-Haus-Apotheke in der Pflegeinrichtung (Vereinbarung  
wie beim Sprechstundenbedarf (SSB) zwischen den Vertrags-
parteien KV und Landesverbände der Krankenkassen).

AP 28/22
Medikamentenabgabe durch Ärzte im Notdienst
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass wegen der Ausdün-
nung der notdiensthabenden Apotheken die Ärzte im Notdienst 
die benötigten Arzneimittel selbst beim Patienten abgeben dür-
fen. 
Hierzu ist es natürlich erforderlich, dass der Arzt im Notdienst 
ein Grundsortiment an dringend erforderlichen Arzneimitteln 
mit sich führt. 
Dafür sind die entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen 
zu schaffen {Vereinbarung auf einer Grundlage wie beim SSB 
(Sprechstundenbedarf ) zwischen den Vertragsparteien KV und 
Landesverbände der Krankenkassen bzw. wie beim Entlassungs-
management nach § 39 Abs. 1 a Satz 7 SGB V bei der Verordnung 
von Arzneimitteln}.

AP 28/23
Gewährleistung einer lückenlosen Versorgung der Bevöl-
kerung Schleswig-Holsteins mit lebensnotwendigen Me-
dikamenten
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass keine Versorgungs- 
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lücken mit lebenswichtigen Medikamenten die Gesundheit bzw. 
notwendige Therapien der Menschen im Lande bedrohen. 
Zu gewährleisten ist daher:
1)	 Eine verpflichtende Erstellung und regelmäßig zu aktuali-

sierende Liste essentieller Medikamente aus speziellen Fach-
gebieten mit Kennzeichnung unverzichtbarer, in 24 Stunden 
auszuliefernder Arzneimittel, 

2)	verpflichtende Eintragung der Hersteller ihrer Lieferengpässe 
in diese Engpassliste, 

3)	angemessene Vorhaltepflicht lebensnotwendiger Medika-
mente entlang der Lieferkette,

4) angemessene Vorhaltepflicht entlang der Produktionskette,
5)	 keine Monopolanbieter für lebenswichtige Medikamente, 
6) wenn Rabattverträge, dann mindestens zwei Anbieter,
7) wenn Rabattverträge, dann mit Kontrolle der Lieferfähigkeit, 

festlegen der Dauer der Lieferfähigkeit und Sanktionen bei 
Ausfall der Lieferfähigkeit,

8) landesweites/nationales Vorratslager entsprechend der aktu-
alisierten Liste,

9) Einrichtung einer Koordinationsstelle auf Landesebene, besser 
Bundesebene (BfArM), die Hilfestellung bei den auftretenden 
Problemen (Kontakte zu anderen Herstellern, Beschaffung 
von Rohstoffen, beschleunigte Inspektionen, Parallelimpor-
ten, Ausnahmeregelungen) leistet.

AP 28/24 NEU
Vorsorgeuntersuchungen altersbedingter Augenerkran-
kungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden gebeten, sich dafür einzusetzen, 
dass für altersbedingte Augenerkrankungen wie z. B. trockene 
und feuchte Makuladegeneration und Glaukom ab dem 50. Le-
bensjahr regelmäßige und diagnostisch sichere kostenfreie Vor-
sorgeuntersuchungen eingeführt werden.
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AP 28/26
Mindeststandards ÖPNV – seniorengerechte Leistungsan-
gebote
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass es seniorengerechte Leistungsangebote im ÖPNV 
gibt und die Tarife entsprechend für Senioren attraktiv gestaltet 
werden.
Hierzu gehört ein im NAH.SH-Verbund geltendes Senioren- 
ticket, das die Individualverkehre verringert sowie der Verkehrs-
sicherheit und dem Umweltschutz dient.

AP 28/27
Mindeststandards ÖPNV:
ÖPNV-Haltepunkte dort einrichten, wo sie wirklich ge-
braucht werden
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die genehmigungsrechtlichen Vorausset-
zungen zu schaffen, so dass die Betreiber der ÖPNV-Verkehrs-
betriebe gefordert sind, Haltepunkte so auszuwählen und auszu-
statten, dass für die Versorgung wichtige und lebensnotwendige 
Einrichtungen mit verträglichem Aufwand barrierefrei erreicht 
werden können.

AP 28/28
Mindeststandards ÖPNV: Barrierefreiheit im ÖPNV
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die Aufgaben-
träger des ÖPNV (Landkreise, kreisangehörige und kreisfreie 
Städte) über die NAH.SH GmbH die Barrierefreiheit
1. in den Transportmitteln des ÖPNV,
2. an den Haltepunkten des ÖPNV
bis 2022 herstellen.
Zu 1. gehören einheitliche Standards für die Ausstattung der 
Transportmittel (Busse und Bahnen), die es erlauben, den Beför-
derungsauftrag zu erfüllen.
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Zu 2. gehören die stufenlose Ein- und Ausstiegsmöglichkeit, gut 
lesbare Informationen und überdachte Wartehäuschen mit be-
hinderten- und seniorengerechten Sitzmöglichkeiten.

AP 28/29
Geltungserweiterung des „gelben“ Zusatzausweises zur 
Ausnahmegenehmigung über Parkerleichterung nach § 46 
Abs. 1 StVO (sonstige Parkerleichterung ohne parken auf 
speziellen Parkplätzen mit Rollstuhlsymbol)
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass der Geltungsbereich des „gelben“ 
Zusatzausweises zur Ausnahmegenehmigung über Parkerleich-
terung nach § 46 Abs. 1 StVO für alle Bundesländer gilt, insbe-
sondere für Hamburg und Niedersachsen.

AP 28/30
§ 2 Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Gara-
gen – Ergänzung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass die "Landesverordnung über den Bau 
und Betrieb von Garagen" in Bezug auf öffentliche Garagen da-
hingehend erweitert wird, dass für Schwerbehinderte mit Geh-
behinderung (Merkzeichen G) mindestens zwei Parkplätze vor-
gehalten und als solche gekennzeichnet werden.

AP 28/31
Mindeststandards für den öffentlichen Verkehrsraum – 
Querungshilfen für Fußgänger 
Das Wirtschafts- und Innenministerium sowie die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, dass die Min-
deststandards altersübergreifend für sicher zu begehende Que-
rungen der Fahrbahn von Straßen mit öffentlichem Verkehr 
senioren-, familien- und kinderfreundlich gestaltet werden und 
deshalb die Entscheidungen die Straßenverkehrsämter, Kommu-
nen und Landkreise des Landes die nachstehenden Punkte ver-
bindlich beachten müssen:
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1.  Leicht erkennbare wie erreichbare sichere Übergänge in fairen 
Entfernungen nach Bedürfnis und nicht nach Querungshäu-
figkeit zu installieren,

2. genügend breite, für mindestens 2 Rollstühle geeignete 
Schutzinseln in der Fahrbahnmitte bei Querungshilfen zu 
errichten,

3.  Ampeln fußgängerfreundlich mit unkomplizierten Schal-
tungen, deutlich wahrnehmbaren multisensorischen Si-
gnalen und genügend Querungsdauer einzurichten,

4.   Zebrastreifen innerörtlich von den Kommunen regeln zu las-
sen und durch frühzeitige Voranzeigen, Vorwarnsignale und 
Geschwindigkeitsbegrenzung zu sichern.

Verordnungen, die diesen Standards nicht genügen, sind zu aktu-
alisieren bzw. aufzuheben. Sofern sie Bundesrecht betreffen, ist 
auf deren Änderung hinzuwirken. Das schließt bei Nichtachtung 
höhere Bußgelder, Strafpunkte bis zum Entzug der Fahrerlaubnis 
ein.

AP 28/32
Mindeststandards: Sichere Ausgestaltung der Geh- und 
Fahrradwege
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die Straßenverkehrsbehörden sowie die 
Städte und Gemeinden zur Erhöhung der Verkehrssicherheit zu 
verpflichten und folgende Maßnahmen nach § 45 der Straßenver-
kehrsordnung zeitnah durchzuführen:
•	 Rad- und Gehwege sollen immer getrennt und breit genug 

gestaltet werden. Wenn ein Radfahren auf der Fahrbahn mit 
Fahrradstreifen zu mehr Verkehrssicherheit beiträgt, ist dies 
entsprechend zu regeln.

•	 Radwege bzw. Radfahrstreifen müssen stets sicher erkennbar 
markiert sein (durch Verkehrsschilder und/oder Bodenmar-
kierungen).

•	 Absenkungen des Gehwegs für Rollstuhlfahrende, Rolla-
toren nutzende oder Kinderwagen schiebende Menschen 
sowie Blindenleitstreifen bzw. Bordsteinmarkierungen für 
Blinde müssen ebenso selbstverständlich sein wie die Besei-
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tigung von Stolperfallen nach Frost oder baulichen Eingriffen 
in die Pflasterung.

•	 Die Beleuchtung der Gehwege muss möglichst flächen- 
deckend sein. Durch LED-Leuchten mit Kegellicht dürfen 
keine gravierenden Helligkeitsdefizite entstehen.

Vordringlich bedarf es einer Änderung des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Schleswig-Holstein mit folgender Zielrich-
tung:
Die Straßenbaulastträger und die sonstigen Veranlasser von Stra-
ßenbaumaßnahmen werden verpflichtet, bezüglich der Gestal-
tung von Gehwegen und Bürgersteigen etwaige Abweichungen 
von der DIN-Norm 18040-3 bzw. der im Entwurf befindlichen 
DIN-Norm 18070 schriftlich zu begründen. Die zuständigen Ge-
nehmigungsbehörden haben die Begründung auf ihre Schlüssig-
keit hin zu prüfen. Das Ergebnis des Prüfverfahrens ist öffentlich 
zugänglich zu machen.

AP 28/34
Politikevaluation
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, eine Politikevaluation 
zur Umsetzung der Beschlüsse des Altenparlaments (2009 bis 
2014) bei einem unabhängigen und dafür prädestinierten politik-
wissenschaftlichen Institut in Auftrag zu geben und dem Alten-
parlament zu berichten.

AP 28/76
Gesellschaftliche Anerkennung für die Beschäftigten im 
Pflegebereich
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, sich nachhaltig dafür einzusetzen, dass die 
Beschäftigten im Pflegebereich gesellschaftliche Anerkennung 
erhalten und ihre Vergütung den tatsächlichen Leistungen ent-
spricht.
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Arbeitskreis 2: „Altersarmut/Generationengerech-
tigkeit“

AP 28/38
Rentenniveau
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat für eine Novellierung des 2004 beschlossenen 
RV-Nachhaltigkeitsgesetzes einzusetzen. Das Rentenniveau 
muss wieder auf mindestens 50 % angehoben und dort für künf-
tige Generationen gehalten werden.

AP 28/37
Bedingungsloses Grundeinkommen
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich mit der Idee des Bedingungslosen Grundeinkommens zu be-
fassen.

AP 28/45 NEU
Hälftige Zahlung der Zusatzbeiträge in der Krankenver-
sicherung durch den Rententräger für Rentnerinnen und 
Rentner
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
auch im Bundesrat sich dafür einzusetzen, dass Zusatzbeiträge in 
der Krankenversicherung wie die Regelbeiträge hälftig von allen 
Pflichtversicherten und hälftig von den Rentenversicherungen 
getragen werden. Die jetzige Regelung, dass Zusatzbeiträge allein 
von den Pflichtversicherten getragen werden, muss entfallen.

AP 28/58
Kostenlose Kinderbetreuung, Gebühren für Kindertages-
stätten und Kindergärten aufheben
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, eine Initiative zu ergreifen, mit dem Ziel, 
dass auch in Schleswig-Holstein die Kinderbetreuung in Kinder-
tagesstätten und Kindergärten generell kostenfrei ist.
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AP 28/41 NEU
„Mütterrente“
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass Mütter, deren Kin-
der vor 1992 geboren wurden, drei Entgeltpunkte erhalten. Die 
Leistungen der Mütterrente müssen als gesamtgesellschaftliche  
Herausforderung komplett und bereits jetzt aus Steuermitteln fi-
nanziert werden.

AP 28/49
Erhöhung des Barbetrages für Bewohner/-innen statio-
närer Einrichtungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, sich über den Bundesrat dafür einzusetzen, 
dass der Bundestag den derzeitigen Barbetrag nach § 27 b SGB 
XII in Höhe von 109,08 € auf 200,00 € erhöht, um mittellosen 
Bewohner/-innen von stationären Einrichtungen ein Leben in 
Würde und ihre Teilhabe am sozialen Leben zu ermöglichen.

AP 28/35 NEU
Altersarmut endlich wirkungsvoll eindämmen!
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich auf Landesebene und im Bundesrat für wirkungsvolle Maß-
nahmen zur Vermeidung von Altersarmut einzusetzen. Hierzu 
gehören unter anderem: 
– 	 Eine zeitnahe Erhöhung des Lohnniveaus und eine deutliche 

Ausweitung sozialversicherungspflichtiger Jobs, damit der 
Arbeitslohn zum Leben reicht,

– 	 eine entsprechend deutliche Anhebung des Mindestlohns,
– 	 ein erleichterter Zugang zum Arbeitsmarkt, unter anderem 

für Alleinerziehende durch bedarfsgerechte Betreuungsange-
bote und flexiblere Arbeitszeitmodelle,

– 	 eine sozial gerechtere Ausgestaltung der gesetzlichen Renten-
versicherung als tragende Säule der Altersvorsorge.
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AP 28/39
Einführung einer Erwerbstätigenpflichtversicherung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat für die Einführung einer Pflichtversicherung 
für Erwerbstätige einzusetzen.

AP 28/40
Schonbetrag für Grundsicherungsbezieher/innen
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass der Schonbetrag von 
Grundsicherungsbezieher/innen von 2.600 € (lt. § 90 Abs. 2 Nr. 
9 SGB XII i. v. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a (DVO) auf 10.350 € angeho-
ben wird, wie bei den SGB II-Leistungsempfängern.

AP 28/42
Freibetrag SGB XII
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat für die Einführung eines Freibetrags in der 
Grundsicherung nach dem SGB XII einzusetzen.

AP 28/43
Zwangsverrentung durch das SGB II
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass keine Zwangsverren-
tung durch das SGB II erfolgt. Der Weg zu einer vorgezogenen, 
verminderten Altersrente sollte allenfalls auf freiwilliger Basis 
erfolgen.

AP 28/47
Die Pharmaindustrie soll unterschiedliche Verpackungs-
größen anbieten, die dem tatsächlichen Bedarf entspre-
chen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wirtschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im Land-
tag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Pharmaindustrie die Medikamente in unter-
schiedlichen Verpackungsgrößen anbietet.
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AP 28/78 NEU
Neuregelung der Renten und Altersversorgung
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Bundesrat dafür 
einzusetzen, dass die Renten und die Altersversorgung neu gere-
gelt und für alle Rentner erneuert werden.

AP 28/36
Alleinerziehende Mütter und Väter sozial besserstellen
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass 
Alleinerziehende sozial besser gestellt werden, damit sie nicht in 
Altersarmut abrutschen.

AP 28/55
Intergenerativer Dialog
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Regionalkonferenzen 
zur Verständigung von Jung und Alt über die Ausgestaltung des 
demografischen Wandels durchzuführen.

AP 28/57
Kostenlose Inanspruchnahme der Verbraucherzentralen 
im Lande
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und Landesregierung wer-
den aufgefordert, die Verbraucherzentralen des Landes finanziell 
so auszustatten, das diese zum Wohle aller Bürger wieder kosten-
frei Auskünfte und Hilfe erteilen. Die finanziellen Mittel dafür 
sollten aus den verhängten Bußgeldern des Bundeskartellamtes 
bereitgestellt werden.

AP 28/51 NEU
Abschaffung der Anliegerkosten im Straßenbau
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass das Kommu-
nalabgabengesetz dahingehend geändert wird, dass die Anlieger-
kosten entfallen.
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AP 28/77
Auch im Alter gut und sicher leben
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich im Bundesrat einzusetzen für: Gut und sicher leben – auch im 
Alter – für einen neuen Generationenvertrag.

AP 28/48
Informationen bezüglich zuzahlungsbefreiter (rezept-
pflichtiger) Medikamente an den Patienten
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die GKV ihre Kran-
kenkassen verpflichtet, Informationsmaterial als Flyer bezüglich 
der Zuzahlungsbefreiung von rezeptpflichtigen Medikamenten 
ihren Mitgliedern zuzuschicken und in den Arztpraxen auszule-
gen (Beispiel AOK 2007).
Gleichzeitig sollte der Flyer die Patienten ermutigen, bei den 
Ärzten und Apotheken bezüglich einer Zuzahlungsbefreiung 
nachzufragen.

AP 28/50
Hilfsmittelversorgung durch Kranken- und Pflegekassen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich auch im Bundesrat dafür einzusetzen, dass nach Verordnung 
von Hilfsmitteln auf notwendige Qualität und Eignung der gelie-
ferten Produkte geachtet wird. Niedrigstpreise dürfen nicht mit 
noch niedrigerer Qualität bzw. Unbrauchbarkeit verbunden sein.

AP 28/52 NEU
Seniorenzuschläge bei Autoversicherungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
mögen sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass Autoversiche-
rer nicht mehr Aufschläge von Senioren fordern.
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AP 28/53
Sprachkurse für Flüchtlinge
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, jedem sich in 
Schleswig-Holstein aufhaltenden registrierten Flüchtling, unab-
hängig von seiner Bleibeperspektive, sofort Sprach- und Integra-
tionskurse (im Herbst 2015 noch Einstiegskurse genannt) zu ver-
mitteln und die dafür entstehenden Kosten aus Landesmitteln zu 
tragen.

AP 28/59
Bestattungsordnungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, zu beschließen, dass das Bestattungswesen 
liberalisiert wird.

AP 28/60
Lockerung des Friedhofszwangs
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, den Friedhofszwangs aufzuheben, eine 
neue Art der Beerdigung einzuführen und eine gebührenfreie 
Privatbestattung zu ermöglichen.
Die Möglichkeit der Verstreuung der Totenasche, wenn es der 
letzte Wille des Verstorbenen ist, auf seinem eigenen Grund-
stück, auf privaten Grundstücken, in Parks, Flüssen oder ausge-
wiesenen Flächen zu gestatten.

Arbeitskreis 3: „Senioren und Digitalisierung“

AP 28/64 NEU
Freier und kostenloser Zugang zum Internet, offenes 
WLAN für alle öffentlichen Gebäude
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert,  in den öffentlich genutzten Gebäuden des 
Landes einen offenen und kostenfreien Zugang  zum Internet an-
zubieten und sich dafür einzusetzen, dass dies in allen öffentlich 
genutzten Gebäuden angeboten wird. 
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AP 28/63 NEU
Digitalisierung in Schleswig-Holstein
Die Landesregierung möge sich auf Bundesebene dafür einset-
zen, dass die Störerhaftung ersatzlos gestrichen wird.

AP 28/66 NEU
Digitales Testament
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass eindeutige und ein-
heitliche Regelungen zum Wohle aller Bürger für das digitale 
Erbe im Internet geschaffen werden, dass die Regelungen öffent-
lich gemacht werden und die bestehenden Broschüren, PDF-Da-
teien und sachbezogene Schriftstücke, unter Beachtung der neu 
geschaffenen Regelungen, geändert werden.

AP 28/69 NEU
Mehr Verbraucherschutz im Internet
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich für mehr Verbraucherschutz im Internet und in der Telekom-
munikation einzusetzen.

AP 28/72
Sicherheit der Bürger im Land
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Sicherheit der Bür-
ger durch eine dichte Polizeipräsenz, Einsatz von digitaler Tech-
nik, vermehrte Streifen und Neueinrichtung von Polizeiposten 
im ländlichen Bereich erhöht wird.

AP 28/68
Rentenbesteuerung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
mehr Informationsangebote für Rentnerinnen und Rentner zur 
Überprüfung der Steuerpflichtigkeit anzubieten.
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AP 28/71
Informationen bezüglich der Wahlfreiheit rezeptpflichti-
ger Medikamente, für die es Nachahmer-Präparate (Gene-
rika) gibt
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschließen und 
sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die GKV ihre Kran-
kenkassen verpflichtet, Informationsmaterial als Flyer bezüglich 
der Wahlfreiheit zwischen dem Wunschmedikament und dem 
Vertragsmedikament ihren Mitgliedern zuzuschicken und in den 
Arztpraxen auszulegen. 
Gleichzeitig sollte der Flyer die Patienten ermutigen, bei den 
Ärzten und Apotheken bezüglich seines Wunschmedikamentes 
nachzufragen.

AP 28/61
Digitalisierung aller Lebensbereiche – Rechte der Senioren 
berücksichtigen
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Landtag 
werden aufgefordert, durch gesetzliche bzw. administrative Re-
gelungen zu gewährleisten, dass auch zukünftig Behördenkon-
takte und Bankgeschäfte, insbesondere Steuererklärungen, ohne 
Verwendung des Internets und ohne zusätzliche Kosten getätigt 
werden können, damit auch zukünftig in allen Lebensbereichen 
die mündliche und schriftliche Beteiligung möglich bleibt. 
Auf die Entwicklung technischer Geräte, insbesondere Mobilte-
lefone, Rundfunk- und Fernsehgeräte oder Assistenzsysteme in 
Kraftfahrzeugen ist auf benutzergerechte und damit altersge-
rechte Handhabung im Interesse vor allem der Senioren durch 
geeignete Maßnahmen Einfluss zu nehmen.

AP 28/79 NEU
Einfluss der Digitalisierung auf soziale und ökonomische 
Informationsverbreitung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, die zu erwartende Digitalisierung sozial-
verträglich und barrierefrei umzusetzen.
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AP 28/67
Unterstützung bei der Einkommensteuererklärung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufgefordert, 
sich für einen Ausbau der Hilfen für die Einkommensteuererklä-
rung einzusetzen.

AP 28/70
Broschüren und PDF-Dateien und weitere betroffene 
Schriftstücke auf Bundes- und Landesebene zum Thema 
Vorsorgevollmacht und Betreuungsverfügung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die oben genannten 
Broschüren, Schriftstücke und digitalen Dateien um den Passus 
Einkäufe, Versicherungsabschlüsse und Geschäftsabschlüsse 
über das Internet erweitert werden.

AP 28/73 NEU
Niederdeutsche Sprache im Rundfunk und TV
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die niederdeut-
sche Sprache im Rundfunk und TV der Landesprogramme eine 
umfangreichere Sendezeit erhält.

AP 28/74
Sprache im Radio und Fernsehen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregierung 
werden aufgefordert, zu berücksichtigen, dass der Anteil der äl-
teren Bevölkerung erheblich zunimmt und einher die Hörfähig-
keit der Älteren altersbedingt abnimmt, die Rundfunk- und Fern-
sehsender dafür Sorge tragen müssen, dass die Moderatoren eine 
umfassende Sprachausbildung erhalten. Die Technik der Modu-
lation, Sprache und Hintergrundmusik, auf das beste technische 
Niveau angehoben wird.
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Stellungnahmen

AP 28/1
Mehr Informationen über Seniorensportprogramme
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, den Landessportverband beim Ausbau des Senio-
rensportbereichs weiter zu unterstützen.
				    Antrag siehe Seite 28

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion begrüßt diesen Vorschlag ausdrück-
lich. Leider hat die Landesregierung für das Jahr 2017 keine wei-
teren Fördermittel für diesen Bereich zur Verfügung gestellt. Die 
institutionelle Förderung des Landessportverbandes (LSV) und 
seiner Mitglieder ist ohnehin im Bundesvergleich nicht beson-
ders gut. 
Aus Sicht der CDU-Landtagsfraktion ist eine Anhebung der 
LSV-Fördermittel um mindestens 2,4 Millionen (von jetzt 7,2 
Millionen € auf dann 9,6 Millionen €) dringlich geboten, um un-
ter anderem auch die Projekte im Bereich "Sport für Ältere" besser 
fördern zu können.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Landesssportverband Schleswig-Holstein erhält durch das 
Land eine beständige  institutionelle Förderung aus Mitteln des 
Landeshaushaltes. Die Verteilung dieser Mittel an die Kreissport-
verbände und Sportvereine durch den LSV orientiert sich an den 
Bedürfnissen der Mitgliedsverbände und den programmatischen 
Schwerpunkten des LSV. 
Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich seit vielen Jahren für die 
Beibehaltung dieses erfolgreichen Modells der Sportförderung 
ein, welches den Sportvereinen auch eine große Unabhängigkeit 
von politischer Einflussnahme auf ihre Arbeit garantiert. Daran 
wollen wir festhalten.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Viele Sportvereine im Land verfügen bereits über Sportangebote 
speziell für SeniorInnen, die finanziell vom Landessportverband 
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unterstützt werden. Das begrüßen wir sehr. Wir sehen, dass der 
Landessportverband hier sehr viel leistet. Wir wollen deshalb 
die Zuschüsse an den Landessportverband mit dem kommenden 
Haushalt insgesamt erhöhen. Damit steht dem Landessportver-
band insgesamt mehr Geld zur Verfügung.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch die FDP ist der Auffassung, dass bessere Informationsan-
gebote über Seniorensportprogramme zu einer höheren Akzep-
tanz und Teilnehmerzahl führen können. Öffentlichkeitsarbeit 
und Marketing sind allerdings originäre Aufgaben der Vereine 
und Verbände, so dass diesen auch die Schaffung und Verbrei-
tung zentraler Werbekampagnen, Erstellung von Informations-
material und Werbemitteln sowie die Gewinnung von Förder-
ern, Sponsoren und Botschaftern obliegt.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir als SSW können nachvollziehen, dass es in einer modernen 
Informationsgesellschaft nicht immer ganz mühelos ist, die ent-
sprechenden Informationen zu filtern, um diese auch entspre-
chend nutzen zu können. Jedoch ist der Schleswig-Holsteinische 
Landtag nicht für das Marketing, von durchgeführten Sportver-
anstaltungen des Landessportverbands zuständig. Die Bekannt-
machung der unterschiedlichen Angebote ist demnach reguläre 
Aufgabe des Trägers.  

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Im Rahmen der Autonomie des Sports ist es vorrangig die Auf-
gabe des Landessportverbandes, den Seniorensportbereich wei-
ter auszubauen. Auf Antrag können unterstützende Projekte im 
Rahmen der Sportförderrichtlinie von der Landesregierung ge-
fördert werden. Durch die Zuwendungen des Ministeriums für 
Inneres und Bundesangelegenheiten, im Sinne der Sportförder-
richtlinie sollen Einrichtungen, Maßnahmen und Projekte zur 
Unterstützung und Weiterentwicklung eines landesweiten, viel-



173

STELLUNGNAHMEN

fältigen und sozialverträglichen Sportangebotes gefördert wer-
den. Dazu zählt auch der Seniorensportbereich.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die Große Koalition aus SPD und CDU/CSU macht sich dafür 
stark, dass eine attraktive, ausgewogene und bedarfsorientierte 
Infrastruktur für den Spitzen-, Leistungs- und Breitensport er-
halten bleibt.
Doch nur zu investieren ist nur die eine Seite der Medaille. Ohne 
die aktiven Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Breitensport 
nützen die besten Angebote nichts. Darum unterstützt die 
SPD-Bundestagfraktion das Ansinnen des Altenparlaments, die 
Informationsverbreitung auszubauen, damit noch mehr Senio-
rinnen und Senioren von den bestehenden Sportangeboten in ih-
rer Gemeinde erfahren.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. betrachtet das Alter als eine eigenständige Le-
bensphase, die Seniorinnen und Senioren genießen wollen. Da-
her unterstützen wir einen Ausbau von aktiven Angeboten.

AP 28/2
Vergünstigtes Sportangebot für Senioren und Seniorinnen
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird auf-
gefordert, für ein flächendeckendes und kostengünstiges 
Sportangebot für Seniorinnen und Senioren zu sorgen.
				    Antrag siehe Seite 29

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Über die mehr als 2600 Sportvereine im Land Schleswig-Hol-
stein können die Seniorinnen und Senioren aus einer Vielfalt 
von Sportangeboten wählen. Allerdings kann es im ländlichen 
Raum durchaus zu weiteren Wegen kommen. Grundsätzlich ist 
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das Vorhalten von kostengünstigen Bewegungs- und Sportange-
boten keine staatliche Aufgabe. Dies übernehmen fachkompetent 
unsere Vereine, die lizensierte Übungsleiterinnen und Übungs-
leiter für die Durchführung von Sportstunden zur Verfügung 
stellen. Das Land fördert den Landessportverband und seine Mit-
glieder. Die Kommunen stellen ebenfalls Mittel zur Verfügung 
und sind in der Regel für den Bau, den Erhalt und die Unterhal-
tung von Sportanlagen zuständig. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Durchführung von außerschulischen Sportangeboten ist 
eine Aufgabe, die vom Landessportverband und seinen Mit-
gliedsverbänden wahrgenommen wird. Diese sind auch in Zu-
sammenarbeit mit den Kommunen für die Ausgestaltung der An-
gebote vor Ort verantwortlich. Das Land unterstützt die Arbeit 
des LSV durch eine institutionelle Förderung (siehe Stellungnah-
me zu AP 28/1), die Kommunen erhalten vom Land Zuschüsse für 
die Sanierung von Sportstätten.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die meisten Sportvereine im Land bieten SeniorInnen bereits 
vergünstigte Mitgliedschaften an. Wir begrüßen es, wenn es 
Ermäßigungen für einkommensschwache Haushalte gibt und 
sehen das Problem, dass nicht alle Sportvereine solche Ermäßi-
gungen anbieten können. Die Sportvereine entscheiden jedoch 
selbständig über ihre Beiträge.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Nach Ansicht der FDP sollte das Sportangebot für Seniorinnen 
und Senioren in Schleswig-Holstein so ausgestaltet sein, dass 
möglichst viele Menschen an den Kursen teilnehmen kön-
nen. Deshalb werden differenzierte Beitragsordnungen, die 
günstigere Mitgliedschaften für bedürftige und ältere Menschen 
anbieten, auch ausdrücklich begrüßt. Ob das Land ein flächen-
deckendes vergünstigtes Sportangebot für Seniorinnen und Se-
nioren durchsetzen kann, ist aber zu bezweifeln. Die Höhe von 
Mitgliedsbeiträgen regeln die Vereine in ihren Satzungen selbst 
und eigenständig. Würde die Landesregierung hierauf Einfluss 
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nehmen, dürfte ein unzulässiger Eingriff in die Vereinsautono-
mie vorliegen. Insofern sollte hier aus Sicht der FDP besser auf 
Freiwilligkeit gesetzt werden.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es ist unbestritten, dass es ein vielfältiges Sportangebot in 
Schleswig-Holstein gibt. Neben den unterschiedlichen Angebo-
ten, macht sich auch in der Preisspanne der angebotenen Kurse 
ein Unterschied bemerkbar. Die Gründe dafür sind vielschichtig. 
Es leuchtet daher ein, dass jegliches Angebot, welches über das 
Ehrenamt hinausgeht, kostentechnisch gedeckt sein muss. In 
vielen Fällen ist das Sportangebot für Seniorinnen und Senioren, 
im Vergleich, besonders günstig. Zudem bieten viele Kranken-
kassen sportive Gesundheitskurse an, welche für den Teilneh-
mer, durch eine Kostenübernahme der Krankenkasse, annähernd 
kostenfrei angeboten werden. Entsprechende Angebote bestehen 
flächendeckend im ganzen Land. 

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Aufgrund des Gesetzes zur Ausführung des Ersten Staatsver-
trages zum Glückspielwesen in Deutschland vom 1. Februar 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 64) zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung glücksspielrechtlicher Vorschriften vom 20. Januar 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 23) sind von den Zweckabgaben, nach 
Erfüllung der anderen sich aus dem Gesetz ergebenden Verpflich-
tungen, 8 %, mindestens 8 Millionen € für die Förderung des 
Sports zu verwenden. Davon sind 90 % für den Landessportver-
band Schleswig-Holstein e. V., 8 % für die allgemeine Förderung 
des außerschulischen Sports und 2 % für die Förderung des auße-
runterrichtlichen Schulsports bestimmt. 
Im Rahmen der Autonomie des Sports ist es die Aufgabe des 
Landessportverbandes, die Mittel mit dem Ziel der Schaffung 
eines vielfältigen, landesweiten und sozialverträglichen Sport-
angebotes zu verwenden, somit auch für ein adäquates Sport-
angebot für Seniorinnen und Senioren. Das für den Sport zu-
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ständige Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten 
trägt dafür Sorge, dass die Sportfördermittel mit dem Ziel einer 
Gleichbehandlung aller Menschen – unabhängig von Geschlecht, 
Alter oder Herkunft, von Religionszugehörigkeit oder Bildung, 
von eventuellen Behinderungen oder sonstigen individuellen 
Merkmalen – einzusetzen sind. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die Stellungnahmen zu AP 28/2 und AP 28/4 werden hiermit zu-
sammen beantwortet:
Sport hat eine herausragende gesellschaftspolitische Bedeutung 
und stellt die größte Bürgerbewegung Deutschlands dar. Die 
Große Koalition versteht sich als fairer Partner des organisierten 
Sports.
Aber klar ist auch: Ein flächendeckendes Angebot von Sport mit 
gut ausgebildeten Trainingsleiterinnen und -leitern kostet Geld. 
Die Vergünstigung des einen muss von anderen mitfinanziert 
werden. Wir sind uns sicher, dass hier der Landessportverband 
zusammen mit der Landesregierung ins Gespräch kommt, da bei-
de an einer guten und finanzierbaren Lösung interessiert sind, die 
auch die Förderung und Umsetzung des Präventionsgesetzes be-
inhaltet.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Seniorinnen und Senioren wollen mitgestalten und ihre Zeit nut-
zen, doch wird ihnen soziale Teilhabe in unterschiedlichen Be-
reichen allein durch den Mangel an bezahlbaren Angeboten er-
schwert oder gar verhindert. DIE LINKE. unterstützt daher das 
Anliegen, dass flächendeckende und bezahlbare Sportangebote 
geschaffen werden.
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AP 28/3
Schaffung von barrierefreien multifunktionellen Bewe-
gungs- und Begegnungsräumen im Wohnumfeld der Äl-
teren
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert, landesweit die Einrichtung 
barrierefreier multifunktionaler Bewegungs- und Begeg-
nungsräume im Wohnumfeld der älteren Menschen zu un-
terstützen.
				    Antrag siehe Seite 30 - 31

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diesen Vorschlag unterstützen wir und werden uns dort, wo wir 
Verantwortung tragen, dafür einsetzen, dass bei Neubau- oder 
Umbauvorhaben alle Einrichtungen barrierefrei gestaltet wer-
den. Die Teilhabe aller gesellschaftlicher Gruppen an öffentlich 
zugänglichen Angeboten ist der CDU-Landtagsfraktion wichtig. 
Dies gilt insbesondere für diejenigen Bürgerinnen und Bürger, 
die körperlich beeinträchtigt sind.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Wohn- und soziale Umfeld, in dem sich ältere Menschen tag-
täglich bewegen, leisten einen wichtigen Beitrag zu ihrer Lebens-
qualität. Ältere Menschen wollen selbstbestimmt und eigenstän-
dig leben und auch im Alter aktiv sein. Die SPD-Landtagsfraktion 
will dies auch in Zukunft unterstützen. Hierzu bedarf es alters- 
und barrierefreier sowie wohnortnaher Infrastruktur und Be-
gegnungsmöglichkeiten, die auch vernetzt werden müssen. 
Hierfür setzen wir uns bereits ein. Auch neue Konzepte müssen 
angedacht werden, um das Leben im Alter für alle Menschen zu-
kunftsweisend zu gestalten. Die SPD-Landtagsfraktion wird da-
her die Anregungen des Altenparlaments in ihre Arbeit einflie-
ßen lassen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Barrierefreie Multifunktionsräume sind für alle BürgerInnen eine 
Bereicherung. Sie können für sportliche und kulturelle Angebote 
ebenso genutzt werden, wie für Besprechungen, Arbeitsgemein-
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schaften, Schulungen oder Treffen und Begegnung im lockeren 
Rahmen. Die Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen hält 
es für sinnvoll, die Kommunen bei der Bereitstellung geeigneter 
Räume und Angebote zu unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP bekennt sich ausdrücklich zu dem Ziel, den Sport bar-
rierefrei zu gestalten. Öffentlich zugängliche Sportstätten müs-
sen auch für ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen 
zugänglich sein, da die barrierefreie Gestaltung der Sportstät-
ten die Voraussetzung dafür ist, dass alle Menschen gemeinsam 
an Sportangeboten teilnehmen können. Dementsprechend for-
dert § 52 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein auch, dass 
Sport- und Freizeitstätten in den dem allgemeinen Besucher- und 
Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein müssen. Eine 
darüber hinaus gehende Verpflichtung von Vereinen und Kom-
munen, bestimmte Räume für den Seniorensport zu schaffen, 
lehnt die FDP ab. Allerdings begrüßen wir entsprechende Förder- 
und Beratungsangebote auf freiwilliger Basis.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Für den SSW stellt es eine Selbstverständlichkeit dar, Bewegung, 
Gesundheit und das Ausüben von sportlichen Aktivitäten bei 
der Errichtung von Wohngelegenheiten von Älteren mit zu be-
denken. Mehrheitlich wird dies auch getan und in vielen Wohn-
projekten befinden sich bereits Angebote zur Gesundheitspflege 
sowohl im Innen- als auch im Außenbereich. Zudem sollen Prä-
ventionsprogramme für Gemeinschaftseinrichtungen, wie bei-
spielsweise Seniorenheime, ausgeweitet werden. Einen flächen-
deckenden Mangel an entsprechenden Vorrichtungen können 
wir als SSW in Landtag zum jetzigen Zeitpunkt vor diesem Hin-
tergrund nicht abschließend feststellen. Zumal es bedauerlich 
wäre, wenn sich die ältere Generation gänzlich zurückzieht und 
die bestehende Infrastruktur im Wohnumfeld nicht oder nur sehr 
wenig nutzen würde. Zahlreiche Sport- und Gesundheitsprä-
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ventionsangebote werden von den gesetzlichen Krankenkassen 
angeboten. Auch wenn sich nicht alle Angebote ausschließlich 
an die ältere Generation richten, so steht dem generationsüber-
greifenden Sport jedoch ein besonderer Stellenwert zu. Dies gilt 
nicht nur in Bezug auf die Gesundheit, sondern auch in Zusam-
menhang mit der Interaktion zwischen den Generationen. Vor 
diesem Hintergrund gilt daher die Balance zu wahren, zwischen 
bestehender und neu angedachter Infrastruktur.   

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Im Rahmen der sozialen Landeswohnraumförderung für Miet-
wohnungsbau und genossenschaftliches Wohnen können nach 
dem Förderstandard PluSWohnen Wohnanlagen inklusive mul-
tifunktioneller barrierefreier Gemeinschaftsräume gefördert 
werden. Dies gilt auch abweichend zur Regelförderung in einem 
begründeten und angemessenen Umfang.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Nina Scheer, 
MdB
Die barrierefreie Gestaltung des Wohnumfelds älterer Menschen 
ist für eine selbstbestimmte und gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben von hoher Bedeutung. Insofern begrü-
ße ich den Einsatz für die Einrichtung barrierefreier multifunk-
tionaler Bewegungs- und Begegnungsräume. Die Ausgestaltung 
sollte dabei in Abstimmung mit schon vorhandenen Teilhabean-
geboten vorgenommen werden.
Ich weise darauf hin, dass die genannte Forderung zur Umset-
zung durch den Schleswig-Holsteinischen Landtag sowie die 
Landesregierung und somit nicht an die Bundesebene gerichtet 
ist.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.
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Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir werden diesen Beschluss als Anregung in unsere Beratungen 
mit aufnehmen. Grundsätzlich unterstützen wir Räume der Be-
gegnung für alle Altersgruppen.

AP 28/4
Der Landessportverband S.-H. ist Partner bei der Umset-
zung des Präventionsgesetzes und u. a. zuständig für ge-
sundheitsorientierte Bewegungsangebote für ältere Men-
schen und für Hochbetagte in stationären Einrichtungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert, gemeinsam mit dem Partner 
Landessportverband S.-H. e. V. das Präventionsgesetz im 
Lande umzusetzen, indem gesundheitsorientierte Bewe-
gungsangebote für ältere und hochaltrige Menschen („Lü-
becker Modell Bewegungswelten“) unterstützt und bereit-
gestellt werden.
				    Antrag siehe Seite  32 - 34

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion schließt sich dem Beschluss des Al-
tenparlamentes an und ist ebenfalls der Ansicht, dass die Lan-
desregierung noch stärker mit dem LSV im Bereich der gesund-
heitsorientierten Bewegungsangebote für ältere und hochbetagte 
Menschen im Rahmen des Präventionsgesetzes zusammenarbei-
ten muss.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion misst Bewegungsangeboten für äl-
tere Menschen in Pflegeeinrichtungen eine große Bedeutung bei. 
Körperliche Aktivität ist für das physische und psychische Wohl-
befinden unerlässlich. Im Rahmen des Präventionsgesetzes wer-
den wir uns darum bemühen, entsprechende Sportangebote zu 
unterstützen. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Gesundheitsorientierte Bewegungsangebote sind insbesondere 
für Menschen, die in einer stationären Alten- und Pflegeeinrich-
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tung leben, wichtig. Sie können dazu beitragen, die Mobilität zu 
erhalten und dem Abbau von körperlichen und geistigen Fähig-
keiten entgegenzuwirken. Sie stärken den Zusammenhalt der Be-
wohnerInnen, sorgen für gemeinsamen Spaß und Abwechslung 
im Alltag. In vielen Einrichtungen werden solche Angebote be-
reits durchgeführt. Eine gezielte Kooperation mit dem Landes-
sportverband und seinen Mitgliedsverbänden sollte, so es sie 
noch nicht gibt, angestrebt werden. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Landessportverband ist aufgrund der Natur der Sache aus 
Sicht der FDP ein zentraler Partner bei der Umsetzung des Prä-
ventionsgesetzes. Auf Basis der Landesrahmenvereinbarung 
müssen auch für Seniorinnen und Senioren Sportprojekte umge-
setzt werden.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir unterstützen die Zielrichtung dieses Antrags. Zunächst  
sollte aber die Landesregierung aufgefordert werden, über die 
Umsetzung  des Präventionsgesetzes zu berichten. In dem Be-
richtsantrag kann dann  dieser Punkt ausdrücklich aufgenom-
men werden (siehe Stellungnahme zu AP 28/5). Sodann wäre ein 
Dialog mit dem zuständigen Ministerium empfehlenswert,  im 
Rahmen welcher Programme eine Unterstützung möglich ist.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Seniorensport ist neben dem Kinder- und Jugendsport, dem 
Leistungssport und vielen anderen Gruppierungen eine feste Ru-
brik in der täglichen Arbeit des Landessportverbands und das lan-
desweit. Wir als SSW im Landtag haben uns in der Vergangen-
heit für eine bessere Finanzierung des Sports im Land eingesetzt. 
Dies werden wir auch in Zukunft tun, denn der Sport ist ein ganz 
entscheidender, integrativer Faktor in unserer Gesellschaft. Bei 
der Debatte zum Thema Sportförderung werden wir vehement 
darauf achten, dass die Angebote für ältere und hochaltrige Men-
schen entsprechend berücksichtigt werden. 
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Wir verweisen auf die Stellungnahme zu AP 28/2, in der die Stel-
lungnahme zu AP 28/4 bereits beantwortet wurde.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/ Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir unterstützen die Förderung von gesundheitsorientierten 
Bewegungsangeboten für ältere und hochaltrige Menschen (sie-
he auch Stellungnahme zu AP 28/1). Allerdings reicht es unserer 
Meinung nach nicht aus, Prävention vor allem als Verhaltensprä-
vention zu denken, sondern es muss sich auch um eine gesund-
heitsfördernde Gestaltung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
bemüht werden. Zentrale Einflussfaktoren auf die Gesundheit 
sind in Deutschland nämlich noch immer Bildung, Einkommen, 
die berufliche Position und das Wohnumfeld.

AP 28/5
Umsetzung des Präventionsgesetzes im Hinblick auf Seni-
oren/-innen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Auskunft 
über Strategien und Maßnahmen zur Umsetzung des Prä-
ventionsgesetzes in den Städten und Gemeinden Schles-
wig-Holsteins zu geben.
				    Antrag siehe Seite 35 - 36

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ein zentraler Aspekt des Präventionsgesetzes ist es, dass sich die 
Sozialversicherungsträger mit den Ländern und unter Beteili-
gung der Bundesagentur für Arbeit sowie den kommunalen Spit-
zenverbänden auf eine konkrete Art der Zusammenarbeit bei der 
Gesundheitsförderung zu verständigen haben. Dies muss nun als 
nächster Schritt erfolgen. Für die CDU-Landtagsfraktion steht 
fest, dass das Land als starker Partner für Kommunen auftreten 
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und sich aktiv für das gute Gelingen einer Gesundheitsförderung 
auch vor Ort einsetzen sollte. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Gesundheitsförderung und Prävention sind für die SPD-Land-
tagsfraktion besonders aufgrund des demografischen Wandels, 
der Häufung verschiedener Krankheiten und einer längeren Le-
bensarbeitszeit Schwerpunkt einer sozialen Gesundheitspolitik. 
Wir werden uns weiterhin für eine Gesundheitsprävention ein-
setzen, die sich an der Lebenswirklichkeit der Menschen orien-
tiert und sich in alle Bereiche ihres täglichen Lebens integriert. So 
soll beispielsweise die Gesundheitsförderung auch in stationären 
Pflegeeinrichtungen verbessert werden. Prävention bedeutet aber 
auch die Schaffung von Chancengleichheit, damit alle Menschen 
gleichermaßen von einer zukunftsorientierten Gesundheitspoli-
tik profitieren. Das neue Präventionsgesetz gilt seit Januar 2016 
und wird derzeit in den Bundesländern umgesetzt. Dieses Ver-
fahren wird vom schleswig-holsteinischen Gesundheitsministe-
rium konstruktiv begleitet. Die Landesrahmenvereinbarung ist 
auf Landesebene auf dem Weg gebracht worden. Im Rahmen die-
ser Vereinbarung soll eine Strategie zur Umsetzung des Präventi-
onsgesetzes ausgearbeitet werden. So sollen unter anderem Ziele 
bestimmt, Zuständigkeiten geklärt und Kooperationen initiiert 
werden, damit das Präventionsgesetz effizient umgesetzt wird. 
Sobald dieser Vorgang abgeschlossen ist, geht es an die konkrete 
Umsetzung in Schleswig-Holstein.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Umsetzung des neuen Präventionsgesetzes in den Ländern 
und auf der kommunalen Ebene wird entscheidend für den Erfolg 
des Gesetzes sein. Deshalb sind für alle Beteiligten ein intensiver 
Dialog und das gemeinsame Entwickeln von Strategien, Struk-
turen und Projekten wichtig. Ebenso wichtig erscheint es, diesen 
Prozess und seine Ergebnisse den Vereinen, Verbänden und den 
BürgerInnen zu kommunizieren sowie ihnen Mitwirkungsmög-
lichkeiten einzuräumen. 
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Landesregierung ist aufgefordert, die entsprechend § 20f  
SGB V abgeschlossene Landesrahmenvereinbarung mit Leben zu 
füllen und zusammen mit den anderen Partnern in der Fläche für 
Angebote zu sorgen, die alle Zielgruppen mit einschließen. Prä-
ventionsangebote für Seniorinnen und Senioren sind für die Ge-
sunderhaltung im Alter und ein langes, beschwerdefreies Leben, 
unumstritten zu unterstützen. Entsprechend niedrigschwellige 
Angebote gilt es zu fördern.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir unterstützen diese Aufforderung und erwarten eine Stel-
lungnahme der Landesregierung. 

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Beim Präventionsgesetz handelt es sich um ein vom Bundesmi-
nisterium für Gesundheit initiiertes Gesetz, welches im Sommer 
2015 in Kraft getreten ist. In Bezug auf die Umsetzung arbeiten 
unterschiedliche Ebenen zusammen, wie etwa die Sozialversi-
cherungsträger, der Bund, die Länder, Kommunen, die Bundes-
agentur für Arbeit und die Sozialpartner. Es gilt daher mit vielen 
Akteuren ein gemeinsames Ziel zu erreichen: Eine gelebte Ge-
sundheitsprävention. Was den aktuellen Stand der Umsetzung 
angeht, verweisen wir auf die Antworten des zuständigen Fach-
ministeriums. Wir als Landtagsgruppe des SSW werden das The-
ma Gesundheitsprävention auch in Zukunft weiter parlamenta-
risch begleiten und nach Kräften vorantreiben.  

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Zu Frage 1 der Antragsbegründung:
Das Präventionsgesetz ist seit dem 1. Januar 2016 wirksam. Im Fe-
bruar 2016 haben die Spitzenverbände der Gesetzlichen Kranken-
versicherung, der Gesetzlichen Unfall- und Rentenversicherung 
auf Bundesebene eine nationale Präventionsstrategie, die so ge-
nannte Bundesrahmenempfehlung abgeschlossen. Die Bundes-
rahmenempfehlung setzt das Ziel „Gesund älter“ werden und 
richtet sich an die Zielgruppe „Personen nach der Erwerbsphase 
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in der Kommune“ sowie „Bewohnerinnen und Bewohner von 
stationären Pflegeeinrichtungen“.
Auf Landesebene ist die Landesrahmenvereinbarungen (LRV) 
vereinbart worden. Sie regelt gemeinsame Ziele und Handlungs-
felder, Zuständigkeitsfragen, die Koordinierung der Leistungen 
der Beteiligten sowie die Mitwirkung weiterer Einrichtungen. 
Das Strategieforum Prävention, das im Januar 2017 erstmals ta-
gen wird, erarbeitet die Gesundheitsziele für die Präventionsstra-
tegie. Hieran werden alle relevanten Akteure im Land beteiligt 
werden. Auf dieser Basis wird eine Steuerungsgruppe, in der die 
Beteiligten der Landesrahmenvereinbarung sitzen, trägerüber-
greifende Projekte in den sogenannten Lebenswelten entwickeln. 
Die Bundesrahmenempfehlung ist Teil der Landesrahmenverein-
barung. 
Zu Frage 2 der Antragsbegründung:
Die Landesregierung arbeitet bezogen auf die Prävention eng mit 
den Städten und Kreisen zusammen. Vertreterinnen und Ver-
treter der Kommunalen Spitzenverbände waren an der Erarbei-
tung der Landesrahmenvereinbarung beteiligt und werden auch 
zukünftig aktiv an der Entwicklung von Maßnahmen und Pro-
jekten mitarbeiten.
Zu Frage 3 der Antragsbegründung
Im Rahmen der Pflegeversicherung haben die Pflegekassen die 
Eigenverantwortung der Versicherten durch Aufklärung und 
Auskunft über eine gesunde, der Pflegebedürftigkeit vorbeu-
gende Lebensführung zu unterstützen und auf die Teilnahme an 
gesundheitsfördernden Maßnahmen hinzuwirken. Die Pflege-
kassen haben die Versicherten und ihre Angehörigen in den mit 
der Pflegebedürftigkeit zusammenhängenden Fragen auf ver-
ständliche Weise zu informieren. Das gilt vor allem für Informa-
tionen über die Leistungen der Pflegekassen sowie Leistungen 
und Hilfen anderer Träger. Die Versicherten und ihre Angehöri-
gen sind unter anderem auch darüber aufzuklären, dass für sie ein 
Anspruch auf Übermittlung der gesonderten Präventions- und 
Rehabilitationsempfehlung besteht, die im Rahmen der Begut-
achtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversiche-
rung erstellt wird.
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Zu Frage 4 der Antragsbegründung:
Für alle Altersgruppen gibt es spezifische Impfempfehlungen. 
Im Rahmen der Aktivitäten der Impfkampagne Schleswig-Hol-
stein werden Informationen zu den Standard- und Indikations-
impfungen für die Zielgruppe 60plus im Internetauftritt der 
Landesregierung unter www.impfen.schleswig-holstein.de zur 
Verfügung gestellt. Hier ist u. a. ein zielgruppenspezifischer In-
formationsflyer verfügbar, der in Papierform bestellt werden 
kann. Die Kostenübernahme ist für alle von der ständigen Impf-
kommission (STIKO) beim Robert Koch-Institut empfohlenen 
Impfungen gegeben. Das Impfangebot erfolgt durch niedergelas-
sene Ärzte.
Zu Frage 5 der Antragsbegründung:
Es ist der Landesregierung bekannt, dass Krankenkassen ver-
schiedene Vereinbarungen und Maßnahmen mit Vereinen tref-
fen und mögliche Empfehlungen aussprechen. Jedoch liegen kei-
ne umfänglichen Informationen dazu vor.
Zu Frage 6 der Antragsbegründung:
Mit dem Präventionsgesetz wurde die Verpflichtung der Pflege-
kassen eingeführt, Leistungen der Prävention in voll- und teil-
stationären Pflegeeinrichtungen für Versicherte zu erbringen. 
Unter Beteiligung der Pflegebedürftigen und der Pflegeeinrich-
tung sollen die Pflegekassen Vorschläge zur Verbesserung der ge-
sundheitlichen Situation und zur Stärkung der gesundheitlichen 
Ressourcen sowie Fähigkeiten entwickeln und deren Umsetzung 
unterstützen. Der GKV-Spitzenverband hat die Kriterien für die 
Leistungen der Pflegekassen unter Einbeziehung unabhängigen 
Sachverstandes festzulegen; das gilt insbesondere für Inhalt, Me-
thodik, Qualität, wissenschaftliche Evaluation und Messung der 
mit den Leistungen verfolgten Ziele. Die Kriterien des GKV-Spit-
zenverbandes für die Leistungen der Pflegekassen zur Prävention 
und Gesundheitsförderung in stationären Pflegeeinrichtungen 
liegen als „Leitfaden Prävention in stationären Pflegeeinrich-
tungen nach § 5 SGB XI“ erst seit August 2016 vor. Im Hinblick 
auf den zeitlichen Vorlauf, insbesondere die Beteiligung von 
Pflegebedürftigen und Pflegeeinrichtungen sowie die im Leitfa-
den des GKV-Spitzenverbandes festgelegten Anforderungen zur 
Qualitätssicherung entsprechender Konzepte und Programme 
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kann nicht davon ausgegangen werden, dass derzeit bereits Maß-
nahmen zur Prävention in stationären Pflegeeinrichtungen in 
Schleswig- Holstein umgesetzt werden.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Mit dem Präventionsgesetz wurden die strukturellen Vorausset-
zungen für Gesundheitsförderung und Prävention in jedem Le-
bensalter und in allen Lebensbereichen geschaffen. Alle Sozial-
versicherungsträger sowie die privaten Krankenversicherer und 
die private Pflege-Pflichtversicherung sollen dazu beitragen. Be-
währte Strukturen und Angebote sollen gestärkt, Leistungen 
der Krankenkassen zur Früherkennung weiterentwickelt und 
das Zusammenwirken von betrieblicher Gesundheitsförderung 
und Arbeitsschutz verbessert werden. Die Nationale Präventi-
onskonferenz, in der die Sozialversicherungsträger sowie Ver-
treter von Bund, Ländern, Kommunen, der Bundesagentur für 
Arbeit und der Sozialpartner zusammenkommen, hat Anfang 
des Jahres eine Bundesrahmenempfehlung erarbeitet. Darin sind 
Handlungsfelder, Leistungen und Beiträge für die Gesundheits-
förderung vereinbart. Nun laufen gerade die entsprechenden Ver-
handlungen auf Landesebene, die die Fachpolitiker und Fachpo-
litikerinnen der SPD-Landtagsfraktion kompetent und kritisch 
begleiten.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt dieses Anliegen, wenn gleichsam eine 
Evaluierung des Präventionsgesetzes und seiner Wirksamkeit 
vorgenommen wird.
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AP 28/7
Sport und Bewegung für Ältere als pflichtige Selbstverwal-
tungsangelegenheit der Gemeinden
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, zu veranlassen, dass Gemeinden 
per Rechtsvorschrift gesetzlich verpflichtet werden, als 
pflichtige Selbstverwaltungsangelegenheit (§ 2 Abs. 2 der 
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein -GO-) die För-
derung des organisierten Sports im Hinblick auf Bewegung 
für ältere Menschen wahrzunehmen.
				    Antrag siehe Seite 38 - 39

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Kommunen fördern durch den Bau und Unterhaltung sowie 
Zuschüsse an Vereine den Breitensport vor Ort. Die Sportförde-
rung in der Kommune ist allerdings eine freiwillige Leistung der 
Kommunen. Das Land finanziert globale Programme im Sport 
durch eine Zuwendung an den LSV (institutionelle Förderung). 
Wenn das Land den Kommunen nun vorschreiben würde, dass 
Sport und Bewegung für Ältere eine verpflichtende Selbstver-
waltungsangelegenheit wird, kann dies lediglich über ein neues 
Landesförderungsgesetz zum Sport geschehen. Andernfalls wür-
de es zum jetzigen Zeitpunkt Konnexität auslösen, wenn das Land 
verpflichtende Standards einführen wollte. Die CDU-Landtags-
fraktion ist aber der Ansicht, dass den Kommunen keine zusätz-
lichen Aufgabenübertragungen aufgegeben werden sollen. Aus 
unserer Sicht sollte den Kommunen stattdessen größere Spiel-
räume bei der Wahrnehmung freiwilliger Aufgaben ermöglicht 
werden. Darüber hinaus ist es nicht nachvollziehbar, weshalb Se-
niorensportförderung gesondert als pflichtige Aufgabe zu werten 
sei und alle anderen Formen des Sports nicht. 
Allerdings gibt es Überlegungen innerhalb der CDU-Landtags-
fraktion, die Sportförderung bei Konsolidierungsgemeinden aus 
dem Katalog klassischen freiwilligen Aufgaben herauszuneh-
men, damit der Sport allgemein zur Daseinsvorsorge der Kom-
munen gehört.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Eine Verpflichtung der Kommunen würde auf erhebliche Pro-
bleme bei der Umsetzung in der Praxis stoßen, da weder das Land, 
noch die Kommunen über eigene Ressourcen für die Durchfüh-
rung von entsprechenden Programmen verfügen. Vielmehr 
müsste man vor Ort die Sportvereine mit der Erfüllung die-
ser Aufgabe verpflichtend beauftragen, sofern dieses überhaupt 
möglich ist. Hier würde auch in die auf Freiwilligkeit basierende 
Angebotsstruktur der Sportvereine eingewirkt, welche dann sol-
che Programme, unabhängig von der tatsächlichen Nachfrage vor 
Ort, vorhalten müssten. Die Alternative eines Vorhaltens kom-
munaler Einrichtungen nebst Personal allein für diesen Zweck 
erscheint uns weder finanziell darstellbar, noch gesamtgesell-
schaftlich vertretbar. Zudem würde die Aufgabe in den gleichen 
Rang wie z. B. die Pflicht zur kommunalen Abwasserbeseitigung, 
die Pflicht zur Versorgung mit Kindertagesstättenplätzen oder 
das Vorhalten von Schulen gehoben werden, was zu Recht ent-
sprechende Forderungen anderer Bevölkerungsgruppen, z. B. 
Kinder und Jugendlicher oder junger Familien nach Privilegie-
rung ihrer spezifischen Bedürfnisse führen würde.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die meisten Sportvereine im Land verfügen bereits über spezi-
elle Kurse für ältere TeilnehmerInnen. Die Sportvereine sollten 
aus unserer Sicht selbst über ihre Beiträge entscheiden. Wir gehen 
davon aus, dass die Sportvereine spezielle Sportangebote für Se-
niorInnen aufgrund des demografischen Wandels auch ohne Vor-
gaben durch die Landesregierung ausbauen werden. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die kommunale Sportförderung – insbesondere auch für Seni-
oren – ist aus Sicht der FDP genauso ein wichtiger Baustein der 
Sportförderung wie die kostenfreie Bereitstellung kommunaler 
Sportanlagen. Die Förderung des Sports, und damit auch des 
Sports für ältere Menschen, sollte aber eine freiwillige Selbstver-
waltungsaufgabe der Gemeinden bleiben. Dies hat zum einen den 
Vorteil, dass die kommunale Sportförderung von den Gemeinden 
weisungsfrei, d.h. in eigener Verantwortung erfüllt werden kann. 
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Zum anderen wird so der kommunalen Finanzhoheit Rechnung 
getragen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In der Begründung des Antrages wird deutlich, dass sich im Land 
in Bezug auf den organisierten Sport für ältere Menschen vieles 
zum positiven entwickelt. Steigende Teilnehmerzahlen belegen 
diese Entwicklung. Für uns als SSW sollte es in erster Linie nicht 
darum gehen, den Gemeinden per Gesetz eine bestimmte Hand-
lung bzw. ein bestimmtes Angebot vorzuschreiben. Vielmehr 
geht es doch darum, das Thema Sport und Bewegung positiv zu 
besetzen und zu bewerben. Zumal es den Zahlen nach auch nicht 
am entsprechenden Angebot mangelt. Es gilt daher das Thema 
Sport und Gesundheit grundsätzlich für alle Altersklassen at-
traktiv zu gestalten. Wir als SSW wollen dazu unseren Beitrag 
leisten.   

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Im Rahmen der vom organisierten Sport gewünschten Inklusi-
on, also der gleichwertigen Teilhabe aller Menschen am Sport, 
unabhängig von Behinderung, Religionszugehörigkeit, Alter 
oder Ethnie, ist es nicht zielführend gesonderte Rechtsvorschrif-
ten für eine bestimmte Gruppe – hier: Senioren – zu schaffen. Ei-
nen neuen und grundlegenden Impuls erlangte der Prozess der 
Inklusion mit der Verabschiedung des „Übereinkommens über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ (UN-Behinderten-
rechtskonvention, UN-BRK) durch die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen, in der die Inklusion als verpflichtend fest-
geschrieben wurde. Die UNBRK wurde von Deutschland ratifi-
ziert. Schleswig-Holstein erarbeitet dazu derzeit einen Landesak-
tionsplan zur Umsetzung der UN-BRK. 
Das für den Sport zuständige Ministerium für Inneres und Bun-
desangelegenheiten trägt dafür Sorge, dass die Sportfördermittel 
mit dem Ziel einer Gleichbehandlung aller Menschen – unabhän-
gig von Geschlecht, Alter oder Herkunft, von Religionszugehö-
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rigkeit oder Bildung, von eventuellen Behinderungen oder son-
stigen individuellen Merkmalen – einzusetzen sind. 
Eine verpflichtende Regelung würde im Übrigen zum einen die 
Gestaltungsfreiheit der Gemeinden auch im Bereich des Sports 
einschränken sowie dazu führen, dass den Gemeinden ggf. ein fi-
nanzieller Ausgleich in Folge des Konnexitätsprinzips nach Art. 
57 Abs. 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein zu ge-
währen wäre.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
„Sport und Bewegung für Ältere“ erscheint der SPD-Bundestags-
fraktion in der Zielsetzung zwar durchaus als sehr wünschens-
wert, aber ob es unbedingt eine pflichtige Selbstverwaltungsan-
gelegenheit der Gemeinden sein muss, erscheint uns doch mehr 
als fraglich. Die damit verbundenen rechtlichen Fragestellungen 
und Auswirkungen würden in zahllosen innergemeindlichen 
Diskussionsprozessen den erwünschten Erfolg wohl eher gefähr-
den denn befördern. 

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. wird diesen Vorschlag bei Beratungen über Sportan-
gebote für Seniorinnen und Senioren berücksichtigen, wobei ge-
prüft werden muss, ob diese Rechtsform ein angemessenes Mit-
tel für die Förderung darstellt oder sich dafür andere nicht besser 
eignen.

AP 28/8
Verbot der Teilnahme von Vertretern eines Seniorenbeira-
tes/Kreisseniorenbeirates, des Landesseniorenrates an Sit-
zungen der Gemeindevertretung, des Kreistages an den für 
„nichtöffentlich“ erklärten Teil der Sitzungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Vertre-
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ter des Seniorenbeirates an dem „nichtöffentlichen“ Teil 
der Gemeindevertretersitzung oder Kreistagssitzung und 
in den jeweiligen Ausschüssen teilnehmen können. 
Ausnahme: Der Vertreter des Seniorenbeirates/Kreisseni-
orenbeirates selbst ist Betroffener.
				    Antrag siehe Seite 40 - 41

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Durch die Möglichkeit des § 35 Gemeindeordnung, die Öffent-
lichkeit von Sitzungen der Gemeindevertretung sowie der Aus-
schüsse auszuschließen, wird dem Bedürfnis Rechnung getra-
gen, dass das öffentliche Wohl oder berechtigte Einzelinteressen 
einer Öffentlichmachung bestimmter Informationen entgegen-
stehen. Für eine effektive Sicherung dieser Interessen ist es erfor-
derlich, dass der Kreis derjenigen, denen diese Informationen zu-
gänglich gemacht werden, auf das Notwendige beschränkt wird.
§ 47 e Absatz 1 Gemeindeordnung enthält zugunsten der einge-
richteten Beiräte eine Unterrichtungspflicht hinsichtlich solcher 
Angelegenheiten, die die jeweils vertretene Gruppe betreffen. 
Aus § 47 e Absatz 2 Gemeindeordnung ergibt sich zudem, dass 
für den Vorsitzenden eines Beirates unter bestimmten Voraus-
setzungen ein Teilnahmerecht an Sitzungen der Gemeindever-
tretung und der Ausschüsse besteht. Dies bezieht sich sowohl 
auch auf nichtöffentliche Sitzungen. Hiermit wird dem Informa-
tions- und Beteiligungsinteresse der vom Beirat vertretenen ge-
sellschaftlichen Gruppe Rechnung getragen.
In der Abwägung zwischen dem Informations- und Beteiligungs-
interesse der Mitglieder von Beiräten und dem Geheimhaltungs-
interesse bei bestimmten Informationen sind die bestehenden 
Regelungen sachgerecht. Es gibt keinen sachlichen Grund, dass 
Mitglieder von Beiräten grundsätzlich Zugang zu nichtöffentli-
chen Sitzungen der Gemeindevertretungen und der Ausschüs-
se erhalten. Dies würde auch der in § 35 Gemeindeordnung zum 
Ausdruck kommenden Intention der Begrenzung der Zugangs-
berechtigten widersprechen. 
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Zunächst ist zu sagen, dass gem.  § 47 e Abs. 2 Nr. 2 GO auch jetzt 
eine Teilnahme der oder des Vorsitzenden des Seniorenbeirates 
oder deren oder dessen Stellvertretung  an nicht öffentlichen Sit-
zungen möglich ist, sofern die entsprechende Satzung der Kom-
mune dieses vorsieht und der jeweilige Beratungsgegenstand die 
Angelegenheiten des Seniorenbeirates betrifft. Eine Ausweitung 
der Teilnahme auf alle nicht öffentlichen Sitzungen ist nach un-
serer Auffassung nicht möglich, da es dem Seniorenbeirat, wie 
auch allen anderen sonstigen Beiräten i.S. § 47 d GO an einer ent-
sprechenden demokratischen Legitimation fehlt, so dass sie nicht 
den gewählten Mitgliedern der Gemeindevertretung oder des 
Kreistages gleichgestellt werden können. Insofern trifft die An-
nahme der Antragsteller, es bestehe hier kein Unterschied zwi-
schen Beiratsmitgliedern, bürgerlichen Mitgliedern und den ge-
wählten Mitgliedern der Vertretung nicht zu.  Zudem besteht 
auch kein sachlicher Grund der Teilnahme an nicht öffentlichen 
Sitzungen, in denen Belange des Seniorenbeirates nicht berührt 
werden. Daher wäre eine solche Regelung vor dem Hintergrund 
der Verpflichtung der Gemeinde oder des Kreises zur Wahrung 
schutzwürdiger Belange Dritter rechtlich nicht zulässig.
Wir gehen davon aus, dass die Kommunen ihre  Entscheidungs-
befugnis  über die  Mitwirkungsrechte der Beiräte in Sitzungen 
verantwortungsvoll ausüben und möchten deshalb nicht in ihre 
Satzungshoheit eingreifen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
In nicht öffentlichen Sitzungen werden vertrauliche Dinge be-
sprochen und beschlossen, zum Beispiel Angelegenheiten un-
ter Einbeziehung von datenschutzrechtlich sensiblen Informa-
tionen, Personalangelegenheiten oder Entscheidungen über 
wirtschaftliche Belange. Es gilt daher der Grundsatz, den Kreis 
der Teilnahmeberechtigten auf das zwingend erforderliche Maß 
zu beschränken. Zu diesem Zweck sollten nur stimmberechtigte 
MandatsträgerInnen teilnehmen dürfen. 
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP steht dem Antrag skeptisch gegenüber. Die Regelungen 
zur Verschwiegenheitspflicht ergeben sich allein aus der mehr 
oder weniger umfassenden Einbeziehung der Mitglieder eines 
Seniorenbeirats in die Verwaltung der Gemeinde und damit in 
die Kenntnis von Vorgängen, die im Interesse des Bürgers und ei-
ner funktionierenden Verwaltung vertraulich zu behandeln sind. 
Daraus kann aber kein Recht auf die Teilnahme an nicht öffentli-
chen Sitzungen der Gemeindevertretung gefolgert werden. Da-
rin liegt insbesondere auch keine Ungleichbehandlung. Zum ei-
nen unterscheiden sich Gemeindevertreter und Mitglieder eines 
Seniorenbeirats dadurch, dass Letztere nicht unmittelbar de-
mokratisch legitimiert sind. Zudem hat der Ausschluss der Öf-
fentlichkeit auch nur für ein Gemeinderatsmitglied tatsächlich 
nachteilige Auswirkungen, da hierin eine Einschränkung der öf-
fentlichen Darstellung seiner Ratsarbeit, um derentwillen er ge-
wählt wurde, liegt, während ein Beiratsmitglied diese Kontroll- 
und Legitimationsfunktion gerade nicht trifft. 
Zudem sind die Beiräte in sachlicher Hinsicht nur mit für ihre 
spezifischen Gruppeninteressen relevanten Angelegenheiten 
betraut, so dass eine Teilnahme an sämtlichen nicht öffentli-
chen Sitzungen der Gemeindevertretung nicht gerechtfertigt er-
scheint. Würde man eine Ausnahmeregelung für Seniorenbeiräte 
schaffen, läge darin im Übrigen eine Ungleichbehandlung gegen-
über den anderen Beiräten, die gleichermaßen nicht zu rechtfer-
tigen wäre. Jeder Ausschluss der Öffentlichkeit ist zu begründen. 
Die Beiratsmitglieder sollten auf eine ausführliche Begründung 
bestehen, so dass auch nur Themen nicht öffentlich beraten wer-
den, für die die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Laut Gemeindeordnung ist die Öffentlichkeit von Sitzungen 
auszuschließen,  wenn überwiegende Belange des öffentlichen 
Wohls oder berechtigte  Interessen Einzelner es erfordern. Wir 
Piraten stehen für größtmögliche  Transparenz und sehen mit 
Sorge, dass mitunter zu leichtfertig die  Öffentlichkeit ausge-
schlossen wird. Wo aber tatsächlich beispielsweise  das Daten-
schutzinteresse Einzelner überwiegt, sollten nur diejenigen von  
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dem Sachverhalt erfahren, die darüber entscheiden, also die  Ge-
meindevertreter.
Allerdings  ist ein Seniorenbeirat über alle wichtigen Seniorenan-
gelegenheiten zu  unterrichten. Dies gilt auch für nicht-öffentlich 
behandelte  Angelegenheiten. Hier sollte ein Verfahren zum Um-
gang mit vertraulichen  Sachverhalten gefunden werden.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW kann durchaus nachvollziehen, dass es zu Unmut und 
Demotivation führen kann, von einer Gemeindevertretungssit-
zung oder ähnlichem ausgeschlossen zu werden. Das Argument, 
die Mitglieder der Vertretung sowie andere ehrenamtlich tätige 
Bürgerinnen und Bürger seien zur Verschwiegenheit verpflich-
tet, ist für uns als SSW nicht nachvollziehbar. Auch in anderen 
Beispielen finden sich amtshandelnde Positionen, die einer Ver-
schwiegenheit unterlegen. Eine Verschwiegenheitspflicht be-
deutet in unseren Augen nicht, dass andere Gruppen oder Ein-
zelpersonen hinzugezogen werden können, nur weil der Inhalt 
ohnehin einer Vertraulichkeit unterliegt. Das Argument, die Ver-
schwiegenheitspflicht der Anwesenden würde ohnehin schon 
gelten ist nur im geringen Maße tragbar, denn dann könnte der 
Kreis der Beteiligten ins Unendliche erweitert werden und der 
Kern der nichtöffentlichen Tagung wäre passé. 

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Die Sitzungen der Gemeindevertretung und des Kreistages und 
der jeweiligen Ausschüsse sind grundsätzlich öffentlich. Das Öf-
fentlichkeitsprinzip ist ein tragender Verfahrensgrundsatz des 
kommunalen Verfassungsrechts. Die Einschränkung des Öffent-
lichkeitsprinzips ist nur in besonders begründeten rechtlichen 
Grenzen zulässig. Die Öffentlichkeit ist als Rechtspflicht ohne 
Ermessensspielraum auszuschließen, wenn überwiegende Be-
lange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzel-
ner es erfordern, z. B. wenn die Vertraulichkeit oder die Geheim-
haltung durch sondergesetzliche Vorschrift vorgeschrieben ist  
(z. B. Datenschutz, Steuergeheimnis). 
Ist der Seniorenbeirat als sonstiger Beirat nach § 47 d GO/§ 42 a 
KrO ausgestaltet, besteht ein Teilnahmerecht der Vorsitzenden 
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oder des Vorsitzenden des Beirates oder eines von ihr oder ihm 
beauftragten Mitglied des Beirates auch an den nichtöffentli-
chen Sitzungsteilen, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, 
die den Seniorenbeirat betreffen und der Seniorenbeirat in dieser 
Angelegenheit einen Beschluss gefasst hat. In diesem Fall besteht 
nicht nur ein Teilnahmerecht, sondern auch ein Rede- und An-
tragsrecht (§ 47 e GO/§ 42 b Absatz 2 KrO). Das Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten sieht diese Möglichkeiten 
des Beirates, an nichtöffentlichen Sitzungsteilen der Gemein-
devertretung und Kreistag teilzunehmen als ausreichend an. Eine 
Ausweitung muss im Lichte des Schutzzwecks des Ausschlusses 
der Öffentlichkeit bewertet werden. Allein die bestehende Ver-
pflichtung zur Verschwiegenheit berechtigt nicht zur Kenntnis-
nahme aller vertraulichen Unterlagen. Soweit Angelegenheiten 
berührt sind, die den Aufgabenumfang des Seniorenbeirates be-
treffen, besteht über § 47 e GO/§ 42 b Absatz 2 KrO ein Teilnah-
merecht. Soweit die Aufgabenstellung des Seniorenbeirats nicht 
betroffen ist, besteht keine Erfordernis an der Kenntnisnahme 
vertraulicher Angelegenheiten.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion schließt sich der Bewertung der 
SPD-Landtagsfraktion an.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt jede Initiative zur Stärkung von Senio-
renbeiräten bzw. zur Einführung eines Seniorenmitwirkungs-
gesetzes in Kommunen und Ländern. Wir denken, dass Senio-
rinnen und Senioren deutlich stärker in die Politik einbezogen 
werden müssen. In Kommunen brauchen sie ein Mitspracherecht 
in Gemeinderatsitzungen und Arbeitskreisen. Diese Mitbestim-
mung sollte über kommunale Seniorenvertretungen organisiert 
werden. Besonders wichtig ist aber, dass sie Antrags- und Re-
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derecht in den entsprechenden Kommunen erhalten. Uns geht es 
auch darum, bestehende Instrumentarien in der Seniorenarbeit 
verbindlicher zu machen und dem Mitspracheanspruch der äl-
teren Menschen Gesetzeskraft zu verleihen.

AP 28/9
§ 47 d und § 47 f der Gemeindeordnung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Ge-
meindeordnung § 47 d „Sonstige Beiräte“ und § 47 e „Stel-
lung der sonstigen Beiräte“ eine zeitgemäße Änderung 
erfahren.
				    Antrag siehe Seite 42

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Formulierung des Beschlusses, die zu einer „zeitgemäßen 
Änderung“ der §§ 47 d und 47 e Gemeindeordnung auffordert, 
lässt einen großen Spielraum für inhaltliche Interpretation. Aus 
der Begründung lässt sich schließen, dass es hierbei maßgeblich 
um die Einführung einer Pflicht zur Bildung von Seniorenbeirä-
ten auf kommunaler Ebene geht.
Die CDU-Landtagsfraktion hält die Beteiligung gesellschaft-
licher Gruppen an der kommunalen Willensbildung für erfor-
derlich. Dies betrifft ältere Menschen ebenso wie Jugendliche 
und Menschen mit Migrationshintergrund. Aus diesem Grund 
schafft die Gemeindeordnung die Möglichkeit, zur Einrichtung 
von Beiräten. 
Die Einführung einer Pflicht zur Schaffung von Seniorenbeiräten 
auf kommunaler Ebene ist allerdings aus Sicht der CDU-Land-
tagsfraktion nicht angezeigt. Die Verhältnisse vor Ort können am 
besten im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung bewertet 
und entsprechende Maßnahmen getroffen werden. So besteht in 
vielen kleineren Gemeinden häufig kein Bedarf, neben dem Ge-
meinderat und seinen Ausschüssen einen Beirat einzurichten, 
weil die Repräsentanz gesellschaftlicher Gruppen in der Ratsver-
sammlung ausreichend gewahrt ist.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Kommunale Beiräte haben nach unserer Auffassung die wichtige 
Funktion, einerseits die Interessen bestimmter Bevölkerungs-
gruppen zu vertreten und andererseits die kommunalen Vertre-
tungen zu beraten und zu unterstützen. In diesem Sinne wird 
sich die SPD-Landtagsfraktion dafür einsetzen, dass sich unse-
re Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker vor Ort 
für die Bildung von Seniorenbeiräten einsetzen, wo dieses noch 
nicht geschehen ist. Eine gesetzliche Verpflichtung ist bisher 
nicht vorgesehen, da aus Gründen der Gleichbehandlung dann 
auch eine gesetzliche Verpflichtung zur Bildung weiterer Beiräte 
für vergleichbare gesellschaftlich bedeutsame Gruppen oder Be-
völkerungsgruppen mit besonderem Förderbedarf geschaffen 
werden müsste, wie z. B. Jugendbeiräte, Beiräte für Menschen 
mit Behinderungen oder junge Familien. Dieses würde kleinere 
Gemeinden, die jetzt schon jetzt große Probleme haben, die be-
stehen Gremien zu besetzen und genügend ehrenamtlich tätige 
Menschen für öffentliche Aufgaben zu gewinnen, vor große Pro-
bleme stellen.
Bei der Ausgestaltung der Kompetenzen ist nach unserer Auffas-
sung zu berücksichtigen, dass sich Art und Umfang der Beteili-
gungsmöglichkeiten kommunaler Beiräte in den Grenzen ihrer 
nur abgeleiteten demokratischen Legitimation halten müssen 
und daher nicht den demokratisch gewählten Kommunalvertre-
tungen gleichgestellt werden können.   

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Anders als Jugendliche, für die eine Beteiligung in Form von 
Beiräten verpflichtend sein kann, haben SeniorInnen das Wahl-
recht. Zudem sind sie aufgrund ihres Wissens und ihrer Lebens-
erfahrung in der Lage, ihre Interessen angemessen zu vertreten. 
Aus diesem Grund und soweit es bereits heute einen hohen und 
wachsenden Seniorenanteil in vielen Kommunen gibt, halten wir 
sie für hinreichend und angemessen repräsentiert. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Seniorenbeiräte als Instrument der Teilhabe und Mitwirkung 
sind aus Sicht der FDP ein wichtiges Bindeglied zwischen Politik, 
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Verwaltung und älteren Menschen. Durch die Beiräte beteiligen 
sich die Mitglieder der älteren Generation aktiv an kommunalen 
Entscheidungsprozessen und bringen dabei ihre Erfahrung ein. 
Nach Auffassung der FDP sollte bei der Bildung eines Beirats das 
bisher geltende Prinzip der Freiwilligkeit aber grundsätzlich bei-
behalten werden.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Laut  Begründung zielt dieser Antrag darauf ab, Seniorenbeiräte in 
jeder  Gemeinde verbindlich vorzuschreiben. Leider gibt es nicht 
in jeder  Gemeinde Bürger, die sich in einem solchen Beirat enga-
gieren möchten, so  dass eine generelle Pflicht nicht umsetzbar er-
scheint. Überall dort  jedoch, wo die Bürger einen Seniorenbeirat 
wünschen, sollten sie seine  Einrichtung auch verlangen können. 
Schon bisher ist es möglich, durch  Bürgerbegehren eine Satzung 
zur Wahl eines Seniorenbeirats zu fordern.  Bitte wenden Sie sich 
an uns, wenn Ihnen Fälle bekannt sind, in denen  Gemeinden ein 
solches Bürgerbegehren abgelehnt haben.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Forderung des Altenparlaments kann vom SSW nicht nach-
vollzogen werden. Konkret geht es dabei um eine missverstan-
dene und dadurch fehlinterpretierte Auslegung der beiden 
Körperschaften. Amtsangehörige Gemeinden und Ämter un-
terliegen grundsätzlich einer unterschiedlichen Funktion. Die 
Zielrichtung der Beiräte ist nicht auf die Amtsebene übertragbar. 
Vornehmliche Aufgabe des Amtes sind die Selbstverwaltungsan-
gelegenheiten. Das Amt agiert als Dienstleister für seine Gemein-
den. Die Entscheidungshoheit der Gemeinden muss weiterhin 
gegeben sein, sodass sie frei über die Einrichtung sonstiger Aus-
schüsse entscheiden können. Die Übertragung der Beiräte auf 
Amtsebene, analog zur Gemeindeordnung, ist daher abzulehnen. 

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Die derzeit geltende Bestimmung für die Einrichtung von Beirä-
ten (§ 47 d GO/§ 42 a KrO) eröffnet allen Gemeinden und Kreisen 
die Möglichkeit, Beiräte für gesellschaftlich bedeutsame Grup-
pen im Wege einer Satzungsregelung zu bilden. Das Prinzip der 
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Freiwilligkeit verschafft den Gemeinden im Rahmen ihrer kom-
munalen Selbstverwaltung den notwendigen Spielraum, auf-
grund der Erfahrungen und der örtlichen Besonderheiten selbst 
zu entscheiden, ob und für welche gesellschaftlich bedeutsamen 
Gruppen Beiräte gebildet werden.
Nur vor Ort kann beurteilt werden, ob die Bevölkerung in ei-
ner Gemeinde so ausgestaltet ist, dass eine Repräsentation die-
ser Gruppe auch bei der Vorbereitung von Entscheidungen und 
zur Interessenvertretung angezeigt ist. So steht es der Gemein-
devertretung und dem Kreistag frei, ob und wie sie sich bei den 
anstehenden kommunalpolitischen Themenfeldern wie z. B. die 
vielfältigen Herausforderungen des demografischen Wandels  
unterstützen lassen wollen. Diese Unterstützung kann auch z. B. 
durch kommunale Ausschüsse erfolgen, die die Aufgabe haben, 
die Beschlüsse der Gemeindevertretung bzw. des Kreistages vor-
zubereiten. Diese Gestaltungsfreiheit der Kommunen sollte bei-
behalten werden. 
Eine verpflichtende Regelung als neuer Standard würde dazu 
führen, dass den Gemeinden ggf. ein finanzieller Ausgleich in 
Folge des Konnexitätsprinzips nach Art. 57 Abs. 2 der Verfassung 
des Landes Schleswig-Holstein zu gewähren wäre.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Schleswig-Holstein ist – wenn es um die Beteiligung von Seni-
oren geht – vorbildhaft. In der Gemeindeordnung ist die Betei-
ligung der Seniorenräte festgeschrieben. Zudem sind in einer 
immer älter werdenden Gesellschaft auch in den Stadt- und Ge-
meinderäten viele Mitglieder im Seniorenalter – sind also bei po-
litischen Entscheidungen ohnehin direkt beteiligt. 
Nichtsdestotrotz müssen wir über Möglichkeiten der politischen 
Teilhabe mehr aufklären, damit nicht allein die bisher engagier-
ten oder organisierten älteren Menschen den Weg in die Seni-
orenvertretungen finden. Die Beteiligung an den entsprechenden 
Wahlen muss erhöht werden, auch damit ist mehr Legitimation 
zu erreichen. Wir halten es für sinnvoll, die Teilhabe durch krea-
tive Informationspolitik gemeinsam mit sämtlichen Akteuren in 
der Seniorenpolitik vor Ort und landesweit zu verbessern
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/8.

AP 28/10
Seniorenämter einführen – das Kommunalrecht ergänzen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, 
das schleswig-holsteinische Kommunalrecht dahingehend 
zu ändern, dass Kommunen verpflichtet werden, Senioren- 
ämter einzuführen.
	 			   Antrag siehe Seite 43

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion hält für es erforderlich, dass die öf-
fentliche Verwaltung ihr Leistungsangebot und die Möglich-
keiten der Inanspruchnahme auch an den Bedürfnissen älterer 
Menschen ausrichtet. Dies gilt zum Beispiel für die die Zugäng-
lichkeit von Verwaltungseinrichtungen und eventuell erforder-
liche Unterstützungsleistungen bei Antragstellungen sowie aus-
reichende Beratungsangebote.
Es ist allerdings fraglich, ob besondere „Seniorenämter“ erkenn-
bare Vorteile bieten würden. Ein Vergleich mit den Jugendämtern 
lässt sich schon deshalb nicht ziehen, weil diesen vor allem durch 
Bundesgesetz bestimmte Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe 
übertragen sind. Trotz der Bezeichnung „Jugendamt“ werden al-
lerdings nicht alle kinder- und jugendrelevaten Leistungen dort 
erbracht. 
Bereits heute besteht bei den Kommunen das Bestreben, mög-
lichst viele Leistungen an einem Ort zu Verfügung zu stellen. Der 
Optimierungsprozess ist hier sicherlich nicht abgeschlossen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die verbindliche Vorgabe zur Einrichtung von Seniorenämtern 
als Teil der Verwaltung  würde in die  Organisationshoheit der 
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Gemeinde als Bestandteil des Rechts auf kommunale Selbstver-
waltung eingreifen. Ein solcher Eingriff des Landes  in die Selbst-
verwaltungsgarantie des Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes wäre 
nur dann zulässig, wenn die mit der Einrichtung verbundene 
Aufgabe einer Anlaufstelle für kranke und hilfsbedürftige Men-
schen  nicht auf andere Weise von den Kommunen wahrgenom-
men werden könnte. Die in der Antragsbegründung gezogene 
Parallele zur Struktur und Kompetenzen der Jugendämter über-
sieht jedoch, dass diese als pflichtige Selbstverwaltungsaufga-
be gem. § 69 Abs. 3 SGB VIII durch Bundesgesetz vorgegeben 
und mit klar definierten Aufgaben und Eingriffskompetenzen 
ausgestattet ist. Für eine entsprechende Ausgestaltung von Se-
niorenämtern fehlt dem Land aber gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG 
die Gesetzgebungskompetenz. Sofern es nicht nur um reine Ser-
viceleistungen für Senioren, sondern auch um die Betreuung von 
Menschen geht, die selbst nicht mehr in der Lage sind, sich um 
ihre Angelegenheiten zu kümmern, sind hierfür die Allgemeinen 
Sozialen Dienste, bzw. Sozialpsychiatrischen Dienste der Kreise 
und Kreisfreien Städte bereits jetzt zuständig. 
Wenn es darüber hinaus um eine Vernetzung der verschiedenen 
Angebote, Dienstleistungen und Zuständigkeiten geht, um Se-
nioren diese „aus einer Hand“ anbieten zu können, werden wir 
die SPD-Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker 
hierauf aufmerksam machen, damit diese sich für die Schaffung  
entsprechender Angebote einsetzen. Über deren Einbettung 
in die jeweilige Verwaltungsstruktur müssen die Kommunen 
aber selbst entscheiden können, damit es nicht zu Überschnei-
dungen mit bereits bestehenden Serviceeinrichtungen wie z. B. 
Bürgerämtern kommt und unwirtschaftliche und ineffektive 
Doppelstrukturen aufgebaut werden. Erfahrungen aus anderen 
Bundesländern sind aufgrund der immer noch sehr kleinteiligen 
Verwaltungsstrukturen in Schleswig-Holstein nur bedingt über-
tragbar. 
Gerade die vielen kleinere Amts- und Gemeindeverwaltungen 
würden hierdurch zu Aufwendungen gezwungen werden, wel-
che von ihnen in dem vom Beschluss gemeinten Umfang gar 
nicht geleistet werden könnten. Die vom Land den Kommunen 
hierfür im Rahmen der Konnexität zu erstattenden finanziellen 
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Mittel  sollten nach unserer Auffassung besser direkt den Betrof-
fenen durch die Schaffung und den Ausbau von Service und Bera-
tung durch freie Träger in Zusammenarbeit mit den Kommunen 
geschaffen werden.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Im Prinzip halten wir diese Forderung für einen sinnvollen und 
begrüßenswerten Vorschlag. Die zunehmende Alterung der Ge-
sellschaft gehört zu den großen Herausforderungen unserer Zeit. 
Wir sehen das Problem, dass der Zugang zu Ämtern immer stär-
ker digitalisiert wird, womit viele ältere Menschen Schwierig-
keiten haben. Ein komplett neues Amt in jeder Kommune wird 
gegenwärtig in unserem Land finanziell nicht zu bewerkstelli-
gen sein. Eine hinreichende Ausstattung der bereits jetzt finanz-
schwachen Kommunen für derartige Verbesserungen könnte nur 
durch entsprechende Zuweisungen durch den Bund realisiert 
werden.
Die Kinder- und Jugendämter arbeiten auf den rechtlichen 
Grundlagen der Kinder- und Jugendhilfe im Sozialgesetzbuch 
VIII. Wir nehmen die Anregung zum Anlass, die Problematik 
näher zu beleuchten und zu prüfen, welche Handlungsmöglich-
keiten das Land hat.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Dort, wo ein Bedarf besteht und die Leistungsfähigkeit der Kom-
mune es zulässt, verschließt sich die FDP der Einführung von Se-
niorenämtern nicht. Aus Sicht der FDP besteht aber kein Anlass, 
die Gemeindeordnung oder die bestehenden Verwaltungsstruk-
turen zu ändern. Insbesondere eine Verpflichtung aller Kommu-
nen zur Einführung von Seniorenämtern ist abzulehnen. Viele 
Kommunen sind bereits heute für die Belange von Seniorinnen 
und Senioren angemessen eingerichtet. Zudem gibt es auch die 
Seniorenbeiräte, über die sich ältere Bürgerinnen und Bürger in 
kommunalpolitischen Angelegenheiten einbringen können. Da-
rüber hinaus ist die rechtliche Umsetzung des Antrags zweifel-
haft. Gerade der Verweis auf die bereits bestehenden Kinder- und 
Jugendämter ist nach Auffassung der FDP nicht tragfähig. Wäh-
rend das Jugendamt auf den rechtlichen Grundlagen zur Kinder- 
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und Jugendhilfe im Sozialgesetzbuch basiert, gibt es für Seni-
oren kein eigenes Gesetz, welches hierfür als Grundlage dienen 
könnte.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In einigen  Kommunen gibt es erfolgreiche Beispiele für Senioren- 
ämter. Uns ist  jedoch kein Bundesland bekannt, das ihre Einrich-
tung zwingend vorgeben  würde, zumal ihr Erfolg gerade auf der 
Eigenmotivation der jeweiligen  Kommune beruhen dürfte. Die 
kommunale Selbstverwaltung ermöglicht eine Berücksichtigung 
der Besonderheiten und Bedürfnisse des jeweiligen Ortes. Schon  
heute kann ein Bürgerbegehren mit dem Ziel der Einrichtung 
eines  Seniorenamts organisiert werden. Bitte wenden Sie sich 
an uns, wenn  Ihnen Fälle bekannt sind, in denen Gemeinden ein 
solches Bürgerbegehren  abgelehnt haben.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Grundlegend geht es darum, dass Dienst und Serviceleistungen 
in den Kommunen für alle offen sein sollten und die entspre-
chenden Bedürfnisse fachgerecht betreuen. Dies ist unseren Er-
fahrungen nach im Allgemeinen auch die vorherrschende Praxis 
im Land. Es ist plausibel, dass man als älterer Mensch mit Blick auf 
die Jugendämter von einer Besserstellung ausgehen mag. Jedoch 
muss auch klargestellt werden, dass es bei den Betroffenen der Ju-
gendämter um Minderjährige geht. Ihnen gebührt eine besondere 
Fürsorgepflicht, welche auch gesetzlich untermauert ist. Minder-
jährige und Volljährige haben traditionell eine andere rechtliche 
Stellung. Es ist für uns schwer nachvollziehbar, von dieser Hand-
habung abrücken zu wollen. Zumal dies vor allem Bundesrecht 
betreffen würde. Wir als SSW sind jedoch grundsätzlich bereit 
über Seniorenämter oder ähnliches nachzudenken. Wir lehnen es 
allerdings ab, eine solche Debatte zu Lasten von Kindern und Ju-
gendlichen zu führen.

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Eine freiwillige Bündelung der Aufgaben im Interesse der Seni-
orinnen und Senioren ist zu begrüßen. Es obliegt allerdings der 
verfassungsrechtlich garantierten Organisationshoheit der Kom-
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munen, wie sie ihre Verwaltung organisieren. Gesetzliche Ein-
schränkungen sind nur in besonders begründeten Fällen zuläs-
sig. Es bestehen rechtliche Zweifel, ob die Voraussetzungen in 
diesem Fall erfüllt wären. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion kann nicht erkennen, warum hier 
in das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden eingegriffen wer-
den soll. Wenn es um eine Vernetzung der verschiedenen Ange-
bote für Senioren und um deren Einbettung in die kommunale 
Verwaltungsstruktur geht, können dies die Gemeinden auch 
jetzt schon entscheiden. Ein über die bereits bestehenden gesetz-
lichen Regelungen hinausgehendes Eingreifen muss nicht zu ei-
ner Vereinfachung führen. Vielmehr kann es auch zu einer Eta-
blierung von sinnlosen und teuren Doppelstrukturen kommen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/8.

AP 28/11
Stärkere Ausgestaltung des Gleichstellungsgesetzes
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich für eine stärkere Ausgestaltung des Gleichstel-
lungsgesetzes einzusetzen.
				    Antrag siehe Seite 44

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion setzt sich bereits seit vielen Jahren 
für die Einführung eines Fonds für Barrierefreiheit ein, der das 
Ziel hat, Barrierefreiheit im öffentlichen Raum zu fördern. Eine 
stärkere Regulierung im privaten Sektor lehnt die CDU-Land-
tagsfraktion jedoch ab. 
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Im Juli 2016 wurde das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
zuletzt geändert. Dies war ein wichtiger weiterer Schritt in Rich-
tung Inklusion und Barrierefreiheit, vor allem im öffentlichen 
Raum. Denn die Veränderung des Gesetzes sieht vor, Barrieren 
in Gebäuden des Bundes abzubauen, Informationen in Leichter 
Sprache in Bundesbehörden bereit zu stellen sowie eine Schlich-
tungsstelle zur Stärkung der Rechte von Menschen mit Behin-
derungen einzurichten. Diese  Aspekte sind auch bei der Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention sehr wichtig. Dazu 
hat das Land einen Aktionsplan entworfen, der diskutiert wird.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wir teilen die Auffassung, dass die letzte Novellierung des Bun-
desbehindertengleichstellungsgesetzes eine Enttäuschung ist. 
Die Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen setzt sich im 
Bundestag vehement für Verbesserungen ein, insbesondere im 
Hinblick auf die notwendige Verpflichtung auch privater Unter-
nehmen und Institutionen. Dafür hat sie im Rahmen des Verfah-
rens einen eigenen Entwurf eingebracht (Änderung des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes: http://dip21.bundestag.de/
dip21/btd/18/084/1808432.pdf ).
Wir Grünen haben dieses Thema im Blick und werden mögliche 
Handlungsmöglichkeiten auf Landesebene, wie etwa eine Bun-
desratsinitiative, prüfen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP bekennt sich vorbehaltlos dazu, Diskriminierung auf-
grund von Behinderungen zu verbieten und einen wirksamen 
rechtlichen Schutz vor Diskriminierung zu garantieren. Dazu 
zählt auch der Abbau von Barrieren. Barrierefreiheit ist nicht nur 
für Menschen mit Behinderung wichtig, sondern auch für Eltern 
mit Kinderwagen oder ältere Menschen. Das Ziel der Zugänglich-
keit nach Artikel 9 UN-Behindertenrechtskonvention, dem auch 
Deutschland verpflichtet ist, gilt für sämtliche Einrichtungen 
und Dienste, die der Öffentlichkeit offenstehen, mithin auch für 
solche privater Rechtsform. Der Ausschuss der Vereinten Natio-
nen für die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat in sei-
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nem Staatenbericht aus dem Jahr 2015 auch entsprechende Maß-
nahmen für den privaten Bereich angemahnt. Entsprechende 
Regelungen gibt es in Deutschland aber bereits sowohl in § 5 
BGG als auch im Bürgerlichen Gesetzbuch und im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz. Insbesondere bestehen auch schon 
gerichtlich durchsetzbare Verpflichtungen für den privaten Be-
reich, wie etwa durch §§ 1 u. 19 AGG oder die zivilrechtlichen Ge-
neralklauseln. Insofern sieht die FDP hier derzeit keinen zusätz-
lichen gesetzgeberischen Handlungsbedarf.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ganz ohne Frage nimmt die Bedeutung der barrierefreien Pla-
nung und Gestaltung im ganzen Land immer weiter zu. Auch wir 
sehen im Gleichstellungsgesetz und den hier festgeschriebenen 
Details einen wichtigen Hebel, um dem Ziel einer barrierefreien 
Gesellschaft näher zu kommen. Daher begrüßen wir den Vorstoß 
des Altenparlaments in dieser Angelegenheit und werden uns 
entsprechend dafür einsetzen, u. a. auch das Gleichstellungsge-
setz fortlaufend auf eventuellen Optimierungs- und Verbesse-
rungsbedarf hin zu prüfen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Entsprechend der in § 1 des Gleichstellungsgesetzes (GstG) ge-
nannten Zielsetzung wird auch die Gleichstellung der lebens- 
älteren Beschäftigten des öffentlichen Dienstes gefördert, und 
zwar insbesondere durch
1.  die Schaffung von Arbeitsbedingungen, die für beide Ge- 

schlechter die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermögli-
chen,

2.    die Kompensation von Nachteilen, die vor allem Frauen als 
		    Folge der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung erfahren,
3.  die gerechte Beteiligung von Frauen an allen Lohn-, Vergü-

tungs- und Besoldungsgruppen sowie in Gremien.
Die derzeitige Rechtslage ist nach Auffassung der Landesregie-
rung sachgerecht.
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Mit der Reform des Behindertengleichstellungsgesetzes in die-
sem Jahr wurde klargestellt, dass Behinderungen nicht per se 
einer Person anhaften, sondern oft erst durch Barrieren in der 
Umwelt entstehen. Wir begrüßen, dass das neue BGG somit vor 
allem darauf abzielt, bauliche und kommunikative Barrieren in-
nerhalb der Bundesverwaltung zu beseitigen.
Ein Instrument, das die Barrierefreiheit in der Privatwirtschaft 
fördern soll, sind Zielvereinbarungen nach § 5 des BGG. Damit 
werden anerkannte Verbände, die die Belange von Menschen mit 
Behinderungen fördern, darin unterstützt, mit Wirtschaftsun-
ternehmen bzw. deren Verbänden privatrechtliche Vereinba-
rungen über die Herstellung von Barrierefreiheit zu treffen.
Eine besondere Bedeutung kommt außerdem dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) zu, mit dem Benachteiligungen 
aus Gründen einer Behinderung durch privatwirtschaftliche Ak-
teure verhindert oder beseitigt werden sollen. Demgegenüber 
verpflichtet das BGG in erster Linie Träger der öffentlichen Ge-
walt.
Trotz dieser bestehenden Regelungen und positiver Beispiele für 
barrierefreie Produkte und Dienstleistungen von Unternehmen 
machen die alltäglichen Erfahrungen vieler Menschen mit Behin-
derungen jedoch deutlich, dass weiterhin Bedarf an verbindliche-
ren Regelungen für angemessene Vorkehrungen und die Herstel-
lung von Barrierefreiheit in der Privatwirtschaft besteht.
Allerdings ist in dieser Legislaturperiode wohl nicht mehr mit ei-
ner Änderung des AGG zu rechnen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Wir sehen die fehlenden Verpflichtungen für die Privatwirt-
schaft bei der Weiterentwicklung des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes besonders kritisch. Natürlich ist es positiv zu 
bewerten, wenn sich der Bund zu Barrierefreiheit und Gleichstel-
lung verpflichtet. Die meisten Menschen nutzen jedoch private 
Geschäfte, Gaststätten, Kinos, Cafés usw. deutlich häufiger als 
Ministerien und Behörden. Von einer gleichberechtigten Teilha-
be von Menschen mit Behinderung sind wir noch weit entfernt. 
Verpflichtungen für die Privatwirtschaft wären ein Schritt in 
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die richtige Richtung, doch diese Chance wurde bei der Überar-
beitung des Behindertengleichstellungsgesetzes verpasst. Es ist 
offensichtlich, dass sich hier vermeintliche ökonomische Inte-
ressen gegenüber Menschenrechten durchgesetzt haben. Das ist 
auch deshalb nicht nachvollziehbar, weil der Blick in andere Län-
der zeigt, dass Barrierefreiheit auch den Kreis der Kunden vergrö-
ßert. Was von den Wirtschaftsverbänden als Belastung bekämpft 
wird, sind also in Wahrheit Investitionen in die Zukunft.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt diesen Beschluss vollständig. Ein 
Gleichstellungsgesetz, das nur die Träger öffentlicher Gewalt, die 
von ihnen beherrschten Unternehmen und Zuwendungsemp-
fänger zur Barrierefreiheit verpflichtet, greift zu kurz. Der An-
wendungsbereich muss dringend auch auf private Unternehmen 
ausgeweitet werden.

AP 28/12 NEU
Sicherstellung und Ausbau der ärztlichen Versorgung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, 
1. mehr Studienplätze für die ärztliche Ausbildung zu 
	 schaffen und dies auch auf Bundesebene mit Nachdruck 

zu fordern und die neu zu schaffenden Studienplätze von 
Beginn an darauf auszurichten, Ärzte für den ländlichen 
Raum  verpflichtend zu qualifizieren und 

2. die neu auszubildenden Ärzte zu einem Teil dazu zu ver-
pflichten, einen bestimmten Zeitpunkt nach dem Studi-
um im Lande zu verbleiben und dort ihre Tätigkeit auszu-
üben.

				    Antrag siehe Seite 45

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ziel der CDU-Landtagsfraktion wird es auch weiterhin bleiben, 
die ambulante ärztliche Versorgung im ländlichen Raum langfri-
stig sicherzustellen. Dazu sind verschiedene Ansätze und Mög-
lichkeiten gemeinsam mit den an der Gesundheitsversorgung 
Beteiligten zu diskutieren. Auch der auf Bundes- und Landes- 
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ebene derzeit diskutierte Masterplan Medizinstudium 2020, der 
eine Stärkung der Allgemeinmedizin im Studium, eine Förde-
rung der Praxisnähe sowie eine zielgerichtete Auswahl der Stu-
dierenden im Blick hat, muss mitberücksichtigt werden. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich weiterhin dafür ein, dass 
die fachärztliche Versorgung in Schleswig-Holstein sicherge-
stellt wird, und das sowohl in der Stadt als auch auf dem Land, 
damit Menschen, gleich welchen Alters, auf einfachem Wege die 
Versorgung erhalten, die sie brauchen. Das haben wir auch in un-
serem Positionspapier zur Entwicklung der ländlichen Räume 
festgeschrieben. Daher ist es nach wie vor unser Ziel, die Bedin-
gungen für eine angemessene ärztliche Versorgung zu schaffen. 
Hierfür ist es natürlich notwendig, dass viele junge Menschen 
für die ärztliche Versorgung zur Verfügung stehen. In Schles-
wig-Holstein gibt es viele Bemühungen, Medizinstudierende 
für die Allgemeinarzttätigkeit besonders auf dem Land zu begei-
stern. Wir unterstützen diese Tätigkeiten sehr. Im Koalitionsver-
trag auf Bundesebene ist die „Stärkung der Allgemeinmedizin 
im Studium“ verankert. Zudem soll die Förderung der Weiterbil-
dung in Allgemeinmedizin erhöht werden.  Dafür wird sich die 
SPD-Landtagsfraktion stark machen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Entscheidend für die medizinische Versorgung in der Fläche ist 
die Anzahl der ÄrztInnen, Praxen und Krankenhäuser. Leider 
bleiben nicht alle Medizinstudierende nach dem Abschluss in der 
direkten Gesundheitsversorgung. Andere Berufszweige erschei-
nen auch vor dem Hintergrund der Familienvereinbarkeit attrak-
tiver. Eine gewisse Anzahl junger ÄrztInnen wechselt ins Aus-
land und in die Forschung.
Wir Grüne halten eine deutliche Steigerung der Studierenden-
zahlen im Fach Medizin bundesweit für erforderlich. Darüber hi-
naus müssen auch die Arbeitsbedingungen für ÄrztInnen so ver-
bessert werden, dass diese zukünftig ausreichend attraktiv sind. 
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Problem sind derzeit nicht die fehlenden Studienplätze, son-
dern die Tatsache, dass nur noch etwa 65,5 % der Absolventen 
eines Medizinstudiums kurativ ‚am Bett’ tätig sind – also Arzt 
werden. Mehr als ein Drittel entscheidet sich z. B. für den öf-
fentlichen Dienst oder die pharmazeutische Industrie oder geht 
dauerhaft ins Ausland. Diese Entwicklung hat etwas mit den 
politischen Rahmenbedingungen in Deutschland zu tun. Diese 
müssen verbessert werden.
Die FDP setzt sich daher mit Nachdruck dafür ein, die ärztliche 
Versorgung im ländlichen Raum zu erhalten. Aus unserer Sicht 
sind jedoch andere Ansatzpunkte vielversprechender. Zumal da-
ran erinnert sei, dass Artikel 12 GG die Berufsfreiheit garantiert. 
Niemand kann gezwungen werden, Ärztin oder Arzt an einem 
bestimmten Ort zu werden. Ebenso liegt die Ausbildungsquote 
von Schleswig-Holsteins Ärzten bereits deutlich über dem Bun-
desschnitt. Stattdessen sind Landarztkampagnen der medizi-
nischen Selbstverwaltung zu unterstützen. Diskussionswürdig 
ist auch die Abschaffung des Numerus Clausus für das Medizin-
studium. Ebenso zeigt die Statistik, dass die ärztliche Versorgung 
in der Fläche trotz der Einführung von Medizinischen Versor-
gungszentren vor einigen Jahren zu über 80 % durch Freiberuf-
lichkeit getragen wird. Die Freiberuflichkeit von Ärzten ist das 
Rückgrat der Versorgung. Deshalb setzt sich die FDP im Gegen-
satz zur schwarz-roten Bundesregierung, die plant, die Selbst-
verwaltung und Freiberuflichkeit von Ärzten zu demontieren, 
für eine Politik ein, welche die Freiberuflichkeit stärkt und damit 
die Versorgungssicherheit verbessert. Auch müssen wir die Digi-
talisierung für die Gesundheitsversorgung stärker nutzen, weil 
hier Potentiale bestehen, die ärztliche Versorgung in der Fläche 
zu verbessern.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Frage der medizinischen Versorgung ist in unserem ver-
gleichsweise dünn besiedelten Flächenland zu Recht ein  
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Dauerthema. Übergeordnetes Ziel des SSW ist es, trotz der de-
mografischen Entwicklung eine Versorgung auf höchstmög-
lichem Niveau sicherzustellen. Das wird in Zukunft aber nicht 
ohne weitere Wege für die Patienten und Patientinnen gehen. Mit 
Blick auf die Facharztversorgung im ländlichen Raum bietet der 
Zuschnitt der Planungsräume der Kassenärztlichen Vereinigung 
aus unserer Sicht noch Verbesserungspotential. Daneben müs-
sen und werden wir weiter an der Aufwertung der Allgemeinme-
dizin (u. a. durch eigene Lehrstühle, Imagekampagne Landarzt-
beruf ) und am Ausbau der Infrastruktur im ländlichen Raum 
(bedarfsgerechte Kinderbetreuung, kulturelle Angebote usw.) 
arbeiten. Auch die sektorenübergreifende Zusammenarbeit muss 
weiter verbessert werden. Und nicht zuletzt liegen in der Aka-
demisierung der Pflege und einer damit einhergehenden Kom-
petenzerweiterung für Pflegefachkräfte erhebliche Chancen, die 
wir nutzen wollen. Es gibt also ein ganzes Bündel an Maßnah-
men. Diese werden wir weiter vorantreiben. Eine Pflicht für an-
gehende Ärzte, im Land zu bleiben, halten wir dagegen für sehr 
schwer umsetzbar. Statt Zwang brauchen wir nach unserer Auf-
fassung noch stärkere positive Anreize.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Stellungnahme zu Ziff.2:
Im Bundes-Koalitionsvertrag für die 18. Legislaturperiode haben 
sich CDU, CSU und SPD darauf verständigt, „für eine zielgerich-
tete Auswahl der Studienplatzbewerber, zur Förderung der Pra-
xisnähe und zur Stärkung der Allgemeinmedizin im Studium 
in einer Konferenz der Gesundheits- und Wissenschaftsmini-
ster von Bund und Ländern einen  ‚Masterplan Medizinstudium 
2020‘ zu entwickeln“.
In diesem Zuge wird auch die Einführung einer sog. „Landarzt-
quote“, die die Forderung des Altenparlaments aufgreifen würde, 
intensiv, aber auch kontrovers diskutiert. Ob es zu einer Einfüh-
rung kommen wird, ist derzeit nicht absehbar.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Reform des Medizinstudiums ist bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart worden. Um dies zu verwirklichen, hat die Bun-
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desregierung bereits im Frühjahr 2015 eine Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe ins Leben gerufen, die sich mit der Erstellung eines 
‚Masterplan Medizinstudium 2020‘ befasst. An der AG nehmen 
Gesundheits- und Wissenschaftsminister des Bundes und der 
Bundesländer teil. Zu den erklärten Zielen des Masterplans ge-
hört u. a. die Reformierung der Studienzulassung durch geeig-
netere Auswahlverfahren. Zudem soll die Allgemeinmedizin 
gestärkt werden. Darüber hinaus soll die Praxisnähe vorangetrie-
ben werden, das heißt, dass bereits früh im Studium klinisches 
Wissen vermittelt und ein intensiver Patientenkontakt herge-
stellt werden soll. Auch die sogenannte Landarztquote und damit 
die Frage der flächendeckenden ärztlichen Versorgung ist Thema 
des Dialogs.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Der Forderung nach mehr Studienplätzen für Allgemeinmedizi-
ner sowie nach Anreizen für eine Tätigkeit im ländlichen Raum 
schließt sich die SPD-Bundestagfraktion an. Die SPD-Landtags-
fraktion wissen wir bei diesem Thema, das vor allem in Landes-
kompetenz liegt, an unserer Seite.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wer krank ist, braucht eine gute medizinische Versorgung, und 
zwar unabhängig von Geld, Wohnort und Herkunft. Eine flä-
chendeckende Versorgung auf hohem Niveau ist in Schles-
wig-Holstein jedoch längst nicht mehr gegeben. Die Lücken in 
der ärztlichen Versorgung auf dem Land werden immer größer. 
Doch lassen sich keine Medizinerin und kein Mediziner nieder, 
wenn die übrige Infrastruktur, Kultur, Verkehr, Schulen und 
Kitas nicht vorhanden sind. Hier hat das Land Eingriffs- und Ge-
staltungsmöglichkeiten und -pflichten. Anreizsysteme sind da-
her zielführender als eine Verpflichtung von konkreten Personen. 
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Klar ist: Medizinische Versorgung ist Teil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge. Diese muss erhalten und wieder ausgebaut wer-
den.

AP 28/13
Die Berater/innen der Landesarbeitsgemeinschaft Heim-
mitwirkung SH sollen in stationären Einrichtungen ein 
fester Bestandteil werden
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die 
im Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass die Berater/innen der Landes-
arbeitsgemeinschaft (LAG) Heimmitwirkung SH im § 18 
der Landesverordnung in den stationären Einrichtungen 
ein fester Bestandteil werden. Der Bewohnerbeirat sollte 
zur Bewältigung seiner Aufgaben ein/e Berater/in hinzu-
ziehen.
				    Antrag siehe Seite 46 - 47

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
§ 18 der Landesverordnung über stationäre Einrichtungen nach 
dem Selbstbestimmungsstärkungsgesetz regelt, in welchen Fäl-
len der Bewohnerbeirat bei Entscheidungen der Leitung oder des 
Trägers beteiligt werden muss. Davon unberührt ist die Beratung 
des Beirates durch die LAG Heimmitwirkung, die auf freiwilliger 
Basis erfolgt. Die CDU-Landtagsfraktion lehnt eine Aufnahme 
der LAG Heimmitwirkung in § 18 jedoch ab. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Beraterinnen und Berater der LAG Heimmitwirkung erfül-
len in den Pflegeeinrichtungen im ganzen Landesgebiet wichtige 
Aufgaben. Ihre Tätigkeit stellt sicher, dass die Bewohnerbeiräte 
von stationären Pflegeeinrichtungen mit den nötigen Informa-
tionen versorgt und beraten werden. Auch für die Politik ist die 
LAG Heimmitwirkung als Ansprechpartner unerlässlich. Alles 
in allem tragen sie zur Selbstbestimmung und Interessenvertre-
tung von Bewohnerinnen und Bewohner in Pflegeeinrichtungen 
bei. Natürlich sollten nach Möglichkeit die Bewohnerbeiräte aller 
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stationären Pflegeeinrichtungen im Land gleichermaßen von den 
Vorteilen profitieren können. Die SPD-Landtagsfraktion wird 
prüfen, inwieweit die Vorschläge des Altenparlaments in die zu-
künftige Arbeit einfließen können.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Heimmitwirkung ist eine 
feste Größe und wichtige Institution für den Bereich der statio-
nären Pflege in Schleswig-Holstein. Ihre ehrenamtlichen Mitar-
beiterInnen unterstützen BewohnerInnen, wenn diese allein und 
auch gemeinsam mit ihren Angehörigen nicht in der Lage sind, 
die Anliegen der Pflegebedürftigen in und gegenüber der Einrich-
tung zu vertreten. Sie gehen in vielen stationären Pflegeeinrich-
tungen schon heute ein und aus.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP unterstützt den Beschluss. Die Landesregierung ist auf-
gefordert, zu prüfen, wie Berater der LAG Heimmitwirkung bes-
ser in stationäre Einrichtungen eingebunden werden können.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir Piraten setzen uns überall für Teilhabe ein und begrüßen 
deswegen diesen Vorschlag.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bekanntlich fördert das zuständige Ministerium zunächst ein-
mal die Schulungen der Beraterinnen und Berater der Heimmit-
wirkung. Und dies bereits seit fast 15 Jahren. Ohne Zweifel gibt 
es auch mit Blick auf Selbstbestimmungsstärkungsgesetz und 
Durchführungsverordnung an verschiedenen Stellen Verbesse-
rungsbedarf. Sofern wir hier als Fraktion im Landtag eine kon-
krete Handhabe haben, werden wir uns auch dafür einsetzen, 
dass die Berater/innen der LAG Heimmitwirkung S-H fester Be-
standteil in den stationären Einrichtungen werden.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die Verpflichtung des Bewohnerbeirates zur Hinzuziehung einer 
Beraterin oder eines Beraters der LAG Heimmitwirkung würde 
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dem Gesetzeszweck zuwiderlaufen, weil dadurch die prinzipielle 
Selbstbestimmung des Bewohnerbeirats eingeschränkt würde. 
Unbeschadet dessen besteht jederzeit das Angebot der Unterstüt-
zungsmöglichkeit durch die Beraterinnen und Berater der LAG 
Heimmitwirkung.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Mit dem Inkrafttreten des Selbstbestimmungsstärkungsgesetz 
im Jahr 2009 wurde in Schleswig-Holstein das Heimgesetz, ein 
Bundesgesetz, abgelöst. Insofern unterstützt die SPD-Bundes-
tagsfraktion ihre Kolleginnen und Kollegen im schleswig-hol-
steinischen Landtag bei der kritischen Begleitung der Arbeit des 
zuständigen Landesministeriums. Eine neue Durchführungs-
verordnung zum Selbstbestimmungsstärkungsgesetz ist für die-
ses Jahr angekündigt. In diesem Zusammenhang sehen wir auch 
die Forderungen der Beschlüsse zu AP 28/14 bis AP 28/17.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir werden diesen Beschluss als Anregung in unsere Beratungen 
mit aufnehmen. Grundsätzlich unterstützen wir Mittel die zu ei-
ner Stärkung des Selbstbestimmungsrechts von Seniorinnen und 
Senioren führen.

AP 28/14
Namentliche Aufnahme der Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Heimmitwirkung SH e.V. in die zu überarbeitende 
DVO zum Selbstbestimmungsstärkungsgesetz
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein wird 
aufgefordert, sich dafür einzusetzen, bei der anstehen-
den Überarbeitung der DVO zum Selbstbestimmungsstär-
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kungsgesetz die „LAG Heimmitwirkung SH e. V.“ nament-
lich aufzunehmen.
				    Antrag siehe Seite  48 - 49

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion steht weiterhin zu den in § 1 des 
Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes festgelegten Zielen. Dazu 
gehört auch die Wahrung und Förderung der Selbständigkeit, 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung sowie der gleich-
berechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
Es steht jeder Vereinigung in Schleswig-Holstein und damit auch 
der LAG Heimmitwirkung SH e. V. frei, sich durch eine Werbeak-
tion oder durch anderweitige Maßnahmen in den Einrichtungen 
bekannt zu machen und die Arbeit vorzustellen. Eine Aufnahme 
in die Durchführungsverordnung zum SbStG wird jedoch abge-
lehnt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die LAG Heimmitwirkung hat eine wichtige beratende Funktion 
im Bereich der Pflege und im Rahmen der Selbstbestimmung und 
Mitwirkung von Heimbewohnerinnen und Heimbewohnern. 
Die SPD-Landtagsfraktion wird diesen Vorschlag diskutieren.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen und uns bei der 
nächsten Änderung der Durchführungsverordnung dafür ein-
setzen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP unterstützt den Beschluss. Die Landesregierung ist 
aufgefordert, zu prüfen, wie die LAG Heimmitwirkung bei der 
nächsten Überarbeitung der Durchführungsverordnung zum 
Selbstbestimmungsstärkungsgesetz namentlich aufgenommen 
werden kann.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Heimbereiche bedürfen einer engmaschigen Qualitätskontrolle, 
dies ist eine der zentralen Erkenntnisse, die wir aus dem Untersu-
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chungsausschuss zum „Friesenhof “ gewonnen haben. Daher un-
terstützen wir diesen Vorschlag.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW hat ein unverändert großes Interesse daran, dass die 
wichtige Arbeit der LAG Heimmitwirkung hinlänglich bekannt 
gemacht wird und allen zugänglich ist. Wie bereits im Nachgang 
zu den letzten, gleichlautenden Beschlüssen des Altenparlaments 
erwähnt, sind wir stets davon ausgegangen, dass die Kreise und 
kreisfreien Städte als Verantwortliche für die Durchführung des 
Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes im Rahmen ihrer Arbeit 
auch auf die Tätigkeit und Hilfen der LAG Heimmitwirkung hin-
weisen. An diese Aufgabe werden wir sie natürlich weiterhin er-
innern. Aufgrund des ehrenamtlichen Charakters dieser Arbeit 
haben wir aber weiterhin unsere Zweifel daran, dass der Weg über 
Verpflichtungen und Verordnungen der richtige ist.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die Durchführung des Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes 
liegt in der Verantwortung der Kreise und kreisfreien Städte. 
Die Aufsichtsbehörden überprüfen regelmäßig die Einhaltung 
der rechtlichen Bestimmungen, dazu gehören auch die Mitwir-
kungspflichten. Im Rahmen ihrer Tätigkeit weisen sie auch auf 
die Unterstützungsmöglichkeiten durch die LAG Heimmitwir-
kung hin. Die LAG Heimmitwirkung SH e.V. ist eine ehrenamt-
liche Organisation, die mit ihren Mitgliedern die Bewohnerbei-
räte in den stationären Einrichtungen beraten und unterstützen 
soll. Es ist nicht angezeigt, ein spezielles Landesprojekt mit eh-
renamtlicher Ausrichtung, das mit Landesmitteln als freiwillige 
Leistung nach Maßgabe des Haushalts finanziert wird, regelhaft 
in der Verordnung zu verankern.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Diese Forderung bezieht sich auf das Selbstbestimmungsstär-
kungsgesetz, das gänzlich in der Kompetenz des Landes liegt. 
Wir schließen uns der Stellungnahme der SPD-Landtagsfrakti-
on an.
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/13.

AP 28/15
Besondere Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und 
die im Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefor-
dert, sich dafür einzusetzen, dass in die Durchführungs-
verordnung ein neuer Absatz 2 in § 14 eingefügt wird, der 
folgenden Inhalt hat:
„Ein Beirat wird auch in besonderen Wohn-, Pflege- und 
Betreuungsformen gemäß SbStG gewählt, wenn in die-
sen Einrichtungen keine Wahlfreiheit bzgl. der Pflege, der 
Betreuung und der hauswirtschaftlichen Versorgung be-
steht.“
				    Antrag siehe Seite 50 - 51

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Durch die Einführung des Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes 
sind besondere Wohnformen als geeignete Wohnform für Men-
schen mit Pflegebedarf oder Behinderung anerkannt worden. Ins-
besondere in diesen Einrichtungen ist das staatliche Schutzbe-
dürfnis aufgrund des hohen Grades an Selbstbestimmung gering. 
Dies gilt auch, solange der Mensch sich für eine Einrichtung mit 
einem festen Betreuungspaket entscheidet. Eine Einschränkung 
der Entwicklung dieser Wohnform durch neue Vorgaben lehnt 
die CDU-Landtagsfraktion ab. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion begrüßt den Vorschlag des Altenpar-
laments, einen Beirat auch in besonderen Wohn-, Pflege- und Be-
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treuungsformen zu wählen, um die Recht der Bewohnerinnen 
und Bewohner zu stärken.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen und uns bei der 
nächsten Änderung der Durchführungsverordnung dafür ein-
setzen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es haben sich sehr unterschiedliche Wohn-, Pflege- und Betreu-
ungsformen mit der Zeit herausgebildet, in denen in unterschied-
lichen Abstufungen gemeinschaftliches Wohnen sowie ambu-
lante Pflegeleistungen angeboten und durchgeführt werden. Hier 
hat sich auch ein Graubereich zu stationären Angeboten gebildet, 
in dem sich die Unterschiede verwischen. Aus Sicht der FDP ist 
die Landesregierung aufgefordert, zu prüfen, in welchen dieser 
Betreuungsformen eine stärkere Mitbestimmung der Bewohner 
durch institutionalisierte Bewohnerbeiräte geboten ist, um die 
Rechte der Bewohner zu wahren. Die grundsätzliche Möglich-
keit, sich zu Mieterverbünden zusammenzuschließen, bleibt da-
von unbenommen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir Piraten setzen uns überall für Teilhabe ein und begrüßen 
deswegen diesen Vorschlag.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die im Antrag geforderte Ergänzung des § 14 der Durchführungs-
verordnung erweitert ohne Frage die Mitbestimmungsmöglich-
keiten volljähriger Menschen mit Pflegebedarf und/ oder Behin-
derung. Was für Bewohner und Bewohnerinnen in Heimen gilt, 
sollte nach unserer Auffassung auch für Menschen, die in anderen 
Wohnformen leben, gelten. Unmittelbar sieht der SSW im Land-
tag daher nicht, was gegen diese Ergänzung sprechen könnte, so 
dass wir uns gerne im Sinne dieser Forderung einsetzen werden. 
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Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die SbStG-DVO gilt nur in stationären Einrichtungen nach § 7 
Abs.1 SbStG oder in Einrichtungen nach § 7 Abs. 2 SbStG, soweit  
dies ausdrücklich bestimmt ist.
Regelungen für einen Beirat in besonderen Wohn-, Pflege- und 
Betreuungsformen (§ 8 SbStG) sind nicht vorgesehen. Besondere 
Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen zeichnen sich gerade da-
durch aus, dass dort Wahlfreiheit in Bezug auf den Anbieter der 
Pflege- und Betreuungsleistung besteht.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Diese Forderung bezieht sich auf das Selbstbestimmungsstär-
kungsgesetz, das gänzlich in der Kompetenz des Landes liegt. 
Wir schließen uns der Stellungnahme der SPD-Landtagsfrakti-
on an.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/13.

AP 28/16
Mitwirkung und Mitbestimmung – Verstöße der Einrich-
tungsleitungen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die 
im Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass Verstöße gegen die Mitwir-
kung und Mitbestimmung gemäß der Durchführungsver-
ordnung (SbStG-DVO) als Ordnungswidrigkeit eingestuft 
werden.
				    Antrag siehe Seite 52
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CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch in den Einrichtungen muss sichergestellt werden, dass be-
stehende gesetzliche Regelungen umgesetzt werden. Inwieweit 
ein Verstoß gegen diese mit einer Ordnungswidrigkeit belegt 
werden kann, muss genau geprüft werden. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt diese Forderung des Al-
tenparlaments. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Mitwirkung und Mitbestimmung sind für uns Grüne von hohem 
Wert. Gerade in Situationen, in denen Menschen eingeschränkt 
sind, ist deren Umsetzung besonders wichtig. In einem ersten 
Schritt sollte bei Nichteinhaltung der entsprechenden Vorgaben 
eine Beratung der Einrichtungen stattfinden und ihnen zum Bei-
spiel eine Handreichung zur Verfügung gestellt werden. Bei fort-
gesetzten und wiederholten Verstößen sollte dann eine angemes-
sene Sanktionierung erfolgen, mit dem Ziel, das Mitwirkung und 
Mitbestimmung umgesetzt wird. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht der FDP ist selbstverständlich auch bei der Verhän-
gung von Ordnungswidrigkeiten der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit anzuwenden. Die in der SbStG-DVO aufgeführten 
Ordnungswidrigkeiten zielen darauf, insbesondere individuelle 
Rechte vor erheblichen Nachteilen durch vorsätzliches oder fahr-
lässiges Verhalten zu schützen. Verstöße gegen Mitwirkungs- 
und Mitbestimmungsrechte lassen sich heilen und sind im Not-
fall durch Verwaltungsvollzug anzuordnen und umzusetzen. 
Einer weiteren Sanktionierung bedarf es nicht.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Eine Bestrafung für Verstöße, dies zeigt die Erfahrung aus an-
deren Bereichen, eröffnet leider die Option, sich von Verpflich-
tungen quasi „freizukaufen“. Eine engmaschige Qualitäts-
kontrolle durch eine effektive Heimaufsicht halten wir für das 
geeignetere Mittel.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht des SSW braucht es selbstverständlich wirksame Mit-
tel, auch wenn es um Verstöße der Leitungen in den Einrich-
tungen geht. Wir bezweifeln nicht, dass es Einrichtungslei-
tungen gibt, die sich nicht an die gesetzlichen Bestimmungen 
halten. Und natürlich brauchen die Bewohner hiergegen eine 
Handhabe. Ob allerdings die Einstufung als Ordnungswidrigkeit 
ein angemessenes Mittel ist, müssen wir zunächst prüfen. Denn 
nur weil es leider auch in diesem Bereich schwarze Schafe gibt, 
sollten wir nicht durch unverhältnismäßige Verschärfungen ein 
Klima des Misstrauens, des Zwangs und der Strafe schaffen. Wir 
nehmen diesen Antrag aber selbstverständlich zum Anlass, um 
den Sachverhalt genau zu prüfen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die Forderung wird bei der derzeitigen Überarbeitung der SbStG-
DVO aufgegriffen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Diese Forderung bezieht sich auf das Selbstbestimmungsstär-
kungsgesetz, das gänzlich in der Kompetenz des Landes liegt. 
Wir schließen uns der Stellungnahme der SPD-Landtagsfrakti-
on an.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/13.

AP 28/17
Die stationären Einrichtungen müssen die Mitbestimmung 
der Bewohnerbeiräte gemäß § 19 Abs. 2 (SbStG-DVO) um-
setzen
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Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die 
im Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass in stationären Einrichtungen 
auch kulturelle Veranstaltungen außerhalb der Einrich-
tung angeboten und umgesetzt werden.
				    Antrag siehe Seite 53

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch Heimbewohnerinnen und Heimbewohnern muss ein viel-
fältiges Angebot an Freizeit- und Beschäftigungsmöglichkeiten 
angeboten werden. Wie und in welchem Umfang dies jedoch er-
folgt, sollte vor Ort gemeinsam mit Leitung, Beirat und Bewoh-
nern besprochen werden. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion nimmt die Interessen der Heimbe-
wohnerinnen und -Bewohner sehr ernst und begrüßt es, dass sie 
sich an die Heimaufsicht wenden, um Wünsche und auch Kritik 
zu äußern. Ihnen ist unbedingt Beachtung zu schenken. Daher 
wird die SPD-Landtagsfraktion diskutieren, welche Maßnah-
men zu mehr kulturellen Veranstaltungen wieder außerhalb des 
Hauses führen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Kulturelle Veranstaltungen sind ein wichtiger Bestandteil der 
Teilhabe am öffentlichen und sozialen Leben. Gerade für Men-
schen, die in einer stationären Einrichtung leben, kommt ihnen 
eine besondere Bedeutung zu. Es ist sinnvoll und wünschens-
wert, dass derartige Angebote auch außerhalb der Einrichtungen 
stattfinden. Die meisten Einrichtungen bieten derartige „Kul-
turausflüge“ für die hinreichend mobilen BewohnerInnen an. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die genaue Forderung des Beschlusses ist leider unklar. Es gibt 
zahlreiche kulturelle Veranstaltungen außerhalb von Einrich-
tungen. Hinzu kommen weitere unzählige Veranstaltungen in 
anderen Bereichen, wie z. B. dem Sport. Allen ist es unbenom-
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men, diese Veranstaltungen zu besuchen. Der Staat kann nicht 
die Eigeninitiative ersetzen, die notwendig ist, um den Besuch 
von Veranstaltungen zu planen und durchzuführen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir sehen es als problematisch an, wenn sich die Politik derart 
weitgehend in die Autonomie der Einrichtungsträger einmischt.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Frage: Gerade der Besuch von Veranstaltungen außerhalb 
der Einrichtungen ist für die soziale Teilhabe und die Lebens-
qualität vieler Bewohnerinnen und Bewohner von besonderer 
Bedeutung. Deshalb ist auch dem SSW sehr daran gelegen, dass 
diese Angebote fortbestehen und der Zugang zu ihnen so leicht 
wie möglich gemacht wird. Sofern die Einrichtungen tatsächlich 
mehrheitlich selbst für kulturelle Veranstaltungen innerhalb und 
außerhalb der Heime verantwortlich sind, werden wir die Forde-
rung des Altenparlaments natürlich gerne unterstützen. Sollten 
die Veranstaltungen aber aus weiteren – oder gar ganz anderen 
Gründen – weniger werden, sind natürlich auch andere Lösungs-
wege gefragt. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Nach der Begründung des Beschlusses des Altenparlaments soll 
dafür Sorge getragen werden, dass in stationären Einrichtungen 
auch kulturelle Veranstaltungen außerhalb der Einrichtung an-
geboten und umgesetzt werden. Gemäß § 19 Ziffer 2 SbStG-DVO 
bestimmt der Bewohnerbeirat bei Entscheidungen der Leitung 
oder des Trägers der stationären Einrichtung in Angelegenheiten 
der Planung und Durchführung von Veranstaltungen zur Frei-
zeit- und Alltagsgestaltung mit. Die Ausgestaltung der Mitbe-
stimmung obliegt dem Bewohnerbeirat und schließt auch kultu-
relle Veranstaltungen außerhalb der Einrichtung mit ein.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Diese Forderung bezieht sich auf das Selbstbestimmungsstär-
kungsgesetz, das gänzlich in der Kompetenz des Landes liegt. 
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Wir schließen uns der Stellungnahme der SPD-Landtagsfrakti-
on an.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/13.

AP 28/18
Personalstellenschlüssel anpassen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die 
im Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass der Personalstellenschlüssel 
in den stationären Einrichtungen dem tatsächlichen pfle-
gerischen Bedarf angepasst wird.
				    Antrag siehe Seite 54

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wie gut die Pflege in einem Krankenhaus oder in einer Pflegeein-
richtung ist, hängt nach Ansicht der CDU-Landtagsfraktion ganz 
wesentlich von der Zahl der Pflegekräfte ab. Eine angemessene 
Ausstattung mit Pflegepersonal ist daher sowohl für eine gute 
Versorgung der Patientinnen und Patienten als auch für die Ar-
beitsatmosphäre der Mitarbeiter selbst unabdingbar. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich seit geraumer Zeit für die 
Einführung eines bundesweiten Personalbemessungsschlüssels 
für stationäre Pflegeheime ein. Bereits im Jahr 2014 haben die  
Koalitionspartner dies in einem entsprechenden Antrag im Land-
tag gefordert. Dieser Personalschlüssel muss sich vor allem an den 
Menschen ausrichten, die pflegen und die gepflegt werden. 
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Mit der Einführung eines Personalbemessungsschlüssels, der 
sich nach dem tatsächlichen, nicht nur quantitativen, sondern 
auch qualitativen Pflegebedarf richtet,  würden wir die Arbeits-
bedingungen für die Pflegerinnen und Pfleger verbessern, so dass 
sie ihren Beruf gerne ausüben und ihn auch junge Menschen er-
lernen wollen. Hohe Fehlzeiten und das frühzeitige Ausscheiden 
aus dem Pflegeberuf beweisen die Überlastung der Pflegerinnen 
und Pfleger. Ein Personalbemessungsschlüssel würde dafür sor-
gen, dass Pflegerinnen und Pfleger entlastet werden und gesund 
bleiben. Mehr Pflegepersonal würde außerdem zu einer Quali-
tätssteigerung und mehr Sicherheit in der Pflege beitragen. Bei 
bundesweiter Umsetzung wäre es möglich, regionale Qualitäts-
unterschiede abzubauen. Die SPD-Landtagsfraktion begrüßt den 
Antrag des Altenparlamentes und wird sich weiterhin für die 
Einführung eines Personalstellenschlüssels einsetzen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Ohne ausreichendes und qualifiziertes Personal ist eine gute und 
menschenwürdige Pflege nicht möglich. Wir Grüne setzen uns 
dafür ein, dass es einen bundesweit einheitlichen Pflegefach-
kraftschlüssel gibt, der dem realen Pflegebedarf der Bewohne-
rInnen und ihrer Einstufung in die zukünftig fünf Pflegegrade 
Rechnung trägt.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP teilt in der Tendenz das Ansinnen des Antrages. In die-
sem Zusammenhang ist es geboten, ausreichend Fachkräfte aus-
zubilden. Denn ein formaler Personalschlüssel hilft nichts, wenn 
nicht die entsprechenden Fachkräfte zur Verfügung stehen. 
Wichtig für die FDP bleiben der niedrigschwellige Zugang zur 
Pflegeausbildung und ein vielfältiges sowie durchlässiges An-
gebot zur Weiterqualifikation. Auch muss der Pflegeberuf insge-
samt attraktiver werden. Leider bewirkt die Landesregierung mit 
der Einführung einer Pflegekammer sowie der damit einherge-
henden Zwangsverkammerung genau das Gegenteil (siehe auch 
Stellungnahme zu AP 28/19).
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Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Piratenfraktion begrüßt und unterstützt diese Forderung. Es 
ist bezeichnend für den Zustand der Pflege allgemein, dass eine 
solche Selbstverständlichkeit überhaupt eingefordert werden 
muss.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diese Forderung des Altenparlaments ist nicht nur völlig legi-
tim, sondern sie lässt sich auch auf andere Bereiche der Pflege aus-
weiten. Was hier also für stationäre Einrichtungen – im engeren 
Sinne für Heime – gefordert wird, sollte nach unserer Auffassung 
auch für den gesamten Krankenhausbereich gelten. Nur durch ein 
angemessenes Verhältnis zwischen professionell Pflegenden und 
Pflegebedürftigen stellen wir langfristig eine hohe Pflegequalität 
sicher. Das wollen wir auch deshalb, weil hiervon Patientinnen 
und Patienten und Pflegende gleichermaßen profitieren. Dort, 
wo wir als Land unmittelbar Einfluss haben, haben wir bereits 
viel bewegt. Wir haben zum Beispiel die Aufstockung der landes-
seitig geförderten Pflegeausbildungsplätze vorangetrieben und 
haben ein Pflegestudium sowie eine Pflegekammer eingeführt. 
Natürlich brauchen wir daneben auch weitere Maßnahmen zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Pflege. Hierzu zählt 
eine angemessene Bezahlung und nicht zuletzt auch ein aus-
kömmlicher Personalschlüssel. Auch wenn also bekanntlich die 
Bundesebene erster Adressat für diese Forderung ist, werden wir 
uns hier weiterhin im Sinne des Altenparlaments einsetzen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die sogenannten Personalschlüssel für die Pflege und soziale Be-
treuung in vollstationären Pflegeeinrichtungen sind in Schles-
wig-Holstein derzeit in Form von Bandbreiten in Abhängigkeit 
von der Pflegestufe zwischen den Kostenträgern (Pflegekassen 
sowie Träger der Sozialhilfe) und den Verbänden der Träger von 
Pflegeeinrichtungen in den Rahmenverträgen für die stationäre 
Pflege vereinbart. Es handelt sich dabei um Richtwerte, von de-
nen bei Bedarf abgewichen werden kann.
Durch die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
zum 1. Januar 2017 hat sich Anpassungsbedarf für die bisherigen 
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Personalrichtwerte ergeben. Die Vertragsparteien in Schles-
wig-Holstein haben sich für 2017 auf neue und verbesserte Perso-
nalrichtwerte für Pflege und Betreuung im Tagdienst verständigt, 
gestuft nach den (neuen) Pflegegraden 1 bis 5. Darüber hinaus 
werden die Richtwerte für die verantwortliche Pflegefachkraft 
sowie die Fachkraft für das Qualitätsmanagement ebenfalls ver-
bessert.
Die Pflegeselbstverwaltung auf Bundesebene hat im Übrigen den 
Auftrag, bis Mitte 2020 ein wissenschaftlich fundiertes Verfah-
ren zur einheitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pflege-
einrichtungen nach qualitativen und quantitativen Maßstäben 
zu entwickeln und zu erproben. Aus diesem Verfahren sollen 
Maßstäbe für die Personalausstattung von Pflegeeinrichtungen 
abgeleitet werden.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Gute Pflege ist zentral in der SPD-Gesundheitspolitik. Um gute 
Pflege zu gewährleisten, braucht es zum einen genügend Perso-
nal, das zum anderen gut ausgebildet ist. Dafür arbeiten wir auf 
Bundesebene.
Bund und Länder haben eine Expertenkommission im Bundesge-
sundheitsministerium eingesetzt, die bis 2017 Lösungen für eine 
adäquate Versorgung erarbeitet: wie schaffen wir eine gute perso-
nelle Grundlage in den verschiedenen Bereichen der Pflege? Wie 
muss die Vergütung aussehen, wenn sie in den bislang üblichen 
Fallpauschalen nicht abgebildet werden kann? Darüber hinaus 
wollen wir mit dem Pflegeberufegesetz, das gerade parlamenta-
risch beraten wird, den Pflegeberuf attraktiver machen und die 
Ausbildung modernisieren. 
Bereits 2015 haben wir mit dem Krankenhausstrukturgesetz 
Verbesserungen für die pflegerische Versorgung geschaffen. Ab 
nächstem Jahr wird der Versorgungszuschlag durch einen Pflege-
zuschlag ersetzt. Das Mittelvolumen für den Pflegezuschlag be-
trägt pro Jahr 500 Millionen €. Der Zuschlag wird nach den Pfle-
gedienstpersonalkosten der allgemeinen Krankenhäuser verteilt. 
So erhalten die Krankenhäuser einen Anreiz, eine angemessene 
Pflegeausstattung vorzuhalten.
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb 
auf die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. begrüßt den Beschluss. Auf Bundesebene setzen 
wir uns darüber hinaus für die Entwicklung eines bundesein-
heitlichen, bedarfsgerechten und verbindlichen Personalbemes-
sungssystems für die stationäre Pflege ein und unterstützen als 
Partei auch in Schleswig-Holstein gewerkschaftliche Auseinan-
dersetzungen für mehr Personal.

AP 28/19
Verbesserung der Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen 
in den Pflegeberufen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, die junge Menschen motiviert, eine 
Ausbildung in der Altenpflege bzw. ab 2018 in der generalis-
tischen Pflege aufzunehmen und im Berufsfeld zu verblei-
ben.
Für Pflegeausbildungen müssen endlich die gleichen bil-
dungspolitischen Prinzipien realisiert werden wie es für 
andere Erstausbildungen in Schleswig-Holstein selbst-
verständlich ist, nämlich die Integration in das System der 
staatlichen Berufsschulen. Damit gewährleistet werden 
soll
•	 die Teilnahme am berufsübergreifenden Unterricht im 

Umfang von mind. 360 Stunden (wichtig für Persönlich-
keitsentwicklung und berufliche Mobilität),

•	 die Möglichkeit, gemeinsam mit dem Berufsabschluss 
die Fachhochschulreife zu erreichen (Durchlässigkeit z. 
B. zu einem Pflegestudium),

•	 die Verknüpfung von Theorie- und Praxisunterricht 
durch qualifizierte Lehrer/innen (Standard an den staat-
lichen Berufsschulen: Ausbildung im Berufsfeld + Hoch-
schulstudium + Referendariat),
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•	 dass Schüler/-innen reguläre Schulbusse zu den Berufs-
schulstandorten nutzen können und nicht mehr zu weit 
auseinanderliegenden Lernorten mit eigenem PKW fa-
hren müssen (hoher Zeitaufwand und hohe Kosten),

•	 Gendergerechtigkeit (oben beschriebene Maßnahmen 
gelten in den männerdominierten Berufsausbildungen 
als selbstverständlich!).

Darüber hinaus muss durch flankierende Maßnahmen (Be-
ratung, Schulung und Kontrolle der Ausbildungsbetriebe) 
gewährleistet werden, dass die Schülerinnen in erster Linie 
als Auszubildende und nicht als billige Arbeitskräfte einge-
setzt werden.
				    Antrag siehe Seite 55 - 56

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion begrüßt die auf Bundesebene derzeit 
geplante generalistische Ausbildung. Mit der umfassenden Re-
form der Pflegeberufe sollen diese attraktiver gestaltet werden. 
Aufgrund der Herausforderungen der alternden Gesellschaft 
müssen Pflegekräfte zukünftig universeller einsetzbar sein. Fakt 
ist, dass derzeit der Krankenpfleger für den pflegerischen Teil 
bei Demenzkranken nicht ausgebildet ist, während der Alten-
pfleger die Kompetenzen in der Krankenpflege nicht vermittelt 
bekommt. Dies muss geändert werden. Aber auch auf Landese-
bene hat die CDU-Landtagsfraktion in den vergangenen Jahren 
diverse Anträge zur Verbesserung der Situation für Pflegekräfte 
und zu Pflegende gestellt. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wenn wir gute Ausbildungsmöglichkeiten in den Pflegeberufen 
schaffen, können wir mehr junge Menschen für den Pflegeberuf 
begeistern.  Eine kostenlose Ausbildung, Entwicklungsperspek-
tiven, gute Bezahlung, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und bessere Arbeitsbedingungen sind außerdem die Vorausset-
zungen, um die Attraktivität von Gesundheits- und Pflegeberu-
fen zu steigern.
Das Land Schleswig-Holstein fördert die Ausbildungsplätze, so-
dass für die sich derzeit in der Ausbildung befindenden Personen 
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die Ausbildung kostenfrei ist. Auch das 2014 in Lübeck gestartete 
Duale Pflege-Studium stärkt den Pflegeberuf.
Die SPD-Landtagsfraktion befürwortet das im Januar 2016 im 
Kabinett beschlossene Pflegeberufsgesetz, welches ebenfalls zu 
einer umfassenden Verbesserung der Ausbildungsbedingungen 
beitragen wird mit einer praxisnahen Ausbildung. 
Die SPD-Landtagsfraktion wird dennoch zukünftig weitere Ver-
besserungen in Pflegeausbildung und -beruf anstreben. So wol-
len wir eine kostenfreie Umschulung zum Beispiel für Berufs-
wiederkehrer erreichen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Gute Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen sind zentral für 
eine gute Pflege und die Motivation der Pflegekräfte. In Schles-
wig-Holstein hat die Küstenkoalition ein duales Pflegestudium 
an der Universität Lübeck eingeführt und die Zahl der landes-
geförderten Ausbildungsplätze in der Altenpflege von 1.200 auf 
2.100 angehoben. Auf Bundesebene setzen wir uns für eine inte-
grierte Pflegeausbildung und eine gerechte Neuordnung der Aus-
bildungsfinanzierung ein. Die Anregung, die neue gemeinsame 
Pflegeausbildung in das System der Berufsschulen zu integrieren, 
werden wir prüfen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In der Altenpflege besteht ein erheblicher Fachkräftemangel. 
Grundsätzliche Verbesserungen müssen daher erreicht werden, 
um die Altenpflege endlich auf gesunde Füße zu stellen. Die FDP 
setzt sich seit langer Zeit dafür ein, dass Frauen und Männer, die 
bereit sind, den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers 
zu ergreifen, nicht ihr eigenes Geld in die schulische Ausbildung 
einbringen müssen. Die Förderung beitragsfreier Schulplätze ist 
dabei ein wichtiger Aspekt, um die Ausbildungssituation in der 
Pflege zu verbessern und zudem von Landesseite direkt steuerbar. 
Die FDP hat daher bereits im Haushalt 2011/2012 trotz des dama-
ligen Konsolidierungszwanges den Weg beschritten und mehr 
Mittel für Schulplätze zur Verfügung gestellt. 
Die Pflegeberufe brauchen eine Novelle der Pflegeausbildung. Die 
FDP lehnt aber die geplante generalistische Ausbildung in den 
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Pflegeberufen ab. Diese Ausbildung wird niemandem gerecht 
und zu einer Schwächung speziell der Altenpflege führen. Wir 
schlagen dagegen eine integrative Pflegeausbildung mit einer ge-
meinsamen Basisbildung vor, die sich dann aber in die einzelnen 
Zweige der Kinderkrankenpflege, Krankenpflege und Altenpfle-
ge spezialisiert. So wird das notwendige Know-how für die un-
terschiedlichen Aufgaben geschaffen. Dabei muss der modulare 
Auf bau der Ausbildung durchlässig sein, so dass eine Spezialisie-
rung in verschiedenen Gebieten oder ein Wechsel möglich wird. 
Handlungsbedarf, strukturelle Veränderungen an den 21 Alten-
pflegeschulen des Landes vorzunehmen, sieht die FDP nicht.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die grundsätzliche Forderung wird von der Piratenfraktion mit 
getragen. Auch aus unserer Sicht ist nicht nachvollziehbar, wa-
rum gerade in diesem wichtigen Berufsbereich andere Rege-
lungen gelten, als die, die sich in den „klassischen“ Ausbildungs-
berufen bewährt haben.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diese Forderung des Altenparlaments ist natürlich nicht ganz 
neu und dennoch unverändert wichtig. Der SSW tritt traditionell 
für eine menschenwürdige Pflege und für eine stärkere Anerken-
nung des Pflegeberufs ein. Auch wir wollen, dass noch mehr jun-
ge Menschen einen Pflegeberuf ergreifen. Und wir wollen auch, 
dass die Menschen, die hier arbeiten gute Bedingungen vorfinden 
und langfristig im Pflegebereich bleiben. Aber mit Blick auf den 
Nachwuchs haben wir durch die Übernahme der Ausbildungsko-
sten schon einen großen Schritt in die richtige Richtung gemacht. 
Und die Landesregierung zielt mit ihrer Fachkräfteinitiative be-
kanntlich auch auf die Care-Berufe ab. Daneben setzen wir uns 
im Rahmen unserer Möglichkeiten für einen entsprechenden Ta-
rifvertrag und die entsprechende Tarif bindung ein. Die vielen im 
Antrag genannten Einzelpunkte sehen wir als sehr sinnvolle An-
regungen. Wir werden gerne prüfen, welche Punkte zum Beispiel 
im Rahmen der anstehenden Reform der Pflegeausbildung und 
im weiteren Verfahren zum Pflegeberufegesetz auf Bundesebene 
berücksichtigt werden können und uns entsprechend einsetzen. 
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Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Es ist erklärtes Ziel der Landesregierung, die Attraktivität des 
Pflegeberufes und das Selbstbewusstsein der Pflegenden zu stei-
gern und dadurch auch mehr Auszubildende für diesen gesell-
schaftlich relevanten Beruf zu gewinnen. Bund und Länder sind 
sich darin einig, dass die Pflegeausbildung zukunftsfähig weiter 
zu entwickeln ist. Nur mit einem attraktiven Pflegeberuf wird 
man zukünftig auch beim Wettbewerb um die in immer gerin-
gerer Zahl zur Verfügung stehenden Schulabgänger bestehen 
können. Zur fachlichen Weiterentwicklung, der Attraktivitäts-
steigerung der Pflegeberufe und der Fachkräftesicherung gehört 
eine entsprechende Reform der Pflegeausbildungen (Zusam-
menlegung der Gesundheits- und Krankenpflegeausbildung, der 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegeausbildung sowie der 
Altenpflegeausbildung zu einer einheitlichen generalistisch aus-
gerichteten Pflegeausbildung) auf Bundesebene. 
Hierbei ist auch die seit vielen Jahren von Politik und Verbänden 
vertretene Forderung nach der Durchlässigkeit der Ausbildungen 
zu berücksichtigen. Im Januar 2016 hat die Bundesregierung den 
Gesetzentwurf zur Reform der Pflegeberufe beschlossen und in 
das Gesetzgebungsverfahren eingebracht. Vor diesem Hinter-
grund sollten mögliche Änderungen und/oder Unterstützungs-
leistungen durch das Land an der Infrastruktur der Ausbildung in 
den Pflegeberufen sinnvoller Weise erst aufgenommen werden, 
wenn das Gesetz zum „neuen Pflegeberuf “ vom Bundestag ver-
abschiedet ist.
Zusammen mit den anderen vier norddeutschen Bundesländern 
Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersach-
sen betreibt Schleswig-Holstein das „Norddeutsche Zentrum zur 
Weiterentwicklung der Pflege“ (NDZ). Das NDZ führt seit 2010 
eine Image-Kampagne mit dem Titel „Zeig Deine Pflegestärken“, 
durch die junge Leute motiviert werden sollen, einen Beruf in der 
Pflege aufzugreifen. Die Kampagne wird dabei durch eine online 
Datenbank unterstützt, mit der Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber und Personen die einen Ausbildungslatz in der Pflege suchen, 
leicht zueinander finden können.
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Mit dem Pflegeberufegesetz verfolgen wir mehrere Ziele: höhere 
Ausbildungsqualität; höhere Mobilität der Pflegekräfte; höhere 
Attraktivität des Berufs. Bei der Zusammenführung von Alten-, 
Kranken- und Kinderkrankenpflege erwarten wir handfeste Vor-
teile. Die Auszubildenden erhalten eine kostenfreie Ausbildung 
(kein Schulgeld mehr!) und eine angemessene Vergütung. Sie ha-
ben bessere Karrieremöglichkeiten durch Weiterbildung von der 
Pflegehelferausbildung (mit Hauptschulabschluss) über Fach-
kraftausbildung hin zum Pflegestudium. Dadurch verbessern 
sich auch die Beschäftigungsperspektiven, so dass sie besser mit 
der nach persönlicher Entwicklung, Lebenssituation oder Wohn-
ortwahl in Einklang gebracht werden können.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die grüne Bundestagsfraktion teilt die Forderung, dass die Aus-
bildungs- und Arbeitsbedingungen in den Pflegeberufen ver-
bessert werden müssen. Wir setzen uns für eine integrative 
Pflegeausbildung ein, die durch gemeinsame Inhalte ein breites 
Tätigkeitsfeld in den Pflegeberufen ermöglicht, durch Speziali-
sierungen jedoch auch die erforderlichen Fachkenntnisse sichert. 
Darüber hinaus kommt bei der Umsetzung der Ausbildungen 
den Ländern eine wesentliche Verantwortung zu. Insofern rich-
ten sich die genannten Forderungen zu einem großen Teil an das 
Land. 

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Die Bundestagsfraktion DIE LINKE hat ein ausführliches Kon-
zept zur Reform der Pflegeausbildung erarbeitet. Wir fordern die 
Integration der Pflegeberufe zu einer dreijährigen dualen Ausbil-
dung mit unterschiedlichen Abschlüssen in Gesundheits- und 
Krankenpflege, Kinderkrankenpflege oder Altenpflege. Im An-
schluss an die zweijährige Grundausbildung soll sich eine ein-
jährige Schwerpunktsetzung anschließen. Um Durchlässigkeit 
im Bildungssystem zu gewährleisten, soll die dreijährige Pfle-
geausbildung der Zugang zu Hochschulstudiengängen in Pfle-
gewissenschaften, Pflegemanagement oder Lehramt ermögli-



236

Altenparlament 2016

STELLUNGNAHMEN

chen. Da der praktischen Ausbildung in den Pflegeberufen eine 
besondere Bedeutung zukommt, sind die Betriebe in ihrer Aus-
bildungsverantwortung zu stärken. Praxiseinsätze und Praxis-
anleitung sind verbindlich zu regeln. Dazu gehören Ausbilder-
innen und Ausbilder mit berufspädagogischer Qualifikation in 
ausreichender Anzahl. Die bundeseinheitliche Pflegeausbildung 
nach dem Konzept der LINKEN soll nach dem Berufsbildungsge-
setz erfolgen, damit eine Ausbildungsvergütung mit Sozialversi-
cherungspflicht und ein Ausbildungsrahmenplan gewährleistet 
sind. 
Ein betrieblich-arbeitsrechtlich ausgestaltetes Ausbildungsver-
hältnis stellt im Unterschied zu einer schulischen oder hoch-
schulischen Ausbildung die Anwendung arbeitsrechtlicher 
Schutzbestimmungen sicher sowie die gesetzlichen und tarif-
lichen Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten. Die 
Finanzierung über eine Ausbildungsumlage ermöglicht eine ge-
bührenfreie und qualifizierte Ausbildung. Eine hohe Qualität der 
Ausbildung ist wichtig, um junge Menschen für diesen Beruf zu 
gewinnen. Das alleine reicht aber nicht: Die geringe Verweildau-
er in dem Beruf hängt auch mit der niedrigen Bezahlung, zu we-
nig Personal und der hohen Arbeitsverdichtung zusammen (siehe 
auch Stellungnahme zu AP 28/20). 

AP 28/20
Betreuungskräfte nach § 87b Abs. 3 SGB XI in stationären 
Pflegeeinrichtungen
entsprechend ihren Aufgaben einsetzen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die 
im Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass die Betreuungskräfte nach  
§ 87 b Abs. 3 SGB XI in stationären Pflegeeinrichtungen ent-
sprechend ihren Aufgaben eingesetzt werden.
				    Antrag siehe Seite 57

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit der Einführung der Betreuungskraft nach § 87 b SGB XI soll 
erreicht werden, dass in der immer komplexer werdenden Pflege 
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den Bewohnerinnen und Bewohnern genügend Zuwendung und 
Wertschätzung entgegengebracht wird. Die Betreuungskräf-
te sollen Pflegenden zuhören, ihnen einen Austausch mit ihren 
Mitmenschen ermöglichen und sie auf diesem Weg begleiten und 
betreuen. Nicht dazu gehört jedoch die pflegerische Betreuung. 
Sofern festgestellt wird, dass eine Betreuungskraft auch außer-
halb von Notfällen für sachfremde Aufgaben missbraucht wird, 
kann eine Beschwerde an die Pflegekasse weitergereicht werden. 
Auch die Heimaufsicht ist eine Anlaufstelle. Die CDU-Landtags-
fraktion wird auch weiterhin bei Besuchen auf den richtigen Ein-
satz von Pflegekräften achten. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die zusätzliche Betreuung, besonders von an Demenz erkrank-
ter Menschen, ist in stationärer Pflegeeinrichtungen von großer 
Bedeutung. Daher besteht ab 2008 die Möglichkeit, zusätzliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu diesem Zweck einzustellen. 
Sei es beim täglichen Spaziergang oder beim Lesen am Nachmit-
tag. Die Betreuungskräfte unterstützen und begleiten Bewohne-
rinnen und Bewohner stationärer Einrichtungen zusätzlich zum 
Pflegepersonal dabei, ihren Alltag zu meistern. Gerade weil dies 
so wichtig ist, ist es natürlich auch unerlässlich, dass diese Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter eben dieser Tätigkeit nachgehen 
können. Die SPD-Landtagsfraktion teilt daher die Einschätzung 
des Altenparlaments. Eine effiziente Aufgabenverteilung ist so-
wohl für die Qualität der Pflege als auch für die Arbeitsbedin-
gungen des Personals unbedingt notwendig. Wenn die zusätz-
lichen Betreuungskräfte überwiegend für hauswirtschaftliche 
Leistungen und Pflege eingesetzt werden, ist dies nicht gesetzes-
konform und sollte den Pflegekassen gemeldet werden.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Landesregierung ist aufgefordert, zusammen mit den Pfle-
gekassen zu klären, in welchen Bereichen die Betreuungskräf-
te nach § 87 b SGB XI eingesetzt werden. Die geltende Richt- 
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linie ist einzuhalten. Diese Betreuungskräfte haben entsprechend  
§ 2 Abs. 1 Betreuungskräfte-RI die Anspruchsberechtigten zu 
betreuen und zu aktivieren. Als Betreuungs- und Aktivierungs-
maßnahmen kommen Maßnahmen und Tätigkeiten in Betracht, 
die das Wohlbefinden, den physischen Zustand oder die psy-
chische Stimmung der betreuten Menschen positiv beeinflus-
sen können. Die Übernahme hauswirtschaftlicher Leistungen ist 
nicht vorgesehen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht der Piratenfraktion sollte dies eine Selbstverständlich-
keit sein, die allerdings im Aufgabenbereich der Aufsichtsbehör-
de im Sozialministerium liegt.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ganz ohne Frage ist es unzulässig, wenn Betreuungskräfte nach  
§ 87b Abs. 3 SGB XI zweckentfremdet eingesetzt werden. Uns 
sind zwar keine konkreten Fälle bekannt. Da die LAG Heimmit-
wirkung aber natürlich sehr nah an den Betroffenen und damit 
an der Praxis arbeitet, nehmen wir diesen Antrag mit Sorge zur 
Kenntnis. Unabhängig davon, ob es sich hier um Einzelfälle oder 
womöglich eine gängige Praxis handelt. So werden nicht nur 
Menschen strukturell überfordert, sondern auch wichtige Stan-
dards unterlaufen. Das muss aus unserer Sicht dringend unter-
bunden werden. Dafür werden wir uns stark machen.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die Grundsätze der Arbeit und die Aufgaben der zusätzlichen 
Betreuungskräfte in stationären Pflegeeinrichtungen sind in den 
Richtlinien nach § 87b Abs. 3 SGB XI zur Qualifikation und zu 
den Aufgaben von zusätzlichen Betreuungskräften in stationären 
Pflegeeinrichtungen (Betreuungskräfte-Rl) des GKV-Spitzen-
verbandes geregelt. Danach können zu den Aufgaben der zusätz-
lichen Betreuungskräfte im Einzelfall auch grundpflegerische 
Hilfen gehören, die bei der Durchführung ihrer Betreuungs- und 
Aktivierungstätigkeiten unaufschiebbar und unmittelbar er-
forderlich sind, wenn eine Pflegekraft nicht rechtzeitig zur Ver-
fügung steht. Zusätzliche Betreuungskräfte dürfen aber nicht 
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regelmäßig in grundpflegerische sowie hauswirtschaftliche Tä-
tigkeiten eingebunden werden. Maßnahmen der Behandlungs-
pflege bleiben ausschließlich den dafür qualifizierten Pflegekräf-
ten vorbehalten.
Sofern zusätzliche Betreuungskräfte von einzelnen Pflegeein-
richtungen regelmäßig oder überwiegend für hauswirtschaft-
liche Leistungen und grundpflegerische Hilfen eingesetzt wer-
den, sollte der zuständige Landesverband der Pflegekassen 
darüber informiert werden. Da die zusätzlichen Betreuungskräf-
te von den Pflegekassen finanziert werden, haben sie ein Interesse 
an einem ordnungsgemäßen Einsatz.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion stimmt dieser Forderung zu. 
Gleichwohl sehen wir wenig praktischen Handlungsspielraum, 
gesetzgeberisch gegen einen Einsatz von Betreuungskräften au-
ßerhalb ihres vertraglich geregelten Zuständigkeitsbereichs 
vorzugehen. Es ist Aufgabe der Arbeitgeber, ihre Beschäftigten 
entsprechend deren Ausbildung und im Rahmen der gültigen 
Gesetze einzusetzen. Es ist Aufgabe der Beschäftigten, auf ihre 
im Arbeitsvertrag festgelegten Aufgaben zu verweisen. Auch 
können sie sich von der Arbeitnehmervertretung entsprechend 
beraten lassen. Genauso appellieren wir an die Heimbewohner 
und ihre Angehörigen, etwaige Missstände anzusprechen. Auf 
diesem Wege wird das Ziel der besseren Betreuung und Pflege 
von Patienten und Bewohnern stationärer Einrichtungen, das 
schon unter Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt gesetz-
lich formuliert wurde und nun jüngst durch die Pflegestärkungs-
gesetze weiter verfolgt wird, am effektivsten erreicht.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die grüne Bundestagsfraktion fordert eine Evaluation des Ein-
satzes der Betreuungskräfte nach § 87 b SGB XI in stationären 
Pflegeeinrichtungen. Wenn sich die Vorwürfe bestätigen, dass 
zusätzliche Betreuungskräfte in größerem Ausmaß Pflegefach-
kräfte ersetzen, muss die Bundesregierung gesetzliche Rege-
lungen erlassen, die diesen Missbrauch verhindern.
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Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Um Personalkosten zu sparen, werden Tätigkeiten der Grund-
pflege, für die es eine pflegerische Ausbildung braucht, auf die 
schlechter bezahlten Betreuungskräfte ausgelagert. Hier muss 
gegen gesteuert werden. Gleichzeitig muss aber auch an den Ursa-
chen für den Kostendruck angesetzt werden. Die Pflege ist unter-
finanziert, die Leistungen der Pflegeversicherung reichen nicht. 
Deshalb fordert DIE LINKE die Abkehr von der Pflegeversiche-
rung als Teilkaskoversicherung hin zu einer bedarfsorientierten 
und solidarisch finanzierten Pflegeversicherung. Damit könnte 
der finanzielle Spielraum geschaffen werden, um ausreichend 
qualifiziertes Personal mit angemessenen Löhnen zu beschäf-
tigen.

AP 28/21
Verbesserung der ärztlichen und fachärztlichen Grundver-
sorgung der Bewohner in Pflegeeinrichtungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu be-
schließen und sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass 
Maßnahmen, basierend auf dem PNG (Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz) vom 29. Juni 2012, durchgesetzt werden, die 
ärztliche und fachärztliche Versorgung der Bewohner in 
Pflegeinrichtungen zu verbessern. Dazu gehören:
a)	 Auswertung der Erfahrungen der Pflegeeinrichtungen, 

die Kooperationsverträge aufgrund des PNGs bis De-
zember 2015 abgeschlossen haben,

b)	 Kooperationsverträge als Standardvorgaben festlegen,
c) Kooperationsverträge, wenn möglich mit Ärzten mit der 

Zusatzausbildung Geriatrie abschließen,
d)	 in die Kooperationsverträge übrige Fachärzte mit einbe-

ziehen (Augenärzte, Dermatologen, Endokrinologen, 
Neurologen, (Geronto)-Psychiater, Urologen, Gynäko-
logen, Orthopäden, Hals-Nasen-Ohren-Ärzte etc.),

e)	 Bereitstellung eines Behandlungszimmers mit einer 
vereinbarten Grundausstattung  (zu finanzieren aus 
den beträchtlichen Investitionskostenzuschüssen), 
Einrichtung einer Basis-Haus-Apotheke in der Pfleg-
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einrichtung (Vereinbarung  wie beim Sprechstunden-
bedarf (SSB) zwischen den Vertragsparteien KV und 
Landesverbände der Krankenkassen).

				    Antrag siehe Seite 58 - 60

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Um die Gesundheit und das Wohlbefinden der Bewohnerinnen 
und Bewohnern zu fördern, unterstützt die CDU-Landtagsfrak-
tion den Abschluss von Kooperationsvereinbarungen zwischen 
Pflegeeinrichtungen und Allgemein- und Fachärzten. Denn zur 
bedarfsgerechten Pflege gehört auch die qualifizierte ärztliche 
Versorgung. Mit dem Hospiz- und Palliativgesetz Ende 2015 sol-
len noch stärker als bisher Kooperationsverträge mit Ärzten, 
Medizinischen Versorgungszentren oder auch Ärztenetzen ge-
schlossen werden. Dies wird ausdrücklich begrüßt.   

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung wird 
durch die Pflegestärkungsgesetze auf Bundesebene ergänzt. Die 
SPD-Landtagsfraktion wird den Antrag des Altenparlaments 
prüfen, während die derzeitigen Beratungen zum Dritten Pflege-
stärkungsgesetz im Bundesrat begleitet werden.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Übergeordnetes Ziel des Pflege-Neuausrichtungsgesetzes war es, 
den Pflegebedürftigen besser zu helfen, ein Leben in Würde zu 
führen. Verschiedene Aspekte sollten deshalb verbessert werden, 
um dies zu erreichen. Neben der besseren Unterstützung von 
Angehörigen, der gezielten und frühzeitigen Rehabilitation, der 
Verbesserung der Angebote von Demenzkranken stand die Ver-
besserung der medizinischen Situation von Pflegebedürftigen 
sowohl in ambulanter Betreuung, als auch in stationären Ein-
richtungen im Vordergrund. Ärzte, Zahnärzte und Pflegekräfte 
müssen Hand in Hand arbeiten, um eine umfassende Versorgung 
sicherzustellen. Die FDP erwartet, dass die gesetzlichen Rege-
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lungen umgesetzt werden und dass der Geist des Gesetzes auch 
gelebt wird. Die Landesregierung ist aufgefordert, eine Evalua-
tion in Schleswig-Holstein vorzunehmen, um Probleme in der 
praktischen Umsetzung zu erkennen und abzustellen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In dieser Forderung wird ein Teilstandard formuliert, wie wir Pi-
raten ihn für selbstverständlich halten.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bewohnerinnen und Bewohner in den Einrichtungen und ihre 
Angehörigen erwarten völlig zu Recht eine (fach-)ärztliche Ver-
sorgung von hoher Qualität. Aber gerade weil auch wir eine mög-
lichst hochwertige Versorgung aller Heimbewohner wollen, ist 
uns ein Hinweis ganz wichtig: Die Versorgung aus dem Ärztekof-
fer ist – beispielsweise im Falle einer zahnärztlichen Behandlung 
– nicht mit jener in einer Praxis zu vergleichen. Je nach Komple-
xität und Art der Behandlung setzt sich dieses Problem natürlich 
fort. Auch wenn wir hier also durchaus Verbesserungspotenti-
al sehen und uns entsprechend einsetzen werden, sehen wir die 
völlig lückenlose Versorgung in Heimen als nicht erstrebenswert 
an. Für uns steht die Versorgungsqualität an erster Stelle. Auch 
wenn dafür mitunter Wege in Kauf genommen werden müssen 
und Kosten entstehen.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Grundversorgung mit Arzneimittel:
Grundsätzlich haben Heimbewohner die gleichen Rechte in Be-
zug auf Arzneimittelversorgung wie alle GKV-Versicherten. Der 
Träger des Heimes kann mit einer öffentlichen Apotheke einen 
Versorgungsvertrag abschließen. Eine bewohnerbezogene Auf-
bewahrung von Arzneimitteln in Heimen ist möglich und sinn-
voll. Die Kontrolle solcher Bestände sollte durch die heimversor-
gende Apotheke erfolgen.  Darüber hinaus gehende unabhängige 
Abgabestellen („Haus-Apotheken“) seitens des Trägers sind 
nicht erforderlich, verstoßen gegen die Apothekenpflicht und 
sind unzulässig.
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Ärztliche Grundversorgung:
Das Ziel des Beschlusses des Altenparlaments, nämlich die  Ver-
besserung der ärztlichen und fachärztlichen Grundversorgung 
der Bewohner in Pflegeeinrichtungen, deckt sich mit  dem Ziel 
des Gesetzes zur Verbesserung der Hospiz- und Palliativversor-
gung in Deutschland (Hospiz- und Palliativgesetz, HPG, trat 
Ende 2015 in Kraft), denn das HPG  zielt darauf ab, die haus- und 
fachärztliche Betreuung von Patienten in Alten- und Pflege-
heimen langfristig weiter zu verbessern.
Zu a):
Der Gesetzgeber hat vollstationäre Pflegeeinrichtungen bereits 
ab dem 1. Januar 2014 dazu verpflichtet, die Landesverbände der 
Pflegekassen unmittelbar nach einer Regelprüfung darüber zu 
informieren, wie die ärztliche, fachärztliche und zahnärztliche 
Versorgung sowie die Arzneimittelversorgung in den Einrich-
tungen geregelt ist (§ 114 Abs. 1 SGB XI). Sie sollen u. a. auf den 
Abschluss und den Inhalt von Kooperationsverträgen, die Ein-
bindung der Einrichtung in Ärztenetze und den Abschluss von 
Vereinbarungen mit Apotheken hinweisen. Wesentliche Ände-
rungen dazu sind den Landesverbänden der Pflegekassen inner-
halb von vier Wochen anzuzeigen. 
Dementsprechend befinden sich auf den Internetseitseiten der 
Pflegekassen mit den Daten und dem Leistungsangebot stati-
onärer Pflegeeinrichtungen (z. B. http://www.aok-pflegeheim-
navigator.de/; http://www.pflegelotse.de/ ) auch Angaben über 
Kooperationen mit Haus- und Fachärzten, ggf. in einzelnen Fach-
richtungen sowie Kooperationen mit Apotheken. Auf diese In-
formationen können Verbraucher z. B. bei der Auswahl eines Pfle-
geheims zurückgreifen.   
Zum 1. Juli 2016 wurde von kassenärztlicher Bundesvereinigung 
und Spitzenverband der Krankenkassen unter anderem ein neues 
Kapitel im einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) mit eige-
nen EBM-Ziffern  für Leistungen für zusätzliche ärztliche Koo-
perations- und Koordinationsaufgaben geschaffen. Eine inten-
sive, vertraglich vereinbarte Kooperation zwischen Haus- und 
Fachärzten und Pflegeheimen soll sich dadurch in Zukunft besser 
auszahlen. 
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Zu b) – d):
Mit dem HPG wurden die Regelungen zur ärztlichen Versorgung 
in vollstationären Pflegeheimen in § 119 b SGB V erneut geändert. 
Zusammen mit den oben beschriebenen, zum 1. Juli neu einge-
führten Leistungen für eine intensive, vertraglich vereinbarte 
Kooperation zwischen Haus- und Fachärzten und Pflegeheimen 
wurden damit die Voraussetzungen für mehr bedarfsgerechte 
Kooperationsvereinbarungen zur haus- und fachärztlichen Ver-
sorgung von Bewohnerinnen und Bewohnern von Pflegeheimen  
verbessert. Unabhängig davon ist darauf hinzuweisen, dass das 
Recht des Patienten zur freien Arztwahl auch durch vertragliche 
Kooperationsvereinbarun-gen nicht eingeschränkt werden kann.
Zu e) :
Zu den Behandlungszimmern ist Folgendes zu beachten: Pflege-
einrichtungen sind im Rahmen der Pflegeversicherung berech-
tigt, ihre nicht durch öffentliche Förderung gedeckten und für 
den Betrieb notwendigen  Investitionsaufwendungen gegenüber 
Pflegebedürftigen gesondert zu berechnen. Die Investitions-
kostenzuschüsse bei vollstationärer Pflege werden für einkom-
mensschwächere Bewohnerinnen und Bewohner gewährt, um 
diese persönlich  von Investitionskostenanteilen zu entlasten. 
Die Mittel können daher nicht für die Schaffung/Ausstattung 
von Behandlungszimmern eingesetzt werden.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
In Schleswig-Holstein gibt es die geforderten Kooperationsver-
träge bereits, nachdem sich Kassenärztliche Bundesvereinigung 
und Gesetzliche Krankenversicherung 2014 auf die Anforde-
rungen festgelegt hatten. Allerdings wurde das entsprechende 
Vergütungssystem erst in diesem Jahr angepasst. Mit dem Inno-
vationsfonds wird im Übrigen beispielsweise in Baden-Württ-
emberg ein Projekt der Kassenärztlichen Vereinigung gefördert, 
das die Verbesserung der Versorgung von Pflegeheimbewohnern 
zum Ziel hat. Bei diesen Formen der Verflechtung von Pflege und 
medizinischer Versorgung sollte aber der Grundsatz der freien 
Arztwahl berücksichtigt werden, denn in vielen Fällen möchten 
die Pflegebedürftigen ihre Ärztin oder ihren Arzt behalten. 
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Die ärztliche und fachärztliche Grundversorgung muss stets ge-
währleistet sein, unabhängig davon, ob der Patient in den eige-
nen vier Wänden oder in einer Pflegeeinrichtung wohnt. Mit dem 
Hospiz- und Palliativgesetz wurde die Förderung einer koopera-
tiven und koordinierten Versorgung in Pflegeheimen gestärkt. 
Haus- und Fachärzte können mit Pflegeheimen spezielle Koope-
rationsverträge abschließen. Auch bei den Pflegestärkungsgeset-
zen, die zum Teil noch in der parlamentarischen Beratung sind, 
spielt dieses Thema eine wichtige Rolle.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Das können wir so unterstützen. 

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir begrüßen diesen Beschluss und unterstützen Maßnah-
men, die zur Sicherstellung und Verbesserung der ärztlichen und 
fachärztlichen Versorgung in stationären Pflegeeinrichtungen 
führen. Eine Auswertung der Erfahrungen der Pflegeeinrich-
tungen seit Verabschiedung des PNG ist sinnvoll. Auch die Ein-
richtung eines Behandlungszimmers in Pflegeeinrichtungen 
können wir unterstützen, hinsichtlich der Finanzierung haben 
wir noch Beratungsbedarf.

AP 28/22
Medikamentenabgabe durch Ärzte im Notdienst
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschlie-
ßen und sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass we-
gen der Ausdünnung der notdiensthabenden Apotheken 
die Ärzte im Notdienst die benötigten Arzneimittel selbst 
beim Patienten abgeben dürfen. 
Hierzu ist es natürlich erforderlich, dass der Arzt im Not-
dienst ein Grundsortiment an dringend erforderlichen 
Arzneimitteln mit sich führt. 
Dafür sind die entsprechenden gesetzlichen Vorausset-
zungen zu schaffen {Vereinbarung auf einer Grundlage wie 
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beim SSB (Sprechstundenbedarf ) zwischen den Vertrags-
parteien KV und Landesverbände der Krankenkassen bzw. 
wie beim Entlassungsmanagement nach § 39 Abs. 1a Satz 7 
SGB V bei der Verordnung von Arzneimitteln}.
				    Antrag siehe Seite  61 -62

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion wird die Anregung des Altenparla-
ments aufgreifen und prüfen, inwieweit eine Unterversorgung 
mit Notdienstapotheken in der Fläche derzeit besteht. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich für eine flächendeckende 
medizinische Versorgung im gesamten Landesgebiet sein. Medi-
kamente müssen jederzeit, besonders in Notfällen, einfach und 
schnell erhältlich sein. Die Fraktion wird die Anregungen des Al-
tenparlaments prüfen, jedoch wird bisher in diesem Bereich kein 
Handlungsbedarf gesehen. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
In einem Notfall muss schnell gehandelt werden, um Leben und 
Gesundheit der PatientInnen zu retten. Die Kapazitäten in einem 
Notfall- beziehungsweise Notarzteinsatzfahrzeug sind sehr be-
schränkt. Von daher ist lediglich die Mitführung eines kleinen 
Kontingentes, der in der Notfallerstversorgung vorrangig erfor-
derlichen Medikamente, möglich. Darüber hinaus ist eine nach-
sorgende Untersuchung der PatientInnen im Krankenhaus so-
wie beim Haus- oder Facharzt angezeigt. Erst dann kann über die 
nachfolgende, mittelfristige oder dauerhafte Medikamentengabe 
entschieden werden. Im ländlichen Raum gibt es zur Abfederung 
der ausgedünnten Apothekenstandorte Hol- und Bringdienste 
für Rezepte und Medikamente sowie die Möglichkeit, erforder-
liche Arzneimittel über Versandapotheken zu erhalten.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Apothekerkammer, die für Sicherstellung der Versorgung 
zuständig ist, hat einen 24-stündigen Notdienst in allen Lan-
desteilen sichergestellt. Auf unsere Anfrage hin hat die Apothe-
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kerkammer erklärt, dass ihr in diesem Jahr bisher keine einzige 
Beschwerde zum Apothekennotdienst bekannt sei. Das bedeu-
tet nicht, dass es in Einzelfällen nicht Schwierigkeiten gibt, eine 
Apotheke zu erreichen. In Notfällen führt der ärztliche Notdienst 
bereits Medikamente mit sich, die sofort verabreicht werden. Ist 
die Erkrankung schwerwiegend, erfolgt die Einweisung in ein 
Krankenhaus. Zu klären sind Fälle, bei denen es aufgrund der 
Entfernung und eingeschränkter Mobilität Probleme gibt, eine 
Apotheke zu erreichen. Aus Sicht der FDP ist es notwendig, Ver-
sorgungslücken zu identifizieren, diese der Apothekerkammer 
mitzuteilen, damit die Kammer im Bedarfsfall nachsteuern und 
den Notdienst in einer Region besser aufstellen kann.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir erkennen den Handlungsbedarf aus dem Antrag an. Aus 
praktischen Erwägungen sollte die Umsetzung zwischen der 
Kassenärztlichen Vereinigung und der Apothekerkammer ver-
einbart werden.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch der SSW sieht die Abnahme bei der Zahl der Apotheken in 
Deutschland mit Sorge. Bekanntlich ist diese Zahl auch 2015 um 
rund 200 Niederlassungen zurückgegangen. Dieser Trend hielt 
leider auch im 1. Quartal 2016 an. Hier sank die Zahl laut Statistik 
um weitere knapp 60 Apotheken bundesweit. Parallel hierzu legt 
aber die Zahl der Beschäftigten in diesem Bereich stetig zu. Al-
lein 2015 stieg diese Zahl um rund 2000 Beschäftigte auf einen 
Höchststand von 154.500. 
Natürlich macht sich diese Entwicklung in einem Flächenland 
besonders schnell bemerkbar. Denn trotz der größeren Mitar-
beiterzahl werden die Versorgungswege unweigerlich weiter. 
Leider trägt offensichtlich auch die Neuordnung des Apotheken-
notdienstes durch die Apothekerkammer nicht zur Lösung des 
Problems bei. Soweit wir wissen, hat man die Neuordnung des 
Notdienstes autonom – und damit leider auch ohne Absprache  
z. B. mit der Kassenärztlichen Vereinigung – vorgenommen. 
Auch auf Seiten der Ärzteschaft scheint man die Einschätzung 
des Altenparlaments klar zu teilen. Auch hier sieht man keine 



248

Altenparlament 2016

STELLUNGNAHMEN

Verbesserung sondern eher eine Verschärfung der Lage. Wir wer-
den diesen Antrag daher gerne zum Anlass nehmen, um mit den 
Akteuren mögliche Wege zur Verbesserung der Versorgungssitu-
ation in diesem Bereich zu diskutieren. Hier wird sich sicher auch 
zeigen, ob der vorgeschlagene Weg über die notdiensthabenden 
Ärzte gangbar ist.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die unmittelbare notfallmäßige Anwendung von Arzneimitteln 
in der Arztpraxis ist bereits heute möglich. Eine darüber hinaus 
gehende Arzneimittelabgabe durch Ärzte im Notdienst ist nicht 
erforderlich, weil der Apothekennotdienst in der Nacht und am 
Wochenende und darüber hinausgehende Botendienste eine si-
chere Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln gewähr-
leisten. Die klare Trennung von Arzt- und Apothekertätigkeit 
hat sich bewährt. Eine Aufweichung des Dispensierverbotes der 
Ärzte verursacht Risiken bei dem Arzneimittelvertrieb, löst neue 
Überwachungsverpflichtungen aus und verursacht zusätzliche 
Bürokratiekosten in der öffentlichen Verwaltung und bei der 
GKV.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Der Versorgungsauftrag mit Medikamenten obliegt gemäß Apo-
thekengesetz den Apotheken. Die Einschätzung der Bundes-
tagsfraktion ist, dass die Apotheken diesem Versorgungsauftrag 
auch nachkommen. An diesem Grundsatz wird auch zukünftig 
festgehalten. Vor dem Hintergrund des EuGH-Urteils zum Ver-
sandhandel mit verschreibungspflichtigen Arzneimitteln wird 
die Bundesregierung darüber hinaus die Position der Apotheken 
vor Ort noch weiter stärken, indem der Versandhandel mit diesen 
Medikamenten verboten wird. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Ein eingeschränktes Dispensierrecht für Notärzte ist seit Langem 
eine Forderung der SPD-Bundestagsfraktion. Wir wissen um 
die teils mangelhafte Koordination von ärztlichen Notdiensten 
einerseits und den Apotheken-Notdiensten andererseits. Wir 
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kämpfen für die entsprechenden politischen Mehrheiten, um 
dieses Problem in Zukunft anzugehen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Ein hausärztliches Dispensierrecht für bestimmte verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel unterstützen wir.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Die Ausdünnung der Apotheken hängt eng mit der Versorgung 
durch Ärztinnen und Ärzte zusammen. Da nach wie vor der mei-
ste Umsatz mit rezeptpflichtigen Arzneimitteln gemacht wird, 
gibt es vor allem dort eine niedrige Dichte an Apotheken, wo es 
auch wenige Arztpraxen gibt. Es ist daher unsere Aufgabe, die 
ärztliche Bedarfsplanung zu reformieren und zu einer bedarfsge-
rechten Verteilung der zugelassenen Arztsitze zu kommen. Auch 
die Stärkung des Versandhandels gegenüber den Apotheken vor 
Ort sehen wir kritisch, weil sie die flächendeckende Versorgung 
weiter gefährdet. DIE LINKE. möchte also an einem noch grund-
sätzlicheren Hebel ansetzen und so gleichzeitig die Versorgungs-
leistung insgesamt verbessern.

AP 28/23
Gewährleistung einer lückenlosen Versorgung der Bevöl-
kerung Schleswig-Holsteins mit lebensnotwendigen Me-
dikamenten
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschlie-
ßen und sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass keine 
Versorgungslücken mit lebenswichtigen Medikamenten 
die Gesundheit bzw. notwendige Therapien der Menschen 
im Lande bedrohen. 
Zu gewährleisten ist daher:
1)	 Eine verpflichtende Erstellung und regelmäßig zu ak-

tualisierende Liste essentieller Medikamente aus spezi-
ellen Fachgebieten mit Kennzeichnung unverzichtbarer, 
in 24 Stunden auszuliefernder Arzneimittel, 

2)	 verpflichtende Eintragung der Hersteller ihrer Liefe-
rengpässe in diese Engpassliste, 
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3)	 angemessene Vorhaltepflicht lebensnotwendiger Medi-
kamente entlang der Lieferkette,

4)	angemessene Vorhaltepflicht entlang der Produktions-
kette,

5)	 keine Monopolanbieter für lebenswichtige Medika-
mente, 

6)	wenn Rabattverträge, dann mindestens zwei Anbieter,
7)	 wenn Rabattverträge, dann mit Kontrolle der Liefer-

fähigkeit, festlegen der Dauer der Lieferfähigkeit und 
Sanktionen bei Ausfall der Lieferfähigkeit,

8)	landesweites/nationales Vorratslager entsprechend der 
aktualisierten Liste,

9)	Einrichtung einer Koordinationsstelle auf Landesebene, 
besser Bundesebene BfArM), die Hilfestellung bei den 
auftretenden Problemen (Kontakte zu anderen Herstel-
lern, Beschaffung von Rohstoffen, beschleunigte In-
spektionen, Parallelimporten, Ausnahmeregelungen) 
leistet.

				    Antrag siehe Seite 63 - 64

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Dem Wunsch nach einer lückenlosen Versorgung der Bevölke-
rung mit notwendigen Medikamenten kann sich die CDU-Land-
tagsfraktion anschließen. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion ist der Ansicht, dass die Versorgung 
mit lebensnotwendigen Medikamenten als Teil der Grundversor-
gung anzusehen ist. Gerade Menschen, die unter lebensbedroh-
lichen Krankheiten leiden, sind auf eine zuverlässige Versorgung 
mit den entsprechenden Arzneimitteln angewiesen. Diese darf 
weder durch etwaige Lieferengpässe noch durch wirtschaftliche 
Interessen negativ beeinflusst werden.
Wir werden daher die vom Altenparlament vorgeschlagenen 
Punkte aufgreifen und diskutieren.
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Engpässe bei lebenserhaltenden Medikamenten sind ein Pro-
blem. Sie sollten nicht vorkommen. In der Regel sind sie durch ein 
kurzfristiges Ungleichgewicht zwischen Angebot (Produktion, 
Lieferbarkeit) und Nachfrage begründet. Dies kann jedoch durch 
alternative Medikamente oder schnellstmögliche Nachprodukti-
on erfahrungsgemäß hinreichend reguliert werden. Arzneimit-
telherstellerInnen agieren als Unternehmen auf einem sensiblen 
Markt. Die Gefährdung von Gesundheit und Menschenleben darf 
nicht durch vorrangige Gewinninteressen in Kauf genommen 
werden. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Altenparlament greift eine nachvollziehbare Forderung auf, 
gleichwohl muss ehrlich darüber gesprochen werden, mit wel-
chen Instrumenten dieses Ziel erreicht werden kann. Die Apo-
thekenbetriebsordnung verpflichtet bereits jetzt alle Apotheken,  
für alle relevanten Indikationsgebiete eine Bevorratung von der 
Dauer einer Woche vorzunehmen. Eine grundsätzliche Rege-
lung besteht also schon. Die Aufwendungen für das Warenla-
ger einer Apotheke liegen aktuell im Schnitt bei einem niedrigen 
sechsstelligen Betrag. Würde man den Beschluss in vorliegender 
Form umsetzen, müsste ein Warenlager mit Kosten in sieben-
stelliger Höhe vorgehalten werden. Das ist wirtschaftlich kaum 
darstellbar. Stattdessen muss man einen anderen Bereich in den 
Blick nehmen. Lieferengpässe entstehen häufig dadurch, dass 
aufgrund bestehender Rabattverträge die beteiligten Rabattpart-
ner die benötigte Ware für einen bestimmten Zeitraum nicht in 
entsprechender Menge liefern können. Deswegen wäre es aus 
Sicht der FDP sinnvoll, das Instrument der Rabattverträge unter 
die Lupe zu nehmen und zu klären, ob hier Verbesserungen im 
Spannungsfeld von Patientensicherheit einerseits und Kostenge-
sichtspunkten andererseits möglich sind.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diese Forderung unterstellt, dass es eine Versorgungslücke mit 
lebenswichtigen Medikamenten gibt. Hiervon ist unserer Frakti-
on indes nichts bekannt.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In einem reichen Land wie Deutschland darf es nicht sein, dass 
Menschen aufgrund von Medikamentenengpässen in bedroh-
liche Situationen kommen. Das ist völlig unstrittig. Die Gesamt-
situation stellt sich in unseren Augen allerdings nicht ganz so fa-
tal dar, wie im Antrag suggeriert. Auch wir sehen zum Beispiel 
die Monopolstellung einzelner Anbieter bei lebenswichtigen 
Medikamenten kritisch. Auch die Probleme, die mitunter mit 
Rabattverträgen verbunden sind, müssen dringend angegangen 
werden. Dass Medikamente aber beispielsweise entlang der Pro-
duktions- und Lieferketten offenbar nicht angemessen vorgehal-
ten werden, ist uns in dem beschriebenen Ausmaß neu. Wenn es 
darum geht, Versorgungslücken und Verzögerungen durch Lie-
ferengpässe zu vermeiden, hat das Altenparlament die volle Un-
terstützung des SSW. Ob allerdings der gesamte hier aufgeführte 
Forderungskatalog so umgesetzt werden kann, müssen wir zu-
nächst eingehend prüfen. Sofern wir zu einer ähnlichen Ge-
samteinschätzung kommen, werden wir uns selbstverständlich 
im Sinne des Antrags einsetzen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Zu1.:
Die Differenzierung in „essentielle“ und nicht „essentielle“ Arz-
neimittel ist problematisch und birgt ethische Bewertungs- und 
Abgrenzungsprobleme. Apotheken und Großhändler haben eine 
grundsätzliche, gesetzlich geregelte Bevorratungspflicht und 
müssen den durchschnittlichen Bedarf in ihrem Bereich decken. 
Eine darüber hinaus gehende Liste, die regelmäßig zu aktualisie-
ren wäre, erscheint vor diesem Hintergrund nicht erforderlich.
Zu 2.:
Beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte be-
steht bereits eine Datenbank, in der die pharmazeutischen Unter-
nehmer Lieferengpässe und Versorgungsmängel eintragen.
Zu 3.:
Die Vorhalteverpflichtung ist bereits im Arzneimittelgesetz  
(§ 52 b) sowie in der Apothekenbetriebsordnung (§ 15) geregelt.
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Zu 4.
Die Herstellung von Wirkstoffen und Arzneimitteln findet vor-
wiegend im außereuropäischen Ausland statt. Eine Bevorra-
tungspflicht in den Herstellländern wäre zwar wünschenswert, 
ist aber weder materiell noch rechtlich durchsetzbar.
Zu 5. und 6.:
Zur Oligopol- und Monopolbildung trägt die Gesetzliche Kran-
kenversicherung maßgeblich bei, indem diese Exklusivverträ-
ge über die Arzneimittelbelieferung abschließt, die andere Mit-
bewerber vom Markt ausgrenzen. Da der Arzneimittelmarkt ein 
freier Markt ist, hat der Staat keinen Einfluss auf die Akteure und 
ihre unternehmerischen Entscheidungen, z. B. den Vertrieb eines 
seltenen Arzneimittels einzustellen.
Zu 7.:
Rabattverträge müssen die nachhaltige und sichere Versorgung 
der Versicherten mit Arzneimitteln gewährleisten. Hierzu sind 
im Interesse der Ausfallsicherheit auch entsprechende Redun-
danzen vorzuhalten. Nachträgliche Sanktionen sind kein geeig-
netes Steuerungsinstrument zur Gewährleistung der Versor-
gungssicherheit.
Zu 8.:
Zur Koordinierung der Aufgaben im Bereich der Arzneimittel-
überwachung haben die Länder die Zentralstelle der Länder für 
Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten 
mit Sitz in Bonn eingerichtet.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Forderungen dieses Antrages sind derzeit Thema bei der Dis-
kussion zum derzeit in Arbeit befindlichen Arzneimittelversor-
gungsstärkungsgesetz (AM-VSG). Das Bundesministerium für 
Gesundheit, das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie haben 
zur Sicherstellung einer lückenlosen Versorgung der Bevölke-
rung mit Arzneimitteln mit Vertretern von Wissenschaft und 
pharmazeutischen Verbänden im Zeitraum von 2014 bis 2016 ei-
nen ausführlichen vorbereitenden Dialog geführt. Der Gesetz-
entwurf greift wichtige Anregungen aus diesem Dialog auf. Er 
enthält darüber hinaus Regelungen, die notwendig sind, um die 
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Arzneimittelversorgung weiterhin auf hohem Niveau sicherzu-
stellen und um die finanzielle Stabilität der gesetzlichen Kran-
kenversicherung zu erhalten.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Mit dem Antrag 17/12847 „Versorgung mit Arzneimitteln si-
cherstellen“, vom März 2013 hat die SPD-Bundestagsfraktion 
diese Forderungen adressiert: Auf bau eines zentralen Meldere-
gisters für Arzneimittellieferengpässe; Erweiterung des Bereit-
stellungsauftrags der Arzneimittelhersteller sowie erweiterte 
Durchgriffsrechte für die Länderbehörden; Ausreichende Vor-
haltung lebensnotwendiger Arzneimittel durch das Bundesin-
stitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM); Transpa-
renz über die Herkunft von Arzneimitteln und ihrer Vorprodukte 
und noch einiges mehr. Dieser Antrag wurde seinerzeit leider mit 
den Stimmen der damaligen Koalitionsfraktionen Union und 
FDP abgelehnt.
Gleichwohl hat das BfArM die Idee des Melderegisters aufgegrif-
fen und bietet eine Übersicht zu aktuellen Lieferengpässen für 
Humanarzneimittel in Deutschland auf der Basis freiwilliger 
Informationen der Zulassungsinhaber an. Ebenfalls finden sich 
dort Empfehlungen für Ärzte und Ansprechpartner für weitere 
Fragen. Wir begleiten diesen Prozess aufmerksam, um ggf. erneut 
auf Verpflichtung denn auf Freiwilligkeit zu dringen.
Diese und einige weitere der von Ihnen vorgebrachten Forde-
rungen werden bereits umgesetzt, bei anderen hat die Politik 
keine Handhabe. So gibt es bereits auf Länderebene eine ent-
sprechende Vorratshaltung und bei der Gestaltung von Rabatt-
verträgen zwischen pharmazeutischer Industrie und den Kran-
kenkassen werden selbstverständlich auch Fragen rund um die 
Lieferfähigkeit geklärt. Auf der anderen Seite ist die Herstellung 
bestimmter Arzneimittel eine unternehmerische Entscheidung 
des jeweiligen Unternehmens. Insofern ist das Entstehen von 
Monopolanbietern außerhalb unserer Einflussmöglichkeiten.
Ferner beraten wir gerade parlamentarisch über den Gesetzent-
wurf zur Stärkung der Arzneimittelversorgung in der GKV (kurz: 
AMVSG). Er greift wichtige Impulse aus dem sog. Pharma-Dia-
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log auf, der von Bundesregierung, Wissenschaft der pharmazeu-
tischen Industrie und Gewerkschaften von 2014 bis 2016 geführt 
wurde, um die Versorgung mit hochwertigen und innovativen 
Arzneimitteln zu sichern. Auch werden Fragen nach Rabattver-
trägen und Lieferengpässen thematisiert.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Einige der Forderungen können wir unterstützen, andere dürf-
ten in dieser Form nicht umsetzbar sein (zum Beispiel nationale 
Bevorratung). Für manche sehr wichtige Arzneimittel gibt es nur 
einen Anbieter. Das kann man gut oder schlecht finden, ist aber 
eine Tatsache, um die man nicht herumkommt. 

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt das Anliegen ausgesprochen. Die Pro-
bleme hinter Versorgungslücken sind dabei vielfältig: Ein Groß-
teil der pharmazeutischen Produktion erfolgt außerhalb Europas. 
Allein die langen Lieferwege verhindern, dass auf eine akut stei-
gende Nachfrage lexibel reagiert werden kann. Ein weiteres Pro-
blem besteht in der Monopolisierung des Arzneimittelmarktes. 
Einige Arzneimittel werden weltweit nur noch von einem ein-
zigen Hersteller produziert. Dem muss entgegengewirkt werden. 
Lösungsansätze lägen auch in einem verpflichtenden Meldever-
fahren, mit dem die Hersteller auf drohende Probleme rechtzeitig 
hinzuweisen hätten. Ob die Lagerhaltung auf Vorrat bei staatli-
chen Stellen ein sinnvoller Ansatz sein könnte, ist im Einzelfall 
zu prüfen. Bei Medikamenten mit kurzem Verfallsdatum dürfte 
das wenig Sinn machen.

AP 28/24 NEU
Vorsorgeuntersuchungen altersbedingter Augenerkran-
kungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden gebeten, sich dafür ein-
zusetzen, dass für altersbedingte Augenerkrankungen wie 
z. B. trockene und feuchte Makuladegeneration und Glau-
kom ab dem 50. Lebensjahr  regelmäßige und  diagnostisch
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sichere kostenfreie Vorsorgeuntersuchungen eingeführt 
werden.
				    Antrag siehe Seite 65

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Neben dem Check-Up beim Hausarzt, dem regelmäßigen Be-
such beim Zahnarzt sowie der Krebsfrüherkennung sollten Seni-
orinnen und Senioren nach Ansicht der CDU-Landtagsfraktion 
auch freiwillige Vorsorgeuntersuchungen wahrnehmen. Kosten-
frei sind bisher Vorsorgeuntersuchungen zu Krankheiten, die 
gut zu behandeln sind, wenn sie früh erkannt werden. Im Falle 
der angesprochenen Makuladegeneration sowie Glaukoms muss 
die Vorsorgeuntersuchung jedoch selbst gezahlt werden, sofern 
kein spezielles Risiko oder ein Krankheitsverdacht vorliegt. Dies 
liegt daran, dass es bisher noch keine aussagekräftigen Studien 
gibt, die belegen, dass eine bevölkerungsweite Früherkennung 
sinnvoll ist. Denn Früherkennungsuntersuchungen bergen auch 
immer das Risiko von Fehldiagnosen und Überreaktion. Dieses 
Risiko muss nach Ansicht der CDU-Landtagsfraktion weitestge-
hend reduziert werden. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Für die SPD-Landtagsfraktion ist die Erhaltung des Sehvermö-
gens auch im Alter von großer Bedeutung, da es zur Eigenstän-
digkeit gerade älterer Menschen besonders beiträgt. Wir werden 
daher das Anliegen des Altenparlaments bei unserer zukünftigen 
gesundheitspolitischen Arbeit unterstützen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Diese Frage gehört in den Bereich der Selbstverwaltung der 
Krankenkassen. Der Gemeinsame Bundesausschuss gibt Emp-
fehlungen ab, welche Vorsorgeleistungen in das unmittelbare, 
kostenfreie Angebot der Krankenkassen aufzunehmen sind. Da-
rüber hinausgehende Leistungen sind als Satzungsleistung ein-
zelner Kassen oder als sogenannte IGeL-Leistung möglich. Wir 
Grüne sehen IGeL-Leistungen kritisch. Die Untersuchungen, die 
für die Patienten erforderlich sind, sollten aus unserer Sicht von 
den Krankenkassen finanziert werden.
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die fachliche Bewertung ist Aufgabe der medizinischen Selbst-
verwaltung. Der Gemeinsame Bundesausschuss hat im Jahr 2004 
beschlossen, Glaukom-Screening nicht in den Leistungskatalog 
aufzunehmen. Ähnliches gilt für die altersbedingte Makuladege-
neration. Die Leistungen werden bereits jetzt von den Kranken-
kassen übernommen, wenn ein konkreter Verdacht auf Erkran-
kung vorliegt. Nach kursorischer Prüfung übernehmen einzelne 
Krankenkassen die Leistung auch als Satzungsleistung. Seit dem 
Jahr 2015 läuft zudem ein Prüfverfahren beim Gemeinsamen 
Bundesausschuss, ob die sogenannte optische Kohärenztomo-
graphie in den Leistungskatalog der Krankenkassen aufgenom-
men werden soll. Zumindest im Bereich der Makuladegenerati-
on, die die häufigste Ursache für schwere Sehbeeinträchtigungen 
darstellt, würde dieses diagnostische Verfahren greifen. Die Er-
gebnisse sind abzuwarten.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit Blick auf die im Antrag genannten Erkrankungen und die 
Frage der augenärztlichen Vorsorgeuntersuchungen stehen wir 
leider vor extrem unterschiedlichen Experteneinschätzungen. 
Augenärzte vertreten zwar häufig die Meinung, die Glau-
kom-Früherkennungs-Untersuchung sei wichtig und es sei me-
dizinisch gesehen sogar fahrlässig, diese nicht ab dem 40. Lebens-
jahr regelmäßig durchführen zu lassen. Und doch setzen sich die 
Ärzte bis heute nicht mit allen Mitteln dafür ein, dass diese Un-
tersuchung auch von den Krankenkassen bezahlt wird. Es gibt 
also durchaus Vorsorgeuntersuchungen und Behandlungsmög-
lichkeiten, die Geld und vor allem natürlich viel Leid ersparen 
können. Aber gerade die Früherkennung zum besonders gefähr-
lichen Glaukom und zur AMD gerät gleichzeitig immer wieder in 
die Kritik. Der Vorwurf lautet, diese Untersuchung sei zu teuer 
und unnütz. Fakt ist, dass die Krankenkassen diese Maßnahme 
bis heute nicht zahlen. Nach Einschätzung des SSW fehlen hier 
vor allem valide Langzeitstudien, die die Sinnhaftigkeit eindeu-
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tig belegen. Wir hoffen, dass derartige Untersuchungsergebnisse 
zeitnah vorliegen und diese Leistungen dann gegebenenfalls auch 
endlich von den Kassen übernommen werden. Hierdrauf werden 
wir selbstverständlich hinwirken.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Laut DOG-Präsident Helbig (Deutsche Ophthalmologische Ge-
sellschaft, Gesellschaft für Augenheilkunde) sind Augenleiden 
„Volkskrankheiten“. Dabei spielen unter anderem auch das Glau-
kom sowie die altersabhängige Makuladegeneration eine große 
Rolle. Im frühen Stadium der Augenerkrankungen werden Sym-
ptome häufig nicht bemerkt. Bei einem Fortschreiten finden sich 
vielfach Schädigungen, die nicht reversibel sind und bis zur Er-
blindung führen können. Je früher eine Therapie beginnt, umso 
größer ist die Chance, bleibende Beeinträchtigungen zu verhin-
dern.
Der Erhalt der Sehfähigkeit bedeutet insbesondere eine größe-
re Lebensqualität für den einzelnen Menschen. Bei Verlust oder 
(vermeidbarer) Einschränkung der Sehfähigkeit sind gravierende 
Auswirkungen insbesondere für den einzelnen Menschen zu er-
warten, die Folgen sind jedoch auch gesamtgesellschaftlich rele-
vant (Produktivitätsverlust, Krankschreibungen, Erwerbsunfä-
higkeit etc.).
Augenärzte schlagen daher spätestens ab dem 40. Lebensjahr au-
genärztliche Kontrollen vor, deren Abstände mit zunehmendem 
Alter und bei einigen Indikationen bzw. Risikofaktoren vermin-
dert bzw. vorgezogen werden sollten. Dementsprechend befür-
wortet das MSGWG augenärztliche Vorsorgeuntersuchungen al-
tersbedingter Augenerkrankungen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Prävention bzw. frühzeitige Behandlung von Erkrankungen sind 
uns ein zentrales Anliegen. Über Leistungen im Rahmen der 
GKV beschließt derweil der Gemeinsame Bundesausschuss. An 
den Plenums- und Ausschusssitzungen nehmen auch z. B. Pati-
entenvertreter beratend teil, über die eine Eingabe wie etwa Ihre 
Forderung nach bestimmten Vorsorgeuntersuchungen möglich 
ist.
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Über zusätzliche ärztliche Leistungen der gesetzlichen Kranken-
kassen entscheidet grundsätzlich nicht der Gesetzgeber, sondern 
der Gemeinsame Bundesausschuss auf der Grundlage einer wis-
senschaftlichen Nutzenbewertung. Derzeit liegen nach unserer 
Kenntnis keine Belege für den Nutzen eines regelmäßigen Au-
genscreenings vor.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir werden diesen Beschluss als Anregung in unsere Beratungen 
mit aufnehmen. Grundsätzlich unterstützen wir einen unge-
hinderten Zugang zu medizinisch sinnvollen Vorsorgeuntersu-
chung.

AP 28/26
Mindeststandards ÖPNV – seniorengerechte Leistungsan-
gebote
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landes-
regierung werden aufgefordert, die rechtlichen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass es seniorengerechte 
Leistungsangebote im ÖPNV gibt und die Tarife entspre-
chend für Senioren attraktiv gestaltet werden.
Hierzu gehört ein im NAH.SH-Verbund geltendes Seni-
orenticket, das die Individualverkehre verringert sowie der 
Verkehrssicherheit und dem Umweltschutz dient.
				    Antrag siehe Seite 67

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion setzt sich dafür ein, dass der ländliche 
Raum nicht abgehängt wird. Deshalb hat die CDU-Landtags-
fraktion bereits im Februar 2016 gefordert (Drucksache 18/3937), 
dass die Qualität des regionalen und überregionalen ÖPNV als 
Grundlage der Mobilität weiter ausgebaut werden soll und der 
Busverkehr als Rückgrat des ÖPNV im ländlichen Raum z. B. 
durch flexible Formen wie Ruf- und Bürgerbusse sowie Sammel- 
und Ruftaxis stärker ergänzt werden soll. Auch sollte die Lan-
desregierung ihre Anstrengungen zur Weiterentwicklung von 
verbund- und landkreisübergreifenden Lösungen im ÖPNV ver-
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stärken. Dies schließt eine Diskussion über die Tarifstruktur wie 
z. B. einer Sozialstaffel für Senioren mit kleiner Rente mit ein, um 
die Nutzung des ÖPNV für diese Gruppe attraktiver zu machen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion teilt das Anliegen des Altenparla-
ments, die Tarifstrukturen des ÖPNV so auszugestalten, dass er 
für möglichst viele Nutzergruppen eine attraktive Alternative 
zum PKW darstellt. Dabei ist jedoch zu bedenken, dass der ÖPNV 
zu großen Teilen bereits aus Steuergeldern finanziert wird.  Ein 
reines Seniorenticket würde diese Subventionierung zugunsten 
einer einzigen Gruppe noch weiter erhöhen. Da es neben Senio-
rinnen und Senioren auch andere Bevölkerungsgruppen gibt, für 
die eine Nutzung des ÖPNV insbesondere außerhalb der Haupt-
verkehrszeiten attraktiv ist, halten wir ein für alle Nutzerinnen 
und Nutzer des ÖPNV zugängliches Nebenverkehrszeitenticket 
für den richtigen Weg, um möglichst vielen Menschen eine ko-
stengünstige Nutzung des ÖPNV zu ermöglichen.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Neben der Erreichbarkeit und Mängeln im Fahrplan, sind die Ta-
rife eine der Haupthemmnisse, Zug und Bus zu benutzen. Unse-
re langfristige Vision ist der fahrscheinlose Nahverkehr, der für 
die VerbraucherInnen die einfachste Tarifart ist. Doch kurzfristig 
wollen wir erreichen, dass es für Kundengruppen (SeniorInnen, 
Studierende, PendlerInnen) kundengerechte Angebote gibt. 
Dazu haben wir einen Finanzierungstopf angeschoben, der erste 
Schritte in diese Richtung ermöglichen soll.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Für ein ländlich geprägtes Bundesland muss es das Ziel sein, ei-
nen flächendeckenden Personennahverkehr sicherzustellen. 
Schleswig-Holstein steht hier hinsichtlich des steigenden Ko-
stendrucks und dem demografischen Wandel vor enormen He-
rausforderungen. Für die FDP ist klar: Der ÖPNV darf nicht zum 
Luxus werden! Zum Erhalt und weiteren Ausbau der Attraktivität 
des landesweiten Personennahverkehrs ist es für die FDP deshalb 
vorrangig, entsprechende Finanzmittel bzw. Zuschüsse zur Er-
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reichung dieses Ziels, z. B. im Hinblick auf zunehmende Bedürf-
nisse einer älter werdenden Gesellschaft beim Thema Barriere-
freiheit, zu gewähren. Als ergänzende Maßnahme begrüßen wir 
zusätzliche Angebote, den ÖPNV, zugeschnitten auf bestimmte 
Kundengruppen, attraktiver zu gestalten. Ein Seniorenticket 
trägt aus unserer Sicht hierzu bei. Es ist Aufgabe der Kreise und 
kreisfreien Städte nachfrageorientierte Angebote zu schaffen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In einigen Kreisen des Landes gibt es bereits heute das Angebot 
von Seniorentickets für den jeweiligen kreisweiten ÖPNV. Da 
dies jedoch nicht für alle Kreise oder kreisfreien Städte gilt, wäre 
eine landesweite Regelung für Seniorentickets aus Sicht des SSW 
durchaus sinnvoll. Schleswig-Holstein ist ein Flächenland und 
daher ist die ÖPNV-Abdeckung in den Kreisen und Städten un-
terschiedlich. Die Frage eines besseren Angebotes, gerade in den 
ländlichen Räumen, ist daher für viele Senioren wichtiger als ein 
Seniorenticket. Trotzdem wollen wir das Ziel der Einführung 
eines flächendeckenden Seniorentickets, nicht aus den Augen 
verlieren. 

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Der rechtliche Rahmen zur Entwicklung der Tarife im Land ist 
gegeben. Der im gesamten Land Schleswig-Holstein geltende 
„SH-Tarif “ wird im NAH-SH Verbund – zusammen mit den 
Kreisen und kreisfreien Städten – und den Verkehrsunterneh-
men weiter entwickelt. Ein Seniorenticket – etwas günstiger als 
die regulären Fahrscheine, gültig ab 9 Uhr, dann für alle nutzbar – 
wird seit einiger Zeit mit den Verkehrsunternehmen verhandelt. 
Es werden Einnahmeausfälle befürchtet. Derzeit läuft dazu eine 
landesweite Erhebung. Die Ergebnisse werden Mitte 2017 vorlie-
gen. Auf Basis dieser Ergebnisse werden dann weitere Verhand-
lungen zur Einführung einer 9 Uhr Karte geführt werden.
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Birgit Ma-
lecha-Nissen, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt grundsätzlich Forde-
rungen zur Stärkung der seniorengerechten Leistungsangebote 
des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). Wir begrüßen 
daher die Forderung des Altenparlaments. Für die seniorenge-
rechte Ausgestaltung des öffentlichen Nahverkehrs sowie die 
Planung und Bestellung von Verkehrsmitteln sind die Bundes-
länder zuständig. 
Der ÖPNV gehört zur Daseinsvorsorge und benötigt dafür eine 
verlässliche finanzielle Grundlage. Der Bund ist deshalb in einer 
besonderen Verantwortung. Bund und Länder haben sich bereits 
im Oktober 2015 darauf geeinigt, die Regionalisierungsmittel ab 
2016 auf acht Milliarden € zu erhöhen. Ab 2017 greift die verabre-
dete Dynamisierung, wodurch die Regionalisierungsmittel dann 
jährlich um 1,8 % erhöht werden. Im Haushalt 2017 werden die 
Regionalisierungsmittel für die Länder noch einmal um 200 Mil-
lionen erhöht, um beispielsweise mehr Zugbestellungen im Nah-
verkehr zu ermöglichen.
Damit erhalten Land und Kommunen die notwendige Planungs-
sicherheit für den Ausbau ihrer Infrastruktur. Die Gelder kön-
nen für attraktive Angebote für Senioren, aber auch für andere 
Bevölkerungsgruppen genutzt werden, um vielen Menschen die 
kostengünstige Nutzung des ÖPNV zu ermöglichen. Zusätzlich 
setzen wir uns für die Entwicklung von alternativen Mobilitäts-
lösungen, wie Ruf- und Bürgerbusse ein. 

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE tritt dafür ein, dass alle Menschen in Schleswig-Hol-
stein eine Mobilitätsgarantie erhalten, um auch außerhalb der 
größeren Städte ohne eigenes Auto mobil zu sein. Dafür brau-
chen wir ein flächendeckendes, gut getaktetes und bezahlbares 
ÖPNV-Angebot. Perspektivisch strebt DIE LINKE einen entwe-
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der steuer- oder umlagefinanzierten ÖPNV zum Nulltarif für alle 
Einwohnerinnen und Einwohnern an.

AP 28/27
Mindeststandards ÖPNV:
ÖPNV-Haltepunkte dort einrichten, wo sie wirklich ge-
braucht werden
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert, die genehmigungsrechtli-
chen Voraussetzungen zu schaffen, so dass die Betreiber 
der ÖPNV-Verkehrsbetriebe gefordert sind, Haltepunkte 
so auszuwählen und auszustatten, dass für die Versorgung 
wichtige und lebensnotwendige Einrichtungen mit ver-
träglichem Aufwand barrierefrei erreicht werden können.
				    Antrag siehe Seite 68

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Sofern bei der Auswahl von Standorten für Haltepunkte geneh-
migungsrechtliche Hürden im Aufgabenbereich des Landes be-
stehen sollten, so unterstützt die CDU-Landtagsfraktion deren 
Anpassung, um moderne, kombinierbare Verkehrssysteme ein-
richten und fördern zu können. Dies schließt die mögliche Stand-
ortwahl von Haltepunkten mit ein.
Darüber hinaus geht die CDU-Landtagsfraktion davon aus, das 
Kommunen ÖPNV-Anlagen wie Haltepunkte schon aus Eigen-
interesse in den Kontext der kommunalen Ziele zur Entwicklung 
des eigenen Raumes stellen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt das Anliegen des Alten-
parlaments, den ÖPNV vor allem in der Fläche zu stärken und at-
traktiver zu gestalten. Das meint nicht nur nicht nur einen Aus-
bau bestehender Strukturen und Verbindungen. Wir halten auch 
alternative Mobilitätssysteme wie Ruf busse und ehrenamtliche 
Bürgerbusse für eine gute Möglichkeit, den Nahverkehr indivi-
dueller und flexibler zu gestalten. Dabei müssen diese Angebote 
nicht unbedingt an feste Linienführungen oder Haltepunkte ge-
bunden sein. Hierdurch können die Angebote dem Bedarf besser 
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angepasst werden. Dennoch werden für einige Angebote wie Li-
nienbusverkehre und Schienenverkehre feste Haltepunkte not-
wendig sein, um einen sicheren und reibungslosen Betriebsablauf 
zu gewährleisten. Hier sind insbesondere die für die Busverkehre 
zuständigen Kommunen gefordert, die Linienführungen und 
Haltepunkte so auszuwählen, dass wichtige zentrale Einrich-
tungen wie Einkaufsmöglichkeiten und ärztliche Versorgungs-
einrichtungen angemessen erreichbar sind.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wie zuvor beschrieben, ist die Erreichbarkeit eines der Haupt- 
hemmnisse, Zug und Bus zu benutzen. An vielen Haltestellen 
ist bereits ein barrierefreies Ein- und Aussteigen möglich. Leider 
fehlt diese Möglichkeit aber auch noch vielerorts. Wir setzen uns 
dafür ein, dass dies landesweit ermöglicht wird.
Gerade im Busbereich sind die Haltestellen nicht dort, wo sie be-
nötigt werden. Wir setzen uns dafür ein, dass hier eine Flexibi-
lisierung stattfindet. Damit soll die Abhängigkeit, erst zu einer 
Haltestelle gehen zu müssen, reduziert werden. Erste Versuche, 
dass der Bus dort hält, wo es der Fahrgast wünscht, sind in Arbeit.
Prinzipiell wird der Busverkehr per Gesetz von den Kommunen 
organisiert. Wir als Land können ausschließlich Rahmenbedin-
gungen setzen. Dazu haben wir einen Finanzierungstopf ange-
schoben, der den Kommunen erste Schritte in Richtung innova-
tiver Busverkehr ermöglichen soll.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die barrierefreie Beförderung im öffentlichen Personennahver-
kehr ist der FDP ein besonderes Anliegen, um allen Menschen die 
Nutzung möglichst ohne besonderen Aufwand zu ermöglichen. 
Es ist deshalb für uns eine Selbstverständlichkeit, Haltepunkte 
so auszuwählen und auszustatten, dass die barrierefreie Beförde-
rung ermöglicht und möglichst viele Menschen von der Auswahl 
profitieren können.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In einem Flächenland wie Schleswig-Holstein ist der ÖPNV ein 
wichtiges Element der Daseinsvorsorge, um der Bevölkerung 
Mobilität zu bieten. Eben auch, um die Erreichbarkeit wichtiger 
Einrichtungen mit verträglichem Aufwand zu ermöglichen. 
Leider wird immer wieder deutlich, dass es trotz großer Anstren-
gungen nicht möglich ist, ein voll umfassendes flächendeckendes 
ÖPNV-Angebot vorzuhalten. Um das System zu verbessern, 
muss es, ergänzend zu den bisherigen Angeboten, Alternativen 
zum herkömmlichen ÖPNV geben. Daher unterstützen wir Pro-
jekte, wie Bürgerbusse oder Ruftaxis, um eine bessere Mobilität 
zu gewährleisten.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Für die Schienenpersonennahverkehre ist das Land und für die 
Busse sind die Kreise die zuständigen Aufgabenträger. Die Auf-
gabenträger sind schon heute aufgrund der rechtlichen Vorgaben 
gehalten, Bahnhöfe, Stationen und Bushaltestellen Schritt für 
Schritt barrierefrei zugänglich zu machen (siehe auch Antwort 
auf AP 28/28). Dabei ist – besonders im ländlichen Raum – die 
Erreichbarkeit „lebensnotwendiger Einrichtungen mit verträg-
lichem Aufwand“ für die Aufgabenträger eine stetige Herausfor-
derung. In den regionalen Nahverkehrsplänen und auf Landese-
bene im landesweiten Nahverkehrsplan werden die Maßnahmen 
beschrieben, die die Aufgabenträger zur Erfüllung dieser Aufga-
be umsetzen werden. An der Erarbeitung dieser Pläne werden un-
ter anderem auch die regionalen Seniorenvertretungen stetig be-
teiligt.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Birgit Ma-
lecha-Nissen, MdB
Die erhöhten Regionalisierungsmittel können von den Ländern 
und Kommunen zur Finanzierung von umfangreichen Infra-
strukturprojekten des öffentlichen Personennahverkehrs ge-
nutzt werden. Zusätzlich wurden im Haushalt die Mittel für das 
Automatisierte Fahren um 17 Millionen € auf nun 37 Millionen € 
im Jahr 2017 erhöht. Davon sollen vor allem Mehrbedarfe für die 
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Öffnung des Programms auf den öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV) abgedeckt werden.
Die Forderung des Altenparlaments, die genehmigungsrecht-
lichen Voraussetzungen zu schaffen, damit barrierefreie ÖP-
NV-Haltepunkte an für die Versorgung wichtiger und lebensnot-
wendiger Einrichtungen eingerichtet werden, ist nachvollziehbar 
und grundsätzlich zu unterstützen. Bedarfsgerechte Angebote 
stellen die bessere Alternative zu einer festen Linienführung oder 
festen Haltepunkten dar.
Gleichzeitig muss jedoch sichergestellt werden, dass der Halte-
stellenzugang sowie die Barrierefreiheit weiterhin für alle Pas-
sagiere gewährleistet wird. Die Schaffung verpflichtender recht-
licher Rahmenbedingungen liegt hier beim Land.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir nehmen diesen Beschluss in unsere Beratungen auf. Grund-
sätzlich unterstützen wir Maßnahmen zur Schaffung von umfas-
sender Barrierefreiheit.

AP 28/28
Mindeststandards ÖPNV: Barrierefreiheit im ÖPNV
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die 
Aufgabenträger des ÖPNV (Landkreise, kreisangehörige 
und kreisfreie Städte) über die NAH.SH GmbH die Barrie-
refreiheit
1. in den Transportmitteln des ÖPNV,
2. an den Haltepunkten des ÖPNV
bis 2022 herstellen.
Zu 1. gehören einheitliche Standards für die Ausstattung 
der Transportmittel (Busse und Bahnen), die es erlauben, 
den Beförderungsauftrag zu erfüllen.
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Zu 2. gehören die stufenlose Ein- und Ausstiegsmöglich-
keit, gut lesbare Informationen und überdachte Warte-
häuschen mit behinderten- und seniorengerechten Sitz-
möglichkeiten.
				    Antrag siehe Seite 69

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Seit der Änderung des § 8 Absatz 3 Satz 3 PBefG zum 01.01.2013 
sind in Nahverkehrsplänen der Aufgabenträger die Belange mo-
bilitätseingeschränkter Menschen nicht mehr mit dem Ziel zu 
berücksichtigen, eine möglichst weitreichende Barrierefreiheit, 
sondern bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige Barrierefreiheit 
zu erreichen. Dieses Ziel unterstützt die CDU-Landtagsfrakti-
on Schleswig-Holstein. Darüber hinaus ist es Aufgabe der Kreise 
und kreisfreien Städte als zuständige Aufgabenträger ihre Bemü-
hungen zu intensivieren, das Ziel bis 2022 zu erreichen. Hierzu 
werden den Kommunen über das Finanzausgleichsgesetz ent-
sprechende Mittel zur Verfügung gestellt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt das Anliegen des Alten-
parlamentes, den ÖPNV so barrierefrei wie möglich zu gestalten. 
Wir plädieren dafür, bei anstehenden Baumaßnahmen an Bahn-
höfen, der Ausschreibung von Bahnlinien und der Anschaffung 
von Fahrzeugen alle bestehenden Spielräume zu nutzen, um eine 
weitgehende Barrierefreiheit umzusetzen. Dies gilt auch für die 
in Trägerschaft der Kommunen befindlichen Busverkehre. Dabei 
sind alle Formen von Barrierefreiheit zu berücksichtigen. Dazu 
zählt der ungehinderte Zugang zu den Bahnsteigen ebenso wie 
barrierefreie Informationssysteme und die entsprechende Ge-
staltung der Fahrzeuge.
Die Herstellung von Barrierefreiheit ist dabei als ständige Auf-
gabe zu sehen. Häufig müssen auch Kompromisse eingegangen 
werden, da nicht immer alles Wünschenswerte technisch oder 
finanziell umsetzbar ist.  Häufig müssen dafür auch andere Ziel-
gruppen (z. B. Radfahrer) zurückstecken, da das Platzangebot in 
Fahrzeugen und auf Bahnhöfen beschränkt ist. Daher wird Bar-
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rierefreiheit auch in Zukunft eine Herausforderung bleiben, der 
sich Politik und Gesellschaft stellen müssen.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-Holst. Landtag
Wegen des Sachzusammenhangs wurde die Frage mit 28/27 beant-
wortet.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die im Personenbeförderungsgesetz festgelegten Ziele, die bar-
rierefreie Beförderung in Transportmitteln des ÖPNV und die 
Barrierefreiheit von Haltepunkten, werden von uns bekräftigt. 
Unsere Politik ist darauf ausgerichtet, zusammen mit den Ver-
kehrsträgern gemeinsame Strategien zu entwickeln, diese Ziele 
möglichst unbürokratisch und effizient unter Berücksichtigung 
möglicher notwendiger finanzieller Zuschüsse zu erreichen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Zur Weiterentwicklung des ÖPNV gehört eindeutig die Verbesse-
rung der Standards. Wir setzen uns dafür ein die Barrierefreiheit 
von Haltestellen, Bahnhöfen und Fahrzeugen weiter auszubau-
en. Hierunter zählen unter anderem Optimierungsmaßnahmen 
beim Zu- und Ausstieg oder bei den sanitären Einrichtungen. Zu-
sätzlich wollen wir die Fahrzeuge besser mit optischen und akus-
tischen Merkmalen ausstatten. Wir wollen die steigenden Regio-
nalisierungsmittel nutzen, um eben auch diese Standards künftig 
zu verbessern.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Für die Schaffung eines barrierefreien öffentlichen Personen-
nahverkehrs hat der Bundesgesetzgeber eine politische Zielbe-
stimmung im Personenbeförderungsgesetz (PBefG), verankert: 
Die jeweiligen Aufgabenträger (für Busse und übrigen ÖPNV die 
Kreise und kreisfreien Städte) sind verpflichtet, in den regionalen 
Nahverkehrsplänen die Belange von Menschen zu berücksichti-
gen, die in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkt sind. 
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Das Ziel ist, bis zum 1. Januar 2022 eine vollständig barrierefreie 
Nutzung der öffentlichen Nahverkehrsangebote zu erreichen. 
Dies betrifft die Fahrzeug die Infrastruktur (besonders die Halte-
stellen), die Fahrgastinformation und den Betrieb. 
Die Zielbestimmung im Gesetz verpflichtet die Aufgabenträger, 
sich um das Thema zu kümmern, die Frist bedeutet aber nicht, 
dass der gesamte Nahverkehr zu diesem Stichtag barrierefrei sein 
wird. Zum einen kann der Aufgabenträger begründete Ausnah-
men von der Barrierefreiheit im Nahverkehrsplan formulieren, 
zum anderen sind nicht alle zur Herstellung der Barrierefreiheit 
notwendigen Bereiche dem Aufgabenträger zugeordnet. Baulast-
träger für Haltestellen sind oft die Gemeinden oder die Verkehrs-
unternehmen und es gibt keine konkrete Umsetzungspflicht der 
Barrierefreiheit für Straßenbaulastträger und Verkehrsunterneh-
men. Daher ist die Frist als Planungsauftrag an die Aufgabenträ-
ger mit Berücksichtigungsgebot zu sehen. Die Verantwortung für 
die Umsetzung der Barrierefreiheit liegt in den Händen der jewei-
ligen Aufgabenträger. Sie müssen und können über Prioritäten 
und die Höhe der zur Verfügung stehenden Mittel entscheiden.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Birgit Ma-
lecha-Nissen, MdB
Um ein gutes Nahverkehrsangebot bereitzustellen, sind gute 
Kenntnisse über das Nutzungsverhalten der Menschen notwen-
dig. Für die SPD-Bundestagsfraktion hat die barrierefreie Gestal-
tung vom ÖPNV für Menschen mit eingeschränkten Bewegungs-
möglichkeiten eine sehr hohe Bedeutung. Die Barrierefreiheit im 
ÖPNV sowie beim Personenfernverkehr sichert eine selbstbe-
stimmte und gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben für alle. 
Wir begrüßen daher ausdrücklich die Forderung des Altenparla-
ments. Deswegen setzen wir uns dafür ein, dass Barrierefreiheit 
ein wichtiges Kriterium bei allen Neu- und Umbauten von Ver-
kehrsanlagen und bei Investitionen im öffentlichen Personenver-
kehr ist. Jedoch müssen dabei Kompromisse eingegangen wer-
den, da nicht immer alle gewünschten Vorhaben technisch und 
finanziell umsetzbar sind.
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Für uns als SPD-Bundestagsfraktion ist es in Zukunft wichtig, die 
beschlossenen Regionalisierungsmittel nicht ausschließlich für 
Neubauprojekte zu verwenden, sondern auch und insbesondere 
für den Erhalt und die Sanierung der Nahverkehrsinfrastruktur 
vor Ort in den Städten und Kommunen. Es muss Planungssicher-
heit auf lokaler Ebene geben! Nur so lässt sich ein Mindeststan-
dard beim ÖPNV in allen genannten Bereichen erzielen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt diesen Beschluss. Eine umfassende Bar-
rierefreiheit ist unabdingbar um den Zugang zum ÖPNV für alle 
auch tatsächlich zu gewährleisten. Daher fordern wir gesetzge-
berische Maßnahmen, um den barrierefreien Ausbau aller Halte-
punkte in Schleswig-Holstein voranzutreiben und den barriere-
freien Zugang während der gesamten Betriebszeit zu garantieren.

AP 28/29
Geltungserweiterung des „gelben“ Zusatzausweises zur 
Ausnahmegenehmigung über Parkerleichterung nach § 46 
Abs. 1 StVO (sonstige Parkerleichterung ohne parken auf 
speziellen Parkplätzen mit Rollstuhlsymbol)
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich dafür einzusetzen, dass der Geltungsbereich 
des „gelben“ Zusatzausweises zur Ausnahmegenehmigung 
über Parkerleichterung nach § 46 Abs. 1 StVO für alle Bun-
desländer gilt, insbesondere für Hamburg und Niedersach-
sen.
				    Antrag siehe Seite 70

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion unterstützt die Forderung nach einer 
bundeseinheitlichen Regelung für Parkausweise für Personen 
mit etwas geringeren medizinischen Anforderungen.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Nicht alle Menschen mit Behinderungen erfüllen die engen Vo-
raussetzungen für eine Parkerleichterung, vor allem für den 
blauen Parkausweis. Dies kann dazu führen, dass Menschen, die 
dringend auf eine Parkerleichterung angewiesen sind, diese im 
Einzelfall nicht erhalten. Daher können die örtlich zuständigen 
Straßenverkehrsbehörden z. B. erheblich gehbehinderten Men-
schen (Merkzeichen „G“) oder vorübergehend erheblich mobili-
tätseingeschränkten Menschen Ausnahmegenehmigungen von 
Parkverboten erteilen, obwohl diese die Voraussetzungen nicht 
erfüllen. Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung liegt im 
Ermessen der Verkehrsbehörden. Daneben können die Länder zu-
sätzlich zur bundeseinheitlichen Regelung Parkerleichterungen 
festlegen. Diese gelten dann aber nur im jeweiligen Bundesland. 
So gibt es den bundesweit gültigen orangenen Parkausweis. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Der blaue und der gelbe Parkausweis gehen auf EU- beziehungs-
weise bundesrechtliche Vorgaben zurück. Der gelbe Parkausweis 
wird in Kompetenz von Ländern und Kommunen bewilligt.
Das Ziel einer bundesweiten Abstimmung halten wir für sinnvoll 
und unterstützen die Forderung des Altenparlamentes.
Siehe:
http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/LASD/
Aufgaben/MenschenMitBehinderung/Download/Informations-
blattParkerleichterung.pdf?_ _blob=publicationFile&v=2

https://www.kiel.de/rathaus/service/_leistung.php?id=8937424

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP unterstützt die Bemühungen, eine bundeseinheitliche 
Regelung für den Geltungsbereich von Zusatzausweisen bei 
Parkerleichterungen zu finden. Eine Angleichung von gemein-
samen Standards und Bemühungen für die Vereinfachung der 
Ausstellung entsprechender Parkausweise sind deshalb zu begrü-
ßen. Eine bundeseinheitliche Regelung sollte zudem als Vorlage 
für eine einheitliche Regelung in der Europäischen Union dienen.
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Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Ausgabe  „gelber“ Parkausweise bei etwas geringeren medizi-
nischen Anforderungen  in Schleswig-Holstein ist zu begrüßen. 
Die Landesregierung kann anderen  Ländern von den positiven 
Erfahrungen hierzulande berichten, jedoch  liegt die letztend-
liche Entscheidung bei ihnen. Eine bundeseinheitliche  Regelung 
ist gesetzlich nur vorgesehen, wenn sich die Auswirkungen einer  
Regelung über ein Land hinaus erstrecken und eine einheitliche  
Entscheidung notwendig ist. Die Entscheidung darüber obliegt 
dem  Bundesverkehrsministerium.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht des SSW ist zu begrüßen, dass Schleswig-Holstein den 
Spielraum des §46 StVO Ausnahmegenehmigung und Erlaub-
nis nutzt, um Menschen mit Behinderung oder mit Einschrän-
kungen das Parken zu erleichtern. Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum dieser Spielraum nicht bundesweit genutzt wird. Dies 
liegt im Ermessen der jeweiligen Straßenverkehrsbehörden. Da-
her unterstützen wir die Forderung des Altenparlaments, hier 
eine bundesweit einheitliche Regelung zu schaffen.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Der gelbe Parkausweis für Schwerbehinderte wurde in Schles-
wig-Holstein eingeführt, um auch schwerbehinderten Men-
schen, die die Voraussetzungen für den EU-einheitlichen (blau-
en) Schwerbehinderten-Parkausweis nicht erfüllen, bestimmte 
Parkerleichterungen im Wege einer Ausnahmegenehmigung zu 
erkennen zu können. Da auch in anderen Ländern ähnliche Re-
gelungen mit teilweise stark voneinander abweichenden Krite-
rien existierten, führte der Bund 2009 einen bundesweit gültigen 
(orangenen) Parkausweis ein, um entsprechende Ausnahmege-
nehmigungen nach einheitlichen Kriterien erteilen zu können. 
Diese bundeseinheitliche Regelung ersetzte grundsätzlich die 
zuvor bestehenden Länderregelungen. 
Da eine weitere Ausdehnung der bundesrechtlichen Regelungen 
im Bundesratsverfahren keine Mehrheit gefunden hatte und die-
se daher insbesondere hinsichtlich des Kreises der Anspruchsbe-
rechtigten hinter den zuvor in Schleswig-Holstein geltenden Re-
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gelungen zurückblieben, hatte sich Schleswig-Holstein jedoch 
dazu entschlossen, auch weiterhin die Ausstellung gelber Par-
kausweise zuzulassen. 
Diese Vorgehensweise wurde den Ländern mitgeteilt und die-
se wurden befragt, ob sie weiterhin zur gegenseitigen Anerken-
nung der gelben Parkausweise bereit wären. Mit Ausnahme von 
Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz haben die Ver-
kehrsressorts der übrigen Länder sich jedoch bewusst gegen eine 
Anerkennung über die bundesweite Regelung hinausgehender 
Ausnahmeregelungen ausgesprochen. Die bundeseinheitlichen 
Regelungen wurden von den übrigen Ländern als ausreichend er-
achtet.
Eine Änderung der Haltung der Länder ist nicht erkennbar. Ins-
besondere Hamburg und Niedersachsen, die durch das MWAVT 
vor dem Hintergrund des Beschlusses des Altenparlamentes 
noch einmal befragt wurden, sprechen sich auch weiterhin aus-
drücklich gegen eine Anerkennung der gelben Ausweise aus. 
Eine Möglichkeit zur Verpflichtung anderer Länder, die Schles-
wig-Holsteinischen Parkausweise anzuerkennen, besteht nicht.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Birgit Ma-
lecha-Nissen, MdB
Der EU-einheitliche blaue Parkausweis gilt in den Ländern der 
Europäischen Union. Nur dieser Ausweis berechtigt zum Parken 
auf entsprechend gekennzeichneten Behindertenparkplätzen. 
Durch den bundeseinheitlichen orangenen Parkausweis kön-
nen auch schwerbehinderte Menschen mit bestimmten Mobili-
tätseinschränkungen, die die Voraussetzungen für den blauen 
Ausweis nicht erfüllen, Parkerleichterungen in Anspruch neh-
men. 
Darüber hinaus besteht für Menschen, die zwar in ihrer Mobili-
tät stark eingeschränkt sind, die Voraussetzungen zur Erlangung 
des orangenen Parkausweises jedoch nicht erfüllen, die Möglich-
keit auf Erteilung des sogenannten gelben Parkausweises. Dieser 
Ausweis berechtigt nicht zum Parken auf Behindertenparkplät-
zen, verleiht Inhabern aber sonstige Parkerleichterungen. Viele 
Bundesländer haben bereits den gelben Parkausweis eingeführt. 
Dennoch weichen Genehmigungsvoraussetzungen und Umfang 
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der gewährten Parkerleichterungen in den verschiedenen Bun-
desländern voneinander ab.
Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt grundsätzlich den Vor-
schlag des Altenparlaments den Geltungsbereich des „gelben“ 
Zusatzausweises auf alle Bundesländer zu erweitern. Die Ertei-
lung einer Ausnahmegenehmigung liegt jedoch im Ermessen der 
örtlichen Verkehrsbehörden sowie den einzelnen Ländern. So-
wohl eine Angleichung der Genehmigungsvoraussetzungen und 
des Umfangs der gewährten Parkerleichterungen als auch eine 
Erweiterung des Geltungsbereichs des gelben Parkausweises für 
alle Bundesländer könnten daher mit einer Initiative des Bundes-
rates erreicht werden.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. begrüßt, dass diese Regelung in Schleswig-Holstein 
greift. Das Anliegen es über die Landesgrenzen hinaus auszuwei-
ten liegt jedoch in der Entscheidungsgewalt anderer Bundeslän-
der.

AP 28/30
§ 2 Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Gara-
gen – Ergänzung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich dafür einzusetzen, dass die "Landesverord-
nung über den Bau und Betrieb von Garagen" in Bezug auf 
öffentliche Garagen dahingehend erweitert wird, dass für 
Schwerbehinderte mit Gehbehinderung (Merkzeichen G) 
mindestens zwei Parkplätze vorgehalten und als solche ge-
kennzeichnet werden.
				    Antrag siehe Seite 71



275

STELLUNGNAHMEN

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion hält die Regelungen "Landesverord-
nung über den Bau und Betrieb von Garagen" der allgemeinen 
Anforderungen für den Bau und Betrieb von Garagen in Bezug 
zu Frauenparkplätzen und Parkplätzen für Menschen mit Behin-
derung für ausgewogen und ausreichend. Eine weitere Kategorie 
für „Schwerbehinderte mit einer Gehbehinderung (Merkzeichen 
G)“ einzuführen, wird als nicht sachgemäß erachtet, da die Ent-
fernungen innerhalb von Parkhäusern in der Regel überschaubar 
sind und somit Aufwand für den Parkhausbetreiber und tatsäch-
licher Nutzen für „Schwerbehinderte mit einer Gehbehinde-
rung“ in keinem angemessenen Verhältnis stehen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion wird diesen Vorschlag bei der näch-
sten Änderung der Landesbauordnung (LBO) berücksichtigen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die gültige Garagenverordnung des Landes Schleswig-Holstein 
sieht in Paragraph 2 Absatz 3 eine Regelung zur verpflichtenden 
Schaffung von Behindertenparkplätzen vor. Insofern sehen wir 
die Forderung des Altenparlamentes als erfüllt an.
Siehe § 2 unter  dem Link
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?-
quelle=jlink&query=GaV+SH&psml=bsshoprod.psml&ma-
x=true&aiz=true 
„(3) Allgemein zugängliche Garagen müssen mindestens 1 % der 
Garageneinstellplätze, mindestens jedoch zwei Einstellplätze für 
schwerbehinderte Menschen nach Anlage 3 Nr. 7 Buchstabe d zu  
§ 42 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 
(BGBl. I S. 367), geändert durch Verordnung vom 22. Oktober 
2014 (BGBl. I S. 1635), haben; die Einstellplätze sind durch Zusatz-
schilder nach § 42 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung entspre-
chend zu kennzeichnen. Die Einstellplätze sollen so angeordnet 
sein, dass schwerbehinderte Menschen, die auf Hilfsmittel, wie 
Rollstühle, angewiesen sind, selbständig auf kürzestem Wege ei-
nen Ausgang erreichen können.“



276

Altenparlament 2016

STELLUNGNAHMEN

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Vorhalt von Behindertenparkplätzen beim Bau von öffent-
lichen Garagen ist zu begrüßen. Eine entsprechende Regelung 
existiert bereits in § 2 Absatz 3 Garagenverordnung (GarVO). Aus 
unserer Sicht sollten sich Regelungen dieser Art grundsätzlich 
am tatsächlichen Bedarf orientieren.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die  genannte Landesverordnung bestimmt, dass allgemein zu-
gängliche Garagen  mindestens zwei Einstellplätze für schwer-
behinderte Menschen haben  müssen. Die  Einstellplätze sollen 
so angeordnet sein, dass  schwerbehinderte Menschen, die auf 
Hilfsmittel, wie Rollstühle,  angewiesen sind, selbständig auf 
kürzestem Wege einen Ausgang erreichen  können. Wir verfü-
gen über keine Erkenntnisse, nach denen dies nicht  ausreichen 
würde, sind aber für Hinweise dankbar.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In § 2 Absatz 3 der schleswig-holsteinischen Landesverordnung 
über den Bau und Betrieb von Garagen ist bereits geregelt, dass 
allgemein zugängliche Garagen mindestens 1 % der Garagenein-
stellplätze, mindestens jedoch zwei Einstellplätze für schwerbe-
hinderte Menschen haben müssen. 

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
§ 2 Absatz 3 GarVO lautet wie folgt:
„Allgemein zugängliche Garagen müssen mindestens 1 % der Ga-
rageneinstellplätze, mindestens jedoch zwei Einstellplätze für 
schwerbehinderte Menschen nach Anlage 3 Nr. 7 Buchstabe d zu  
§ 42 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 
(BGBl. I S. 367), geändert durch Verordnung vom 22. Oktober 
2014 (BGBl. I S. 1635), haben; die Einstellplätze sind durch Zusatz-
schilder nach § 42 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung entspre-
chend zu kennzeichnen. Die Einstellplätze sollen so angeordnet 
sein, dass schwerbehinderte Menschen, die auf Hilfsmittel, wie 
Rollstühle, angewiesen sind, selbständig auf kürzestem Wege ei-
nen Ausgang erreichen können.“
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Die Regelung sieht bereits zwei Parkplätze für Menschen mit 
Behinderung vor. Diese sind mit Zusatzschildern gem. StVO zu 
versehen. Durch ein Zusatzzeichen mit Rollstuhlfahrersinnbild 
kann die Parkerlaubnis auf schwerbehinderte Menschen z. B. mit 
außergewöhnlicher Gehbehinderung beschränkt sein.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Nina Scheer, 
MdB
Aufgrund der Landeszuständigkeit wird auf die Antwort der 
SPD-Landtagsfraktion verwiesen, der ich mich sachlich anschlie-
ße.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir nehmen diesen Beschluss in unsere Beratungen auf. Grund-
sätzlich unterstützen wir Maßnahmen zur Schaffung von umfas-
sender Barrierefreiheit.

AP 28/31
Mindeststandards für den öffentlichen Verkehrsraum – 
Querungshilfen für Fußgänger 
Das Wirtschafts- und Innenministerium sowie die im 
Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, dass 
die Mindeststandards altersübergreifend für sicher zu be-
gehende Querungen der Fahrbahn von Straßen mit öffent-
lichem Verkehr senioren-, familien- und kinderfreundlich 
gestaltet werden und deshalb die Entscheidungen die Stra-
ßenverkehrsämter, Kommunen und Landkreise des Landes 
die nachstehenden Punkte verbindlich beachten müssen:
1.	 Leicht erkennbare wie erreichbare sichere Übergänge 

in fairen Entfernungen nach Bedürfnis und nicht nach 
Querungshäufigkeit zu installieren,
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2.	 genügend breite, für mindestens 2 Rollstühle geeignete 
Schutzinseln in der Fahrbahnmitte bei Querungshilfen 
zu errichten,

3.	 Ampeln fußgängerfreundlich mit unkomplizierten 
Schaltungen, deutlich wahrnehmbaren multisenso-
rischen Signalen und genügend Querungsdauer einzu-
richten,

4.	 Zebrastreifen innerörtlich von den Kommunen regeln 
zu lassen und durch frühzeitige Voranzeigen, Vorwarn-
signale und Geschwindigkeitsbegrenzung zu sichern.

Verordnungen, die diesen Standards nicht genügen, sind zu 
aktualisieren bzw. aufzuheben. Sofern sie Bundesrecht be-
treffen, ist auf deren Änderung hinzuwirken. Das schließt 
bei Nichtachtung höhere Bußgelder, Strafpunkte bis zum 
Entzug der Fahrerlaubnis ein.
				    Antrag siehe Seite 72 - 73

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion sieht in diesem Punkt keinen Hand-
lungsbedarf durch das Land Schleswig-Holstein, da die Einrich-
tung von Querungshilfen für Fußgänger Aufgabe der Kommu-
nen ist. Darüber hinaus wird festgestellt, dass es verschiedene 
Typen von Querungshilfen gibt wie Zebrastreifen, Ampeln und 
Querungsinseln. Welche die beste Querungshilfe und in welcher 
Ausgestaltung für eine Straße ist, entscheiden die Kommunen 
vor Ort.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion stimmt mit dem Altenparlament 
überein, dass ein sicherer Straßenverkehr wichtig ist und der öf-
fentliche Verkehrsraum für Menschen aller Altersgruppen sicher 
und mit möglichst geringen Einschränkungen nutzbar sein muss. 
Neben der Sicherheit gehört auch die Barrierefreiheit zu den stän-
digen Herausforderungen, die bei der Ausgestaltung von Ver-
kehrswegen zu beachten sind. Jedoch hängen Gestaltungsmög-
lichkeiten sehr stark von den Bedingungen vor Ort ab. So spielen 
Verkehrsdichte, vorhandener Raum und technische Realisier-
barkeit eine große Rolle bei Entscheidungen. In einigen vom Al-
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tenparlament genannten Fällen wäre eine Änderung der Verwal-
tungsvorschrift zur StVO sinnvoll. Dies ist aber zumindest sehr 
schwierig, da es sich um eine bundesrechtliche Vorschrift han-
delt. Der Bundesrat muss zwar bei Änderung zustimmen, kann 
aber selbst nicht initiativ tätig werden. Daher haben das Land und 
die Kommunen häufig nur wenig Spielraum bei Auslegung und 
Änderung.
Insbesondere die Kommunen sind daher gefordert, die örtlich 
sinnvollste und geeignetste Lösung im Sinne aller Verkehrsteil-
nehmer zu finden. Es gibt in vielen Kommunen sehr gute Bei-
spiele für funktionierende gemeinsam genutzte Wege. Hier lohnt 
sich auch ein Blick in andere Europäische Länder, beispielsweise 
in die Niederlande.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Verkehr ist kein Selbstzweck. Er muss sich nach den Menschen 
richten. Wir brauchen hier eine neue Fahrkultur des Miteinan-
der, statt des heute häufig praktizierten Rechts des Stärkeren. 
Wir wollen die Neuaufteilung der Verkehrsräume zugunsten der 
Menschen auch vor dem Hintergrund einer „Vision Zero: Null 
Verkehrstote – Alle kommen an, keiner kommt um“. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ein inklusiver Bau von Fahrbahnquerungen ist selbstverständ-
lich im Sinne einer barrierefreien Nutzung zu gewährleisten und 
veraltete Verordnungen sind entsprechend geltender Standards 
anzupassen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Verordnungen, die diesen Standards nicht genügen, sind zu aktu-
alisieren bzw. aufzuheben. Sofern sie Bundesrecht betreffen, ist 
auf deren Änderung hinzuwirken. Das schließt bei Nichtachtung 
höhere Bußgelder, Strafpunkte bis zum Entzug der Fahrerlaubnis 
ein.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Fußgänger gehören zu den schwächsten Verkehrsteilnehmern, 
da sie im Falle eines Unfalls relativ ungeschützt sind. Fußgänger- 
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ampeln, Zebrastreifen oder auch Mittelinseln sollen eine sichere 
Querung der Straße ermöglichen. Zudem bestehen für den Be-
reich von Fußgängerquerungen besondere Vorschriften, die bei-
spielsweise das Parken von Fahrzeugen im Sichtraum eines Fuß-
gängerüberwegs untersagen oder an Fußgängerüberwegen nicht 
zu überholen, sondern mit mäßiger Geschwindigkeit und brems-
bereit an die Querungshilfe heran zu fahren. 
Festzustellen ist, dass die Gesamtzahl von Unfällen mit Fußgän-
gern in den letzten Jahrzehnten stetig gesunken ist. Diese rück-
läufigen Zahlen sind unter anderem darauf zurückzuführen, dass 
die Verkehrswegeplanung sich stets verbessert hat und auch die 
Belange der schwächsten Verkehrsteilnehmer stärker in den Fo-
cus der Planer gerückt sind. Jedoch zeigen Statistiken auch, dass 
gerade die Zahl der verunglückten Verkehrsteilnehmer der über 
60-jährigen in den letzten Jahren zugenommen hat. Daher müs-
sen die Maßnahmen der Verkehrsplanung und –sicherheit die 
Entwicklung des demografischen Wandels künftig weiterhin 
berücksichtigen. Dies geschieht auch bereits, indem die entspre-
chenden Verordnungen, Richtlinien und DIN stetig weiterentwi-
ckelt werden. Unter Berücksichtigung der technischen Möglich-
keiten sowie der gesellschaftlichen Entwicklung und Bedürfnisse 
erarbeiten Fachgremien die entsprechenden Regelwerke. 

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Die kommunalen Behörden sowie die Niederlassungen des Lan-
desbetriebs Straßenbau und Verkehr des Landes (LBV.SH) haben 
die Bedeutung der Barrierefreiheit von Verkehrsanlagen seit lan-
gem erkannt und sehen die Notwendigkeit, diese bei der Planung 
und Gestaltung wie auch beim Betrieb von Straßen und Wegen 
zu berücksichtigen. Hierzu sind in den vergangenen Jahren auf 
den verschiedenen Ebenen der Fachverwaltungen technische Re-
gelwerke erarbeitet und eingeführt worden. Diese ermöglichen 
es bei konsequenter Anwendung, dem Bedürfnis aller Menschen 
(ungeachtet  des Alters und Gesundheitszustands) nach weitge-
hend problemfreier und sicherer Mobilität gerecht zu werden.
Hierbei
– 	 müssen sich Straßen immer auch an den Bedürfnissen und Fä-

higkeiten der Nutzer orientieren;
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– 	 ist den Straßenbaulastträgern (Bund, Land, Kommunen) die 
Berücksichtigung der Belange Behinderter, älterer Menschen 
und von Kindern durch § 3 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) 
bzw. § 10 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schles-
wig-Holstein (StrWG) vorgegeben;

– 	 verweisen die straßengesetzlichen Vorschriften den Baulast-
träger jeweils auf die anerkannten Regeln der Baukunst und 
der Technik;

– 	 ist die Grundlage für die Planung, den Bau und den Betrieb 
von Straßen des örtlichen und überörtlichen Verkehrs ein 
umfangreiches technisches Regelwerk von Empfehlungen 
und Richtlinien. 

Hinsichtlich der Berücksichtigung der Belange auch der älteren 
und mobilitätsbeeinträchtigten Menschen im Straßenverkehr ist 
insbesondere auf die folgenden Regelwerke hinzuweisen: 
RIN	 Richtlinien für integrierte Netzgestaltung
RASt	 Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen
RAL 	 Richtlinien für die Anlage von Landstraßen
EAR 	 Empfehlungen für Anlagen des ruhenden Verkehrs
ERA 	 Empfehlungen für Radverkehrsanlagen
R-FGÜ 	 Richtlinien für die Anlage von Fußgängerüberwegen
RiLSA 	 Richtlinien für die Anlage von Lichtsignalanlagen 
RSA 	 Richtlinie für die Sicherung von Arbeitsstellen 
sowie diverse DIN-Normen.
Die Straßenplanungs- und Entwurfsrichtlinien sind in den ver-
gangenen Jahren bzw. Jahrzehnten unter dem Einfluss der jeweils 
geltenden gesellschaftlichen Wertvorstellungen entwickelt wor-
den. Hieraus folgt, dass die Geltung von technischen Regeln, 
Richtlinien und Empfehlungen nicht für alle Zeiten unveränder-
lich fest steht. Sie werden kontinuierlich unter Berücksichtigung 
der neueren Forschung dem jeweiligen Entwicklungsstand der 
Technik und selbstverständlich auch unter Beachtung sich wan-
delnder Wertvorstellungen angepasst. Die Interessen sämtlicher 
Verkehrsteilnehmergruppen – und somit auch die besonderen 
Belange älterer bzw. in ihrer Mobilität eingeschränkter Verkehrs-
teilnehmer – werden dabei berücksichtigt.
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CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Bundesregierung verfolgt das Ziel mit dem Verkehrssicher-
heitsprogramm 2011 die Zahl der Getöteten im Straßenverkehr 
bis zum Jahr 2020 um 40 % zu reduzieren. In der Halbzeitbi-
lanz des Verkehrssicherheitsprogramms wurde als Handlungs-
schwerpunkt insbesondere Maßnahmen zum Schutz von Fuß-
gängern und Radfahrern im innerörtlichen Straßenverkehr 
identifiziert. Senioren stellen im Unfallgeschehen eine besondere 
Risikogruppe dar. 2015 wurden 281 Fußgänger und 198 Fahrrad-
fahrer im Seniorenalter im Straßenverkehr getötet. Vor diesem 
Hintergrund begrüßen wir, dass die Infrastruktursicherheit mit 
der Weiterentwicklung und sachgerechten Anwendung von Re-
gelwerken, der immer stärkeren Berücksichtigung von Verkehrs-
sicherheitsbelangen in der Infrastrukturplanung, der gezielten 
Beseitigung von Engpässen und der Verbesserung bestehender 
Straßen weiter vorangetrieben wird. Ein großer Teil der Maßnah-
men zur Verbesserung der Verkehrssicherheit kann allerdings nur 
von den Ländern und kommunalen Gebietskörperschaften um-
gesetzt werden, da sie für Landes-, Kreis- und Innerortsstraßen 
Straßenbaulastträger sind.
Die derzeitige Ausgestaltung der Straßenverkehrsordnung trägt 
den Belangen älterer Verkehrsteilnehmer bereits Rechnung und 
bedarf keiner Änderung. In §1 der StVO heißt es ausdrücklich: 
„Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht 
und gegenseitige Rücksicht. Wer am Verkehr teilnimmt hat sich 
so zu verhalten, dass kein anderer geschädigt, gefährdet oder 
mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, behindert oder be-
lästigt wird.“

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Nirgit Ma-
lecha-Nissen, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt den Vorschlag des Alten-
parlaments für Mindeststandards und sichere Querungen der 
Fahrbahn von Straßen mit öffentlichem Verkehr. 
Das Ziel muss es sein, die Verkehrssicherheit zu verbessern, um 
die Zahl der Verkehrsopfer weiter deutlich zu senken. Dabei un-
terstützen wir das ehrenamtliche Engagement sowie die Ver-
bände im Bereich der Verkehrssicherheitsarbeit weiter, u. a. mit 
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Sicherheitskampagnen. Wir wollen im Rahmen einer Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe die straßenverkehrsrechtlichen Regelungen 
überprüfen, um die Belastungen der Bevölkerung im Sinne eines 
Miteinanders von Mensch und Verkehr zu vermindern.
Leider gibt es jedoch immer vorhandenen Raum, wo die Instal-
lierung von Schutzinseln oder die breite Ausgestaltung von Que-
rungshilfen aufgrund der Straßenbreite oder anderer Hinder-
nisse baulich schwer oder gar nicht machbar ist.
Die Kommunen sind gefordert, sinnvolle und geeignete Lö-
sungen im Sinne aller Verkehrsteilnehmer zu finden.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen teilt die Forde-
rung, Kreuzungsquerungen seniorenfreundlich zu verbessern. 
Viele der angesprochenen Punkte betreffen Landes- oder Kom-
munalzuständigkeit. Auch für verstärkte Kontrollen bei Nicht-
beachtung von Verkehrsteilnehmern im motorisierten Indivi-
dualverkehr ist das Land (also die Landespolizei) zuständig. Eine 
Anpassung der Bundesregelungen zu Bußgeldern, Strafpunkten 
oder Fahrerlaubnisentzug sind entsprechend zu prüfen und gege-
benenfalls anzupassen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Zu dieser Thematik hat DIE LINKE. noch keine Beratungen 
durchgeführt. Klar ist jedoch, dass wir uns für Barrierefreiheit in 
allen Bereichen der Gesellschaft einsetzen.

AP 28/32
Mindeststandards: Sichere Ausgestaltung der Geh- und 
Fahrradwege
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, die Straßenverkehrsbehörden 
sowie die Städte und Gemeinden zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit zu verpflichten und folgende Maßnahmen 
nach § 45 der Straßenverkehrsordnung zeitnah durchzu-
führen:
•	 Rad- und Gehwege sollen immer getrennt und breit ge-

nug gestaltet werden. Wenn ein Radfahren auf der Fahr-
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bahn mit Fahrradstreifen zu mehr Verkehrssicherheit 
beiträgt, ist dies entsprechend zu regeln.

•	 Radwege bzw. Radfahrstreifen müssen stets sicher er-
kennbar markiert sein (durch Verkehrsschilder und/
oder Bodenmarkierungen).

•	 Absenkungen des Gehwegs für Rollstuhlfahrende, Rol-
latoren nutzende oder Kinderwagen schiebende Men-
schen sowie Blindenleitstreifen bzw. Bordsteinmarkie-
rungen für Blinde müssen ebenso selbstverständlich 
sein wie die Beseitigung von Stolperfallen nach Frost 
oder baulichen Eingriffen in die Pflasterung.

•	 Die Beleuchtung der Gehwege muss möglichst flächen-
deckend sein. Durch LED-Leuchten mit Kegellicht dür-
fen keine gravierenden Helligkeitsdefizite entstehen.
Vordringlich bedarf es einer Änderung des Straßen- 
und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein mit 
folgender Zielrichtung:
Die Straßenbaulastträger und die sonstigen Veran-
lasser von Straßenbaumaßnahmen werden verpflich-
tet, bezüglich der Gestaltung von Gehwegen und Bür-
gersteigen etwaige Abweichungen von der DIN-Norm 
18040-3 bzw. der im Entwurf befindlichen DIN-Norm 
18070 schriftlich zu begründen. Die zuständigen Ge-
nehmigungsbehörden haben die Begründung auf ihre 
Schlüssigkeit hin zu prüfen. Das Ergebnis des Prüfver-
fahrens ist öffentlich zugänglich zu machen.

				    Antrag siehe Seite 74 - 75

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bedarfsgerechte Mobilitätsangebote und Verkehrswege bleiben 
einer der wichtigsten Standortfaktoren. Nachhaltige Konzepte 
verknüpfen alle vorhandenen Verkehrssysteme – Bahn, Bus, 
Auto, Fahrrad – sinnvoll miteinander. Immer mehr Menschen 
nutzen das Fahrrad als Verkehrsmittel. Gerade die E-Bikes ver-
größern den Einsatzbereich. Dem müssen die Stadt- und Ver-
kehrsplaner Rechnung tragen. Hierzu gehört auch der Schutz 
von Fußgängern. Es geht um sichere und komfortable Radwege 
und -streifen sowie Fußwege. Die CDU-Landtagsfraktion unter-
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stützt, dass die Straßenverkehrsordnung StVO § 2 mit den ent-
sprechenden Verwaltungsvorschriften an die aktuelle Entwick-
lung und die Anforderung neuer Verkehre wie E-Bikes angepasst 
wird.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/31 .

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wegen des Sachzusammenhangs wurde die Frage mit 28/31 beant-
wortet.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP tritt für ein ganzheitliches Mobilitätskonzept ein, das 
dem nicht motorisierten Verkehr besondere Aufmerksamkeit 
bieten muss. Die Verkehrssicherheit der Verkehrsteilnehmer 
steht hierbei an oberster Stelle Der sach- und fachgerechte Bau 
von Rad- und Gehwegen ist entsprechend prioritär zu berück-
sichtigen. Als politische Leitlinie eines solchen Konzeptes setzt 
sich die FDP stets für die Vereinbarkeit unterschiedlicher Ver-
kehrsteilnehmer ein.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit Verweis auf die Antwort des SSW im Landtag auf die Stel-
lungnahme zu AP 28/31, ist hinzuzufügen, dass es eine Vielzahl 
von Verordnungen, Richtlinien oder DIN gibt, die die Verkehrs-
sicherheit aller Verkehrsteilnehmer zu gewährleisten hat. Diese 
sind durch die entsprechenden Fachbehörden einzuhalten, wo es 
möglich ist.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Hinsichtlich der Vorschläge und Forderungen des Altenparla-
ments zur Anlage und baulichen Gestaltung von Geh- und Rad-
wegen sowie zur Barrierefreiheit wird auf die Ausführungen zum 
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Antrag AP 28/31 verwiesen. Die dort dargelegten Vorgaben und 
Vorschriften sind hierbei durch die Fachbehörden zu beachten. 
Hinsichtlich der Radverkehrsführung und der Markierung von 
für den Radverkehr vorgesehenen Verkehrsflächen sind zuvor-
derst die Vorgaben der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) und 
der hierzu ergangenen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
(VwV-StVO) maßgeblich. Demnach zählt der Radverkehr zum 
Fahrzeugverkehr und unterliegt somit grundsätzlich der Fahr-
bahnbenutzungspflicht gem. § 2 Abs. 1 StVO. Die Anordnung 
einer Radwegebenutzungspflicht bzw. die Freigabe von Geh-
wegen für den Radverkehr kommt nur dann in Betracht, wenn 
aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine besondere 
Gefahrenlage für den Radverkehr besteht und wenn eine Gefähr-
dung des Fußgängerverkehrs ausgeschlossen ist. Ohnehin dürfen 
Rad Fahrende auf Fußwegen nur fahren, wenn zu Fuß Gehende 
nicht behindert oder gefährdet werden. Dort wo eine Benut-
zungspflicht für Radwege angeordnet ist, ist dies durch entspre-
chende Verkehrszeichen (Zeichen 237, 240 oder 241 gem. Anlage 
2 der StVO) kenntlich zu machen. Handelt es sich dabei um auf 
der Fahrbahn verlaufende Radfahrstreifen, sind diese durch eine 
Fahrstreifenbegrenzung (durchgezogene Linie) zu kennzeich-
nen. Nicht benutzungspflichtige Schutzstreifen für den Radver-
kehr sind durch Leitlinien (unterbrochene Linien) zu markieren 
und in regelmäßigen Abständen mit dem Sinnbild „Radverkehr“ 
auf der Fahrbahn zu kennzeichnen. Durch diese Vorgaben ist eine 
hinreichende Kennzeichnung von Radwegen gewährleistet.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Nirgit Ma-
lecha-Nissen, MdB
Der SPD-Bundestagsfraktion ist die Verkehrssicherheit aller Ver-
kehrsteilnehmer von gleich hoher Bedeutung. Nirgendwo bewe-
gen sich so viele unterschiedliche Verkehrsteilnehmer auf engem 
Raum wie innerhalb von Ortschaften. Dies führt häufig zu Kon-
fliktsituationen, zu Stress, Lautstärke, Ablenkung, Aggressionen 
und somit zu möglichen Unfällen. Die Fußgänger und Radfahrer 
sind im Straßenverkehr schwächer im Vergleich zu motorisierten 
Verkehrsteilnehmern und daher stärker zu schützen. 



287

STELLUNGNAHMEN

Auf Bundesebene haben wir in den letzten Jahren einiges durch-
gesetzt, um die Verkehrssicherheit zu erhöhen. Beispielsweise 
die erleichterte Anordnung von Tempo 30 (vor Schulen, Alten-
heimen, Kindergärten) sowie die Regelung zur Begleitung Rad 
fahrender Kinder auf Gehwegen. Die SPD-Bundestagsfrakti-
on unterstützt daher die Forderung des Altenparlaments zur si-
cheren Ausgestaltung der Geh- und Fahrradwege.
Leider gibt es jedoch immer vorhandenen Raum, wo die getrennte 
und breite Ausgestaltung von Geh- und Radwegen sowie zusätz-
liche Bodenmarkierungen aufgrund der Straßengegebenheiten 
oder anderer Hindernisse baulich schwer umzusetzen sind.
Die verbessere Aufklärung der Radfahrer gehört zu einer sicheren 
Ausgestaltung der Geh- und Radwege dazu. Dazu bedarf es eines 
Leitfadens mit Kriterien für die Anordnung der Benutzungs-
pflicht von Radwegen, denn die mangelhafte Regelkenntnis der 
Bürgerinnen und Bürger hinsichtlich der komplizierten und sich 
ändernden Radwegebenutzungspflicht stellt ein Sicherheits- 
problem dar und muss beseitigt werden.
Auf bundespolitischer Ebene haben wir als Umsetzung der kli-
mapolitischen Initiative im Haushalt 2017 den Bau von Rad-
schnellwegen gefördert. Um für Radfahrer in dicht besiedelten 
Ballungsgebieten parallel zu stauanfälligen Bundesfernstraßen 
eine Alternative auf Kurzstrecken vom umweltschädlichen Auto 
auf das Fahrrad anzubieten, sind zunächst jeweils 25 Millionen € 
in 2017 und 2018 beschlossen worden. 

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Gerade unter Berücksichtigung des demografischen Wandels 
sieht DIE LINKE. den Ausbau von Querungshilfen, Bordsteinab-
senkungen und Mittelinseln als unabdingbar an. Auch Raserei 
muss stärker kontrolliert und schärfer geahndet werden, um die 
Sicherheit für Fußgängerinnen und Fußgänger zu erhöhen.
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AP 28/34
Politikevaluation
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, eine Poli- 
tikevaluation zur Umsetzung der Beschlüsse des Altenpar-
laments (2009 - 2014) bei einem unabhängigen und dafür 
prädestinierten politikwissenschaftlichen Institut in Auf-
trag zu geben und dem Altenparlament zu berichten.
				    Antrag siehe Seite 77

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion lehnt die Beauftragung eines exter-
nen Instituts zur Evaluation der Umsetzung der Beschlüsse des 
Altenparlaments ab. Dieses findet auch nicht mit den Plenarbe-
schlüssen des Landtages statt. Es erfolgen bereits umfangreiche 
und in der Bearbeitung zeitintensive Stellungnahmen der Frak-
tionen, in denen diese ihre Auffassungen zu den Beschlüssen 
wiedergeben. Die CDU-Landtagsfraktion hält die Mitglieder 
des Altenparlaments für fähig, diese für sich zu bewerten und 
Schlussfolgerungen daraus zu ziehen, ohne dass Gutachten er-
stellt werden müssen.   

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion bewertet eine Evaluation der Umset-
zung von Beschlüssen des Altenparlaments grundsätzlich posi-
tiv. Die letztmalige Evaluation fand jedoch über einen Zeitraum 
von zehn Jahren statt (1997 - 2008). Wir halten es für sinnvoll, 
nach Ablauf eines solchen Zeitraumes erneut über dieses Anlie-
gen zu sprechen. Zumal über die unmittelbare Anwesenheit von 
Abgeordneten während der Beratungen des Altenparlaments, 
insbesondere den seniorenpolitischen Sprecherinnen und Spre-
chern als Vertretung ihrer Fraktionen, eine direkte Rückkopp-
lung mit den Parlamentarierinnen und Parlamentariern gewähr-
leistet ist; ebenso wie über die Erstellung von Stellungnahmen 
zu den Beschlüssen. Dieser direkte Austausch wird unserer Ein-
schätzung nach mehr Einfluss auf die direkte Umsetzung der 
Beschlüsse haben, als eine umfassende Evaluation, die aus wis-
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senschaftlichen Gründen dennoch in geeigneten Abständen von 
Gewinn sein kann.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Das Altenparlament ist ein Angebot an SeniorInnen und ihre In-
teressenverbände, Einschätzungen und Vorschläge zu den von 
ihnen gewählten Themen auszutauschen und in Form gemein-
samer Beschlüsse an die Landespolitik und Regierung zu über-
mitteln. Im Rahmen der umfangreichen Stellungnahmen und 
der nachgelagerten, mehrstündigen Abschlussdebatte setzen sich 
die angesprochenen AkteurInnen intensiv mit den Beschlüssen 
des Altenparlamentes auseinander. Der Landesseniorenrat als In-
teressenvertretung der SeniorInnen in Schleswig-Holstein hat in 
der Vergangenheit eine Evaluation der Umsetzung der Beschlüs-
se der Altenparlamente von 1997 - 2008 durch das Institut für So-
zialforschung durchführen lassen und könnte dies erneut tun.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht der FDP sind die Empfehlungen der letzten Evaluation 
weiterhin gültig. Dort wird den Antragstellern für die Beschlüsse 
folgendes geraten:
1. Klären, ob ein Beschluss ganz konkrete Veränderungen bewir-
	 ken soll oder eher allgemein bewusstseinsbildend wirken soll.
2.  Prüfen, ob gleichlautende oder ähnliche Anträge bereits ge-

stellt	 worden sind. Falls ja, zunächst mit den Verantwort-
lichen das Gespräch suchen und klären, wie der aktuelle Sach-
stand ist und was seit dem letzten Antrag passiert ist.

3.    Möglichst genaues Nennen der „zuständigen“ Ansprechpart-
	 ner im Antrag/Klären der Zuständigkeiten und der Kompe-

tenzen der Adressaten der Anträge.
4.   Bei Beschlüssen regelmäßiges/kontinuierliches Verfolgen 
	 der Reaktionen bzw. Entwicklungen, ggfs. Gespräche mit den 

Verantwortlichen auch zwischen den Sitzungen des Altenpar-
laments.

Für die Erarbeitung eines Sachstandberichts, ob und wie die Be-
schlüsse des Altenparlaments umgesetzt worden sind, ist aus 
Sicht der FDP originär die Landesregierung zuständig. Alterna-
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tiv könnte auch der Seniorenrat, wie zuletzt, eine entsprechende 
Evaluation in Auftrag geben.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Forderung nach einem Umsetzungsmonitoring wird un-
terstützt. Das würde der Bedeutung des Altenparlamentes und 
seiner Beschlüsse angemessen Rechnung tragen. Vor der Beauf-
tragung einer externen Untersuchung sollten zunächst die poli-
tischen Gremien in Anspruch genommen werden, etwa in Form 
eines Berichtsantrags an die Landesregierung.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht des SSW ist der Wunsch des Altenparlaments, detail-
lierte Informationen zur praktischen Umsetzung der jeweiligen 
Beschlüsse zu erhalten, absolut nachvollziehbar. Ohne Frage 
wäre hierfür auch ein politikwissenschaftliches Institut geeig-
net. Neben der Kostenfrage stellt sich für uns aber grundsätzlich 
die Frage der Operationalisierbarkeit. Denn die Beschlüsse zielen 
zum Beispiel zu einem nicht unerheblichen Teil auf die Bundes- 
und in manchen Fällen auch auf die europäische Ebene. Und sie 
sind naturgemäß häufig in verschiedene Abschnitte bzw. Ein-
zel- und Unterpunkte unterteilt. All das macht eine annähernd 
genaue Erfassung der praktischen Umsetzung relativ kompliziert 
und aufwändig. Es stellt sich aber auch die Frage der Verhältnis-
mäßigkeit. Wir werten einen solchen Wunsch natürlich nicht als 
Misstrauensbeleg oder ähnliches und werden uns diesem auch 
nicht verweigern. Natürlich soll es nicht Aufgabe der Teilnehmer 
des Altenparlaments sein, den jeweiligen Stand der Umsetzung 
zu recherchieren. Aber aus Sicht des SSW ist hier ein Kompro-
miss in Richtung eines internen und freiwilligen Berichtswesens 
wünschenswert und auch ausreichend. Eine entsprechende Re-
gelung ist nach unserem Wissen im Rahmen der Evaluation des 
26. Altenparlaments vereinbart worden. So können die Frakti-
onen nicht nur selbst evaluieren und berichten, was den Weg in 
die Umsetzung gefunden hat, sondern noch dazu begründen, 
warum oder warum dies nicht geschehen ist. Und gleichzeitig 
kann dem legitimen Wunsch des Altenparlaments nach weiter-
gehenden Informationen entsprochen werden.
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Beschlüsse zu fassen ist das Eine, ob und wie sie umgesetzt wer-
den ist das Andere. Wenn man die Arbeit des Altenparlaments 
ernst nimmt, muss von Zeit zu Zeit eine Evaluation erfolgen. 
Die aufschlussreiche Dokumentation der Arbeit von 1997 - 2008 
sollte eine Fortsetzung finden.
Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt diesen Beschluss des 
Altenparlaments Schleswig-Holstein.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Eine Evaluation der Umsetzung der Beschlüsse des Altenparla-
ments (2009 - 2014) wird DIE LINKE Schleswig-Holstein unter-
stützen.

AP 28/76
Gesellschaftliche Anerkennung für die Beschäftigten im 
Pflegebereich
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische 
Landtag werden aufgefordert, sich nachhaltig dafür ein-
zusetzen, dass die Beschäftigten im Pflegebereich gesell-
schaftliche Anerkennung erhalten und ihre Vergütung den 
tatsächlichen Leistungen entspricht.
				    Antrag siehe Seite 78 - 79

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion hat sich zuletzt im September 2016 
durch einen Landtagsantrag für die Stärkung der Care-Berufe 
eingesetzt. In den vergangenen Monaten hat sich gezeigt, dass 
eine Vielzahl dieser Berufe Probleme mit der Gewinnung von 
Nachwuchskräften haben. Den Interessierten muss von Anfang 
an gezeigt werden, welche Entwicklungs- und Karrieremöglich-
keiten die Care-Berufe bieten, angefangen von der Ausbildung, 
weiter über Fortbildungsmöglichkeiten bis hin zum Studium. 
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Pflegerinnen und Pfleger leisten mit ihrer Arbeit einen unerläss-
lichen Beitrag zu unserer Gesellschaft. Leider wird ihnen für ihre 
Leistung oftmals zu wenig Anerkennung entgegengebracht. Die 
Versorgung älterer und kranker Menschen muss auf Augenhöhe 
mit anderen Heilberufen erfolgen und der Pflegeberuf muss mehr 
Anerkennung innerhalb des Gesundheitssystems erfahren. Ein 
erster Schritt auf dem Weg dorthin ist die Pflegekammer, deren 
Errichtung bereits begonnen  hat. Sie wird den Pflegerinnen und 
Pflegern eine starke Stimme gegenüber der Politik und Öffent-
lichkeit geben und zur Imageverbesserung des Pflegeberufs bei-
tragen. Auch eine angemessene Bezahlung trägt zu einer erhöh-
ten Anerkennung der Leistungen von pflegerisch Tätigen bei und 
ist unerlässlich, um dieses Berufsfeld attraktiver zu machen. Wer 
so eine gesellschaftlich verantwortungsvolle Tätigkeit ausführt, 
hat eine gerechte Entlohnung verdient.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
„Ohne Pflege wäre alles nichts“ – so könnte man die Bedeutung 
der Pflege in unserer Gesellschaft zusammenfassen. Schon heu-
te haben wir einen Mangel an Pflegefachkräften. In den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten wird der Anteil alter und pflegebedürf-
tiger Menschen weiter zunehmen. Wir müssen deswegen die 
Pflege stärken. Deshalb haben wir Grüne uns in der Küstenkoali-
tion für die Einrichtung einer Pflegekammer stark gemacht. Nur 
so kann die Pflege sich selbst vertreten, ihre Anliegen aktiv in po-
litische Entscheidungen einbringen und gleichberechtigt neben 
Medizin und Verwaltung bestehen. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Menschen, die in der Pflege arbeiten, verdienen unsere ganz be-
sondere Anerkennung und unseren Respekt. Neben wichtigen 
und hochwertigen Symbolen, wie z. B. dem vom Land verlie-
henen Altenpflegepreis, sind aber vor allem die Rahmenbedin-
gungen der Pflegeberufe deutlich zu verbessern. Dies muss bei 
der Ausbildung beginnen, bei der die FDP klar die integrative 
Pflegeausbildung präferiert (vgl. Stellungnahme AP 28/19). Auch 
die Weiterbildungsmöglichkeiten müssen gestärkt werden. Ganz 



293

STELLUNGNAHMEN

wichtig ist auch, dass die Bezahlung dieser aufopfernden und oft 
schweren Tätigkeit weiter verbessert wird. Das hat aber zur Fol-
ge, dass wir gesamtgesellschaftlich eine ehrlich geführte Debatte 
anstoßen müssen, was uns allen ‚gute Pflege’ tatsächlich wert ist.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Piratenfraktion unterstützt diese Forderung nachdrück-
lich. Dies ist umso dringlicher, als im Jahr 2025 60% der Schles-
wig-Holsteiner über 60 Jahre alt sein werden und entsprechender 
Bedarf besteht.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Thema Pflege und insbesondere die Anerkennung der hier 
geleisteten Arbeit und die Rahmenbedingungen sind aus Sicht 
des SSW von absolut zentraler Bedeutung. Hier liegt ohne Frage 
noch sehr viel Arbeit vor uns. Das gilt allerdings nicht nur, wie 
im Antrag suggeriert, für die Politik, sondern vielmehr für die ge-
samte Gesellschaft. Denn wir brauchen eine breite Debatte über 
die Frage, was uns eine menschenwürdige Pflege wert ist. Natür-
lich muss Politik im Bereich der Pflege für bessere Rahmenbedin-
gungen sorgen. Aber die Behauptung, Politikerinnen und Politi-
ker würde ihre Wertschätzung höchstens in Sonntagsreden zum 
Ausdruck bringen, ist nach unserer Auffassung nicht ganz rich-
tig. 
In den vergangenen Jahren der rot-grün-blauen Regierung haben 
wir nicht nur ein Pflegestudium eingeführt und eine Pflegekam-
mer geschaffen, sondern de facto die Altenpflegeausbildung für 
alle Auszubildenden kostenfrei gestaltet. Die landesseitig geför-
derten Plätze wurden und werden stetig weiter aufgestockt. Au-
ßerdem hat die Landesregierung eine umfangreiche Fachkräfte- 
initiative gestartet, die explizit auch auf Pflegeberufe abzielt. Mit 
Blick auf die erwähnte angemessene Vergütung für Pflegende ist 
aus Sicht des SSW eins ganz klar: Eine faire Entlohnung dieser 
wertvollen Arbeit ist ein enorm wichtiger Teil der Anerkennung. 
Für uns ist aber auch klar, dass eine angemessene Bezahlung mit 
einer Tarif bindung einhergehen muss. Dieses  zu verhandeln, ist 
Aufgabe der Tarifpartner, die hier natürlich unsere volle Unter-
stützung haben. 
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Losgelöst von diesen Einzelpunkten werden wir uns natürlich 
weiterhin darum bemühen, mehr junge Menschen für eine Aus-
bildung in diesem wichtigen Bereich zu gewinnen und uns dafür 
einsetzen, dass sie auch länger in diesem Bereich tätig sind. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die gesellschaftliche Anerkennung und die angemessene Be-
zahlung der Beschäftigten in Schleswig-Holstein ist ein wich-
tiges Anliegen der Landesregierung. Die Landesregierung hält 
eine leistungsgerechte Vergütung aller Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Pflege, insbesondere in der Altenpflege, für 
eine wichtige Voraussetzung, um das Berufsfeld attraktiver zu 
machen und gleichzeitig zur Sicherung der Qualität der pflege-
rischen Versorgung beizutragen.
Die Landesregierung hat in ihrem Zuständigkeitsbereich bereits 
verschiedene Vorhaben auf den Weg gebracht, um die Arbeits- 
und Ausbildungsbedingungen in der Pflege zu verbessern, z. B. 
durch die Erhöhung der landesgeförderten schulischen Ausbil-
dungsplätze, eine kostenfreie Altenpflegeausbildung für alle 
Auszubildenden. Ferner hat die Landesregierung im Sommer 
2015 das „Gesetz zur Errichtung einer Kammer für die Heilbe-
rufe in der Pflege“ verabschiedet und damit den Grundstein für 
die Pflegeberufekammer gelegt. Der sogenannte Errichtungs-
ausschuss, ein Gremium aus engagierten Pflegefachkräften aus 
Schleswig-Holstein, arbeitet seit Anfang 2016 nun intensiv an 
dem Auf bau der Kammer mit dem Ziel, die ersten Kammer-
wahlen durchzuführen, aus der dann die Kammerversammlung 
der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein hervorgehen wird.
Die Pflegeberufekammer ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, in der alle berufstätigen Pflegefachkräfte Schleswig-Hol-
steins Mitglied sind. Es handelt es sich somit um eine berufsstän-
dische Kammer, ähnlich der Ärzte- oder Apothekerkammer. 
Die Kammer wird sich zukünftig für die Belange Ihrer Mitglie- 
der , also der beruflich Pflegenden einsetzen, sich aber auch insge-
samt bei Fragestellungen im Gesundheits- und Pflegewesen ein-
bringen.
Es ist davon auszugehen, dass der Einfluss, der Stellenwert und 
damit die Anerkennung der Pflegefachkräfte durch das Errichten 
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der Pflegeberufekammer signifikant gesteigert werden. Es bleibt 
lediglich anzumerken, dass die Effekte wohl erst langfristig ein-
treten werden, da die Errichtung voraussichtlich erst Mitte bis 
Ende 2018 abgeschlossen sein wird und dann noch Zeit vergehen 
wird, bis sich die Pflegeberufekammer richtig etabliert hat.
Die Landesregierung wird sich auch weiterhin dafür einsetzen, 
dass das Berufsfeld der (Alten-)Pflege gesellschaftlich aufgewer-
tet wird und auf allen Verantwortungsebenen dazu beigetragen 
wird, gute berufliche Rahmenbedingungen für Pflegekräfte zu 
schaffen. Dazu gehören neben einer leistungsgerechten Ver-
gütung insbesondere auch Aspekte, wie ein gutes Personalma-
nagement, eine angemessene Arbeitszeitgestaltung, verlässliche 
Dienstpläne, betriebliche Gesundheitsförderung, Möglichkeiten 
der Fort- und Weiterbildung sowie bedarfsgerechte Angebote zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Wir stimmen mit den Teilnehmern des 28. Altenparlaments 
überein, dass die Beschäftigten in der Pflege nicht immer die ge-
sellschaftliche Anerkennung und die Vergütung bekommen, die 
sie verdienen. Ihr Beruf zeichnet sich durch anspruchsvolle, oft 
körperlich anstrengende Tätigkeiten und hohe Verantwortung 
für andere Menschen aus. Mit dem Pflegeberufegesetz streben 
wir spürbare Verbesserungen an. Zu allererst sorgen wir für eine 
kostenfreie Ausbildung und ermöglichen mit der Einführung 
eines ergänzenden Pflegestudiums neue Karriereoptionen. Auch 
das Gefälle zwischen Altenpflege und Krankenpflege gehen wir 
an. Die generalistische Ausbildung erlaubt zum einen eine viel-
fältigere Entwicklungs- und Einsatzmöglichkeiten, zum ande-
ren wird auch ein dringend notwendiger Angleichungsprozess 
bei der Vergütung angestoßen, denn für uns gilt: gute Arbeit ver-
dient auch einen guten Preis.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die grüne Bundestagsfraktion teilt die Auffassung, dass die Be-
schäftigten im Pflegebereich eine höhere gesellschaftliche An-
erkennung verdienen. Dazu müssen die Ausbildungs- und 
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Arbeitsbedingungen verbessert werden. Wir fordern die Tarif-
partner auf, Löhne zu vereinbaren, die der Bedeutung der Pflege 
gerecht werden. Wir fordern ein verbindliches Personalbemes-
sungsinstrument und zur Finanzierung der Pflege insgesamt 
eine solidarische und gerechte Bürgerversicherung, die alle Ein-
kommensarten und alle Bürgerinnen und Bürger nach ihrer 
Leistungsfähigkeit einbezieht. 

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt das Anliegen, die Pflege von Menschen 
gesellschaftlich aufzuwerten, mit ganz besonderem Nachdruck. 
Dabei darf es nicht nur um Lippenbekenntnisse gehen. Eine 
wirkliche Aufwertung heißt, deutlich höhere Löhne und gute 
Arbeitsbedingungen. Ein wichtiger Schritt ist dabei eine solida-
rische Bürgerinnen- und Bürgerversicherung, die sozial gerecht 
ist und genügend finanziellen Spielraum für eine gute Bezahlung 
der Pflegekräfte lässt. Außerdem benötigt es eine gesetzliche Per-
sonalbemessung in der Pflege, die aktuell herrschenden Bedin-
gungen mit Arbeitsverdichtung, Stress und fehlender Zeit für 
eine qualitativ hochwertige Pflege verändert.

AP 28/38
Rentenniveau
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich im Bundesrat für eine Novellierung des 2004 
beschlossenen RV-Nachhaltigkeitsgesetzes einzusetzen. 
Das Rentenniveau muss wieder auf mindestens 50 % ange-
hoben und dort für künftige Generationen gehalten wer-
den.
				    Antrag siehe Seite 84

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der CDU-Landtagsfraktion ist eine grundsätzliche Weiterent-
wicklung der Altersvorsorge wichtig. Dazu gehört neben der Sta-
bilisierung der Rente auf einem angemessenen Niveau auch die 
Stärkung der privaten und betrieblichen Altersvorsorge. Denn 
bereits heute ist die Rente keine Vollversicherung, sondern muss 
sinnvoll durch die weiteren Säulen ergänzt werden. Für uns steht 
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aber fest: Wer vorgesorgt hat, muss im Alter daher auch besser da-
stehen als jemand, der nicht vorgesorgt hat. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion spricht sich dafür aus, dass das Ren-
tenniveau in Zukunft wieder ansteigt. Ein Rentenniveau von un-
ter 43 % darf es für Normal- und Geringverdienende, die jahr-
zehntelang ihren Beruf ausgeübt haben, nicht geben. Wir sind der 
Meinung, dass Altersarmut, und somit auch das aktuelle Renten-
niveau, mit sozialer Gerechtigkeit unvereinbar ist. Nur eine ange-
messene Rente erlaubt es Menschen, würdevoll älter zu werden. 
Aus diesem Grund muss das System der Rentenversicherung ver-
ändert werden. Am Ende des Arbeitslebens muss eine gute Ren-
te stehen. Deshalb steht die SPD-Landtagsfraktion auch für eine 
Stärkung der gesetzlichen Rente gegenüber privater Vorsorge so-
wie die Solidarrente zur Aufstockung der Grundsicherung.
Aber neben dem Rentenniveau sind auch Erwerbstätigkeit und  
gute Arbeitsbedingungen mit ordentlicher Bezahlung unbedingt 
notwendig, um die Altersarmut langfristig zu vermeiden und 
eine sichere Altersvorsorge zu ermöglichen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Grünen stehen für Generationengerechtigkeit. Wir kämp-
fen gegen die Armut von Kindern und ihren Familien ebenso wie 
gegen Altersarmut. Einen gerechten Ausgleich zwischen dem 
Niveau der Ansprüche aus der gesetzlichen Rente und dem zu 
zahlenden Beitragssatz der Erwerbstätigen herzustellen ist nicht 
einfach. Eine bessere Absicherung im Alter ist erforderlich, die 
isolierte Forderung nach einem Rentenniveau 50+ reicht nicht 
aus. Die Ursachen niedriger Renten müssen angegangen werden. 
Mindest- und Tariflöhne, „Equal Pay“, die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf sowie gesetzliche, betriebliche und private Al-
terssicherung müssen zusammen gedacht werden. Leider hat es 
in den letzten Jahren auf Bundesebene keine ausreichenden Ver-
besserungen gegeben. Die Grüne Garantierente ist ein Baustein, 
um existentielle Armut im Alter zu verhindern.
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die gesetzliche Rente wird auch in Zukunft für die Mehrzahl 
der Menschen der wesentliche Bestandteil des Alterseinkom-
mens sein. Sie wird alleine aber nicht ausreichen, um den Lebens- 
standard im Alter zu sichern. Die FDP setzt sich daher dafür ein, 
für eine nachhaltige Alterssicherung die gesetzliche Rentenver-
sicherung zukunftsfest zu machen und jeweils durch private und 
betriebliche Vorsorge zu ergänzen. 
Eine moderne Altersvorsorge muss unterschiedliche individuell 
kombinierbare Vorsorgekomponenten enthalten. Auch zukünf-
tig soll es verpflichtende und freiwillige Komponenten der Al-
terssicherung geben. Hierbei ist und bleibt die Basisabsicherung 
ein zentrales Element der Altersvorsorge. Die Kombination der 
verschiedenen Vorsorgekomponenten sorgt für die Sicherung des 
Lebensstandards im Alter. Hierzu gehört immer auch die private 
Vorsorge des Einzelnen. Daher sind die Rahmenbedingungen 
für die private Altersvorsorge zielgerichtet zu verbessern. Um 
den Anforderungen einer modernen Arbeitswelt gerecht zu wer-
den, sollen die Menschen zwischen Tätigkeiten, Arbeitgebern 
und Beschäftigungsformen wechseln können, ohne dadurch 
Nachteile für ihre Alterssicherung zu erleiden. Dafür müssen die  
Voraussetzungen für die Mitnahme bestehender Vorsorge-
produkte und Anwartschaften sowie für einen ungehinderten 
Wechsel zwischen den Formen der Alterssicherung verbessert 
werden. Es muss ganz selbstverständlich werden, dass eine indi-
viduelle Kombination verschiedener Elemente aus unterschied-
lichen Vorsorgeformen und -systemen das Alterseinkommen 
ausmachen. Gerechte Rentenpolitik setzt dabei auf einen fairen 
Ausgleich zwischen den Generationen. Das setzt zum einen So-
lidarität mit jenen voraus, die trotz eines harten Arbeitslebens 
und Vorsorge ihren Lebensunterhalt im Alter nicht allein bestrei-
ten können. Gerechtigkeit bedeutet aber auch Leistungsgerech-
tigkeit. Daher müssen diejenigen, die während des Berufslebens 
mehr vorgesorgt haben, auch im Alter höhere Leistungen erhal-
ten. Darauf müssen sich alle Älterwerdenden verlassen können.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der ältere Teil der Bevölkerung wird immer größer. Viele von ih-
nen sind so wohlhabend wie noch nie. Doch nicht alle können sich 
im Alter etwas leisten, nicht wenige sind von akuter Altersarmut 
betroffen. „Best Ager“ und Altersarmut, zwei Begriffe die unter-
schiedlicher nicht sein könnten und die doch jeder kennt. Die fi-
nanzielle Situation der Bevölkerung ist vielschichtig. Nichtde-
stotrotz stehen vor allem Frauen vor einer besonders schwierigen 
Situation. Minijobs und Teilzeitbeschäftigung stellen nur selten 
einen Übergang in eine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung dar. Niedrige Rentenansprüche sind folglich das Ergebnis. 
Das Niveau der Rentenversicherung nicht weiter abzusenken ist 
nur eine von ganz unterschiedlichen Ansätzen, das Risiko der Al-
tersarmut  minimieren zu können. Den Bürgern in der Bundes-
republik sollte eine ausreichende Grundrente und nicht nur eine 
Grundsicherung auf Hartz IV-Niveau garantiert werden können. 
Das dies auch im Jahr 2016 immer noch nicht der Fall ist, ist mehr 
als bedauernswert. Das Rentenniveau ist zweifelsfrei die größ-
te Herausforderung unserer Zeit. Das Herumschustern der ver-
gangenen Jahre hat leider nicht den gewünschten Erfolg gebracht. 
Es braucht grundlegendere Änderungen. Vor diesem Hinter-
grund können wir als SSW eine entsprechende Bundesratsiniti-
ative, die gegen eine weitere Absenkung des Rentenniveaus ist, 
mittragen.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die Situation der umlagefinanzierten gesetzlichen Rente hängt 
wesentlich von den Faktoren Anzahl der Beitragszahler, An-
zahl der Rentenbezieher sowie der Rentenbezugsdauer ab. Die 
bereits seit längerem vorherrschende Entwicklung der Rahmen-
bedingungen für die gesetzliche Rentenversicherung bedin-
gen zwangsläufig Finanzierungsprobleme. Dies löst einen er-
heblichen Veränderungsdruck auf das bestehende System aus. 
Dementsprechend wurde durch die Rentenreform 2001 das 
Leistungsniveau der gesetzlichen Rentenversicherung auf lange 
Sicht reduziert und zur Kompensation dieser Kürzung eine staat-
lich geförderte freiwillige private Altersvorsorge, die sogenannte 
Riester-Rente eingeführt.
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Das Ziel weiterer Reformen muss sein, den "Generationenver-
trag" in einer der Entwicklung der Alterspyramide entspre-
chenden Form fortzuentwickeln, das heißt, auf der einen Seite 
eine Beitragsstabilität zu erreichen und auf der anderen Seite die 
Rente ”demografiefest” zu machen.
Dabei sollte sich die Altersversorgung auch weiterhin auf mehre-
re Säulen stützen
1. Säule: gesetzliche Rentenversicherung,
2. Säule: betriebliche Altersvorsorge,
3. Säule: private Altersvorsorge.
Die Sicherung der Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Ren-
tenversicherung sollte eine faire Lastenverteilung zwischen den 
Generationen beinhalten. Deshalb erscheint es nicht möglich, 
eine weitere Absenkung des Rentenniveaus zu verhindern, ohne 
die Beitragssatzniveauschwelle entsprechend anzuheben. Der er-
worbene Lebensstandard wird in Zukunft nur erhalten bleiben, 
wenn die finanziellen Spielräume des Alterseinkünftegesetzes 
und die staatliche Förderung genutzt werden, um eine zusätz-
liche Vorsorge aufzubauen.
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird weiterhin alle 
Maßnahmen unterstützen, die geeignet sind, die umlagefinan-
zierte gesetzliche Rentenversicherung als stärkste Säule der Al-
terssicherung zu erhalten.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Entscheidung des Gesetzgebers, dass die Renten nicht mehr 
im gleichen Umfang, sondern langfristig etwas weniger als die 
Löhne steigen sollen, ist unverzichtbar. Derzeit sind die Renten-
finanzen trotz schrumpfender Reserve noch stabil. Die Rückla-
ge der gesetzlichen Rentenversicherung sank seit Ende vergange-
nen Jahres um rund 1,5 auf 32,6 Milliarden €. Deshalb kann der 
Beitragssatz nach den Vorausberechnungen auch bis 2020 stabil 
bleiben. Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) taxiert 
die Mehrkosten einer Fixierung des Rentenniveaus auf heutigem 
Stand auf 28 Milliarden € im Jahr 2029. Eine Anhebung des Ren-
tenniveaus auf über 50 % geht nur zu Lasten der Rentenkasse und 
der Generationengerechtigkeit. Ziel sollte es daher sein, das Ren-
tenniveau über 2030 hinaus bei 45 % zu stabilisieren. 
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Die SPD setzt sich für die Stärkung der Alterssicherung ein. Dafür 
ist das Rentenniveau ein entscheidender Faktor. Die gesetzliche 
Rentenversicherung bleibt die erste Säule der Alterssicherung 
und Grundlage für den Schutz vor Armut im Alter. Sie bildet zu-
gleich die persönlichen Leistungen der Versicherten in ihrem Ar-
beitsleben ab. Wir brauchen gleichermaßen die Stärkung der er-
sten Säule, der umlagefinanzierten gesetzlichen Rente einerseits 
und eine möglichst flächendeckende kapitalgedeckte betriebliche 
Altersvorsorge andererseits. Zu ersterem gehört auch eine Stabi-
lisierung der Rentenversicherung mit Hilfe zusätzlicher Steuer-
mittel. Letzteres muss stärker als bisher durch die Sozialpartner 
(Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften) organisiert und mit 
einer stärkeren Einbeziehung von Geringverdienern verbunden 
werden. Vor allem die betriebliche Altersversorgung hat in vielen 
Branchen zusätzliche Sicherheit im Alter ermöglicht. Wir wol-
len die Stärkung und eine größere Verbreitung der betrieblichen 
Altersvorsorge als Ergänzung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Sie muss auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Klein- und Mittelbetrieben selbstverständlich werden. Daher ist 
im Koalitionsvertrag der Großen Koalition vereinbart, dass wir 
die Voraussetzungen schaffen wollen, damit Betriebsrenten auch 
in kleinen Unternehmen hohe Verbreitung finden. 
Die Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestags-
fraktion setzt sich dafür ein, die gesetzliche Rentenversicherung 
lebensstandardsichernd auszugestalten. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf das vom Landesparteitag der SPD Schles-
wig-Holstein am 23. April 2016 beschlossene Gerechtigkeits-
positionspapier „Mehr Gerechtigkeit wagen“ (www.spd-schles-
wig-holstein.de/de/gerechtigkeitheute), worin dies klar benannt 
ist. Darin heißt es: „Altersarmut ist unvereinbar mit sozialer Ge-
rechtigkeit. In der Rentenpolitik sind Weichenstellungen un-
abdingbar, damit das Rentenniveau nicht weiter fällt, sondern 
künftig wieder ansteigt. […] Wir wollen ein Rentenniveau, das 
Menschen im Alter erlaubt gut zu leben.“
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Für eine Anhebung des Rentenniveaus wird ein größerer Steuer-
zuschuss nötig sein. Dafür, aber auch generell, brauchen wir ei-
nen solidarisch und gut finanzierten Staat für mehr Verteilungs-
gerechtigkeit. Das schaffen wir durch mehr Steuergerechtigkeit 
mit höherer Kapitalbesteuerung, einer Vermögenssteuer, einem 
höheren Spitzensteuersatz, einer wirksamen Erbschaftssteuer 
und der Einführung einer Finanztransaktionssteuer. Diese For-
derungen finden sich ebenfalls in dem benannten Gerechtig-
keitspapier wieder.
Innerhalb der aktuellen Großen Koalition hat die SPD zudem 
durch das bereits zum 1. Juli 2014 in Kraft getretene Rentenpa-
ket und die vereinbarte Einführung der solidarischen Lebens- 
leistungsrente Maßnahmen zur Verbesserung der Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und damit zur individuellen 
Verbesserung und Sicherung des Rentenniveaus und gegen Al-
tersarmut durchgesetzt (wie mit der Stellungnahme zu AP 28/35 
(Altersarmut) genauer ausgeführt).
Auf der Grundlage des Alterssicherungsberichts und der Er-
kenntnisse aus dem Alterssicherungsdialog mit Expertinnen und 
Experten hat Bundesministerin Andrea Nahles am 25. November 
2016 ein Gesamtkonzept zur Alterssicherung vorgestellt, dass 
das System der Alterssicherung ganzheitlich, vor allem hinsicht-
lich einer zukünftigen Stabilisierung der Rentenversicherung für 
eine zukunftsfeste und verlässliche Alterssicherung in den Blick 
nimmt.
Das Konzept sieht vor: 
1. Die gesetzliche Rente als verlässliches Fundament: Gesetzliche 
Haltelinie für ein dauerhaft garantiertes Rentenniveau von min-
destens 46 %, wobei die politische Ziellinie 48 % beträgt; Hal-
telinie für einen maximalen Beitragssatz von 22 % bis 2030 und  
25 % ab 2030; Absicherung von Selbstständigen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung; verbesserte Leistungen bei Erwerbs-
minderung; gleiche Renten in Ost und West.
2. Die zusätzliche Altersvorsorge als echtes Plus für alle: Tarif-
lich abgesicherte Betriebsrenten auch für kleine und mittlere 
Betriebe; Steuerförderung von Betriebsrenten von Geringver-
dienenden; vereinfachte und transparentere Riester-Rente und 
Erhöhung der Grundzulage; Freibeträge von rund 200 € für Zu-
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satzrenten in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung.
3. Die Solidarrente als Anerkennung von Lebensleistung: Garan-
tiertes Alterseinkommen für langjährig Versicherte 10 % ober-
halb der Grundsicherung.
Weitere Informationen zum Rentenkonzept unter www.bmas.
de/alterssicherung
Ob und inwieweit diese Maßnahmen jedoch in der Großen Koali-
tion mit CDU und CSU umsetzbar sind, ist offen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die grüne Bundestagsfraktion teilt die Auffassung, dass es einer 
starken gesetzlichen Rentenversicherung bedarf. Daher sollte das 
heutige, gegenüber dem Jahr 1998 bereits erheblich abgesenkte, 
Rentenniveau nicht weiter fallen. Dabei müssen Rentenniveau 
und Beitragssatz in einem angemessenen Verhältnis stehen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Diesen Beschluss unterstützt DIE LINKE. Wir fordern die An-
hebung des Rentenniveaus auf 53 % und eine solidarische Min-
destrente in Höhe von 1.050 €.

AP 28/37
Bedingungsloses Grundeinkommen
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich mit der Idee des bedingungslosen Grundein-
kommens zu befassen.
				    Antrag siehe Seite 83

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion lehnt die Einführung eines Bedin-
gungslosen Grundeinkommens ab. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion hat das Bedingungslose Grundein-
kommen bislang noch nicht diskutiert und somit in dieser Frage 
noch keinen gemeinsamen Standpunkt gefunden. 
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Ein Bedingungsloses Grundeinkommen (BGE) wird bei den 
Grünen schon seit langem intensiv diskutiert und es werden un-
terschiedliche Ansätze durchdacht. So einfach und richtig diese 
Idee ist, die Umsetzung ist eine komplizierte Herkulesaufgabe. 
Interessant könnte die Erprobung eines BGE in einem zeitlich 
und räumlich begrenzten Modellprojekt sein. Dazu sollte eine 
wissenschaftlich Begleitung erfolgen – dafür setzen wir uns ein.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ein Bedingungsloses Grundeinkommen als ein Einkommen für 
alle, ohne, dass eine Bereitschaft zur Arbeit eingefordert wird, 
lehnt die FDP ab. Stattdessen plädiert die FDP für die Einführung 
eines liberalen Bürgergeldes. Das liberale Bürgergeld wirkt wie 
eine ‚negative Einkommenssteuer’: Unterhalb eines monatlichen 
Einkommens von z. B. 1.500 € zahlt der Staat etwas dazu. Neben 
einem selbstbestimmten Leben sowie einem menschenwürdigen 
Einkommen fördert das Bürgergeld die Aufnahme einer eigenen 
Tätigkeit und bietet gleichzeitig Unternehmen Anreize, Arbeits-
plätze auch für Menschen mit geringen Qualifikationen zu schaf-
fen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Piratenpartei und damit auch unsere Fraktion tritt bereits seit 
vielen Jahren und als erste Partei in Deutschland überhaupt für 
die Idee des bedingungslosen Grundeinkommens (BGE) ein. Das 
BGE ist nach unserer Überzeugung das maßgebliche Mittel gegen 
Altersarmut.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Idee des Bedingungslosen Grundeinkommens ist weder neu 
noch unbedeutend. Natürlich können wir hier nur für den SSW 
im Landtag sprechen. Aber eine „ernste Befassung“ mit diesem 
Thema muss schon allein deshalb kaum angeregt werden. Egal 
ob regierungstragende Fraktionen, Opposition oder Regierung: 
Unabhängig vom erwähnten Referendum in der Schweiz wurde 
und wird dieses Thema kontrovers diskutiert. Denn ohne Frage 
müssen wir vor dem Hintergrund der Globalisierung und einer 
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sich verändernden Arbeitswelt und Gesellschaft Antworten da-
rauf finden, wie wir unseren Sozialstaat modernisieren und zu-
kunftsfest aufstellen. Aus Sicht des SSW ist hier das bedingungs-
lose Grundeinkommen ein unverändert interessanter Ansatz. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Beim Bedingungslosen Grundeinkommen handelt es sich um ein 
arbeits- und sozialpolitisches Thema, das im föderalen System 
nur gemeinsam von Bund und Ländern unter Beteiligung einer 
Vielzahl von Fachpolitiken, z. B. auch Gesellschaftspolitik, bera-
ten werden kann.
Die Landesregierung ist der Auffassung, dass die Leistungen nach 
den Sozialgesetzbüchern derzeit nicht nur in verfassungsrecht-
lich gebotener Weise, sondern auch in großem Maße gesamtge-
sellschaftlich anerkannt werden sollen, und sowohl die Siche-
rung des Lebensunterhalts als auch andere existenzielle Bedarfe 
wie beispielsweise Pflege oder Behinderung gewährleistet.
Die Landesregierung wird sich einer Diskussion über ein Bedin-
gungsloses Grundeinkommen jedoch nicht verschließen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Die SPD hat sich in den vergangenen Jahren gründlich mit dem 
Thema des Bedingungslosen Grundeinkommens auseinanderge-
setzt und dazu leidenschaftliche Debatten geführt.
Die Grundsatzkommission beim Parteivorstand der SPD hat sich 
eindeutig positioniert und sieht das bedingungslose Grundein-
kommen nicht als „Königsweg“ zur Beseitigung aller sozialpoli-
tischen Herausforderungen. Als wichtigstes Argument führt sie 
an, dass die Inklusionswirkung von Geld überschätzt wird. 
Das bedingungslose Grundeinkommen soll den Sinn haben, dass 
Armut bekämpft und dadurch allen Menschen eine gleichberech-
tigte Teilhabe an der Gesellschaft ermöglicht wird. Die Hoffnung 
dahinter ist, dass auf diese Weise die Gesellschaft zueinander ge-
führt wird. Die Ziele der Befürworterinnen und Befürworter des 
bedingungslosen Grundeinkommens sind damit identisch mit 
denen der SPD. Allerdings zweifeln wir daran, dass das Bedin-
gungslose Grundeinkommen das richtige Mittel dafür ist.
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Ein bedingungsloses Grundeinkommen würde bedeuten, dass 
alle Bürgerinnen und Bürger, die dauerhaft und legal in der Bun-
desrepublik leben, ein Transfereinkommen erhalten. Dieses Ein-
kommen wäre individuell, ohne Bedürftigkeitsprüfung und 
ohne Gegenleistung auszuzahlen. Es würde oberhalb des gesell-
schaftlichen Existenzminimums liegen, sodass jede Bürgerin 
und jeder Bürger ohne Bezug eines anderweitigen Einkommens 
davon leben kann. Somit würde ein bedingungsloses Grundein-
kommen, je nach konkreter Höhe, immense monatliche Kosten 
verursachen. Geht man in einer Modellrechnung nur von 1.000 € 
pro Person pro Monat aus, bedeutet dies ca. 80 Milliarden € mo-
natlich und 960 Milliarden € jährlich. Zum Vergleich: der aktu-
elle Bundeshaushalt beträgt 325 Milliarden € jährlich. Daher ist 
die Frage der Finanzierbarkeit sehr wichtig.
Ein Bedingungsloses Grundeinkommen würde die Wahrschein-
lichkeit erhöhen, dass sich die Zeiten der Erwerbslosigkeit verlän-
gern würden. Gerade heute kann das schnell dazu führen, dass 
die Betroffenen große Schwierigkeiten haben würden, in den sich 
ständig verändernden digitalisierten und globalisierten Arbeits-
markt zurück zu finden.
Wir befürchten außerdem, dass die Bevölkerung in Nettozah-
lende und Nettobeziehende gespalten wird. Erstere würden 
durch ihre Steuern das bedingungslose Grundeinkommen aller 
finanzieren.
Es ist uns äußerst wichtig festzuhalten, dass materielle Armut 
durch ein Bedingungsloses Grundeinkommen reduziert werden 
könnte; strukturelle Ungerechtigkeit, von der die eigentlichen 
Adressaten des Grundeinkommens betroffen sind, durch mone-
täre Transfers aber nicht aus der Welt geschafft werden können. 
Nach unserer Auffassung setzt der deutsche Sozialstaat ohne-
hin noch immer zu sehr auf Transfers und zu wenig auf soziale 
Dienstleistungen. Anstatt allen Bürgerinnen und Bürgern, egal 
ob sozial schwächer oder stärker, ein gleiches Grundeinkommen 
zu gewähren, sollte die soziale Infrastruktur verbessert werden. 
Kindern, die in Armut aufwachsen und erleben, dass die Eltern 
keinen durch Arbeit geregelten Tagesablauf haben, kann eher ge-
holfen werden, indem ihre Kitas und Schulen qualitativ aufge-
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wertet werden und ihnen dort gute (frühkindliche) Bildung ver-
mittelt wird.
Auch das häufig vorgetragene Argument, dass durch eine Bünde-
lung der sozialen Leistungen in einem bedingungslosen Grund-
einkommen der bürokratische Aufwand verringert werden 
würde, sehen wir kritisch. Denn auf diese Weise könnte der So-
zialstaat nicht adäquat auf individuelle Probleme reagieren und 
eine angemessene Unterstützung für besonders Bedürftige (z. B. 
Menschen mit Behinderung oder Alleinerziehende) sicherstellen.
Wir vertreten die Ansicht, dass Arbeit zu einem menschenwür-
digen Leben dazugehört und sind uns einig, dass die Menschen 
arbeiten wollen. Wer arbeitet, soll dafür Anerkennung und einen 
guten Lohn erhalten. Menschen, die auf dem ersten Arbeitsmarkt 
keine Chance mehr haben, sollen die Möglichkeit erhalten, auf 
einem zweiten sozialen Arbeitsmarkt eine staatlich unterstützte 
Erwerbsmöglichkeit zu finden.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Sowohl in der Bundestagsfraktion als auch in der Partei DIE LIN-
KE. führen wir die Diskussion um das Bedingungslose Grundein-
kommen, haben dazu aber noch keine abgeschlossene Position.

AP 28/45 NEU
Hälftige Zahlung der Zusatzbeiträge in der Krankenver-
sicherung durch den Rententräger für Rentnerinnen und 
Rentner
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschlie-
ßen und auch im Bundesrat sich dafür einzusetzen, dass 
Zusatzbeiträge in der Krankenversicherung wie die Regel-
beiträge hälftig von allen Pflichtversicherten und hälftig 
von den Rentenversicherungen getragen werden. Die jet- 
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zige Regelung, dass Zusatzbeiträge allein von den Pflicht-
versicherten getragen werden, muss entfallen.
				    Antrag siehe Seite  92

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Aufhebung der Parität wurde im Jahr 2004 von der dama-
ligen rot-grünen Bundesregierung als Beitrag zur Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für mehr Wachstum und für 
mehr Beschäftigung beschlossen. Dies hat sich nach Ansicht der 
CDU-Landtagsfraktion in den vergangenen Jahren auch bewährt. 
Kein anderes europäisches Land hat die Krisen der vergangenen 
Jahre so gut überstanden wie Deutschland. Sofern diese Rege-
lung aufgehoben wird, werden die wirtschaftlich notwendigen 
Weichenstellungen der vergangenen Jahre zurückgedreht und 
der Wettbewerb zwischen den Kassen verhindert. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Angesichts der steigenden Beiträge in der Krankenversicherung 
fordern wir die Rückkehr zur paritätischen Aufteilung der Kran-
kenkassenbeiträge. Perspektivisch wollen wir die Umsetzung ei-
ner solidarischen Bürgerversicherung, in der die Krankenversi-
cherung zukünftig für alle geregelt werden soll. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir für alle Versicherten gerne unter-
stützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP will überhaupt keine Zusatzbeiträge, sondern die kon-
sequente Abschaffung des Gesundheitsfonds sowie die völlige 
(Rück-)Übertragung der Beitragsautonomie auf die gesetzliche 
Krankenversicherung.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diese Forderung des Altenparlaments deckt sich mit der Positi-
on des SSW. Wir haben gerade einen Plenarantrag mit ganz ähn-
licher Stoßrichtung eingebracht, der auf die Verteilung der Zu-
satzbeiträge zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern abhebt 
(Drucksache 18/4841). Ziel unseres Antrags ist die vollständige 
Parität, also die konsequente Einhaltung des Prinzips halbe-hal-
be in Gesundheits- und Pflegeversicherungsfragen. Wir wollen 
eine wirklich solidarische Gesundheitsversorgung. Nach Auf-
fassung  des SSW müssen wir daher langfristig zu einer wirklich 
solidarischen Bürgerversicherung kommen. Die stärksten Schul-
tern müssen auch die größten Lasten tragen. Zusatzbeiträge kön-
nen für den Einzelnen bekanntlich bis zu 560 € im Jahr ausma-
chen. Für uns steht daher fest, dass hier vor allem auch Menschen 
mit vergleichsweise geringen Renten spürbar entlastet werden 
müssen. Vor diesem Hintergrund werden wir selbstverständlich 
auch den Punkt der hälftigen Zahlung der Zusatzbeiträge durch 
den Rententräger berücksichtigen.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Mit der Einführung des Zusatzbeitrags durch den Bundesgesetz-
geber im Jahr 2005 wurde zum ersten Mal von der paritätischen 
Finanzierung abgewichen. Sofern die Krankenkasse einen Zu-
satzbeitrag erhebt, wird dieser Zusatzbeitrag im Unterschied 
zum allgemeinen Beitragssatz grundsätzlich von den Mitgliedern 
alleine aufgebracht. Dies gilt auch für Rentnerinnen und Rentner. 
Dritte, wie Arbeitgeber, Rentenversicherungsträger und die Bun-
desagentur für Arbeit, sind an der Auf bringung des Zusatzbei-
trags im Regelfall nicht beteiligt.
Die Landesregierung unterstützt die Wiedereinführung der Pari-
tät bei den Zusatzbeiträgen um wieder zu einer gerechten Finan-
zierung unseres Gesundheitssystems und mehr Solidarität zu-
rückzukehren. Dies soll für alle Versicherten gelten, nicht nur für 
Rentnerinnen und Rentner.
Schleswig-Holstein hat sich bereits im Januar 2016 dem in den 
Ausschüssen des Bundestages befindlichen Entschließungsan-
trag der Bundesländer Rheinland-Pfalz, Brandenburg, Bremen, 
Hamburg, Niedersachen, Nordrhein-Westfalen und Thürin-
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gen zur Wiederherstellung einer vollständigen paritätischen Fi-
nanzierung der Krankenkassenbeiträge angeschlossen. Schles-
wig-Holstein wird auch weiterhin an der Forderung einer 
paritätischen Finanzierung festhalten und auf deren Verwirkli-
chung hinarbeiten.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Mit der anteiligen Übernahme der Zusatzbeiträge durch die Ren-
tenversicherungen würde der erwünschte Wettbewerb zwischen 
den Krankenkassen abgeschwächt werden. Ziel muss es dahinge-
gen bleiben, die Wirtschaftlichkeit einer Krankenkasse für den 
Einzelnen anhand von notwendigen Zu- beziehungsweise Ab-
schlägen in Form von Zusatzbeiträgen oder Rückerstattungen 
sichtbar zu machen. Mit Hilfe dieser Steuerungswirkung soll die 
Qualität der Gesetzlichen Krankenversicherung gewährleistet 
werden. Darüber hinaus würde dies zu einer weiteren Belastung 
der Rentenversicherung und damit zu höheren Beiträgen führen. 
Dies würde zum einen die Generationengerechtigkeit vor neue 
Probleme stellen und zum anderen dem grundsätzlichen Ansatz 
der Union widersprechen, die Lohnnebenkosten möglichst ge-
ring zu halten. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion verfolgt das Ziel einer solidarischen 
Bürgerversicherung. Auf diesem Wege soll die Teilhabe aller am 
medizinischen Fortschritt gesichert und mehr Gerechtigkeit in 
der Versorgung und der Finanzierung gewährleistet werden. Die 
paritätische Zahlung der Beiträge ist ebenfalls vorgesehen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die grüne Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass die Kran-
kenversicherungsbeiträge wieder hälftig von Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgebern sowie den Beschäftigten gezahlt werden. 
Dies gilt analog auch für die Krankenversicherung der Rentner 
(KVdR). 
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Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. setzt sich für die Abschaffung von Zusatzbeiträgen 
und für die Wiederherstellung der Parität in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung ein. Perspektivisch wollen wir eine soli-
darische Bürgerinnen- und Bürgerversicherung schaffen, die die 
Trennung von gesetzlicher und privater Krankenkasse aufhebt 
und in der alle Einkommensarten berücksichtigt werden. Damit 
könnte der Krankenkassenbeitrag auch bei Abschaffung der Zu-
zahlungen auf 10,5 Prozentpunkte gesenkt werden, obwohl alle 
medizinisch notwendigen Leistungen übernommen würden.

AP 28/58
Kostenlose Kinderbetreuung, Gebühren für Kindertages-
stätten und Kindergärten aufheben
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, eine Initiative zu ergreifen, mit 
dem Ziel, dass auch in Schleswig-Holstein die Kinderbe-
treuung in Kindertagesstätten und Kindergärten generell 
kostenfrei ist.
				    Antrag siehe Seite  107

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Für das Jahr 2017 hat die CDU-Landtagsfraktion 45 Millionen € 
mehr für die Finanzierung von Kindertageseinrichtungen und 
Tagespflegestellen in ihre Haushaltsanträge eingestellt. Ziel ist 
es, dass auch das Land wieder zu einem ausreichenden Anteil 
an der Finanzierung der Kindertageseinrichtungen zurückkehrt 
und Eltern von den hohen Gebühren vor Ort entlastet werden. 
Eine hohe Qualität sowie eine vollwertige Mahlzeit sind der 
CDU-Landtagsfraktion aber genauso wichtig wie das Ziel, die 
Höhe der Elternbeiträge zu reduzieren.  

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Frühkindliche Bildung muss bezahlbar sein. Dafür setzt sich die 
SPD-Landtagsfraktion sein. Daher wurden bereits seit 2012 die 
Betriebskostenzuschüsse von Land und Bund an die Kitas ver-
doppelt. Erst jetzt im September hat der Landtag mit der Verab-
schiedung eines Gesetzentwurfs der Küstenkoalition das Kita-
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Geld verabschiedet. Damit werden ab Januar 2017 Eltern mit 
Kindern in der U3-Betreuung mit bis zu 100 € im Monat entla-
stet. Neben der finanziellen Entlastung ermöglicht das Kita-Geld 
mehr Menschen, berufstätig zu sein. Langfristiges Ziel ist es je-
doch, nach der Ausweitung  den Besuch von Kindertagesstätten 
komplett beitragsfrei zu gestalten. Das Kita-Geld ist ein erster 
wichtiger Schritt in diese Richtung. Die SPD-Landtagsfrakti-
on setzt aber nicht nur auf Beitragsfreiheit. Auch Qualität und 
eine ausreichende Versorgung mit Kita-Plätzen sind wichtige 
Faktoren. So hat die Küstenkoalition gemeinsam  mit den Kom-
munen den Ausbau von Betreuungsplätzen im Krippenbereich 
bereits umgesetzt. Diesen Erfolg bescheinigt uns auch die bun-
desweite Kita-Statistik, wonach Schleswig-Holstein 2016 die 
höchste Betreuungsquote im U3-Bereich aller westdeutschen 
Flächenländer hat.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wir lehnen Kitagebühren grundsätzlichen ab und teilen die Auf-
fassung, dass die Gebühren für Kindertagesstätten und Kinder-
gärten in vielen Kommunen in Schleswig-Holstein zu hoch sind. 
Wir haben deshalb im Dezember das Kita-Geld beschlossen, das 
Eltern für Kinder in der U3-Betreuung um bis zu 100 € pro Monat 
ab dem 1. Januar 2017 entlastet. Zugunsten eines bedarfsgerechten 
Betreuungsangebotes und einer hohen Kita-Qualität haben wir 
in dieser Legislaturperiode aber nicht nur die Eltern entlastet, 
sondern zuvor die jährlichen Ausgaben des Landes von rund 100 
Millionen € auf jährlich mehr als 200 Millionen € verdoppelt. Da-
mit können auch im Umfang von mehr als 20 Millionen € Qua-
litätsverbesserungen umgesetzt werden. So werden 100 Kitas zu 
Familienzentren weiterentwickelt, Ganztagsgruppen mit einer 
zweiten Kraft am Nachmittag ausgestattet und Fachberatungen 
angeboten werden – Tendenz steigend. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP will Kitas zu echten Bildungseinrichtungen weiterent-
wickeln. Studien zeigen die Bedeutung der frühkindlichen Bil-
dung auf die weitere Entwicklung jedes Kindes. Wir wollen also 
schon früh die Grundsteine legen, auf denen der weitere Bil-
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dungsweg auf baut. Wenn wir also Krippen und Kitas als Teil des 
Bildungsweges sehen, müssen wir uns zu Recht die Frage stellen, 
warum dieser Abschnitt für Kinder in den ersten Lebensjahren 
kostenpflichtig ist, während auf dem restlichen Weg die Kosten 
übernommen werden. Aus Sicht der FDP muss das geändert wer-
den. Angesichts der Finanzlage der öffentlichen Haushalte gehört 
es aber zur politischen Ehrlichkeit dazu, dass ein kostenfreies An-
gebot nicht sofort, sondern erst mittelfristig zu erreichen sein 
wird. Voraussetzung ist natürlich, dass das Land wieder eine soli-
de Konsolidierungspolitik betreibt. Die FDP setzt sich dafür ein, 
das gesamte System aufzubrechen, um die verfehlten Reformen 
zu beseitigen und eine Lösung für Eltern und Kinder zu finden. 
Ein Kita-Gipfel mit den Kommunen ist daher unumgänglich. 
Zwei Themen müssen auf diesem Gipfel geklärt werden:
1. Wie gelingt es uns, nach dem quantitativen Ausbau der Betreu-
ungsplätze eine qualitative Verbesserung der Betreuung sicher-
zustellen?
2. Wie stellen wir das Finanzierungssystem neu auf, so dass kei-
ner der Partner – gemeint sind insbesondere Eltern und Gemein-
den – über die Gebühr belastet wird?
Insbesondere der Kostenaspekt für die Eltern muss berück-
sichtigt werden. In einem ersten Schritt müssen die Elternbei-
träge gedeckelt werden. Die FDP setzt sich dafür ein, den Eltern-
beitrag bei Krippen (U3) auf 200 € und bei Kindergärten (Ü3) auf 
150 € pro Kind im Monat zu begrenzen. Den Kommunen sind die 
wegfallenden Beiträge durch das Land zu kompensieren. Auch 
müssen weitere Reformschritte erfolgen, wenn das Finanzie-
rungssystem neu geordnet wird. Die Eltern müssen gestärkt wer-
den. Die Umstellung von der Objekt- auf eine Subjektförderung 
muss Thema werden. Das schafft auch mehr Wettbewerb, was 
wiederum zu mehr Qualität führen wird. Schließlich sind klare 
Qualitätsanforderungen, was z. B. Öffnungszeiten, Aspekte der 
frühkindlichen Bildung sowie Vorgaben bei Personal und Aus-
stattung betrifft, im Gesetz zu definieren und die öffentliche För-
derung an diese Standards zu binden.
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Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Piratenfraktion unterstützt diese Forderung uneinge-
schränkt. Der Ehrlichkeit halber muss aber auch klar gesagt wer-
den, dass dies eine Forderung ist, die aus finanziellen Gründen 
erst sehr viel später möglich sein wird. Vorrangig müssen das Ge-
haltsgefüge der Erzieherinnen und Erzieher sowie die Infrastruk-
tur der Kindertagesstätten verbessert werden.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Langfristiges Ziel des SSW war und bleibt der beitragsfreie Zu-
gang zu allen Bildungsinstitutionen. Egal ob Krippe, Schule oder 
Hochschule: Der Zugang zu diesen Angeboten, und damit den 
Chancen auf  Bildungserfolg, persönliche Zufriedenheit und so-
zialen Aufstieg, darf ganz einfach nicht vom Geldbeutel der El-
tern abhängen. So viel ist klar.
Mit Blick auf die im Antrag erwähnte frühkindliche Bildung 
bringt das Krippen-Geld erst einmal eine handfeste Entlastung 
für viele Menschen im Land. Schon bald haben Eltern von Krip-
penkindern damit jeden Monat bis zu 100 € mehr im Geldbeutel. 
Für uns ist auch diese Maßnahme ein erster Schritt in Richtung 
Beitragsfreiheit. Dass es nicht bei dieser Einzelmaßnahme allei-
ne bleiben kann, ist dem SSW und der gesamten Küstenkoalition 
sehr bewusst. Wir werden also weiter auf unser Ziel hinarbeiten 
–  und damit auch im Sinne dieses Antrags.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Das langfristige Ziel der Landesregierung ist, den Besuch einer 
Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege kostenfrei zu 
stellen. Mit der Einführung des Kita-Geldes zum 1. Januar 2017 
geht die Landesregierung einen ersten Schritt und entlastet die 
Familien mit Kindern unter drei Jahren mit einem Zuschuss 
bis zu 100 € pro Monat bei den Betreuungskosten für Kinderta-
geseinrichtungen und Kindertagespflege. Weitere Schritte für 
die Folgejahre sind geplant, um in spätestens zehn Jahren die 
vollständige Beitragsfreiheit für die Familien zu erreichen, die 
ihre Kinder vor der Einschulung in einer Kindertageseinrichtung 
oder Kindertagespflege betreuen lassen.
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Anhand der geschätzten durchschnittlichen Kosten für eine 
fünfstündige Betreuung ergäbe sich für den Zeitraum 2017 - 2021 
bei einer altersabgestuften Einführung einer Kostenerstattung 
über die fünf Jahre ein finanzieller Aufwand in Höhe von ca. 543 
Millionen €.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Bereits im frühen Kindesalter ist Bildung aus Sicht der SPD-Bun-
destagsfraktion unbedingt zu unterstützen. Durch den Besuch 
von Kindertagesstätten ist der Zugang für Kinder hierzu gesi-
chert, ermöglicht ihnen Chancengleichheit und Teilhabe. Damit 
sich alle Eltern einen Platz in einer Kindertagesstätte leisten kön-
nen und um allen Kindern diesen Zugang gleichermaßen zu er-
möglichen, ist Gebührenfreiheit für Kindertagesstätten ein not-
wendiges und sinnvolles Ziel. Gleichsam ist Gebührenfreiheit 
Mittel einer zukunftsorientierten Familienpolitik der SPD- Bun-
destagsfraktion, bei der die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
eine zentrale Rolle spielt.
In vielen Landesparlamenten setzt sich die SPD daher bereits für 
Gebührenfreiheit für Kindertagesstätten ein. Bereits seit 2013 be-
steht Gebührenfreiheit für Kinder aus Familien mit SGB II-Be-
zug. Wir begrüßen das Ziel der SPD in Schleswig-Holstein, be-
ginnend mit dem 100 € Kita-Geld ab dem 1. Januar 2017 für alle 
Kinder unter drei Jahren eine Entlastung herbeizuführen, die 
schrittweise auf das erste, zweite und dritte Kindergartenjahr 
ausgeweitet wird – mit der Perspektiven der vollen Gebühren-
freiheit.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. setzt sich dafür ein, dass die Beiträge für Kindergär-
ten und Kinderkrippen schrittweise abgeschafft werden und kann 
daher die Aufforderung zur Aufhebung der Gebühren für Kin-
dertagesstätten und Kindergärten an die schleswig-holsteinische 
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Landesregierung nur unterstützen. DIE LINKE. will jedem Kind 
einen ganztägigen und gebührenfreien Betreuungsplatz, unab-
hängig von der Erwerbstätigkeit der Eltern, zusichern. Insbeson-
dere zur Entlastung von Alleinerziehenden und Ein-Eltern-Fa-
milien braucht es eine gebührenfreie bedarfs- und altersgerechte 
Kinderganztagsbetreuung und auch Betreuungsangebote au-
ßerhalb der regulären Öffnungszeiten. Der Rechtsanspruch auf 
einen Kita-Platz ebenso wie der auf einen Schulplatz muss in 
Schleswig-Holstein auch für geflüchtete Kinder gelten und um-
gesetzt werden. Auf diese Weise wird frühzeitig Integration ge-
lebt und gefördert.

AP 28/41 NEU
„Mütterrente“
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass Mütter, 
deren Kinder vor 1992 geboren wurden, drei Entgeltpunkte 
erhalten. Die Leistungen der Mütterrente müssen als ge-
samtgesellschaftliche Herausforderung komplett und be-
reits jetzt aus Steuermitteln finanziert werden.
				    Antrag siehe Seite  87

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Von der verbesserten Mütterrente von 1 auf 2 Entgeltpunkte pro-
fitieren bereits gut neun Millionen Frauen. Damit ist ein erster 
Schritt zu mehr Gerechtigkeit und Anerkennung der Erziehungs-
leistungen geschafft. Noch gerechter wäre es richtigerweise, 
wenn diesen Frauen und Männern auch das dritte Jahr angerech-
net werden würde, wie es auch diejenigen erhalten, die Kinder 
nach 1992 erhalten haben. Bereits ein Entgeltpunkt kostet jedoch 
pro Jahr ca. 6,7 Milliarden €. Das sind alleine bis 2030 über 100 
Milliarden €. Die völlige Gleichstellung für Eltern von Kindern 
vor und nach 1992 geborenen ist daher – so wünschenswert das 
Ziel auch ist – derzeit leider finanziell nicht darstellbar.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit der Umsetzung der Mütterrente unter Arbeitsministerin 
Andrea Nahles wurde die Situation von Rentnerinnen (und evtl. 
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Rentnern), deren Kinder vor 1992 geboren wurden, schon deut-
lich verbessert. Sie erhalten einen weiteren Entgeltpunkt für je-
des Kind zusätzlich zu ihrem bestehenden Rentenanspruch. So 
tragen wir den erzieherischen Leistungen dieser Mütter, die sich 
früher oft nicht mit einer Berufstätigkeit vereinbaren ließen, ver-
stärkt Rechnung und würdigen sie. Die Finanzierung der Müt-
terrente erfolgt aus den Rentenbeiträgen, was einem Wunsch der 
Union entspricht. Die SPD-Bundestagsfraktion hat allerdings 
schon einen erweiterten Bundeszuschuss aus Steuermitteln an 
die Rentenkasse ab 2019 durchgesetzt, damit diese Ausgaben 
teilweise durch Steuern finanziert werden. Eine weitere Verbes-
serung der Kindererziehungszeiten ist bisher nicht geplant. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Mit der sogenannten „Mütterrente“ wurde der unterschiedliche 
Leistungsanspruch den Geburten vor beziehungsweise nach 1992 
nur teilweise angeglichen. Eine wirklich gerechte Lösung wäre 
sicherlich die vollständige Angleichung der Leistungsansprüche 
gewesen. Dieses Beispiel zeigt, dass wir eine grundlegende Ren-
tenreform brauchen – dafür setzen wir Grüne uns ein.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es trifft zu, dass bei der unterschiedlichen Anerkennung von 
Erziehungszeiten in der gesetzlichen  Rentenversicherung bis-
lang Ungerechtigkeiten vorliegen. Es ist daher sozial- und ge-
sellschaftspolitisch wünschenswert, wenn allen Müttern und 
Vätern gleich hohe Erziehungsleistungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung anerkannt werden würden. Dies ist insbe-
sondere dadurch gerechtfertigt, dass die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf in der Vergangenheit sehr viel schwerer war, als sie 
es mit der heute vorhandenen Infrastruktur ist. Es muss aber aus 
Sicht der FDP sichergestellt werden, dass die Finanzierung dieser 
Leistung gesamtgesellschaftlich, also aus Steuermitteln, erfolgt.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir sehen dies als moralische Bringschuld unserer Gesellschaft. 
Deswegen sollten die Verantwortlichen dies umgehend auf den 
Weg bringen.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die im Antrag erwähnte Gerechtigkeitslücke besteht ohne Frage 
fort. Kinder, die vor 1992 geboren wurden, sind auf dem „Punk-
tekonto“ schlicht weniger wert. Unabhängig von irgendwelchen 
Kostenfragen würden auch wir uns wünschen, dass hier alle Müt-
ter gleich behandelt würden. Denn die volle Anerkennung von 
Kindererziehung bzw. Pflege von Kindern, die vor 1992 geboren 
sind, bei der Rentenberechnung ist und bleibt für uns ein unver-
ändert wichtiger Punkt und eine Frage der Gerechtigkeit.
Mit Blick auf den Haushalt mag manch einer vielleicht Verständ-
nis dafür haben, dass der Bundesgesetzgeber hier zu einer solchen 
Stichtagsregelung gegriffen hat. Aber die frei gewählte Grenze 
von vor bzw. nach 1992 ist geradezu diskriminierend. Hier ist und 
bleibt die Bundesebene in der Pflicht, diese Ungerechtigkeit aus-
zugleichen. Wir hoffen sehr, dass sich hier endlich die entspre-
chende Mehrheit findet. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die mit dem Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Ge-
setz (HEZG) vom 11. Juli 1985 mit Wirkung vom 1. Januar 1986 
erstmals eingeführte rentenrechtliche Anerkennung von Kinder-
erziehung wurde in der Folgezeit weiter ausgebaut.
Durch das RV-Leistungsverbesserungsgesetz vom 23. Janu-
ar 2014 wurde nun mit Wirkung vom 1. Juli 2014 für vor dem  
1. Januar 1992 geborene Kinder die Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten von 12 auf 24 Kalendermonate verdoppelt. Diese 
Leistungsverbesserung entspricht einem jährlichen Gesamtvolu-
men von rund 6,7 Mrd. €.
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird weiterhin 
jede Maßnahme unterstützen, die dazu beiträgt, die Leistungen 
für Kindererziehung einheitlich zu gestalten. Da die Anerken-
nung der Kindererziehung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
darstellt, wird darauf zu achten sein, dass die Finanzierung wei-
terer Leistungsverbesserungen ausschließlich aus Steuermitteln 
des Bundes erfolgt.
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CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Erhöhung der Gerechtigkeit im Rentensystem durch die An-
rechnung von Erziehungsleistungen ist Gestaltungsziel des Ko-
alitionsvertrags der Großen Koalition. Dies wurde mit der Müt-
terrente umgesetzt. Gleichzeitig muss dieses Anliegen aber auch 
mit den Interessen der jüngeren Generationen in Einklang ge-
bracht werden. Bei einer Ausweitung der Mütterrente ist zu be-
denken, dass wir das Rentensystem auch in der Zukunft sicher 
und bezahlbar halten müssen. Eine steuerfinanzierte Mütterente 
müssten die Jüngeren gleichermaßen bezahlen wie eine beitrags-
finanzierte. Die Gesamtkosten lägen laut Deutscher Rentenversi-
cherung bei rund 6,5 Milliarden € pro Jahr. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Die aktuelle Regierungskoalition hat mit der stärkeren Berück-
sichtigung der Erziehungsleistungen von Müttern und Vätern für 
vor 1992 geborene Kinder im Rahmen des zum 1. Juli 2014 in Kraft 
getretenen Rentenpakets für eine erhebliche Leistungsverbesse-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung gesorgt: Durch die 
Berücksichtigung eines weiteren Erziehungsjahres erhöht sich 
die Rente der Erziehungsperson um aktuell 30,45 € pro Monat 
und Kind. Gleichzeitig wird so die Erziehungsleistung besser 
anerkannt und mehr Gerechtigkeit zwischen älteren und jün-
geren Eltern im Rentenalter hergestellt. Das hatte die SPD in ih-
rem Regierungs- bzw. Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2013 
auf Seite 81 auch so gefordert und 2014 umgesetzt: „Wir wollen 
in angemessenem Umfang Berücksichtigungszeiten auch auf El-
tern ausdehnen, deren Kinder vor 1992 geboren wurden, und so 
gezielt Rentenansprüche für Eltern verbessern, die wegen feh-
lender Betreuungsinfrastruktur nicht Vollzeit arbeiten konnten.“ 
Wir werden die Berücksichtigung eines weiteren Rentenentgelt-
punkts prüfen.
Rentenrechtliche Regelungen müssen allerdings auch immer 
insgesamt betrachtet werden einschließlich weiterer Verände-
rungen bzw. früher geltenden Regelungen im Rentensystem, die 
für Eltern von vor 1992 geborenen Kindern Vorteile hatten. So 
hatten beispielsweise vor 1952 geborene Mütter früher die Mög-
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lichkeit, eine vorzeitige Altersrente für Frauen ab dem 60. Le-
bensjahr zu beziehen.
Die verbesserte Bewertung für Geburten ab 1992 ist mit dem 1989 
beschlossenen „Rentenreformgesetz 1992“ geschaffen worden. 
Es ist wichtig zu berücksichtigen, dass die Neuregelung somit für 
die Zukunft gelten sollte. Stichtagsregelungen sind ein übliches 
Mittel, um sozialpolitische Verbesserungen zu erzielen. In die-
sem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass das Bundes-
verfassungsgericht bereits am 29. März 1996 (Az.: 1 BvR 1238/95) 
zur Stichtagsregelung ausgeführt hat, dass die Ungleichbehand-
lung vor und nach 1992 geborener Kinder – und damit auch die 
Stichtagsregelung – verfassungsrechtlich gerechtfertigt und 
nicht zu beanstanden sei. 
Dass Koalitionsverträge natürlich immer auch Kompromisse 
bedeuten, zeigt sich bei dieser Thematik darin, dass die Finan-
zierung aus Beiträgen der Rentenversicherung erfolgt. Wir So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten konnten die Steuerfi-
nanzierung leider nicht durchsetzen, da CDU und CSU jegliche 
Steuererhöhungen für Bürgerinnen und Bürger mit hohen Ein-
kommen oder großem Kapital- und Vermögensbesitz, die wir im 
Sinne einer gerechteren Steuerpolitik und faireren Lastenvertei-
lung vorgeschlagen hatten, kategorisch abgelehnt haben. Durch-
setzen konnten wir allerdings, dass sich der Bund ab dem Jahr 
2019 mit zusätzlichen Mitteln aus Steuermitteln an der Finanzie-
rung beteiligt. Wir setzen uns jedoch nach wie vor für die kom-
plette Steuerfinanzierung ein. Denn versicherungsfremde Leis-
tungen und gesamtgesellschaftliche Aufgaben sind konsequent 
und vollständig aus Steuermitteln zu finanzieren. Dadurch kann 
auch das Rentenversicherungssystem insgesamt stabilisiert wer-
den. 

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Wir unterstützen grundsätzlich die Ausweitung der Kinderer-
ziehungszeiten in der Rente für Kinder, die vor 1992 geboren wur-
den. Eltern – in der Regel Mütter – von Kindern, die seit 1992 ge-
boren wurden, erhalten drei Jahre Kindererziehungszeiten in der 
Rente. Für Kinder, die davor geboren wurden, wird nur ein Jahr 
gewährt. Eine Gleichbehandlung wäre richtig, denn die Erzie-
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hungsleistung von allen Eltern ist gleich wichtig und gleich viel 
wert. Gleichzeitig ist für uns jedoch eine nachhaltige und solida-
rische Finanzierung dieser nicht unerheblichen Ausweitung der 
Rentenleistungen eine notwendige Voraussetzung.
Für die Verbesserung der Absicherung von Frauen und Erzie-
henden setzen wir uns vorrangig für die Einführung einer Ga-
rantierente ein. Wer 30 Jahre Pflichtmitglied in der Rentenversi-
cherung war, soll eine Rente in Höhe von mindestens 850 € im 
Monat erhalten. Um Frauen und Erziehende besser vor Altersar-
mut zu schützen, sollten nach unserem Vorschlag auch Zeiten der 
Kindererziehung bis zu 10 Jahren auf die Zugangsvoraussetzung 
von 30 Versicherungsjahren in der Rentenversicherung ange-
rechnet werden.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir haben einen diesem Beschluss entsprechenden Antrag be-
reits im März 2014 in den Bundestag eingebracht, der leider mit 
den Stimmen von Union und SPD abgelehnt wurde. Wir werden 
uns aber weiterhin dafür einsetzen, dass die Benachteiligung von 
Müttern, deren Kinder vor 1992 geboren sind, aufgehoben wird. 
Diese Ungleichbehandlung ist sachlich nicht zu rechtfertigen und 
hat allein fiskalische Gründe. Geld darf aber kein Hinderungs-
grund dafür sein, dass dem Staat jedes Kind auf dem Rentenkon-
to von Mutter oder Vater gleich viel wert sein muss, egal, ob es 
1960 oder 2010, in Dresden oder in Köln geboren wurde. Deshalb 
ist sowohl eine Gleichstellung der Zeiten vor und nach 1992 gebo-
ten, als auch die gleiche Bewertung der Kindererziehungszeiten 
in Ost und West. Die Verbesserung der Kindererziehungszeiten 
ist eine familienpolitische Leistung und wie andere Leistungen 
dieser Art als gesamtgesellschaftliche Aufgabe in vollem Umfang 
aus Steuermitteln zu finanzieren.

AP 28/49
Erhöhung des Barbetrages für Bewohner/-innen statio-
närer Einrichtungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert, sich über den Bundesrat da-
für einzusetzen, dass der Bundestag den derzeitigen Barbe-
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trag nach § 27 b SGB XII in Höhe von 109,08 € auf 200,00 € 
erhöht, um mittellosen Bewohner/-innen von stationären 
Einrichtungen ein Leben in Würde und ihre Teilhabe am 
sozialen Leben zu ermöglichen.
				    Antrag siehe Seite 97 - 98

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion wird prüfen, ob es eine Möglichkeit 
für ein zusätzliches Taschengeld gibt, wie es im damaligen Bun-
dessozialhilfegesetz vorgesehen war. Dort war geregelt, dass 
Bewohner, die einen Teil der Kosten selbst decken, einen zu-
sätzlichen Barbetrag zwischen 5 und 15 % des Einkommens des 
Haushaltsvorstandes beantragen können.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Hilfe zum Lebensunterhalt, die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner stationärer Pflegeeinrichtung unter anderem einen Barbetrag 
zur persönlichen Verfügung gewährt, wird als Ergebnis bundes-
weiter Einkommens- und Verbrauchsstichproben ermittelt. Wir 
wollen, dass die Regelbedarfsleistungen auch für die Menschen, 
die in einer Einrichtung leben, kulturelle und gesellschaftliche 
Teilhabe ermöglichen. Dies gilt gleichermaßen für Personen, 
die Leistungen erhalten und nicht in Einrichtungen leben. Die 
SPD-Landtagsfraktion wird sich daher mit dem Vorschlag des Al-
tenparlaments beschäftigen, um die Teilhabe weiter zu stärken. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bei dem dargestellten Barbetrag handelt es sich um den weiteren 
notwendigen Lebensbedarf (nach § 27 b Abs. 2 SGB XII), der den 
notwendigen Lebensbedarf ergänzt (nach § 27 b Abs. 1 SGB XII). 
Die Höhe des Barbetrags ist an den Regelsatz gekoppelt und un-
terliegt damit einer jährlichen Dynamisierung. Das Gesetz hält 
fest, dass der Barbetrag mindestens 27 vom Hundert der Regel-
bedarfsstufe 1 beträgt (bei 404 € Regelbedarfsstufe 1 daher die 
genannten 109,08 €). Das Gesetz sieht also Ermessen vor, da es 



323

STELLUNGNAHMEN

sich um einen Mindestbetrag handelt. Bezogen auf den Einzel-
fall kann der Sozialhilfeträger bereits jetzt einen höheren Satz 
gewähren, vor allem wenn nachvollziehbare und begründete zu-
sätzliche Kosten anfallen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir Piraten setzen uns überall für Teilhabe ein und begrüßen 
deswegen diesen Vorschlag.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der derzeitige Barbetrag nach § 27 SGB XII in Höhe von 109,08 € 
monatlich deckt in der Tat nur das Notwendigste ab. Betroffene 
berichten, dass sie ganz konkret in ihrer Teilhabe eingeschränkt 
sind. Zum Beispiel, wenn sie mangels finanzieller Mittel nicht an 
gemeinsamen Aktivitäten teilnehmen können. Auch wenn die 
Biografien und auch die Bedürfnisse sehr unterschiedlich sind, 
können wir also festhalten, dass das Ziel, mittellosen Bewohnern 
ein würdevolles Leben und umfassende Teilhabe zu ermöglichen, 
in vielen Fällen nicht erreicht wird. Wie bei anderen Summen im 
Rahmen der Sozialgesetzgebung auch, lässt sich natürlich über 
die nötige Höhe streiten. Die im Antrag angeregte Erhöhung auf 
200,00 € monatlich erscheint uns aber durchaus angemessen, so 
dass wir diese Initiative voll und ganz unterstützen können.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Der Barbetrag in Einrichtungen orientiert sich an den Regelbe-
darfsleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Die Regel-
bedarfsleistungen nach SGB II und SGB XII sichern ein Leben in 
Würde und Teilhabe im verfassungsrechtlichen Sinne.
Mit der jährlichen Anpassung des Regelsatzes, die sich an die Preis- 
entwicklung regelbedarfsrelevanter Güter und Dienstleistungen 
einerseits, und der Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter an-
dererseits orientiert, ist auch sichergestellt, dass der Barbetrag in 
Einrichtungen sich laufend erhöht, um existenznotwendige Auf-
wendungen tätigen zu können. Er wird ab 1. Januar 2017 daher 
110,43 € betragen.
Die vom Altenparlament geforderte Anhebung des Barbetrags 
hätte auch zur Folge, dass Personen, die Leistungen zur Sicherung 
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des Lebensunterhalts außerhalb von Einrichtungen erhalten, 
gegenüber Bewohnerinnen und Bewohner von Einrichtungen 
gleichheitswidrig benachteiligt würden.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) wird ein neues Verfah-
ren zur Bedarfsermittlung und Leistungsfeststellung eingeführt. 
Hierbei wird individuell festgelegt, wie die Leistungen des Re-
gelsatzes an die konkreten Wünsche und Bedürfnisse angepasst 
werden. Dies geschieht im Rahmen der sogenannten Gesamt-
plankonferenz im Einvernehmen mit dem Betroffenen. Im Rah-
men der Konferenz wird über die Höhe des Betrages beraten, der 
dem Betroffenen vom monatlichen Regelsatz als Taschengeld zur 
Verfügung steht. Dem geforderten Prinzip der Würdigung der 
individuellen Biografie wird so Rechnung getragen. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Der Barbetrag nach § 27 b SGB XII beträgt mindestens 27 % von 
der Regelbedarfsstufe 1 für Leistungsberechtigte, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben. Es handelt sich dabei um einen fixen 
Prozentsatz in Anlehnung an den notwendigen Lebensunterhalt, 
der dem Umfang der Leistungen der Grundsicherung nach § 42 
Nummer 1, 2 und 4 SGB XII entspricht und seit Januar 2016 bei 
109,08 € liegt (das entspricht 27 % des Eckregelsatzes von derzeit 
404 €).
Allerdings ist eine Aufstockung dieses Betrages unter bestimm-
ten Voraussetzungen möglich. Im Gesetz wurde deshalb die For-
mulierung „mindestens 27 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1“ 
gewählt. Das heißt, dass unter Berücksichtigung von Einzelfall-
gesichtspunkten (§ 9 Abs. 1 SGB XII) individuell zu prüfen ist, 
ob der gesetzliche Mindestbarbetrag ausreicht, um den notwen-
digen Lebensunterhalt des Hilfebedürftigen vollständig sicher-
zustellen.
Soll jedoch eine generelle Erhöhung des Barbetrages erwirkt wer-
den, müsste der Mindestprozentsatz von 27 % am Eckregelsatz 
angehoben werden, nicht aber der Barbetrag als fixe Summe auf 



325

STELLUNGNAHMEN

200 € – schließlich steigt auch der Barbetrag automatisch, wenn 
der Eckregelsatz erhöht wird.
Im Zusammenhang mit den aktuellen Beratungen des Bundes-
teilhabegesetzes werden Veränderungen des Barbetrags geprüft.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Wir stehen dem Anliegen im Grundsatz positiv gegenüber. Die 
konkreten Rahmenbedingungen für die Umsetzung müssen je-
doch geprüft werden. 

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. setzt sich auf den verschiedenen Ebenen dafür ein, 
dass Menschen mit Pflegebedarf ein selbstbestimmtes Leben in 
Würde und gesellschaftliche und kulturelle Teilhabe ermöglicht 
wird. Dieser Beschluss geht aus unserer Sicht vollkommen in die 
richtige Richtung, eine Erhöhung des Barbetrages ist unbedingt 
notwendig, dieser müsste sich unserer Meinung nach mindestens 
am Existenzminimum orientieren. 

AP 28/35 NEU
Altersarmut endlich wirkungsvoll eindämmen!
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich auf Landesebene und im Bundesrat für wir-
kungsvolle Maßnahmen zur Vermeidung von Altersarmut 
einzusetzen. Hierzu gehören unter anderem: 
– 	 Eine zeitnahe Erhöhung des Lohnniveaus und eine deut-

liche Ausweitung sozialversicherungspflichtiger Jobs, 
damit der Arbeitslohn zum Leben reicht,

– 	 eine entsprechend deutliche Anhebung des Mindest-
lohns,

– 	 ein erleichterter Zugang zum Arbeitsmarkt, unter an-
derem für Alleinerziehende durch bedarfsgerechte Be-
treuungsangebote und flexiblere Arbeitszeitmodelle,

– 	 eine sozial gerechtere Ausgestaltung der gesetzlichen 
Rentenversicherung als tragende Säule der Altersvor-
sorge.

				    Antrag siehe Seite  80
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CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion unterstützt Maßnahmen, die das Ab-
sinken des Rentenniveaus verhindern. Im Schwerpunkt sollte es 
aber darum gehen, alle Säulen der Altersvorsorge (gesetzliche, 
betriebliche und private Rente) zu stärken und zu stabilisieren. 
Attraktive wirtschaftliche Rahmenbedingungen sind für das 
Wachstum und damit Schaffen von neuen Arbeitsplätzen genau-
so relevant wie die Finanzierbarkeit des Systems für die junge Ge-
neration. 
Das Thema Altersarmut ist in die Gesamtentwicklung der Ge-
sellschaft einzuordnen. Vor allem auf Bundesebene ist dabei in 
den vergangenen Jahren einiges getan worden. Nur durch gebün-
delte Maßnahmen in den Bereichen Wirtschaft, Arbeitsmarkt, 
Soziales, Bildung und Gesundheit kann Armut langfristig ver-
ringert werden. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion misst dem Kampf gegen Altersarmut 
große Bedeutung bei. Wir sind der Meinung, dass bereits im Er-
werbsleben angesetzt werden muss, um Armut im Alter zu ver-
hindern und ein Älterwerden in Würde zu ermöglichen.  Hier 
muss die Förderung der aktiven Arbeitsmarktpolitik ansetzen. 
Eine ordentliche Bezahlung, eine Neuregelung geringfügiger Be-
schäftigung, die Begrenzung von Leih- und Zeitarbeit sowie Ar-
beit, die nicht krank macht, sind unerlässlich. Auch die Entgelt-
gleichheit von Männern und Frauen muss erreicht werden, um 
besonders Frauen vor Altersarmut zu schützen. 
Die SPD auf Bundesebene hat in der großen Koalition den Min-
destlohn durchgesetzt. Dies war ein erster wichtiger Meilenstein 
auf dem Weg zu einer angemessenen Bezahlung für jede Arbeit-
nehmerin und jeden Arbeitnehmer. Langfristiges Ziel muss es je-
doch sein, dass der Mindestlohn schrittweise erhöht wird. Dafür 
wird sich die SPD-Landtagsfraktion auf allen Ebenen einsetzen. 
Es ist richtig, dass nicht alle Menschen die gleichen Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt haben. Dies widerspricht ganz klar unserem 
Verständnis von sozialer Gerechtigkeit. Bestimmte Eigenschaf-
ten dürfen nicht dazu führen, dass der Zugang zum Arbeitsmarkt 
für einige Personen schlechter ist als für andere. Durch den Aus-
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bau von Kita-Plätzen in Zusammenarbeit mit den Kommunen 
sowie der Sicherstellung der Bezahlbarkeit, unter anderem durch 
das jüngst beschlossene Kita-Geld, hat die Küstenkoalition be-
reits den Weg zu einer besseren Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, besonders für Alleinerziehende,  geebnet. Wir wollen im 
Rahmen der aktuellen Rentendiskussion die gesetzliche Rente 
wieder deutlich, auch gegenüber privater Vorsorge stärken. Alle 
Bürgerinnen und Bürger müssen hierbei einbezogen werden.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Altersarmut ist ein großes Problem. Die Bekämpfung von Al-
tersarmut ist eine wichtige sozialpolitische und gesellschaftliche 
Aufgabe. Die Linderung bestehender Altersarmut kann zum Teil 
auf der kommunalen Ebene beeinflusst werden. Die Grundsi-
cherung stockt kleine Renten auf, Tafeln und soziale Nachbar-
schaftsangebote lindern materielle Not. Eine präventive Be-
kämpfung oder Verhinderung von Altersarmut kann nur durch 
Änderungen in den sozialen und gesellschaftlichen Systemen ge-
lingen. Dazu gehören die Grüne Garantierente, eine Erwerbstä-
tigenversicherung, ein Drei-Säulen-Modell der Alterssicherung 
aber auch Entgeltgleichheit, eine gerechtere Verteilung von Fa-
milienarbeit (Kinder, Pflege) und die bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Erwerbstätigkeit. Auch starke Gewerkschaften, die 
sich für ausreichende Löhne und Gehälter einsetzen, spielen hier-
bei aus unserer Sicht eine wichtige Rolle.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Bekämpfung von Altersarmut ist und bleibt ein vorrangiges 
Ziel. Deswegen setzt sich die FDP vor allem für ein exzellentes 
Bildungs-, Ausbildungs- und Weiterbildungssystem ein, das al-
len Generationen ausgezeichnete Qualifikationschancen eröff-
net. Des Weiteren setzt sich die FDP zur Bekämpfung der Al-
tersarmut dafür ein, dass Zeiten der Kinderbetreuung und der 
Pflege von Angehörigen, in denen keine oder nur eine teilweise 
Berufstätigkeit ausgeübt wird, bei den Rentenansprüchen bzw. 
Versorgungsansprüchen wie eine ganztägige Beschäftigung ge-
wertet werden. Hiermit soll der Altersarmut – vor allem von 
Frauen – besser vorgebeugt werden. Auch der Ausbau von Kin-
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derbetreuungsangeboten dient dazu, dem Bruch von Erwerbs-
biographien entgegenzuwirken. Zudem fordert die FDP, alle Zu-
verdienstgrenzen neben dem Rentenbezug aufzuheben. Um die 
Beschäftigung Älterer zu fördern, sollen alle Barrieren für Arbeit 
im Alter beseitigt werden. Auch soll es eine bessere Anrechenbar-
keit von privater und betrieblicher Altersvorsorge auf die Grund-
sicherung geben. Denn wer für sich selbst privat vorsorgt, muss 
auch als Rentner mehr davon behalten dürfen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Piratenfraktion unterstützt die Forderung nach einer Ein-
dämmung der Altersarmut. Allerdings liegt die Erhöhung des 
Lohnniveaus nicht im Machtbereich der Politik, sondern muss 
vor allem von den Tarifpartnern vereinbart werden. Gleichwohl 
erachten wir die notwendige Anhebung des Mindestlohns als 
wichtigen ersten Schritt, den die Bundesregierung gehen muss. 
Dieser Mindestlohn muss allerdings eine Höhe erreichen, die Al-
tersarmut ausschließt.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Leider nehmen die Armutsrisiken auch bei uns im reichen 
Deutschland eher weiter zu als ab. Trotz der vergleichsweise gu-
ten wirtschaftlichen Situation stehen noch viele Menschen am 
Rand der Gesellschaft. Alleinerziehende, Kinderreiche aber auch 
Rentner haben nach wie vor ein deutlich erhöhtes Armutsrisi-
ko. Auch die Zahl der Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz und 
die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist weiterhin hoch. Prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse nehmen zu. Auch die Antragssteller 
weisen darauf hin, dass mit Blick auf das gesamte Armutsproblem 
vieles in Berlin bestimmt wird. Aber der SSW will die Möglich-
keiten des Landes noch stärker ausschöpfen, zum Beispiel durch 
wirksame Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe, qualifizierte 
Bildungsangebote und einen angemessenen Landesmindestlohn.
Doch auch die Menschen, die hier und jetzt in Altersarmut le-
ben oder hiervon bedroht sind, brauchen ohne Frage unsere Un-
terstützung. Der häufig angeführte Verweis auf eine private Zu-
satzabsicherung ist für uns der entschieden falsche Weg. Für den 
SSW gibt es letztlich keine Alternative zu einer Bürgerversiche-
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rung, die alle Erwerbstätigen und alle Einkommensarten mit ein-
bezieht. Also zum Beispiel auch Beamtinnen und Beamte aber 
auch Ärzte und Rechtsanwälte und andere Gruppen. Die steuer-
finanzierte Alterssicherung ist gerecht, weil so die Lasten auf alle 
Schultern verteilt werden und die breitesten Schultern auch das 
meiste tragen. Die Bürgerversicherung ist die einzige zukunfts-
sichere Altersvorsorge, die diesen Namen auch verdient. Nicht 
zuletzt Dänemarks Folkepension zeigt, dass dieses Modell auch 
funktioniert. 
Bis zur Umsetzung der Bürgerversicherung müssen sich endlich 
alle gesellschaftlichen Kräfte dafür einsetzen, dass das Niveau der 
Rentenversicherung nicht noch weiter abgesenkt wird. Denn das 
Risiko der Altersarmut steigt enorm. Und aus unserer Sicht ha-
ben alle Bürgerinnen und Bürger Anspruch auf eine ausreichende 
Grundrente und nicht nur eine Grundsicherung auf Hartz IV-Ni-
veau. Dafür werden wir uns weiter stark machen.

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Teilbeitrag zum letzten Spiegelstrich „– eine sozial gerechtere Aus-
gestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung als tragende Säule 
der Altersvorsorge.“
Zur Situation der gesetzlichen Rentenversicherung und ihrer Po-
sition als tragende, stärkste Säule der Alterssicherung wird auf die 
Stellungnahme zu AP 28/38 verwiesen.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Wir unterstützen Maßnahmen, die das Absinken des Renten- 
niveaus und des Lebensstandards verhindern. Dazu gehört in 
erster Linie die Förderung des Wirtschaftswachstums, um die 
größere Anzahl an Beziehern von Rente finanzieren zu können. 
Dazu gehört aber auch die vereinbarte Einführung einer soge-
nannten solidarischen Lebensleistungsrente. Die Verbesserung 
soll vor allem Geringverdienern und Menschen zugutekommen, 
die Angehörige gepflegt und Kinder erzogen haben. Langfristig 
kommt es darauf an, einen gerechten Ausgleich zwischen den 
jungen Menschen, die in die Rentensysteme einzahlen, und den 
Rentnern zu finden. Derzeit kann von einem sinkenden Standard 
allerdings nicht die Rede sein. 2016 ist die Rente um 5 % gestiegen 
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und damit deutlich stärker als die Löhne und Gehälter. Aktuell ist 
die Altersgruppe der über 65-Jährigen unterdurchschnittlich von 
Armut betroffen. Das gilt insbesondere, wenn man als Maßstab 
heranzieht, wie hoch der Anteil derjenigen ist, die auf Grund-
sicherung im Alter angewiesen sind, die das Existenzmini-
mum abdeckt. 2015 lag dieser Anteil bei den über 65-Jährigen bei  
3,0 %. Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirtschafts-
ministerium schätzt, dass der Anteil der Älteren, die Grundsi-
cherung im Alter beziehen, bis zum Jahr 2030 im ungünstigsten 
Fall auf höchstens 5,4 % steigen wird.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Die Bekämpfung von Altersarmut ist erklärtes Ziel der SPD. 
Dafür ist unerlässlich, die Erwerbsarmut zu bekämpfen. Denn 
nur wer ein ordentliches Einkommen hat, kann später eine aus-
kömmliche Rente erhalten.
Aus diesem Grund hat die SPD unter anderem das sogenann-
te Tarifpaket durchgesetzt. Dies enthält neben dem gemeinsam 
mit den Gewerkschaften zum 1. Januar 2015 erkämpften gesetz-
lichen Mindestlohn von anfangs 8,50 € und ab 1. Januar 2017 
8,84 € außerdem die Stärkung der Tarifautonomie, in dem All-
gemeinverbindlichkeitserklärungen nach dem Tarifvertragsge-
setz erleichtert und das Arbeitnehmer-Entsendegesetz auf alle 
Branchen erweitert werden. Auf diese Neuregelungen für höhere 
Löhne und Gehälter in Deutschland hatte die SPD seit Jahren ve-
hement gedrungen. Tarifverträge können somit leichter für all-
gemeinverbindlich erklärt und auf die gesamte Branche erstreckt 
werden. Dann gelten sie auch für alle Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer der gleichen Branchen, die nicht Mitglied des Verbandes bzw. 
der Gewerkschaft sind, die den Tarifvertrag ausgehandelt haben. 
Durch die Öffnung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes für alle 
Branchen ist es nun möglich, verbindliche Branchen-Mindest-
löhne festzulegen, die oberhalb des allgemeinen Mindestlohns 
liegen müssen. 
Daneben tritt die SPD dafür ein, dass prekäre Beschäftigung ab-
gebaut und normale sozialversicherungspflichtige Arbeit ge- 
stärkt wird. Deshalb haben wir unter anderem durchgesetzt, 
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dass der Missbrauch von Werkverträgen beendet und die Leihar-
beit neu geregelt wird. Das geplante Entgeltgleichheitsgesetz soll 
dazu beitragen, dass die Lohnlücke zwischen Frauen und Män-
nern geschlossen wird.
Bezüglich flexiblerer Arbeitszeitmodelle setzen wir uns für eine 
Weiterentwicklung des Teilzeitrechts ein, um den bereits beste-
henden Rechtsanspruch auf Teilzeit um ein Rückkehrrecht in 
Vollzeit bzw. zur vorherigen Arbeitszeit zu ergänzen. Davon wer-
den vor allem Beschäftigte profitieren, die sich z. B. wegen Kin-
dererziehung oder Pflege von Angehörigen für eine zeitlich befri-
stete Teilzeitbeschäftigung entscheiden.
Die Bundesregierung unterstützt die Länder und Kommunen zu-
dem finanziell beim Ausbau der Kinderbetreuung.
Die SPD setzt sich für die Stärkung der Alterssicherung ein. Die 
gesetzliche Rentenversicherung bleibt die erste Säule der Alters-
sicherung und Grundlage für den Schutz vor Armut im Alter. Sie 
bildet zugleich die persönlichen Leistungen der Versicherten in 
ihrem Arbeitsleben ab. Sie muss den Veränderungen der Gesell-
schaft und der Arbeitswelt Rechnung tragen. 
Die Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestags-
fraktion setzt sich dafür ein, die gesetzliche Rentenversicherung 
lebensstandardsichernd auszugestalten. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf das vom Landesparteitag der SPD Schles-
wig-Holstein am 23. April 2016 beschlossene Gerechtigkeits-
positionspapier „Mehr Gerechtigkeit wagen“ (www.spd-schles-
wig-holstein.de/de/gerechtigkeitheute), worin dies klar benannt 
ist. Darin heißt es: „Altersarmut ist unvereinbar mit sozialer Ge-
rechtigkeit. In der Rentenpolitik sind Weichenstellungen un-
abdingbar, damit das Rentenniveau nicht weiter fällt, sondern 
künftig wieder ansteigt. […] Wir wollen ein Rentenniveau, das 
Menschen im Alter erlaubt gut zu leben.“
Vor allem die betriebliche Altersversorgung hat in vielen Bran-
chen zusätzliche Sicherheit im Alter ermöglicht. Wir wollen die 
Stärkung und eine größere Verbreitung der betrieblichen Alters-
vorsorge als Ergänzung der gesetzlichen Rentenversicherung. Sie 
muss auch für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Klein- und 
Mittelbetrieben selbstverständlich werden. Daher ist im Koaliti-
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onsvertrag der Großen Koalition vereinbart, dass wir hierfür die 
Voraussetzungen schaffen wollen.
Innerhalb der Großen Koalition hat die SPD zudem durch das be-
reits zum 1. Juli 2014 in Kraft getretene Rentenpaket Maßnahmen 
zur Verbesserung der Leistungen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und damit zur individuellen Verbesserung und Siche-
rung des Rentenniveaus und gegen Altersarmut durchgesetzt. 
Das bereits umgesetzte Rentenpaket hat zum Ziel, dass Lebens-
leistung und langjährige Beitragszahlung in der Rente besser be-
rücksichtigt werden. Es beinhaltet die Rente ab 63 Jahren: Lang-
jährig Beschäftigte, die 45 Jahre oder länger Pflichtbeiträge in die 
gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt haben, können nun 
zwei Jahre vor dem gesetzlichen Renteneintrittsalter abschlags-
frei in Rente gehen. Auch die Erziehungsleistung von Müttern 
und Vätern, deren Kinder vor 1992 geboren wurden, wird stär-
ker gewürdigt. Durch die Berücksichtigung eines weiteren Er-
ziehungsjahres erhöht sich deren Rente um aktuell 30,45 € pro 
Monat und Kind. Außerdem wurde die Zurechnungszeit bei neu 
festgestellten Erwerbsminderungsrenten verlängert, wodurch 
Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr er-
werbstätig sein können, nun eine höhere Erwerbsminderungs-
rente erhalten. 
Das Risiko, eine Erwerbsminderungsrente unterhalb des Grund-
sicherungsniveaus zu erhalten, wurde so deutlich reduziert. 
Damit die Erwerbsfähigkeit der Menschen und damit auch die 
Chance auf eine höhere Altersrente erhalten bleiben, wurde im 
Rahmen des Rentenpakets auch das Budget für medizinische und 
berufliche Rehabilitationsleistungen erhöht.
Die Wahrung bzw. Schaffung eines Abstandes für langjährig 
Versicherte mit niedrigen Entgelten zum Niveau der bedarfsori-
entierten Grundsicherungsleistungen ist eine zentrale sozialpo-
litische Herausforderung; dies ist in der Regierungskoalition für 
diese Legislaturperiode verabredet. Die SPD spricht sich für eine 
Solidarrente aus. 
Dadurch sollen Bürgerinnen und Bürger einen Rentenaufschlag 
erhalten, die trotz langjähriger Rentenbeitragszahlungen auf-
grund geringer Löhne nur niedrige Renten bekommen. Die Ver-
besserung soll vor allem Geringverdienern und Menschen zugu-
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tekommen, die Angehörige gepflegt und Kinder erzogen haben. 
So wird die Lebensleistung in der Rente besser anerkannt und ein 
Abstand zur Grundsicherung im Alter geschaffen, die jede und 
jeder als Mindestsicherung erhält.
Die SPD verfolgt zudem das Ziel, die gesetzliche Rentenversiche-
rung langfristig zu einer Erwerbstätigenversicherung weiterzu-
entwickeln, in der alle zu gleichen Bedingungen für das Alter und 
bei Erwerbsminderung versichert sind. Dies ist bei der Stellung-
nahme zu AP 28/39 (Erwerbstätigenversicherung) genauer ausge-
führt. Damit ginge auch die Ausweitung des Versichertenkreises 
einher; beispielsweise um Selbstständige ohne obligatorische Al-
tersversorgung miteinzubeziehen und deren Armutsrisiko im 
Alter zu reduzieren.
Sowohl zur allgemeinen finanziellen Stärkung der gesetzlichen 
Rentenversicherung, als auch für eine Anhebung des Rentenni-
veaus wird ein größerer Steuerzuschuss nötig sein. Dafür, aber 
auch generell, brauchen wir einen solidarisch und gut finan-
zierten Staat für mehr Verteilungsgerechtigkeit. Das schaffen 
wir durch mehr Steuergerechtigkeit mit höherer Kapitalbesteue-
rung, einer Vermögenssteuer, einem höheren Spitzensteuersatz, 
einer wirksamen Erbschaftssteuer und der Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer. Diese Forderungen finden sich ebenfalls 
in dem benannten Gerechtigkeitspapier wieder.
Auf der Grundlage des Alterssicherungsberichtes und der Er-
kenntnisse aus dem Alterssicherungsdialog mit Expertinnen und 
Experten hat Bundesministerin Andrea Nahles am 25. November 
2016 ein Gesamtkonzept zur Alterssicherung vorgestellt, dass 
das System der Alterssicherung ganzheitlich, vor allem hinsicht-
lich einer zukünftigen Stabilisierung der Rentenversicherung für 
eine zukunftsfeste und verlässliche Alterssicherung, in den Blick 
nimmt.
Das Konzept sieht vor: 
1. Die gesetzliche Rente als verlässliches Fundament: Gesetzliche 
Haltelinie für ein dauerhaft garantiertes Rentenniveau von min-
destens 46 %, wobei die politische Ziellinie 48 % beträgt; Hal-
telinie für einen maximalen Beitragssatz von 22 % bis 2030 und  
25 % ab 2030; Absicherung von Selbstständigen in der gesetz-
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lichen Rentenversicherung; verbesserte Leistungen bei Erwerbs-
minderung; gleiche Renten in Ost und West.
2. Die zusätzliche Altersvorsorge als echtes Plus für alle: Tarif-
lich abgesicherte Betriebsrenten auch für kleine und mittlere 
Betriebe; Steuerförderung von Betriebsrenten von Geringver-
dienenden; vereinfachte und transparentere Riester-Rente und 
Erhöhung der Grundzulage; Freibeträge von rund 200 € für Zu-
satzrenten in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung.
3. Die Solidarrente als Anerkennung von Lebensleistung: Garan-
tiertes Alterseinkommen für langjährig Versicherte 10 % ober-
halb der Grundsicherung.
Weitere Informationen zum Rentenkonzept unter www.bmas.
de/alterssicherung.
Ob und inwieweit diese Maßnahmen jedoch in der Großen Koali-
tion mit CDU und CSU umsetzbar sind, ist offen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Rentenbiographien derjenigen, die in den nächsten Jahren 
in Rente gehen, sind schon geschrieben. Präventive Maßnah-
men allein reichen deshalb nicht mehr aus, um ihre Situation 
zu verbessern. Die Bürgerinnen und Bürger müssen sich darauf 
verlassen können, dass sie als langjährig Versicherte der gesetz-
lichen Rentenversicherung im Alter in der Regel nicht auf Leis-
tungen der Grundsicherung angewiesen sind. Wir setzen uns 
deshalb dafür ein, dass eine steuerfinanzierte Garantierente ein-
geführt wird, die langjährig Versicherte durch ein Mindestniveau 
in der Rentenversicherung vor Armut schützt. Das Konzept der  
steuerfinanzierten Garantierente führt zu einem Mindestniveau 
von rund 850 € für Versicherte mit 30 oder mehr Versicherungs-
jahren innerhalb der Rentenversicherung. Zeiten der Arbeitslo-
sigkeit, auch in denen keine Beiträge gezahlt wurden, Arbeits-
unfähigkeit wegen Krankheit und Nichterwerbstätigkeit wegen 
Schwangerschaft oder Mutterschutz sollen auf die 30 Versiche-
rungsjahre angerechnet werden.
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Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. begrüßt diesen Beschluss ausdrücklich. Altersar-
mut, insbesondere Altersarmut von Frauen, hat vielfältige Ur-
sachen und muss dementsprechend mit vielfältigen Maßnah-
men angegangen werden. Eine gute Rente setzt gute Arbeit mit 
armutssicheren Löhnen voraus. Der derzeitige Mindestlohn ist 
absolut unzureichend, deshalb fordert DIE LINKE. dessen Er-
höhung auf 12 €. Eine weitere Hauptursache für die niedrigen 
Renten von Frauen sind neben niedrigen Löhnen aber auch Un-
terbrechungen der Erwerbsbiografie wegen Kindererziehung 
und Pflege. Deshalb braucht es neben einer Steigerung des Lohn-
niveaus auch eine höhere Anrechnung von Erziehungs- und 
Pflegezeiten, bedarfsgerechte Kinderbetreuungsangebote und  
flexiblere Arbeitszeitmodelle. (Zu unserem Rentenkonzept siehe 
Stellungnahme zu AP 28/78 NEU)

AP 28/39
Einführung einer Erwerbstätigenpflichtversicherung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich im Bundesrat für die Einführung einer Pflicht-
versicherung für Erwerbstätige einzusetzen.
				    Antrag siehe Seite 85

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Sicherlich ist zu überlegen, wie das Rentensystem für die Zu-
kunft demografiefest umgebaut werden kann, die Einführung 
einer Einheitsrente wird von der CDU-Landtagsfraktion jedoch 
abgelehnt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrem Positionspapier mit 
dem Titel „Arbeiten 4.0“ vom Februar 2016 die Erwerbstätigen-
versicherung bereits als zukünftiges Konzept aufgenommen. So 
besteht die Absicht, in Zukunft die Rentenversicherung zu einer 
Erwerbstätigenversicherung weiterzuentwickeln, um Altersar-
mut deutlich zu reduzieren. Dementsprechend begrüßt auch die 
SPD-Landtagsfraktion das Konzept einer Erwerbstätigenver-
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sicherung, wird den Prozess konstruktiv begleiten und sich für 
eine Einführung einsetzen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung sichert 
den über den Berufsweg hinweg erworbenen Lebensstandard 
nicht mehr ab. Das Rentenniveau ist nach und nach gesunken. 
Vorrangiges Ziel ist es, die Altersrente dauerhaft zu stabilisie-
ren. Dazu gehört auch der Ansatz einer Erwerbstätigenversiche-
rung für alle zu schaffen. Neben der gesetzlichen Rente müssen 
aber auch die betriebliche und die private Vorsorge gestärkt wer-
den. Die Schweiz fährt mit ihrem Drei-Säulen-Modell gut. Men-
schen mit sehr geringer Altersrente haben ergänzend Anspruch 
auf Grundsicherung im Alter. Wir Grüne halten eine Grund-
satzreform der Alterssicherung mit einer Garantierente, einem 
Drei-Säulen-Modell und dem Prinzip der Erwerbstätigenversi-
cherung für einen notwendigen und wichtigen Baustein in der 
Bekämpfung von Altersarmut.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Einführung einer Pflichtversicherung für Erwerbstätige leh-
nen wir ab. Für eine flexible und generationengerechte Altersvor-
sorge und die Bewältigung des demografischen Wandels fordern 
wir einen flexiblen Renteneintritt und die Stärkung aller drei 
Säulen der gesetzlichen, privaten und betrieblichen Altersversor-
gung (siehe ausführlich Stellungnahme zu AP 28/78).

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Piratenfraktion strebt eine Bürgerversicherung an. Diese 
würde die hier geforderte Erwerbstätigenpflichtversicherung 
faktisch beinhalten.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wie schon zum vorangegangenen Antrag ausgeführt, teilen wir 
in diesen Fragen grundsätzlich die Auffassung des Altenparla-
ments. Ohne Frage muss die finanzielle Basis der Sozialkassen 
verbreitert werden. Es ist und bleibt unsolidarisch, wenn sich ge-
wisse Gruppen zunehmend aus dem System verabschieden und 
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parallele Versorgungsstrukturen auf bauen. Natürlich muss die 
Möglichkeit, sich privat zusätzlich absichern zu können, beste-
hen bleiben. Aber der Ansatz, wirklich alle Erwerbstätigen bei der 
Finanzierung der Sozialsysteme in die Pflicht zu nehmen, wird 
von uns voll und ganz unterstützt.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen wir uns 
für eine möglichst umfassende Einbeziehung aller Beschäftigten 
in die sozialen Sicherungssysteme – also auch in die Rentenver-
sicherung – gemäß dem Konzept einer Erwerbstätigenversiche-
rung ein. 
Allerdings kann das nur schrittweise gelingen. Denn zum einen 
ist das Berufsbeamtentum in Deutschland verfassungsrechtlich 
geschützt. Zum anderen hat die gesetzliche Rentenversicherung 
in der Vergangenheit bestimmte Gruppen von Selbständigen und 
Freiberuflern nicht einbezogen, weshalb sich in vielen Berufen 
berufsständische Versorgungswerke gegründet haben. 
Deshalb sollten wir den Fokus zuerst auf die Einbeziehung von 
Selbständigen in die gesetzliche Rentenversicherung richten, die 
nicht in einem berufsbezogenen Versorgungswerk pflichtversi-
chert sind.
Das Ziel der Erwerbstätigenversicherung ist auch im Gerech-
tigkeitspapier „Mehr Gerechtigkeit wagen“ der SPD Schles-
wig-Holstein enthalten, das vom Landesparteitag am 23. April 
2016 beschlossen wurde: „Um unser System sozialer Sicherung 
zukunftsfest zu machen, wollen wir perspektivisch eine erwei-
terte Bürgerversicherung einführen, die alle Menschen in einem 
gemeinsamen System sozialer Sicherung vereint. Dazu müssen 
alle Bürgerinnen und Bürger in die gesetzliche Rentenversiche-
rung einbezogen werden.“ (www.spd-schleswig-holstein.de/de/
gerechtigkeitheute)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Wir wollen in der nächsten Wahlperiode den ersten Schritt zur 
Bürgerversicherung in der Rente gehen. Nicht anderweitig abge-
sicherte Selbständige, Minijobber, Langzeitarbeitslose und Abge-
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ordnete sollen in die gesetzliche Rentenversicherung aufgenom-
men werden. Perspektivisch streben wir eine Rentenversicherung 
für alle an, also auch für Freiberufler und Freiberuflernnen und  
Beamtinnen und Beamten.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir teilen die Zielstellung der Forderung. Auch wir wollen als 
ersten Schritt auf dem Weg zu einer solidarischen Rentenversi-
cherung, in die alle Berufsgruppen einbezogen werden, die bis-
her nicht obligatorisch abgesicherten Selbständigen in die ge-
setzliche Rentenversicherung einbeziehen und ihnen damit den 
Zugang zum vollen Leistungspaket der Alters-, Hinterbliebenen- 
und Erwerbsminderungsabsicherung sowie der Rehabilitations-
leistungen eröffnen.

AP 28/40
Schonbetrag für Grundsicherungsbezieher/innen
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird auf-
gefordert, sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass der 
Schonbetrag von Grundsicherungsbezieher/innen von 
2.600 € (lt. § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII i. v. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1a (DVO) auf 10.350 € angehoben wird, wie bei den SGB 
II-Leistungsempfängern.
				    Antrag siehe Seite 86

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bereits heute sind in § 90 SGB XII eine Vielzahl von Ausnahmen 
geregelt, die bei der Berechnung des vorhandenen Vermögens 
nicht eingesetzt werden müssen. 
Grundsätzlich hält die CDU-Landtagsfraktion jedoch an den 
Grundsätzen Eigenverantwortung und Subsidiarität fest. Das 
heißt, wer vom Staat Geld haben möchte, muss einerseits hilfe-
bedürftig sein und andererseits einen Anteil seiner eigenen Mittel 
einsetzen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bislang ist die Höhe des Schonvermögens nicht einheitlich festge-
legt, sondern von der Art der Sozialleistung abhängig, weswegen 
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es zur genannten Differenz kommt. Eine Angleichung des Schon-
vermögens der Grundsicherung an die der SBG II-Leistungs- 
empfängerinnen und -empfänger hat die SPD-Landtagsfraktion 
bislang noch nicht diskutiert.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die sogenannten Schonbeträge, die für Grundsicherungsbezie-
herInnen einerseits und BezieherInnen von Leistungen nach dem 
Sozialgesetzbuch II („Hartz IV“) andererseits gelten, sollten aus 
unserer Sicht überprüft und angehoben werden. Wir Grüne wol-
len eine grundlegende Reform der Grundsicherung.
Hinsichtlich der Bestattungskosten können wir die Kritik sehr 
gut nachvollziehen und werden prüfen, wie eine Verbesserung 
möglich ist.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP teilt die Forderung des Altenparlaments im Kern.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir Piraten setzen uns überall für Teilhabe ein und begrüßen 
deswegen diesen Vorschlag.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ganz ohne Frage ist der Schonbetrag von Grundsicherungsbezie-
her/innen von 2.600 € entwürdigend. Nicht zuletzt deshalb hat 
sich ja auch das Altenparlament nicht zum ersten Mal mit dieser 
Thematik befasst. Und weil die genannten Gründe, wie etwa die 
Notwendigkeit eines Kfz oder der Wunsch, zumindest die Beer-
digung selbst zahlen zu können, unverändert plausibel sind, un-
terstützen wir diese Forderung ohne Vorbehalte.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Leitbild muss es sein, individuelle, eigenverantwortliche Vorsor-
ge zu stärken und die Übertragung von Kosten auf die Allgemein-
heit zu vermeiden. Dies ist auch im Rahmen der Grundsicherung 
möglich, indem die Kosten für eine Sterbeversicherung als finan-
zielle Vorsorge für die eigene Bestattung übernommen werden. 
Neben der individuellen Vorsorge sollte bei so fundamentalen 
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Fragen wie der Bestattung aber auch die familiäre Verantwortung 
Beachtung finden. Zu verweisen ist hierbei auf den Sachverhalt, 
dass nach aktueller Rechtslage die Kinder bei der Grundsicherung 
bis zu einem Jahreseinkommen von bis zu 100.000 € nicht heran-
gezogen werden. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Die SPD prüft eine Übertragung der Regelungen der Hinzuver-
dienstgrenzen sowie der Vermögensanrechnung des Arbeitslo-
sengeldes II aus dem SGB II auf das SGB XII und damit auf die 
Sozialhilfe einschließlich der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. Im SGB II ist ein Schonvermögensgrund-
freibetrag von mindestens 3.800 € vorgesehen bzw. bleiben  
750 € plus 150 € pro Lebensjahr bis zu einem Höchstfreibetrag 
von 10.800 € anrechnungsfrei.
Aktuell ist im Zusammenhang mit den aktuellen Beratungen des 
Bundesteilhabegesetzes eine Erhöhung des Schonvermögens-
freibetrags im SGB XII geplant.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen gibt der 
Einführung einer Garantierente den Vorzug. Gerade Geringver-
dienerInnen haben auch bei einem stabilen Rentenniveau keine 
Chance, sich eine Rente oberhalb des Grundsicherungsniveaus 
zu erarbeiten. Besonders Frauen droht Armut im Alter. Men-
schen, die den größten Teil ihres Lebens gearbeitet, Kinder er-
zogen, andere Menschen gepflegt oder sonstige Anwartschaften 
in der Rentenversicherung erworben haben, sollen daher im Al-
ter eine Rente beziehen, die oberhalb der Grundsicherung liegt 
– ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne Anrechnung von be-
trieblicher und privater Altersvorsorge. Eine steuerfinanzierte 
Garantierente gewährleistet dies allen Versicherten mit mehr als 
30 Versicherungsjahren. Es soll sich für alle Versicherten lohnen, 
private oder betriebliche Altersvorsorge zu betreiben. Damit ist 
die Grüne Garantierente eine massive Verbesserung gegenüber 
der Grundsicherung im Alter und würdigt damit deren Lebens-
leistung.



341

STELLUNGNAHMEN

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Prinzipiell unterstützen wir eine Regelung zum Schonbetrag 
für Grundsicherungsbezieher/innen analog zum SGB II, in Be-
zug auf die Höhe haben wir noch Beratungsbedarf. Grundsätz-
lich fordert DIE LINKE. einen generellen Politikwechsel zu mehr 
sozialer Gerechtigkeit, d. h. eine Umverteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums, mehr und gute Arbeit sowie eine auf sozia-
len Rechten basierende soziale Absicherung. Hinsichtlich der 
Grundsicherung fordern wir die Überwindung von Hartz IV hin 
zu einer bedarfsdeckenden sozialen Mindestsicherung für alle 
in der Bundesrepublik lebenden Menschen, die über kein ausrei-
chendes Einkommen oder Vermögen verfügen. Sanktionen in der 
Grundsicherung müssen ausgeschlossen werden. Die Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung ist durch die Stär-
kung der Leistungsansprüche in der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung inklusive einer Mindestrente überflüssig zu machen.

AP 28/42
Freibetrag SGB XII
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich im Bundesrat für die Einführung eines Frei-
betrags in der Grundsicherung nach dem SGB XII einzuset-
zen.
				    Antrag siehe Seite 88

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Idee eines Freibetrags in der Grundsicherung scheint im-
mer noch charmant, löst das Problem der Armut im Alter jedoch 
nicht. Grundsätzlich befürwortet die CDU-Landtagsfraktion 
den Ansatz, dass derjenige, der arbeitet und zusätzlich vorsorgt, 
im Alter bessergestellt werden muss als derjenige, der sein leben 
lang nichts für die Rente getan hat. Die Einführung eines Freibe-
trags führt allerdings zu einer Zweiteilung der Gesellschaft, da 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigte durch die Einführung 
eines Rentenfreibetrags im Alter die Chance auf Grundsicherung 
plus z. B. Riester-Rente oder betriebliche Altersversorgung ha-
ben. Selbstständige haben diese Möglichkeit jedoch nicht, da sie 
keinen Zugang zur Riester-Rente oder einer betrieblichen Alters-
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versorgung haben. Besser ist es, eine langfristige Lösung zu erar-
beiten, von der alle Personen und Bevölkerungsschichten glei-
chermaßen profitieren.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Für die SPD-Landtagsfraktion ist Rente ein Ertrag von Lebens-
leistung. Viele Menschen, die ihr Leben lang gearbeitet haben, 
müssen trotzdem Altersarmut erdulden. Das übergeordnete Ziel 
muss es daher sein, dass Menschen, die langjährig rentenversi-
chert waren, mehr als nur eine Grundsicherung erhalten. Dies hat 
die SPD auf Bundesebene bereits in ihrer Solidarrente, welche die 
Grundsicherung deutlich aufstockt, festgeschrieben. 
Den Freibetrag in einer Grundsicherung hat die SPD-Landtags-
fraktion in dieser Form bislang nicht diskutiert und begrüßt da-
her die Anregungen des Altenparlaments.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Es ist zutreffend, dass von dem Einkommen erwerbstätiger Be-
zieherInnen von Hartz IV pauschal 100 € abzusetzen sind (vgl.  
§ 11 b Abs. 2 SGB II), hierbei handelt es sich jedoch in erster Linie 
um eine Regelung zur Verwaltungsvereinfachung. Durch An-
rechnung dieser Pauschale soll den BezieherInnen von Hartz IV 
der Nachweis über Ausgaben, die mit der Erzielung des Einkom-
mens verbundenen sind, gegenüber dem Jobcenter erspart wer-
den.
Erwerbstätige GrundsicherungsempfängerInnen können zum 
einen gegenüber dem Grundsicherungsamt die mit der Erzielung 
des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben nach-
weisen, so dass diese vom Einkommen abgesetzt werden können 
(§ 82 Abs. 2 SGB XII), zum anderen sieht auch das SGB XII vor, 
dass GrundsicherungsempfängerInnen einen Teil des hinzuver-
dienten Geldes behalten dürfen. Bei einem 450-Euro-Job sind 
dies derzeit 135 € (§ 82 Abs. 3 SGB XII). 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP setzt sich grundsätzlich für eine Verbesserung von Hin-
zuverdienstmöglichkeiten ein, um Altersarmut zu vermeiden. 
Freibetragsmodelle sind der richtige Ansatz. Darüber hinaus set-
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zen wir uns auch für eine bessere Anrechenbarkeit von privater 
und betrieblicher Altersvorsorge auf die Grundsicherung ein.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Hier freuen wir uns im Sinne einer konkreten Debatte über Vor-
schläge für eine Höhe des Freibetrages.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Dass der zulässige Zuverdienst bei ALG II-Beziehern 100 € be-
trägt, bei Rentnern jedoch ab dem ersten Cent angerechnet wird, 
ist in unseren Augen völlig unzureichend. Gerade in Zeiten, in 
denen das Problem der Altersarmut eher zu statt abnimmt, muss 
es Rentnern selbstverständlich möglich sein, sich etwas hinzuzu-
verdienen. Für uns ist es völlig inakzeptabel, wenn Menschen, die 
ohnehin am Existenzminimum leben, noch zusätzlich Steine in 
den Weg gelegt werden. Auch wir wollen hier dringend eine Än-
derung. Und den vorgeschlagenen Weg, diesen Hinzuverdienst 
gestaffelt zu regeln, halten wir zunächst einmal für sehr sinnvoll. 
Hier hat das Altenparlament also unsere volle Unterstützung.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Mit dem Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversor-
gung werden Freibeträge in der Grundsicherung für alle Arten 
von Zusatzrenten vorgesehen, die mit freiwilligen Mitteln aufge-
baut werden. Damit werden Zusatzrenten nicht mit der Grundsi-
cherung verrechnet. Dies entspricht dem Leistungsgedanken der 
Union, dass sich eigenverantwortliche Vorsorge lohnen muss. 
Ziel muss es sein, Anreize für die eigene Vorsorge zu setzen. Aus 
diesem Grund ist eine Ausweitung der Freibeträge auf die gesetz-
liche Rente nicht anzustreben. Diese Grundsätze gilt es in den 
parlamentarischen Beratungen des Gesetzes sicherzustellen, die 
voraussichtlich bis März 2017 abgeschlossen sein werden. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Nach der derzeitigen gesetzlichen Regelung sind in der Grundsi-
cherung im Alter keine Freibeträge für Renteneinkünfte vorhan-
den. Dadurch kann es trotz langjähriger Beitragszahlung in die 
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gesetzliche Rentenversicherung vorkommen, dass keine Rente 
oberhalb der Grundsicherung erreicht wird, die alle Menschen im 
Alter als Existenzminimumssicherung erhalten können.
Die Wahrung bzw. Schaffung eines Abstandes für langjährig 
Versicherte mit niedrigen Entgelten zum Niveau der bedarfs- 
orientierten Grundsicherungsleistungen ist eine zentrale sozial-
politische Herausforderung; dies ist in der Regierungskoalition 
für diese Legislaturperiode verabredet. Die SPD spricht sich für 
eine Solidarrente aus. Dadurch sollen Bürgerinnen und Bürger ei-
nen Rentenaufschlag erhalten, die trotz langjähriger Rentenbei-
tragszahlungen aufgrund geringer Löhne nur niedrige Renten be-
kommen. Die Verbesserung soll vor allem Geringverdienern und 
Menschen zugutekommen, die Angehörige gepflegt und Kinder 
erzogen haben. So wird die Lebensleistung in der Rente besser 
anerkannt und ein Abstand zur Grundsicherung im Alter ge-
schaffen, die jede und jeder als Mindestsicherung erhält.
In diesem Zusammenhang wird auch zu prüfen sein, inwiefern 
eine bessere Berücksichtigung von Vorleistungen bei Personen 
erfolgt, die Grundsicherungsleistungen beziehen. 
Innerhalb des SPD-Rentenkonzepts ist neben der Einführung 
einer Solidarrente für langjährig Versicherte auch eine zweite 
Säule der Grundsicherung vorgesehen. In diesem Zusammen-
hang soll auch geprüft werden, ob die Regelungen der Hinzuver-
dienstgrenzen sowie der Vermögensanrechnung des Arbeitslo-
sengeldes II aus dem SGB II auf das SGB XII und damit auf die 
Grundsicherung im Alter übertragen werden können. Diese Prü-
fung umfasst damit auch die Schaffung von Freibeträgen für Ren-
teneinkünfte. 
Die Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestags-
fraktion setzt sich dafür ein. Ich verweise in diesem Zusammen-
hang auf das vom Landesparteitag der SPD Schleswig-Holstein 
am 23. April 2016 beschlossene Gerechtigkeitspositionspapier 
„Mehr Gerechtigkeit wagen“ (www.spd-schleswig-holstein.de/
de/gerechtigkeitheute). Darin ist die Schaffung eines Freibetrags 
für Vorsorgeleistungen benannt, damit diese nicht komplett bei 
einem eventuellen Grundsicherungsbezug im Alter angerechnet 
werden: „Vorsorgeleistungen dürfen nicht in voller Höhe auf die 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII) 
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angerechnet werden. Nötig sind angemessene Freibeträge, insbe-
sondere für die Altersvorsorge. Dabei gilt es, die Anrechnungsre-
gelungen des SGB XII grundsätzlich zu überprüfen.“
Im Rahmen des geplanten Betriebsrentenstärkungsgesetzes ist 
die Einführung eines Freibetrags für zusätzliche Altersvorsorge-
leistungen in der Grundsicherung des SGB XII vorgesehen. Ob 
und inwieweit dies jedoch in der Großen Koalition mit CDU und 
CSU umsetzbar ist, ist offen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Wir wollen die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung verbessern, zum Beispiel durch eine großzügigere Anrech-
nung von gesparten Vermögen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir werden diesen Beschluss als Anregung in unsere Beratungen 
mit aufnehmen. Für unsere grundsätzliche Position verweisen 
wir auf die Stellungnahme zu AP 28/40. 

AP 28/43
Zwangsverrentung durch das SGB II
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass keine 
Zwangsverrentung durch das SGB II erfolgt. Der Weg zu ei-
ner vorgezogenen, verminderten Altersrente sollte allen-
falls auf freiwilliger Basis erfolgen.
				    Antrag siehe Seite 89

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Nachrangigkeit der Leistungen nach dem SGB II ist ein 
Kernelement der Grundsicherung für Arbeitssuchende. Empfän-
ger haben alle vorhandenen oder erzielbaren Möglichkeiten zu 
nutzen, ihren Lebensunterhalt, unabhängig von den Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts (Arbeitslosengeld II und So-
zialgeld) zu bestreiten. 
Eine vollständige Abschaffung der Pflicht zur Inanspruchnahme 
vorzeitiger Altersrenten würde – insbesondere im Hinblick auf 
andere Sozialleistungen – zu ungerechten Ergebnissen führen 
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und wäre aufgrund der Nachrangigkeit der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende systemwidrig. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bereits seit mehreren Jahren befürwortet die SPD-Landtagsfrak-
tion die Abschaffung der Zwangsverrentung, damit ältere Men-
schen, die Leistungen nach dem SGB-II beziehen, nicht durch 
Abschläge bei der Rente in Altersarmut geraten. Nun wird auf 
Bundesebene die Zwangsverrentung von Bezieherinnen und Be-
ziehern von Arbeitslosengeld II entschärft. Ab 2017 dürfen ältere 
Menschen zukünftig nicht mehr dazu gezwungen werden, vor-
zeitig in Rente zu gehen, wenn sie dadurch auf Grundsicherung 
angewiesen sind. Dies sieht eine Verordnung von Sozialministe-
rin Andrea Nahles vor, die ab Januar 2017 gilt. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Zwangsverrentung lehnen wir ab. Wir werden daher dieses 
Anliegen gerne unterstützen. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es ist ein erster richtiger Schritt, dass in Zukunft Bezieher von 
Arbeitslosegeld II nicht mehr zwangsverrentet werden, wenn 
sie dadurch auf Grundsicherung angewiesen sind. Diesem ersten 
Schritt müssen weitere folgen. Hierzu sind alle relevanten Ak-
teure, Gesetzgeber, Arbeitgeber und Bundesagentur für Arbeit an 
einen Tisch zu bringen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Dieser Vorschlag erscheint uns als guter Übergang zum BGE (Be-
dingungsloses Grundeinkommen).

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch dieses Thema hat das Altenparlament ja nicht zum ersten 
Mal behandelt. Wie bei den vorangegangenen, ähnlich lautenden 
Anträgen bleiben wir selbstverständlich bei unserer Haltung. 
Wir lehnen es strikt ab, wenn ältere Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die Leistungen nach SGB II beziehen, in die vorge-
zogene, verminderte Altersrente gezwungen werden. Deshalb 
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unterstützen wir nicht nur diese Forderung des Altenparlaments 
voll und ganz, sondern werden uns auch weiterhin für eine ent-
sprechende Initiative in Richtung Bundesebene stark machen.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Gemäß § 12 a SGB II sind Leistungsberechtigte verpflichtet, So-
zialleistungen anderer Träger in Anspruch zu nehmen und die 
dafür erforderlichen Anträge zu stellen, sofern dies zur Vermei-
dung, Beseitigung, Verkürzung oder Verminderung der Hilfe-
bedürftigkeit erforderlich ist. Bis zur Vollendung des 63. Lebens-
jahres sind Leistungsberechtigte nicht verpflichtet, eine Rente 
wegen Alters vorzeitig in Anspruch zu nehmen. Trotz Anhebung 
der Altersgrenze auf 67 Jahre wurde § 12 a SGB II nicht geändert. 
Eine Änderung war auch im Rahmen des 9. SGB II-Änderungs-
gesetzes nicht konsensfähig.
Es wurde aber die Unbilligkeitsverordnung dahingehend ge-
ändert, dass die Inanspruchnahme einer Rente unbillig ist, 
wenn Leistungsberechtigte dadurch hilfebedürftig im Sinne der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 
Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch werden 
würden.
Die o. g. erste Verordnung zur Änderung der Unbilligkeitsver-
ordnung vom 4. Oktober 2016 wurde im Bundesgesetzblatt vom  
11. Oktober 2016, Seite 2210, verkündet. Sie tritt am 1. Januar 2017 
in Kraft.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Entscheidend ist, dass die ordnungspolitischen Strukturen auch 
in der Sozialpolitik beachtet werden. Kennzeichnend für die Leis-
tungen nach SGB II und SGB XII ist, dass sie nachrangig sind. Sie 
kommen demnach nur dann zum Zug, wenn der notwendige Be-
darf nicht durch Selbsthilfe oder Leistungen anderer Sozialleis-
tungsträger erfüllt werden kann. Es würde erhebliche Probleme 
aufwerfen, wenn das sogenannte Nachrangigkeitsprinzip durch 
Sonderregelungen in Frage gestellt würde. Das Bundessozialge-
richt (BSG) hat im Jahr 2015 bestätigt, dass Bezieher von Arbeits-
losengeld II verpflichtet sind, „vorrangige Leistungen“ anderer 
Träger in Anspruch zu nehmen. In einem Grundsatzurteil wurde 
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klargestellt, dass hierbei auch Abschläge in der Altersrente hin-
zunehmen sind. Ausnahme bilden Härtefälle, die das BSG eben-
falls definiert hat.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion konnte kürzlich durchsetzen, dass 
die Problematik der Zwangsverrentung für ältere langzeitarbeits-
lose Menschen im SGB II-Bezug zum 1. Januar 2017 durch eine 
Änderung der Unbilligkeitsverordnung entschärft wird. Hartz 
IV-Beziehende können künftig nicht mehr gezwungen werden, 
eine vorgezogene geminderte Altersrente in Anspruch zu neh-
men, wenn sie dadurch auf Leistungen der Grundsicherung im 
Alter angewiesen wären. Weitere Änderungen werden wir prü-
fen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die grüne Bundestagsfraktion setzt sich schon seit Jahren für 
eine Abschaffung der sogenannten Zwangsverrentung ein. Der 
von der jetzigen Bundesregierung vorgenommene Schritt, eine 
zwangsweise Verrentung nur dann zu unterbinden, wenn im 
Alter Sozialhilfe droht, geht zwar in die richtige Richtung, aber 
noch nicht weit genug.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Zwangsverrentungen sind ein massiver Eingriff in die Persön-
lichkeitsrechte von SGB II-Empfängerinnen und -Empfängern. 
Wir lehnen erzwungene Frühverrentungen ab.

AP 28/47
Die Pharmaindustrie soll unterschiedliche Verpackungs-
größen anbieten, die dem tatsächlichen Bedarf entspre-
chen
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wirtschaft und 
Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein und die im 
Landtag vertretenen Fraktionen werden aufgefordert, sich 
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dafür einzusetzen, dass die Pharmaindustrie die Medika-
mente in unterschiedlichen Verpackungsgrößen anbietet.
				    Antrag siehe Seite 94

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Sicherlich ist es wünschenswert und nachhaltiger, wenn Medi-
kamente und Zubehör in einer für den Patienten passenden Grö-
ße verkauft wird. Allerdings ist es für die CDU-Landtagsfraktion 
nachvollziehbar, dass dies aus Praktikabilitäts- und Kapazitäts-
gründen in der Praxis nur schwer umsetzbar ist.  

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SPD-Landtagsfraktion ist klar, dass der Bedarf an Medika-
menten sehr individuell ist. Es besteht jedoch keine Kenntnis da-
rüber, inwiefern sich das Angebot individueller Verpackungsgrö-
ßen in der Pharmaindustrie umsetzen lässt.
Tatsächlich bieten Apotheken aber einen entsprechenden Ser-
vice an, der den Vertrieb von Medikamenten individueller gestal-
tet. Beim ‚Blistern‘ werden Medikamente bedarfsgerecht zusam-
mengestellt, verpackt und etikettiert, so dass Patientinnen und 
Patienten z. B. eine Wochendosierung erhalten. Diese individu-
ell zugeschnittenen Packungsgrößen werden unabhängig von 
industriellen Mengen verkauft. Sie sparen Müll, bieten mehr Si-
cherheit bei der Dosierung und erleichtern die Arbeit in der Pfle-
ge.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die bestehende Sortierung von Medikamentenverpackungen als 
„N1, N2, N3“ ist in vielen Fällen für PatientInnen praktikabel und 
angemessen. Sie bildet allerdings nicht jeden individuellen Be-
darf ab. Insbesondere sehr kleine Dosierungen werden nicht hin-
reichend berücksichtigt. Wir halten eine Ergänzung beziehungs-
weise Flexibilisierung des Verpackungsgrößensystems an dieser 
Stelle für sinnvoll.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP unterstützt den Beschluss des Altenparlaments. Wirt-
schaftlichkeit und Patientenversorgung müssen Hand in Hand 
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gehen. Packungsgrößen müssen zielgenau auf den Patienten und 
die notwendige Behandlung zugeschnitten werden. Deswegen 
hat Bundesgesundheitsminister Philipp Rösler bereits im Jahr 
2011 die Packungsgrößenverordnung angepasst, so dass nicht 
mehr allein nach Stückzahlen bemessen, sondern der typische 
Behandlungszyklus mit berücksichtigt wird. Es ist Aufgabe der 
Bundesregierung, weitere Anpassungen vorzunehmen und das 
Bemessungssystem weiter zu verfeinern.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir unterstützen dieses Anliegen weil
1.	 bekanntlich überschüssige Medikamente häufig nicht fach-

gerecht entsorgt werden und dies zu Umweltproblemen 
führt,

2.	 der Markt dieses Problem nachweislich nicht regeln konnte 
und

3.	 die Versichertengemeinschaft dadurch lediglich das Ge-
winnstreben der Pharmakonzerne bedient.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Egal ob wir über die im Antrag aufgeführten Spritzen oder über 
Medikamente in Tabletten-, Tropfen- oder anderen Formen re-
den: Unverhältnismäßig große Verpackungsgrößen laden im 
Zweifel natürlich dazu ein, den Inhalt zu verschwenden bzw. die-
sen ohne Verwendung zu entsorgen. Das ist aus Sicht des SSW 
ohne Zweifel ein Fehlanreiz, den auch wir gerne beheben wür-
den. Wir haben uns vor einigen Jahren für eine verbindliche 
Rücknahme von Altmedikamenten im Land eingesetzt und fest-
gestellt, dass in diesen Fragen erhebliche Widerstände seitens der 
Industrie bestehen. Das wird mit Blick auf diese Forderung des 
Altenparlaments kaum anders sein. Und doch werden wir unsere 
Ministerin natürlich dabei unterstützen, dieses Problem in einem 
passenden Rahmen auf Bundesebene anzugehen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die Zulassung von Arzneimitteln und in diesem Zusammenhang 
auch die Genehmigung therapiegerechter Packungsgrößen liegt 
in der Zuständigkeit des Bundesinstitutes für Arzneimittel und 
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Medizinprodukte (BfArM). Im Zulassungsverfahren berück-
sichtigt das BfArM das Anwendungsgebiet und die vorgesehene 
Anwendungsdauer. Die zugrundeliegenden Vorschriften dienen 
der Arzneimittelsicherheit, berücksichtigen aber auch Aspekte 
der Wirtschaftlichkeit.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Individuellere Verpackungsgrößen bieten viele Vorteile. Sie er-
leichtern die Medikamenteneinnahme des einzelnen Patienten. 
Apotheken, die applikationsfertige Medikamente zubereiten, 
stehen seltener vor dem Problem des sog. „unvermeidlichen Ver-
wurfs“, also Restmengen, die nicht weiterverarbeitet werden 
können. 
Der Gesetzentwurf zur Stärkung der Arzneimittelversorgung in 
der GKV (kurz: AMVSG) adressiert diese Probleme. So wird u. a. 
klargestellt, dass die Arzneimittelpreisverordnung nur dann kei-
ne Anwendung findet, wenn die Abgabe von aus Fertigarzneimit-
teln entnommener Teilmengen aufgrund ärztlicher Verordnung 
erfolgt. Damit wird das berechtigte Interesse der Arzneimittel-
verbraucher an der Sicherstellung der Versorgung mit verblister-
ten Arzneimitteln, insbesondere der Personen in Pflegeheimen, 
berücksichtigt.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Arzneimittel werden in Deutschland durch die Apotheken grund- 
sätzlich bereits in drei verschiedenen Packungsgrößen abgege-
ben. Diese richten sich nach der Dauer der Behandlung und wer-
den durch den Arzt/die Ärztin festgelegt. Auch flexiblere Men-
gen werden durch die Kassen erstattet, solange sie die Menge der 
größten Packung nicht überschreiten.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir werden diesen Beschluss als Anregung in unsere Beratungen 
aufnehmen.
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AP 28/78 NEU
Neuregelung der Renten und Altersversorgung
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Bundesrat 
dafür einzusetzen, dass die Renten und die Altersversor-
gung neu geregelt und für alle Rentner erneuert werden.
				    Antrag siehe Seite  112 - 114

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Richtig ist, dass die Rente zukunftsfest und auf die aktuelle Ar-
beitswelt angepasst werden muss. Dabei sollte nach Ansicht der 
CDU-Landtagsfraktion an drei Stellen Veränderungen vorge-
nommen werden: Flexible Übergänge in der Rente, damit jeder 
selbst entscheiden kann, wann er in Rente gehen möchte. Alters-
vorsorge aus mehreren Bausteinen, damit jeder in der sich schnell 
veränderten Arbeitswelt das individuell beste Konzept für sich 
findet sowie die Stärkung der betrieblichen und privaten Alters-
vorsorge. Wichtig bleibt, dass jemand, der Vorsorge betrieben 
hat, diese im Alter auch in Anspruch nehmen kann. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion steht für eine umfassende Überar-
beitung des bestehenden Rentensystems. Im Rahmen dessen 
ist die Stärkung der gesetzlichen Rente, für die wir uns einset-
zen, ein wichtiger Bestandteil. Wir wollen ein Rentensystem, 
an dem alle beteiligt sind. Die Möglichkeit privater Vorsorge,  
z. B. durch Riester oder Rürup, soll nicht länger untere und mitt-
lere Einkommen benachteiligen. Die Fördermittel der privaten 
Vorsorge sollen in die gesetzliche Rentenversicherung überführt 
werden. Daneben werden wir uns dafür einsetzen, dass das Ren-
tenniveau nicht mehr sinkt, sondern langfristig wieder ansteigt. 
Eine Solidarrente soll die Grundsicherung außerdem aufstocken. 
Dies sind für die SPD-Landtagsfraktion nötige Maßnahmen, um 
Altersarmut zu reduzieren und zukünftig zu verhindern. Die Al-
terssicherung muss jedoch auch generationengerecht ausgestaltet 
sein. Das Rentenkonzept von Bundesministerin Nahles werden 
wir unter Einbezug der vielen Aspekte diskutieren. 
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wir unterstützen eine grundlegende Reform der Altersversor-
gung.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP teilt den Beschluss des Altenparlaments. Die Renten- 
und Altersversorgung muss dringend neu geregelt werden. Die 
Reformen der amtierenden Bundesregierung gefährden nachhal-
tig unsere sozialen Sicherungssysteme. Deutschland braucht eine 
zukunftssichere, gerechte und verlässliche Alterssicherungspoli-
tik. Ein fairer Ausgleich zwischen Jungen und Alten ist notwen-
dige Voraussetzung für die Akzeptanz für ein dauerhaft solides 
Altersvorsorgesystems. Vor diesem Hintergrund sind folgende 
Maßnahmen zu ergreifen (siehe hierzu Drs. 18/4217):
I. Alterssicherung durch individuelle Vorsorgekomponen-
ten: 
Die gesetzliche Rente wird auch in Zukunft für die Mehrzahl der 
Menschen ein wesentlicher Bestandteil des Alterseinkommens 
sein. Sie wird aber nicht ausreichen, um den Lebensstandard im 
Alter zu sichern. Für eine nachhaltige Alterssicherung muss die 
gesetzliche Rentenversicherung daher zukunftsfest gemacht und 
jeweils durch private und – wenn möglich – betriebliche Vorsorge 
ergänzt werden.
Eine moderne Altersvorsorge muss unterschiedliche individuell 
kombinierbare Vorsorgekomponenten enthalten. Auch zukünf-
tig soll es verpflichtende und freiwillige Komponenten der Al-
terssicherung geben. 
1. Verlässlichkeit durch Transparenz – das Vorsorgekonto: 
Über 50 % der Menschen sind nicht in der Lage, ihr Einkommen 
im Alter richtig einzuschätzen. Es soll deshalb ein Vorsorgekon-
to eingeführt werden, das hilft, Versorgungslücken aufzudecken 
und den Auf bau einer ergänzenden Vorsorge für das Alter zu stär-
ken. Die private und betriebliche Altersvorsorge wird so enger an 
die Bürger gebunden. Es ist sicherzustellen, dass die Datenhoheit 
über die Information zur Vorsorge stets beim einzelnen Bürger 
bleibt. 
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2. Die Basisabsicherung – die zentrale Vorsorgekomponen-
te: 
Verschiedene Alterssicherungssysteme wie die gesetzliche Ren-
tenversicherung und die Versorgungswerke der freien Berufe 
sowie individuelle Lösungen tragen zu einer soliden Basisab-
sicherung für das Alter bei. Die Vielfalt der Basisabsicherung 
soll erhalten bleiben und der Wechsel zwischen einzelnen For-
men der Basisabsicherung ermöglicht werden. Die gesetzliche 
Rentenversicherung liefert für die Mehrzahl der Bürger die Ba-
sis der Absicherung. Sie bleibt ein umlagefinanziertes System. 
Allerdings sind Anpassungen des Systems vorzunehmen, um 
es zukunftssicher zu machen.  Versicherte müssen sich darauf 
verlassen können, dass ihre Beiträge ausschließlich für Versiche-
rungsleistungen aufgewandt werden. 
Versicherungsfremde Leistungen wie zum Beispiel höhere Ren-
ten wegen Kindererziehung oder wegen der Pflege von Angehö-
rigen erfolgen im gesamtgesellschaftlichen Interesse. Sie müs-
sen daher zwingend aus dem Bundeshaushalt finanziert werden. 
Junge Menschen müssen sich darauf verlassen können, dass die 
Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung bezahlbar 
bleiben. Für einen gerechten Ausgleich zwischen den Genera-
tionen braucht es deshalb auch in Zukunft wirksame demogra-
fische Faktoren in der Rentenformel. Im Zentrum steht hier der 
Nachhaltigkeitsfaktor, der das Verhältnis zwischen Beitragszah-
lern und Rentnern bei der Anpassung der Renten berücksichtigt. 
Dieser darf daher nicht aufgeweicht werden, auch wenn seine 
Auswirkungen über die kommenden Jahre spürbarer werden.
Freiberufler erfüllen ihre Vorsorgepflicht bereits heute durch die 
Mitgliedschaft in berufsständischen Versorgungswerken. Be-
rufsständische Versorgungswerke tragen sich aus eigener Kraft 
und kommen ohne staatliche Zuschüsse aus. 
Diese Einrichtungen der Selbstverwaltungen sollen dauerhaft er-
halten werden. Um der Gefahr zukünftiger Altersarmut wirksam 
vorbeugen zu können, sollen Selbstständige für eine Basisabsi-
cherung im Alter vorsorgen. Die Gefahr zukünftiger Altersarmut 
besteht für Selbstständige nicht weniger als für abhängig Be-
schäftigte, gerade kleine Gewerbetreibende oder Freelancer ohne 
Angestellte (oft als „Solo-Selbstständige“ bezeichnet) können 
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genauso davon betroffen sein. Ihre Zahl ist in den vergangenen 20 
Jahren doppelt so schnell gewachsen wie die der Selbstständigen 
insgesamt. 
Manche sorgen nicht spezifisch für das Alter vor. Ohne ausrei-
chendes Einkommen im Alter sind sie jedoch auf Leistungen 
der Grundsicherung im Alter angewiesen, für die die Solidarge-
meinschaft aufkommen muss. Die Zahl der Selbstständigen in 
der Grundsicherung hat sich seit 2005 vervierfacht. Selbststän-
dige sollen daher im Rahmen einer allgemeinen Pflicht zur Vor-
sorge für das Alter vorsorgen müssen, dabei jedoch die Freiheit 
haben, die Form ihrer Vorsorge selbst zu wählen. Sie sollen ent-
scheiden können, ob sie privat etwa im Rahmen einer steuerlich 
geförderten Basisrente oder freiwillig in der gesetzlichen Renten-
versicherung für das Alter vorsorgen. 
3. Betriebliche Altersvorsorge – Effizienz und Sicherheit:
Betriebsrenten sollen stärkere Verbreitung finden. Zwar ist die 
Zahl der Arbeitnehmer, die über eine Betriebsrentenanwart-
schaft verfügen, stetig auf über 17 Millionen gestiegen. Gleich-
wohl besteht noch Potenzial für die betriebliche Altersvorsorge, 
vor allem bei der Absicherung von Mitarbeitern in kleinen und 
mittleren Unternehmen. 
Es gilt, die Vorteile der Betriebsrente zu wahren und stärker her-
vorzuheben. Die Vorteile sind das weitgehend auf der kollek-
tiven Struktur beruhende hohe Maß an Effizienz und Sicherheit: 
Effizienz bei Kosten und Finanzierung, Sicherheit aufgrund des 
möglichen Risikoausgleichs. Damit ist die betriebliche Alters-
vorsorge eine besonders leistungsfähige und attraktive Form der 
kapitalgedeckten Altersvorsorge. Betriebs- und branchennahe 
Konzepte ermöglichen passgenaue Lösungen für die Alterssiche-
rung der Beschäftigten. Davon können Beschäftigte wie Unter-
nehmen profitieren. In Zeiten zunehmenden Fachkräftemangels 
ist die betriebliche Altersvorsorge zudem ein zusätzliches Mittel 
zur Gewinnung aber auch zur Bindung von Mitarbeitern.
4. Private Vorsorge – Mut zur Vielfalt: 
Eine freiwillige private Altersvorsorge ist zur Erhaltung des Le-
bensstandards im Alter unverzichtbar. Denn es bleibt dabei, dass 
künftig immer weniger Erwerbstätige immer mehr Rentne-
rinnen und Rentnern gegenüberstehen, die erfreulicherweise im-
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mer länger leben. Damit die Menschen auch künftig im Alter ein 
auskömmliches Einkommen haben, ist – als einzige Alternative 
zu drastisch ansteigenden Beitragssätzen – eine ergänzende Vor-
sorge unverzichtbar. Das sind wir unseren Kindern und Enkeln 
schuldig. Hierfür müssen wir auch neue Wege gehen: Mit mehr 
Transparenz und einem breiten Portfolio an Vorsorgeformen. 
Das derzeitige Zinsumfeld stellt jedoch eine große Herausfor-
derung für kapitalgedeckte Alterssicherungssysteme dar. Mit 
der bisherigen Anlagestrategie, die insbesondere auf festver- 
zinsliche Wertpapiere bonitätsstarker Emittenten setzt, können 
derzeit nur überschaubare Renditen erzielt werden. Aber gerade 
in langfristig ausgerichteten Alterssicherungssystemen können 
Zeiträume mit geringeren Zinseinnahmen durch ausreichende 
Reserven und vorausschauende Disposition überbrückt werden. 
Ein diversifiziertes Altersvorsorge-Portfolio gleicht einzelne Ri-
siken dabei aus.
5. Altersarmut vorbeugen – Vorsorge muss sich immer aus-
zahlen: 
Altersvorsorge muss sich für alle Menschen auszahlen. Dies muss 
auch für Menschen gelten, denen es wegen geringer Verdienste, 
Schicksalsschlägen oder schwierigen Erwerbsbiographien nicht 
gelungen ist, eine ausreichende Absicherung im Alter aufzubau-
en. Sie haben deshalb einen Anspruch auf ergänzende Leistungen 
der Grundsicherung bis zum allgemeinen Grundsicherungsni-
veau. Diese Menschen dürfen nicht um die Früchte ihrer Vorsor-
ge gebracht werden.
Wer sich angestrengt und vorgesorgt hat, muss ein Altersein-
kommen über Grundsicherungsniveau haben. Und er muss mehr 
haben als derjenige, der nicht vorgesorgt hat. Damit sich Alters-
vorsorge für alle immer lohnt, soll eine nur teilweise Anrechnung 
freiwilliger Altersvorsorgeerträge auf die Grundsicherung im Al-
ter einführt werden. Einkünfte aus privater und betrieblicher 
Vorsorge sollen deshalb nur zum Teil auf die Grundsicherung 
angerechnet werden. Mit der nur teilweisen Anrechnung erhöht 
sich das Alterseinkommen insgesamt und freiwillige Vorsorge 
zahlt sich immer aus.
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II. Flexibler Renteneintritt – Freiraum für individuelle Lö-
sungen: 
Das derzeitige starre Renteneintrittsalter wird den Menschen 
und der Individualität ihrer Erwerbsbiographien nicht mehr ge-
recht. Die Lebenserwartung nimmt zu, viele Menschen bleiben 
länger fit und aktiv. Dadurch wächst auch der Wunsch nach Be-
tätigung im Alter. Auch unterschiedliche Erwerbsverläufe – oft 
gerade auch zwischen Männern und Frauen – erfordern flexible 
Übergänge vom Erwerbsleben in den Ruhestand. Zeitgemäß und 
innovativ ist daher ein Modell des flexiblen Renteneintritts nach 
schwedischem Vorbild. Alle Versicherten ab dem 60. Lebensjahr 
sollen frei entscheiden können, ob und wann sie ihre Rente be-
ziehen. Sie können ihre Arbeitszeit bei Bedarf reduzieren und er-
gänzend einen Teil ihrer Rente beziehen. Das macht eine längere 
Teilhabe am Erwerbsleben für Arbeitgeber wie Arbeitnehmer at-
traktiv. So profitieren auch Unternehmen und Gesellschaft stär-
ker vom Know-how älterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Die Hinzuverdienstgrenzen neben dem Rentenbezug sollen auf-
gehoben werden. Auf einen Verdienst neben dem Rentenbezug 
werden weiterhin von Arbeitnehmern und Arbeitgebern Sozial-
versicherungsbeiträge gezahlt, wobei der Beitrag zur Arbeitslo-
senversicherung entfällt. Durch den Rentenversicherungsbeitrag 
wird die Rente weiter gesteigert. Dieses Konzept für einen fle-
xiblen Renteneintritt ist gerecht, weil es finanzierungsneutral 
ist. Wer seine Rente früher bezieht, erhält eine geringere Rente, 
wer später in Rente geht, eine höhere. Voraussetzung für einen 
Renteneintritt schon ab 60 ist, dass das Einkommen aus gesetz-
licher Rente, betrieblicher und privater Altersvorsorge oberhalb 
des Grundsicherungsniveaus liegt. Die Höhe der Rente berechnet 
sich anhand der durchschnittlichen Lebenserwartung der jewei-
ligen Generation und kann sich über die Jahre verändern. Dieser 
jahrgangsindividuelle Faktor sorgt für eine solide Finanzierung 
und einen fairen Ausgleich zwischen den Generationen. Damit 
trägt jede Generation ihre eigenen Kosten und bürdet sie nicht 
den nachfolgenden Generationen auf. Flexible Übergänge vom 
Erwerbsleben und den Ruhestand sollen auf allen staatlichen 
Ebenen auch für Beamte erreicht werden.
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Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch diese Forderung zeigt, dass am Bedingungslosen Grund-
einkommen kein Weg vorbeiführt.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es besteht parteiübergreifend gar kein Zweifel daran, dass das 
Rentensystem in Deutschland eines der größten Herausfor-
derungen für die nahe Zukunft darstellt. Dass das derzeitige 
System nicht die gewünschte Leistung erbringen kann, ist Kon-
sens. Daher ist folgerichtig, dass sich etwas ändern muss, damit 
das System voll tragfähig und auch zukunftsfähig ist. Wie dies 
zu bewerkstelligen ist, darüber herrscht Uneinigkeit. Unser lang-
fristiges Ziel ist ein solidarisches umlagefinanziertes Versiche-
rungssystem. Wir als SSW begrüßen eine grundlegende Renten-
reform und wollen daran mitarbeiten, das Bewusstsein für ein 
solches Vorhaben auf Bundesebene zu schaffen.    

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Unter dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit zielt 
das geltende Recht der gesetzlichen Rentenversicherung da-
rauf ab, auch in Zukunft ein angemessenes und verlässliches 
Leistungsniveau mit steigenden Renten zu ermöglichen, ohne 
künftige Beitragszahlerinnen und Beitragszahler zu überfordern. 
Zur Erreichung dieses Zieles bedarf es einer permanenten Be- 
obachtung der Entwicklung, um auf sich abzeichnende Verände-
rungen zielfördernd reagieren zu können.
Bundesministerin Nahles hat im Jahr 2016 mit vielen gesell-
schaftlichen Gruppen einen ergebnisoffenen Rentendialog über 
die Zukunft der Alterssicherung geführt. Die Ergebnisse der 
Workshops und Treffen sollen in ein Rentenkonzept einbezo-
gen werden, das Ministerin Nahles im November 2016 vorgestellt 
hat. Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird das Ren-
tenkonzept eingehend bewerten und alle sich hieraus ergebenden 
Maßnahmen unterstützen, die geeignet sind, unter dem Ge-
sichtspunkt der Generationengerechtigkeit eine demogafiefeste 
Alterssicherung zu erreichen.
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CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Ein Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der betrieblichen Al-
tersversorgung und anderer Gesetze (Betriebsrentenstärkungs-
gesetz) wird derzeit erarbeitet. Hierbei wird ein neues steuerliches 
Fördermodell spezifisch für Geringverdiener („BAV-Förderbe-
trag“ ) eingeführt. Im Sozialrecht werden neue Anreize für den 
Auf- und Ausbau einer betrieblichen Altersversorgung, insbe-
sondere bei Geringverdienern gesetzt. Unter anderem wird in 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung die 
Nichtanrechnung von Zusatzrenten neu geregelt. Zudem ist ge-
plant, dass eine „Doppelverbeitragung“ der Riester-geförderten 
Betriebsrenten in der Kranken- und Pflegeversicherung zukünf-
tig vermieden werden soll. Betriebliche Riesterverträge sollen 
wie die privaten Riesterverträge in der Auszahlungsphase von 
der Beitragspflicht zur Kranken- und Pflegeversicherung befreit 
werden.
Siehe hierzu Stellungnahme zu AP 28/35.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Gabriele Hil-
ler-Ohm, MdB
Für die SPD gilt, dass die Anpassung und Weiterentwicklung 
unseres Systems der Alterssicherung eine ständige Aufgabe der 
Politik ist. Rentenpolitische Entscheidungen der Vergangenheit 
müssen daher auch immer wieder überprüft werden. 
Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen wir uns 
für eine möglichst umfassende Einbeziehung aller Beschäftigten 
in die sozialen Sicherungssysteme – also auch in die Rentenver-
sicherung – gemäß dem Konzept einer Erwerbstätigenversiche-
rung ein, dass unter der Stellungnahme 28/39 (Erwerbstätigen-
versicherung) genauer ausgeführt ist.
Das Ziel der Erwerbstätigenversicherung ist auch im Gerech-
tigkeitspapier „Mehr Gerechtigkeit wagen“ der SPD Schles-
wig-Holstein enthalten, das vom Landesparteitag am 23. April 
2016 beschlossen wurde: „Um unser System sozialer Sicherung 
zukunftsfest zu machen, wollen wir perspektivisch eine erwei-
terte Bürgerversicherung einführen, die alle Menschen in einem 
gemeinsamen System sozialer Sicherung vereint. Dazu müssen 
alle Bürgerinnen und Bürger in die gesetzliche Rentenversiche-
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rung einbezogen werden.“ (www.spd-schleswig-holstein.de/de/
gerechtigkeitheute)
Die Landesgruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestags-
fraktion setzt sich dafür ein, die gesetzliche Rentenversicherung 
lebensstandardsichernd auszugestalten. Ich verweise auch in 
diesem Zusammenhang auf das Gerechtigkeitspositionspapier 
„Mehr Gerechtigkeit wagen“, worin dies klar benannt ist. Darin 
heißt es: „Altersarmut ist unvereinbar mit sozialer Gerechtigkeit. 
In der Rentenpolitik sind Weichenstellungen unabdingbar, da-
mit das Rentenniveau nicht weiter fällt, sondern künftig wieder 
ansteigt. […] Wir wollen ein Rentenniveau, das Menschen im Al-
ter erlaubt gut zu leben.“
Sowohl zur allgemeinen finanziellen Stärkung der gesetzlichen 
Rentenversicherung als auch für eine Anhebung des Rentenni-
veaus wird ein größerer Steuerzuschuss nötig sein. Dafür, aber 
auch generell brauchen wir einen solidarisch und gut finanzierten 
Staat für mehr Verteilungsgerechtigkeit. Das schaffen wir durch 
mehr Steuergerechtigkeit mit höherer Kapitalbesteuerung, einer 
Vermögenssteuer, einem höherem Spitzensteuersatz, einer wirk-
samen Erbschaftssteuer und der Einführung einer Finanztrans-
aktionssteuer. Diese Forderungen finden sich ebenfalls in dem 
benannten Gerechtigkeitspapier wieder.
Auf der Grundlage des Alterssicherungsberichtes und der Er-
kenntnisse aus dem Alterssicherungsdialog mit Expertinnen und 
Experten hat Bundesministerin Andrea Nahles am 25. November 
2016 ein Gesamtkonzept zur Alterssicherung vorgestellt, dass 
das System der Alterssicherung ganzheitlich vor allem hinsicht-
lich einer zukünftigen Stabilisierung der Rentenversicherung für 
eine zukunftsfeste und verlässliche Alterssicherung in den Blick 
nimmt.
Das Konzept sieht vor: 
1. Die gesetzliche Rente als verlässliches Fundament: Gesetzliche 
Haltelinie für ein dauerhaft garantiertes Rentenniveau von min-
destens 46 %, wobei die politische Ziellinie 48 % beträgt; Hal-
telinie für einen maximalen Beitragssatz von 22 % bis 2030 und  
25 % ab 2030; Absicherung von Selbstständigen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung; verbesserte Leistungen bei Erwerbs-
minderung; gleiche Renten in Ost und West.
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2. Die zusätzliche Altersvorsorge als echtes Plus für alle: Tarif-
lich abgesicherte Betriebsrenten auch für kleine und mittlere 
Betriebe; Steuerförderung von Betriebsrenten von Geringver-
dienenden; vereinfachte und transparentere Riester-Rente und 
Erhöhung der Grundzulage; Freibeträge von rund 200 € für Zu-
satzrenten in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung.
3. Die Solidarrente als Anerkennung von Lebensleistung: Garan-
tiertes Alterseinkommen für langjährig Versicherte 10 % ober-
halb der Grundsicherung.
Weitere Informationen zum Rentenkonzept unter www.bmas.
de/alterssicherung
Ob und inwieweit diese Maßnahmen jedoch in der Großen Koali-
tion mit CDU und CSU umsetzbar sind, ist offen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Nach unseren Vorstellungen soll das Alterssicherungssystem 
künftig alle Bürgerinnen und Bürger einbeziehen, Frauen eine 
eigenständige Existenzsicherung ermöglichen und die besonde-
re Situation benachteiligter Personengruppen verbessern. In Ost 
und West muss endlich ein einheitliches Rentenrecht gelten. 
Die gesetzliche Rentenversicherung ist die mit Abstand wich-
tigste Säule der Alterssicherung. Sie trägt neun Zehntel zu den 
Gesamtleistungen bei. Doch die großen Herausforderungen des 
demografischen Wandels wird selbst eine starke Rentenversi-
cherung nicht alleine stemmen können. Daher spielen auch die 
ergänzende Betriebsrente und die private Altersvorsorge eine 
wichtige Rolle.
Allerdings weisen alle drei Säulen gegenwärtig Schwächen auf. 
Das Rentenniveau sinkt und die Zahl armer Rentnerinnen und 
Rentner nimmt weiter zu. So fürchten viele, dass sie sich im Alter 
deutlich werden einschränken müssen. 
Wir meinen: Die Menschen können sich dann auf die Rentenver-
sicherung verlassen, wenn sie sicher sein können, dass sich ihre 
eigenen Beiträge auch lohnen und Armut im Alter verhindert 
wird. Ein weiteres Absinken des heutigen Rentenniveaus sollte 
darum verhindert werden. Hierbei achten wir darauf, dass die 
Beiträge zur Rentenversicherung und die Leistungen in einem 
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angemessenen Verhältnis stehen, damit auch die junge Generati-
on weiter in die Rentenversicherung vertraut. Wir wollen außer-
dem eine aus Steuermitteln finanzierte Garantierente für lang-
jährig Versicherte einführen.
Sie ist zwar recht weit verbreitet, doch längst nicht überall wird 
eine Betriebsrente angeboten. In kleinen und mittleren Unter-
nehmen sowie in einigen Branchen sind Betriebsrenten nicht die 
Regel. Zudem beteiligen sich Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
zu selten auch finanziell daran. Durch veränderte Rahmenbedin-
gungen wollen wir es auch kleinen und mittleren Unternehmen 
ermöglichen, ihren Beschäftigten ausnahmslos eine Betriebs-
rente anzubieten.
Die private Vorsorge, insbesondere die Riester-Rente, mag in-
dividuell betrachtet durchaus attraktiv sein. Aufs Ganze gese-
hen kann sie jedoch das sinkende Rentenniveau nicht ausglei-
chen. Dazu müssten viel mehr Bürgerinnen und Bürger riestern. 
Insbesondere Geringverdienende können sich das aber oft nicht 
leisten. Auch bringen viele Riester-Verträge einen geringeren Er-
trag als ursprünglich erwartet. Wir brauchen daher einen Neu-
start bei der geförderten privaten Altersvorsorge. Dazu wollen 
wir ein einfaches, kostengünstiges und sicheres Basisprodukt 
einführen und die Förderung für Neuverträge gezielt im Sinne 
von Geringverdienenden umgestalten.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. fordert ein entschiedenes Handeln gegen Altersar-
mut: eine Rentenversicherung, in die alle einzahlen, die An-
hebung des Rentenniveaus auf 53 % und eine solidarische Min-
destrente in Höhe von 1050 €. Die gesetzliche Rente muss wieder 
zum Zentrum der Alterssicherungspolitik werden und den Le-
bensstandard im Alter sichern. Dazu müssen sämtliche Kür-
zungen aus der Rentenanpassungsformel gestrichen werden und 
ein Sicherungsniveau von mindestens 53 % gesetzlich fest ge-
schrieben werden. Die Arbeitgeber müssen wieder paritätisch an 
den Kosten der Alterssicherung beteiligt werden. Die gesetzliche 
Rente soll in Zukunft alle Erwerbstätigen erfassen. Auch Selb-
ständige, Beamte und Politiker/innen sollen in sie einzahlen. Die 
Beitragsbemessungsgrenze wollen wir aufheben und den damit 
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verbundenen Rentenanstieg abflachen. Dadurch wird mehr Geld 
in die Rentenkasse eingezahlt, das dann gerechter verteilt wer-
den kann. Dieser Solidarausgleich soll erweitert werden, damit 
Phasen der Erwerbslosigkeit oder Kinderbetreuung und niedrige 
Löhne nicht in die Altersarmut führen. Insbesondere sollen für 
Arbeitslosengeld II-Beziehende höhere Beiträge zur Rentenkas-
se geleistet und die Rentenansprüche von Geringverdienenden 
aufgewertet werden. Ungerechte Berechnungsgrundlagen in der 
Rente zwischen Ost und West müssen 18 Jahre nach der Deut-
schen Einheit endlich beseitig werden.

AP 28/36
Alleinerziehende Mütter und Väter sozial besserstellen
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische 
Landtag werden aufgefordert, sich im Bundesrat dafür ein-
zusetzen, dass Alleinerziehende sozial besser gestellt wer-
den, damit sie nicht in Altersarmut abrutschen.
				    Antrag siehe Seite  81 - 82

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Alleinerziehende in Schleswig-Holstein sind keine Randgrup-
pe, sondern ein Teil unserer Gesellschaft. Dennoch benötigen sie 
besondere Unterstützung. In den vergangenen Jahren ist bereits 
einiges zur Verbesserung der Situation von Alleinerziehenden 
unternommen worden. Der Ausbau der Kinderbetreuung, die 
Einführung des Elterngeldes oder auch die Erhöhung des Kinder-
zuschlages sind nur einige Maßnahmen, die vor allem auch Al-
leinerziehenden helfen. Neben den finanziellen Möglichkeiten 
muss aber auch der Arbeitsmarkt so gestaltet sein, dass Allein-
erziehenden Erwerbsmöglichkeiten eröffnet werden, mit der sie 
gleichzeitig genügend Zeit für ihre Familie haben. Nicht zuletzt 
werden die geplanten Änderungen beim Unterhaltsvorschuss 
Alleinerziehenden bei der Armutsvermeidung helfen. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Alleinerziehende Mütter und Väter müssen entlastet werden. 
Sie leisten viel, haben aber gleichzeitig häufig unter finanziellen 
Belastungen zu leiden. Sie können vielfach ihren Lebensunter-
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halt nicht aus ihrer Erwerbstätigkeit finanzieren. Der Anteil Al-
leinerziehender, die SGB-II-Leistungen beziehen müssen, liegt 
bei 40%. Die Gefahr, in Altersarmut zu geraten, besteht für sie 
besonders. Zwar profitieren sie schon von Maßnahmen wie 
dem Mindestlohn. Dennoch müssen wir auch zukünftig Bedin-
gungen schaffen, die Alleinerziehenden das Arbeiten ermög- 
licht, um Altersarmut zu verhindern. Hierzu gehört beispielswei-
se die Ermöglichung einer ganztätigen Kinderbetreuung. Für die 
SPD-Landtagsfraktion ist außerdem eine steuerliche Entlastung 
von Alleinerziehenden von hoher Priorität, denn sie profitieren 
nicht wie verheiratete Paare vom Ehegattensplitting. Bereits im 
Jahr 2014 hat Familienministerin Kristin Alheit die Erhöhung 
des Entlastungsbeitrags für Alleinerziehende gefordert. Auch 
würde sie eine eigenständige Kindergrundsicherung entlasten, 
die dafür sorgt, dass ihre Kinder unabhängig von Unterhaltslei-
tungen oder staatlichem Unterhaltsvorschuss finanziell abgesi-
chert sind. Für all dies werden wir uns auf allen Ebenen einset-
zen. Aber nicht nur für alleinerziehende Elternteile bedeuten die 
finanziellen Schwierigkeiten eine tägliche Belastung. Eine Stu-
die der Bertelsmann Stiftung zeigt, dass die Kinder von Allein-
erziehenden in besonderem Maße von Armut bedroht sind. Wir 
wollen, dass auch ihre Kinder von Bildung und gesellschaftlicher 
Teilhabe profitieren können.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Armutsquote von Alleinerziehende und ihren Kindern ist 
extrem hoch. Ungefähr 40 % aller Alleinerziehenden sind von 
Armut betroffen. Das darf nicht so bleiben. Wir müssen den Ar-
beitsmarktzugang für alleinerziehende Eltern erleichtern, das 
Lohnniveau angemessen gestalten, die Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten weiter verbessern sowie Lohnersatzleistungen und so-
ziale Transferleistungen existenzsichernd erhöhen.
Wir Grüne wollen eine Kindergrundsicherung einführen. Diese 
würde gerade auch für Alleinerziehende eine große Unterstüt-
zung sein, die wir für dringend erforderlich halten.
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP hält die steuerliche Entlastung von Alleinerziehenden 
für dringend geboten. Die FDP fordert, den seit dem Jahr 2004 
unveränderten Entlastungsbetrag für Alleinerziehende signi-
fikant zu erhöhen. Weiterhin ist dieser Betrag künftig jährlich 
entsprechend des Anstiegs der Lebenshaltungskosten anzu-
passen. Zudem hat eine Staffelung nach Kinderzahl zu erfolgen  
(siehe Drs. 18/1965). Auch die Bundesländer haben mit deutlicher 
Mehrheit unseren Vorschlag aufgegriffen. Obwohl diese klaren 
Mehrheiten bestehen, ist objektiv festzustellen, dass CDU und 
SPD auf Bundesebene trotz sprudelnder Steuereinnahmen eine 
Entlastung von Alleinerziehenden leider bis heute blockieren.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Erwiesenermaßen erleiden die Kinder von Alleinerziehenden 
unverhältnismäßig oft Kinderarmut. Diesem negativen Phäno-
men kann insbesondere wegen des Wohnraummangels und den 
daraus resultierenden hohen Mieten nur begegnet werden, wenn 
auch hier das Bedingungslose Grundeinkommen Anwendung 
findet.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Kinder allein erziehen zu müssen ist bis heute eines der größ-
ten Armutsrisiken. Das ist leider traurige Realität. Es ist beschä-
mend, dass in einem reichen Land wie Deutschland ausgerech-
net diese Gruppe in besonderem Maße von Altersarmut bedroht 
ist. Vor diesem Hintergrund ist völlig klar, dass wir den An-
trag des Altenparlaments unterstützen. Neben den angeregten  
steuerrechtlichen Änderungen gibt es aus Sicht des SSW aber 
auch noch andere wichtige Stellschrauben (wie auch schon unter 
28/35 (Neu) aufgeführt). Natürlich wird mit Blick auf das gesamte 
Armutsproblem vieles in Berlin bestimmt. Wir müssen uns aber 
beispielsweise gemeinsam dafür einsetzen, dass prekäre Beschäf-
tigungsverhältnisse eingedämmt werden. Und wir müssen mit 
wirksamen Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe, mit einer 
qualitativ hochwertigen und langfristig auch kostenfreien früh-
kindliche Bildung, mit qualifizierten Bildungsangeboten und 
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nicht zuletzt auch mit einem angemessenen Landesmindestlohn 
gegensteuern.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Verbesserung der Situation Alleinerziehender ist der Union 
ein wichtiges Anliegen. Bereits in den vergangenen Jahren hat 
die Bundesregierung viel auf diesem Gebiet geleistet, beispiels-
weise durch die Einführung des Elterngeldes oder die Erhöhung 
des Kinderzuschlages. Im Rahmen der Bund-Länder-Finanz-
gespräche wurde im Oktober 2016 vereinbart, die Situation Al-
leinerziehender durch eine Erhöhung des Unterhaltsvorschusses 
zu verbessern. Die finanzielle Ausgestaltung bedarf jedoch noch 
weiterer Beratungen mit den Bundesländern. Die Bundesregie-
rung hat darüber hinaus auch beim Kinderzuschlag gerade für 
Geringverdiener noch einmal ab dem 1. Januar 2017 eine Anhe-
bung um 10 € vorgenommen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion sind Familien zu stärken 
– egal, ob Ein-Eltern- oder Zwei-Eltern-Familien. Es entspricht 
der Realität, dass Kinder Alleinerziehender überproportional mit 
einem hohen Armutsrisiko leben. Um Alleinerziehende finanzi-
ell besser zu unterstützen, hat die SPD-Bundestagsfraktion den 
Kinderzuschlag und den steuerlichen Entlastungsbetrag erhöht. 
In einem nächsten Schritt will die SPD den derzeitigen Steuer-
freibetrag in einen Steuerabzug umwandeln. Das nützt auch Al-
leinerziehenden mit geringem Einkommen. Insgesamt setzt sich 
die SPD dafür ein, das Steuerrecht für alle Familien gerechter aus-
zugestalten. Hierfür ist das Steuer-Splitting um einen Steuer-
abzug für Eltern mit Kindern zu ergänzen. Hiervon werden vor 
allem Eltern ohne Trauschein und Alleinerziehende profitieren, 
die derzeit beim Ehegattensplitting unberücksichtigt bleiben und 
bei der steuerlichen Förderung leer ausgehen. 
Um Benachteiligung entgegenzuwirken, setzt sich die SPD-Bun-
destagsfraktion bei der Berechnung des Sozialgeldes von Allein-
erziehenden zusätzlich zur Grundsicherung für einen Umgangs-
mehrbedarf ein.
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Außerdem hat die SPD erreicht, dass die zeitliche Begrenzung der 
Vorschusszahlung aufgehoben und die Altersgrenze auf 18 Jahre 
(statt bisher 12 Jahre) angehoben wird. Zudem fordert die SPD, 
dass Unterhalt konsequenter eingefordert wird. Ein weiterer Er-
folg ist das Programm Kita Plus, über das Alleinerziehende flexi-
ble Betreuungsmöglichkeiten für ihre Kinder in Anspruch neh-
men können.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung, alleinerziehende Mütter und Väter sozial bes-
serzustellen, unterstützen wir. Wer heute in Deutschland allei-
ne Kinder erzieht, gehört zu einer wachsenden Gruppe: In knapp 
jedem vierten Familienhaushalt leben Kinder allein mit ihrer 
Mutter oder ihrem Vater. Sie brauchen mehr Wege in gut be-
zahlte Arbeit, einen leichteren Wiedereinstieg in den Beruf und 
müssen vor Armut besser geschützt werden. Das ist zugleich ei-
ner der Schlüssel, Kinderarmut in Deutschland wirksam zu be- 
kämpfen und ihnen Teilhabe zu ermöglichen. Um Alleinerzie-
hende vor Armut zu schützen, spielen Steuer-, Sozial- wie Un-
terhaltsrecht eine wichtige Rolle. Beispiel Steuerrecht: Hier pro-
fitieren sie ausschließlich vom Kinderfreibetrag, der sich aber vor 
allem bei hohen Einkommen auswirkt, Eltern mit geringem Ein-
kommen erhalten das niedrigere Kindergeld. Ähnlich ist es beim 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende, der für Geringverdie-
nende oder mittlere Einkommen wenig Wirkung erzielt.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Alleinerziehende müssen dringend entlastet werden, damit sich 
ihre Lebenssituation verbessert. 90 % der Alleinerziehenden sind 
Frauen, die Armutsgefährdungquote liegt über 40 %. Eine Rei-
he kurzfristig umsetzbarer Maßnahmen würde den Lebensalltag 
vieler Alleinerziehender schon erheblich verbessern: Entfristung 
des Unterhaltsvorschusses, 24-monatiger Elterngeldanspruch 
für Alleinerziehende, Elterngeld unabhängig von Transferlei-
tungen, Umgangsmehrbedarf im Hartz IV-Bezug. Das ist essen-
tiell für die Kinder. Und das ist essentiell für die Eltern, die auch 
in Einelternfamilien noch ein eigenes Leben haben. Für solche 
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Forderungen macht DIE LINKE. Druck auf Landes- und auf Bun-
desebene.

AP 28/55
Intergenerativer Dialog
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, Regio-
nalkonferenzen zur Verständigung von Jung und Alt über 
die Ausgestaltung des demografischen Wandels durchzu-
führen.
				    Antrag siehe Seite  104

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der demografische Wandel stellt Politik und Gesellschaft vor eine 
Vielzahl tiefgreifender Veränderungen. Während viele Kommu-
nen sich bereits heute über den Erhalt ihrer Attraktivität Gedan-
ken machen müssen, erleben Städte einen Schub an neuen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern. Gleichzeitig führt die alternde 
Gesellschaft zu neuen Bedarfen, vor allem in der Versorgung und 
Gesundheitsbetreuung.  
Die CDU-Landtagsfraktion sieht die Gestaltung des demogra-
fischen Wandels in erster Linie als ein gemeinschaftliches Pro-
jekt, an dem alle Betroffenen gemeinsam arbeiten müssen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Konzept der Regionalkonferenzen hat sich für die SPD-Land-
tagsfraktion bereits bewährt. So haben Abgeordnete auf verschie-
denen Regionalkonferenzen bereits mit zahlreichen Mitgliedern 
und interessierten Bürgerinnen und Bürgern über die Halbzeitbi-
lanz der Fraktion sowie aktuell über das Landtagswahlprogramm 
diskutiert. 
Daneben hat die SPD-Landtagsfraktion eine regionale Veranstal-
tungsreihe zur Gestaltung der ländlichen Räume veranstaltet, 
um sich mit Bürgerinnen und Bürgern vor Ort an insgesamt acht 
Terminen direkt auszutauschen. Der demografische Wandel all-
gemein ist für die SPD-Landtagsfraktion ein bedeutendes The-
ma hinsichtlich der Zukunftsgestaltung unseres Landes und zu-
gleich besondere Herausforderung für die ländlichen Räume. Aus 



369

STELLUNGNAHMEN

diesem Grund war der demografische Wandel eines der Schwer-
punktthemen auf dieser Veranstaltungsreihe und wurde bereits 
intensiv diskutiert. Da das Thema ein Zukunftsthema ist und in 
den nächsten Jahren noch weiterer Auseinandersetzung bedür-
fen wird, nimmt die SPD-Landtagsfraktion den Vorschlag des 
Altenparlaments in ihre Arbeit auf.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP ist ebenfalls der Auffassung, dass der intergenerative Di-
alog unterstützt und gefördert werden sollte. Generationenüber-
greifendes Zusammenwirken schafft nicht nur Solidarität, son-
dern gibt Sicherheit und Orientierung und sichert so den sozialen 
Zusammenhalt in der Gesellschaft. Ob hier allerdings zwingend 
Regionalkonferenzen durchgeführt werden müssen, erscheint 
aus Sicht der FDP zweifelhaft. Besser ist es, auf etablierte Formen 
zurückzugreifen und diese weiter zu stärken.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der demografische Wandel stellt in der Tat eine der großen  
Herausforderungen sowohl der Politik als auch der gesamten Ge-
sellschaft dar. Beide sind hier gefordert. Regionalkonferenzen 
halten wir für einen guten und unterstützenswerten Vorschlag, 
um den intergenerativen Dialog in Gang zu bringen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht des SSW gilt auch für das Verhältnis zwischen Jung und 
Alt, dass kontinuierlich um Verständnis für die jeweiligen Belan-
ge und um gegenseitige Solidarität geworben werden muss. Das 
tun wir in unserer Rolle als Landespolitiker, aber auch im Privaten 
in unseren Familien und im Umgang mit unseren Mitmenschen. 
Die im Antrag unterstellte medial vermittelte Polarisierung zwi-
schen Seniorinnen und Senioren und nachwachsenden Genera-
tionen nehmen wir aber offenbar weit weniger deutlich wahr, als 
zum Beispiel die Stimmungsmache gegen geflüchtete Menschen 
oder andere Minderheiten. Aus unserer Sicht ist das Anliegen des 
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intergenerativen Dialogs durchaus wichtig. Wir stellen uns aber 
die Frage, ob es verhältnismäßig ist, wenn dieser nun politisch 
nicht nur angeregt, sondern eben auch flächendeckend organi-
siert werden soll. Dennoch werden wir diese Anregung selbst-
verständlich genauer prüfen und gegebenenfalls auch umsetzen. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Herausforderungen können nur gemeinschaftlich gemeistert 
werden. Die SPD beschäftigt sich daher intensiv mit dem Projekt 
Zukunft. In sechs thematischen Unterarbeitsgruppen werden 
Antworten erarbeitet, wie das konkret geschehen kann. Der de-
mografische Wandel ist Teil dieses Diskussionsprozesses.
Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt den Antrag des 28. Al-
tenparlaments zur Umsetzung des intergenerativen Dialogs. Es 
sollte jedoch geprüft werden, ob nicht bereits Formate dieser Art 
existieren; beispielsweise bei Wohlfahrtsverbänden. Die Frage 
der Ausgestaltung von Regionalkonferenzen oder anderen Pro-
grammformaten obliegt der schleswig-holsteinischen Landesre-
gierung.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt grundsätzlich die Schaffung von Parti-
zipationsmöglichkeiten für verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen an politischen Entscheidungen und begrüßt folglich auch 
diese Forderung. 

AP 28/57
Kostenlose Inanspruchnahme der Verbraucherzentralen 
im Lande
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, die Verbraucherzentralen des 
Landes finanziell so auszustatten, das diese zum Wohle al-
ler Bürger wieder kostenfrei Auskünfte und Hilfe erteilen. 
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Die finanziellen Mittel dafür sollten aus den verhängten 
Bußgeldern des Bundeskartellamtes bereitgestellt werden.
				    Antrag siehe Seite 106

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion unterstützt die Arbeit der Verbrau-
cherzentralen in Schleswig-Holstein. Damit das aktuelle Bera-
tungsangebot auch im nächsten Jahr aufrechterhalten werden 
kann, ist von der CDU-Landtagsfraktion für das Jahr 2017 noch 
einmal eine Aufstockung der Landesförderung beantragt worden. 
Allerdings kommt auch die Verbraucherzentrale Schleswig-Hol-
stein nicht um einen Eigenanteil zur Finanzierung des Angebotes 
herum. Die Preise müssen jedoch so gestaltet sein, dass niemand 
von einer notwendigen Beratung ausgegrenzt wird.  

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Verbraucherzentralen benötigen eine verlässliche Finanzie-
rung. Daher hat das Land Schleswig-Holstein im Herbst 2015 mit 
den Verbraucherzentralen erstmals eine Zielvereinbarung abge-
schlossen, die die Landesförderung verbindlich regelt und auf 
sichere Füße stellt. Zudem wurde in diesem Zuge die Landes-
förderung deutlich angehoben. Uns ist dennoch angesichts der 
Haushaltssituation des Landes bewusst, dass die Mittel nicht 
ausreichen, um eine komplette Finanzierung der Arbeit der Ver-
braucherzentralen sicherzustellen. Daher sind auch Mittel der 
Kommunen und Eigenmittel der Verbraucherzentralen, die aus 
Entgelten für Beratungsleistungen stammen – unerlässlich.
Die Bußgelder des Bundeskartellamtes als weitere Finanzie-
rungsquelle wären zwar wünschenswert, allerdings schwanken 
diese Einnahmen jährlich, da sie von Einzelfällen abhängig sind. 
Zudem fließen die Mittel vollständig in den Bundeshaushalt und 
kommen den Ländern, die die Verbraucherzentralen finanzie-
ren, nicht zugute. Diese Mittelverteilung zu ändern, scheint an-
gesichts des erst kürzlich geschlossenen Kompromisses zu den 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen derzeit wenig aussichtsreich.
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Verbraucherberatung ist für uns Grüne ein wichtiges Thema. Ein 
gänzlich kostenloses Angebot der Verbraucherzentralen kann 
zwar aus Landesmitteln leider nicht gewährleistet werden, aber 
wir haben uns erfolgreich für eine bessere Förderung der Verbrau-
cherzentralen eingesetzt. Den Vorschlag, hierzu die Bußgeldein-
nahmen des Bundeskartellamtes heranzuziehen, werden wir ger-
ne prüfen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Stärkung der Verbraucherzentralen ist Grundvoraussetzung, 
um jedem eine freie und informierte Kaufentscheidung zu er-
möglichen. Aus diesem Grund müssen die Verbraucherzentra-
len angemessen finanziell ausgestattet sein. Die Entscheidung 
darüber, ob für besonders hochwertige aufwendige individuelle 
Beratungsleistungen im Einzelfall eine Gebühr erhoben werden 
kann, wollen wir den Verbraucherzentralen überlassen. Aller-
dings ist der Finanzierungsvorschlag der Antragsteller durchaus 
ein interessanter Ansatz.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Verunsicherung in der Bevölkerung in Bezug auf Lebensmit-
telskandale, Liberalisierung in den verschiedensten Bereichen 
oder die Preisentwicklungen auf dem Energiemarkt wird wei-
ter wachsen. Daher ist die Verbraucherberatung weiterhin eine 
wichtige Anlaufstelle für ratsuchende Bürger. Die Arbeit der Be-
ratungsstellen vor Ort wird angenommen und geschätzt, denn 
diese festen Anlaufstellen schaffen Vertrauen. Die gilt es auch 
künftig zu erhalten und hierfür setzen wir uns weiter ein. Durch 
Erhöhung der Landesmittel haben wir die Arbeit der Verbrau-
cherzentrale weiter gestärkt. Dies ist für den SSW ein vordring-
liches verbraucherschutzpolitisches Ziel. Die Forderung des 28. 
Altenparlaments nach einer kostenlosen Inanspruchnahme der 
Verbraucherzentrale, finanziert durch Bußgelder des Bundeskar-
tellamtes, ist durchaus ein interessanter Ansatz. Es ist jedoch zu 
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befürchten, dass es sich dabei um sehr dicke Bretter handelt, die 
politisch nicht unmittelbar umzusetzen sind, schließlich würde 
das Geld an anderer Stelle fehlen.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Auskünfte sind bei der Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein 
e. V. kostenlos. Die bestehende Kostenpflicht für umfangreichere 
Beratungen hält die Landesregierung für vertretbar. Eine Mitfi-
nanzierung der Verbraucherarbeit aus Bußgeldern wird von der 
Landesregierung unterstützt.
Es besteht seitens der Landesregierung jedoch keine unmittel-
bare Möglichkeit, auf diese Mittel zuzugreifen und sie den Ver-
braucherzentralen zuzuweisen. Denn die Bußgelder des Bundes-
kartellamtes fließen aktuell in den allgemeinen Bundeshaushalt.
Schutzzweck des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) als auch des Kartellrechts ist zunächst das Funktionie-
ren eines freien Wettbewerbs. Die Landesregierung hat jedoch 
im Rahmen der 9. GWB-Novelle, BR-Drs. 606/16, Anträge un-
terstützt, die den Schutzzweck des GWB auf Verbraucherrechte 
ausweiten.
Des Weiteren unterstützt die Landesregierung einen aus Nord- 
rhein-Westfalen stammenden Antrag zur 9. GWB-Novelle, wo-
nach 20 % der eingenommenen Bußgelder des Bundeskartell-
amtes für die Arbeit von Verbraucherschutzorganisationen ver-
wendet werden sollen.
Ob dieser Antrag letztlich Eingang in das GWB finden wird, 
kann aktuell nicht gesagt werden. Es ist der weitere Gang des Ge-
setzgebungsverfahrens abzuwarten. Weitergehende Möglich-
keiten der Landesregierung und des Landesparlaments werden 
nicht gesehen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Verbraucherzentralen sind eigenständige gemeinnützige Orga-
nisationen. Als solche sind sie in der Position die Verbraucher- 
Innen unabhängig und neutral zu beraten. Den Schwerpunkt bil-
den Rechtsfragen im Verhältnis zwischen Unternehmen und pri-
vaten Verbrauchern. Verbraucherzentralen finanzieren sich zum 
Teil öffentlich (aus Zuwendungen des Bundes, des Landes, der 
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Kommunen), aus Projektmitteln, Spenden sowie Einnahmen aus 
ihrer Beratungstätigkeit.
Ziel muss es sein, dass die Verbraucherzentralen der Bundeslän-
der auch weiterhin ihrer Aufgabe als unparteiische Anlaufstelle 
für BürgerInnen nachkommen können. Inwieweit diese Neutra-
lität gewahrt bleiben und zugleich eine kostenfreie Beratung ge-
währleistet werden kann, wenn die öffentliche finanzielle Aus-
stattung zu umfänglich würde, ist zu prüfen. 
Um herauszufinden, ob eine bessere finanzielle Ausstattung der 
Verbraucherzentralen über Einnahmen (verhängte Bußgelder) 
des Bundeskartellamtes – eine selbständige Bundesoberbehör-
de – ein gangbarer Weg sein könnte, wäre ein Prüfungsprozess 
durch die Landesregierung anzustoßen, da hier Bundes- bzw. 
Länderkompetenzen berührt sind.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir begrüßen diesen Beschluss. DIE LINKE. setzt sich für eine 
verbraucherfreundliche Gesellschaft ein, die nach dem An-
spruch handelt, Verbraucherinnen und Verbraucher zu stärken, 
zu schützen und zu informieren. Dafür braucht es eine Stärkung 
der individuellen und kollektiven Verbraucherrechte und auch 
selbstbewusste, finanziell und rechtlich gut ausgestattete Ver-
braucherorganisationen und Verbraucherverbände. Eine unab-
hängige und verlässliche Finanzierung erfordert einerseits eine 
gesetzliche Pflicht der Mitfinanzierung durch die Unternehmen 
nach dem Verursacherprinzip, andererseits müssen staatliche 
Einnahmen aus Kartellstrafen und unlautere Gewinne den Ver-
braucherorganisationen direkt zufließen.

AP 28/51 NEU
Abschaffung der Anliegerkosten im Straßenbau
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass 



375

STELLUNGNAHMEN

das Kommunalabgabengesetz dahingehend geändert wird, 
dass die Anliegerkosten entfallen.
				    Antrag siehe Seite  99

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bis zum Jahr 2012 gab es eine Regelung im Kommunalabgabenge-
setz, die es den Gemeinden freigestellt hat, zu entscheiden, ob sie 
die Anlieger an den Kosten des Straßenausbaus bzw. Neubaus be-
teiligen. Dies hat dazu geführt, dass viele Gemeinden im Land auf 
eine solche Beteiligung sehr bewusst verzichtet und die Finanzie-
rung aus allgemeinen Haushaltsmitteln sichergestellt haben. 
Eine der ersten Maßnahmen von SPD, Grünen und SSW nach der 
Regierungsübernahme im Jahr 2012 war es, diese Regelung zu än-
dern und die Gemeinden zu verpflichten, Anlieger an den Stra-
ßenausbaukosten zu beteiligen. Dies hatte zur Folge, dass die vie-
len Gemeinden, die sich bewusst gegen eine solche Beteiligung 
entschieden hatten, gezwungen waren, entsprechende Beiträge 
zu erheben.
Die CDU hat immer die Ansicht vertreten, dass die Entschei-
dung, ob Straßenausbaubeiträge erhoben werden, von den Ge-
meinden getroffen werden muss. Einen entsprechenden Ge-
setzentwurf hat die CDU-Fraktion für die Landtagssitzung im 
November 2016 eingebracht.
Es ist davon auszugehen, dass eine Reihe von Gemeinden im Falle 
einer Freistellung der Entscheidung auf Ausbaubeiträge verzich-
ten würde.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion vertritt hierzu die Auffassung, dass 
ein Verzicht auf die Erhebung von Anliegerbeiträgen ungerecht 
und im Ergebnis nicht finanzierbar ist.
Die Herstellung und der Ausbau von Erschließungsanlagen 
müssten dann aus allgemeinen Haushaltsmitteln der Gemeinden 
finanziert werden, wozu viele Kommunen gar nicht in der Lage 
wären. Zudem  würden alle Bürgerinnen und Bürger an den Kos- 
ten beteiligt, unabhängig davon, ob sie diese Anlagen benutzen 
und ob sie überhaupt selbst Grundstückseigentümer sind. Die 
Wertsteigerung der Grundstücke kommt dagegen wenigen zu- 
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gute, die Lasten sind aber von allen zu tragen. Zudem können 
Mieter von Wohnraum in der Weise noch doppelt belastet wer-
den, dass sich die Wertsteigerung einer Wohnimmobilie, aber 
auch die mit Sicherheit erforderlichen Steigerungen der Grund-
steuern  auch noch mieterhöhend auswirken würden.   
Es besteht hier aus unserer Sicht die Gefahr, dass kleine Gemein-
den mit geringem Haushaltsvolumen hierdurch in eine finanzi-
elle Situation geraten würden, in der sie ihre eigentlichen Auf-
gaben nicht mehr sicher finanzieren können. Alternativ müssten 
diese Gemeinden erhebliche Abstriche beim  Ausbau und der In-
standhaltung ihrer Infrastruktur machen, was die Lasten dann 
auf künftige Generationen verschieben würde. Dieses ist jedoch 
auch vor dem Hintergrund einer nachhaltigen Entwicklung des 
ländlichen Raumes in Schleswig-Holstein nicht vertretbar. 
Da die Gemeinden die Möglichkeit haben, mit den Grundstücks- 
eigentümern nach deren Leistungsfähigkeit moderate Zahlungs-
bedingungen zu vereinbaren, sowie bei der Festsetzung der Be-
träge auch Härtefälle berücksichtigt werden können, besteht 
entgegen vielfach anderen Darstellungen nicht die Gefahr, dass 
Menschen mit geringem Einkommen ihr Haus verlieren werden 
oder Landwirte auf Aussiedlerhöfen ruiniert würden. „Oma ihr 
kleines Häuschen“ wird auch künftig nicht bedroht. Zudem ha-
ben wir seit 2013 die Möglichkeit geschaffen, durch sog.  „Wie-
derkehrende Beiträge“ i.S. § 8 a KAG SH in regelmäßigen, meist 
jährlichen Abständen von allen oder einem abgegrenzten Kreis 
von Grundstückseigentümern in der Gemeinde Beiträge zu er-
heben und einem gemeinsamen Topf für Straßenausbauarbeiten 
in einem bestimmten Gebiet zweckgebunden zuzuführen. Sie er-
leichtern gegenüber den einmaligen Beiträgen die gleiche Vertei-
lung der Lasten. Denn es zahlen grundsätzlich mehr Bürger ein, 
weil alle Grundstückseigentümer im festgelegten Abrechnungs-
gebiet abgabepflichtig sind und nicht nur die Anlieger einer be-
stimmten auszubauenden Straße. Außerdem ist die jährliche 
Umlage weniger belastend für den einzelnen, weil die Beiträge 
nicht für eine Ausbaumaßnahme auf einmal aufgebracht werden 
müssen.
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Es ist seit Jahrzehnten in fast allen Bundesländern üblich, den 
kommunalen Straßenausbau über Beiträge zu finanzieren. Dies 
entspricht den kommunalrechtlichen Einnahmebeschaffungs-
grundsätzen. 
Um individuelle Härten in Form von hohen und unter Umstän-
den überraschenden Einzelbescheiden zu vermeiden, haben 
wir die Möglichkeit der wiederkehrenden Beiträge in § 8 a KAG 
(Kommunalabgabengesetz) geschaffen. Durch sie können die  
Lasten über längere Zeiträume und auf mehr Schultern verteilt 
werden.
Wir Grüne wollen das vorhandene Instrumentarium einer Über-
prüfung unterziehen, damit das System in der Praxis besser funk-
tioniert und alle Beteiligten mehr Rechtssicherheit bekommen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen erfolgt regelmäßig 
nicht nur in intransparenter Weise, sondern führt auch oft zu 
sozialen Härtefällen und so zu großem Unmut in der Bevölke-
rung zu Lasten der Akzeptanz kommunalen Handelns. Zudem 
zeigt sich, dass manche Kommunen die aus Haushaltsmitteln zu 
bestreitende Instandhaltung von Straßen vernachlässigen, um 
dann die anfallenden Kosten durch eine so vorzeitig erforderliche 
Grundsanierung auf die beitragspflichtigen Anlieger abzuwäl-
zen. Die FDP spricht sich deshalb für eine Abschaffung der Stra-
ßenausbaubeiträge aus. Um eine Erhöhung der Grundsteuer zu 
verhindern, sollen etwaige Mindereinnahmen für Städte und Ge-
meinden über den kommunalen Finanzausgleich berücksichtigt 
werden.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Seit es Straßenausbaubeiträge gibt, gibt es die Diskussion da-
rüber, ob diese nach gerechten Prinzipen erhoben werden oder 
nicht. Bisher wird es überwiegend so gehandhabt, dass die di-
rekten Anlieger zur Kasse gebeten werden, was zur Folge hat, 
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dass in vielen Fällen hohe Belastungen auf die Anlieger zukom-
men und für manch einen stellt diese finanzielle Belastung eine 
besondere Härte dar.
Für uns als SSW geht es vorrangig darum, die Last auf möglichst 
viele Schultern zu verteilen. Soll heißen, Kommunen, die Stra- 
ßenausbaubeiträge erheben, sollten schauen, ob sie die Kosten für 
Straßenausbaumaßnahmen beispielsweise in Form einer jährlich 
wiederkehrenden Abgabe auf alle Bürger in bestimmten Wohn-
quartieren verteilen, anstatt nur die Straßenanlieger zu belasten. 
Im Rahmen des geltenden Rechts ist dies durchaus zulässig. Die 
einzelnen Kommunen müssen das Gesetz so anwenden, wie es 
besteht, damit ließen sich die Kosten auf mehr Schultern vertei-
len. 
In der Diskussion um die Straßenausbaubeiträge hat der SSW 
seinerzeit einer von CDU und FDP in der letzten Wahlperiode 
eingebrachten Regelung zugestimmt, die auch die Möglichkeit 
des Verzichts auf die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen er-
möglicht hätte. Dieser Passus wurde von der Küstenkoalition, auf 
Wunsch der kommunalen Ebene wieder gestrichen. Die Argu-
mentation der Kommunen war, dass es Befürchtungen gibt, dass 
Bürgerinnen und Bürger nur noch in den Kommunen zur Kasse 
gebeten werden, die eben nicht finanzstark genug sind. Dies wäre 
eine Ungleichbehandlung gegenüber den Bürgerinnen und Bür-
gern in reichen Kommunen, die es zu verhindern gelte. Sollte die 
kommunale Ebene zwischenzeitlich zu einer anderen Einschät-
zung kommen, so könnte man das Thema aus Sicht des SSW wie-
der neu diskutieren und gegebenenfalls die Möglichkeit zum Ver-
zicht auf die Abgabenerhebung wieder einführen.

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Eine Änderung des Kommunalabgabengesetzes (KAG) mit dem 
Ziel, die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen abzuschaffen, ist 
nicht beabsichtigt. Mit der Möglichkeit, neben einmaligen Beiträ-
gen auch wiederkehrende Beiträge zu erheben und einmalige Bei-
träge in Raten zu zahlen, bestehen Alternativen übermäßige Be-
lastungen abzumildern. Bei Vorliegen von besonderen Härten ist 
auch ein Erlass oder eine Stundung der Beiträge möglich.
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Eine Abschaffung der Straßenausbaubeiträge würde zu einer Be-
lastung der kommunalen Haushalte führen. Die Finanzierung 
der Kosten für den Ausbau bzw. die Erneuerung von Straßen 
müsste auf andere Weise erfolgen – z. B. über eine Erhöhung der 
Grund- oder Gewerbesteuer.
Die Fraktion der CDU hat einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des KAG eingebracht, mit dem die Beitragserhebung in das Er-
messen der Gemeinden gestellt wird. Ebenso ein Antrag der 
Fraktion der Piraten. Die Gesetzentwürfe befinden sich zurzeit in  
den Ausschussberatungen. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die Berechnung von Anliegerkosten fällt in den Kompetenz- und 
Ermessensbereich der Kommunen. Gemäß der jeweils geltenden 
Satzung ist es bereits gängige Praxis, dass ein fälliger Gesamtbe-
trag in Form von Ratenzahlungen abgetragen werden kann, um 
den Anliegern entgegenzukommen. 
Aus unserer Sicht spricht viel gegen die Abschaffung der Anlie-
gerkosten, da Straßenbau im Auftrag der Kommunen grundsätz-
lich im Rahmen einer Fehlbedarfsfinanzierung geschieht. Die 
hierzu verwendeten Mittel sind Steuermittel. Würde dieser An-
teil erhöht, wäre das gegenüber nicht betroffenen Bürgerinnen 
und Bürger  schlicht ungerecht. Darüber hinaus erfahren die be-
troffenen Grundstücke durch die verbesserte Erschließung einen 
entscheidenden Wertezuwachs. Das spricht für eine anteilige 
Umlage auf die Anlieger.
Die Haltung der SPD-Landtagsfraktion zu diesem Thema unter-
stützen wir daher umfänglich.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Für DIE LINKE. ist ein Verzicht auf die Abgabe der einzig rich-
tige Weg. Über die Erhöhung der Ausgleichsmasse für die Kom-
munen könnten die finanziellen Einbußen der Kommunen aus-
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geglichen werden und dies wäre auch ein kleiner Beitrag zum 
Bürokratieabbau. In Kiel beispielsweise werden durch die Stra-
ßenbaubeiträge pro Jahr ca. 1,5 Millionen € eingenommen. Da-
gegen stehen Ausgaben für sechs Beschäftigte der Stadt, die vor 
allem dafür zuständig sind, die Erhebung und Einziehung der 
Beiträge zu realisieren. Daraus folgt: ca. 25 % der Ausbaubeiträge 
sind reine Verwaltungskosten.

AP 28/77
Auch im Alter gut und sicher leben
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich im Bundesrat einzusetzen für: Gut und sicher 
leben – auch im Alter – für einen neuen Generationenver-
trag.
				    Antrag siehe Seite  110 - 111

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auf die Stellungnahmen zu AP 28/49, 28/35 NEU, AP 28/39,  
AP 28/38 wird verwiesen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Altersarmut ist in Deutschland ein großes Problem. Für viele 
Menschen reicht die Rente nicht mehr zum täglichen Leben aus. 
Für die SPD-Landtagsfraktion ist das jetzige Rentensystem nicht 
mit einem gerechten und würdevollen Altwerden vereinbar. Sie 
setzt sich daher bereits für wichtige Umstrukturierungen des be-
stehenden Rentensystems ein. 
Allgemein benötigt das Rentensystem erheblich mehr Finanz-
mittel, um Altersarmut in Zukunft zu verhindern. Wir setzen 
uns dafür ein, dass das Rentenniveau nicht mehr fällt, sondern 
zukünftig wieder ansteigt, damit Normal- und Geringverdiener, 
die jahrzehntelang gearbeitet haben, eine ordentliche Rente er-
halten. Um dies zu erreichen, muss die gesetzliche Rente wieder 
im Zentrum stehen und die Reduzierung zugunsten von privater 
Vorsorge wie Riester rückgängig gemacht werden. Deshalb setzt 
sich die SPD-Landtagsfraktion dafür ein, dass die gesetzliche 
Rente unter Einbeziehung aller Bürgerinnen und Bürger gestärkt 
wird. Fördermittel, die für Riester und Rürup verwendet werden, 
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sollen in die gesetzliche Rentenversicherung überführt und dort 
zur Förderung von freiwilligen zusätzlichen Altersvorsorgezah-
lungen von Bezieherinnen und Beziehern unterer und mittlerer 
Einkommen verwendet werden. 
Wie es auch im Positionspapier des SPD-Landesverbands „Mehr 
Gerechtigkeit wagen“ beschlossen wurde, soll die Beitragsbemes-
sungsgrenze zukünftig erhöht und ihre komplette Abschaffung 
ermöglicht werden. Zunächst soll jedoch auch das Kapitalein-
kommen neben dem Erwerbseinkommen in die Beitragsbemes-
sung fließen. 
Ergänzt werden müssen diese Änderungen um eine Solidarrente 
zur Aufstockung der Grundsicherung. Diese soll über Steuern fi-
nanziert werden. 
Neben diesen Umstrukturierungen im Rentensystem ist für ein 
gutes und sicheres Leben im Alter aber auch gute und sichere Ar-
beit nötig. Die SPD-Landtagsfraktion will daher alle Menschen in 
gute bezahlte Arbeit bringen, um Altersarmut schon frühzeitig 
zu reduzieren.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP unterstützt den Antrag ausdrücklich. Im Hinblick auf 
die demografische Entwicklung steht die gesetzliche Rentenver-
sicherung in Deutschland vor enormen Herausforderungen. Die 
FDP fordert einen flexiblen Renteneintritt statt Rente mit 63, da-
mit jeder selbst entscheidet kann, wann er in Rente gehen möch-
te. Darüber hinaus müssten Zuverdienste und Teilrente unkom-
pliziert möglich werden.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Kritik am Rentensystem der Bundesrepublik ist allgegenwär-
tig. Das Rentensystem bringt viel gutes, jedoch bringt es auch 
einige Ungerechtigkeiten mit sich sowie soziale Schieflagen. Es 
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ist einfach nicht hinnehmbar, dass immer mehr Rentner auch 
im hohen Alter noch dazu arbeiten oder die staatliche Grundsi-
cherung beantragen müssen, um über die Runden zu kommen. 
Wir müssen in der Tat feststellen, dass die Strategie der Bundes-
regierung, zunehmend Anreize für private Vorsorgemodelle zu 
setzen, nicht zur Vermeidung von Altersarmut führt. Der Forde-
rung, diesen Kurs zu korrigieren, können wir uns nur anschlie-
ßen. Zudem erwarten wir von der Bundesregierung, dass sie eine 
umfassende Rentenreform erarbeitet, welche für mehr Gerech-
tigkeit sorgt und zukunftsfähig ist.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu 28/35.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Wer sein leben lang gearbeitet hat, muss von dieser Rente auch le-
ben können. In dieser Aussage bestärken wir die Argumentation 
des 28. ALtenparlaments und verweisen auf die durch die SPD be-
reits erreichten Ziele in puncto Rente. Dazu gehört die abschlags-
freie Rente nach 45 Versicherungsjahren, die Erhöhung der Er-
werbsminderungsrente und die Einführung der Mütterrente.
Mit Blick auf die Generationengerechtigkeit ist festzustellen, dass 
Rentnerinnen und Rentner gegenwärtig in weitaus geringerem 
Maße auf staatliche Leistungen zur Sicherung des Existenzmini-
mums angewiesen sind, als jüngere Menschen.
Darüber hinaus verzichtet die unter rot-grüner Regierung einge-
führte „Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ in 
der Regel auf den Unterhaltsrückgriff. Auch das trägt zu einer Ge-
rechtigkeit zwischen den Generationen bei, da Betroffene nicht 
mehr zu befürchten brauchen, dass ihre Kinder in die Verantwor-
tung genommen werden. 
Nichtsdestotrotz gibt es in puncto Rente weitere Baustellen zu 
bearbeiten. Zu den Problemfeldern gehören das Anwachsen des 
Niedriglohnsektors, das vermehrte Auftreten atypischer Be-
schäftigungsformen und Langzeitarbeitslosigkeit in den letzten 
Jahrzehnten und ist als problematisch für die Rentenansprüche 
einiger Personen zu erkennen. Die SPD verfolgt das Ziel, Altersar-
mut zu bekämpfen und die gesetzliche Rentenversicherung lang-
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fristig zu einer Erwerbstätigenversicherung weiterzuentwickeln. 
Das bezöge nach unseren Plänen zukünftig auch Selbständige mit 
ins System ein, um deren Armutsrisiko im Alter zu reduzieren.
Zudem werden wir Sozialdemokraten weiterhin für einen funk-
tionierenden Arbeitsmarkt kämpfen, aber auch alle anderen 
Generationen gleichsam im Blick behalten. Denn nur wer von 
Kindheit an Zugang zu Bildung und Teilhabe hat, wer nach Aus-
bildung, also während des Erwerbslebens ein ordentliches Ein-
kommen hat, kann später eine auskömmliche Rente erhalten. 
Nur eine Gesellschaft, in der alle Generationen sich gleicherma-
ßen gegenseitig Raum lassen und miteinander für das gemein-
same Wohl agieren, verhält sich generationengerecht.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die grüne Bundestagsfraktion setzt sich für folgende Maßnah-
men ein: 
1. Wir wollen die geförderte private Altersvorsorge durch einen 
öffentlich verwalteten BürgerInnenfonds ergänzen und die staat-
liche Förderung stärker auf Geringverdienerinnen und Gering-
verdiener zuschneiden.
2. Wir wollen die Einnahmesituation der gesetzlichen Renten-
versicherung nachhaltig stärken, indem die Erwerbsbeteiligung 
erhöht wird, versicherungsfremde Leistungen wie die sogenann-
te Mütterrente aus Steuern bezahlt und erst als Ultima Ratio die 
Beitragssätze zusätzlich angehoben werden.
3. Die Idee der Bürgerversicherung beinhaltet, dass alle Bürge-
rinnen und Bürger unter der Berücksichtigung aller Einkunfts-
arten in die sozialen Sicherungssysteme einbezogen werden.
4. Siehe Stellungnahme zu AP 28/39. 
5. Siehe Stellungnahme zu AP 28/38.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Siehe Stellungnahmen zu AP 28/35 NEU und AP 28/78 NEU.

AP 28/48
Informationen bezüglich zuzahlungsbefreiter (rezept-
pflichtiger) Medikamente an den Patienten
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Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschlie-
ßen und sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die GKV 
ihre Krankenkassen verpflichtet, Informationsmaterial als 
Flyer bezüglich der Zuzahlungsbefreiung von rezeptpflich-
tigen Medikamenten ihren Mitgliedern zuzuschicken und 
in den Arztpraxen auszulegen (Beispiel AOK 2007).
Gleichzeitig sollte der Flyer die Patienten ermutigen, bei 
den Ärzten und Apotheken bezüglich einer Zuzahlungsbe-
freiung nachzufragen.
				    Antrag siehe Seite 95 - 96

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bereits heute gibt es vielfältige Möglichkeiten, sich über Zuzah-
lungsbefreiungen und Generika für Medikamente zu informie-
ren. Neben der direkten Ansprache von Ärzten und Apothekern 
informieren auch Krankenkassen telefonisch oder im Internet 
über individuelle Befreiungsmöglichkeiten. Auch hat das Bun-
desgesundheitsministerium einen Flyer erstellt, der sowohl über 
Zuzahlungen als auch über die Wahlfreiheit gegen Aufzahlung 
aufklärt. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion sieht es als unerlässlich an, dass alle 
Menschen über ihre Rechte als Patientinnen und Patienten aus-
reichend informiert sind. So auch über die Kosten ihrer Arznei-
mittel und die Möglichkeit der Zuzahlungsbefreiung. Entspre-
chende Informationen müssen möglichst einfach und barrierefrei 
zugänglich sein. Für einige Menschen mag der einfachste Weg der 
Informationsversorgung das Internet sein, für viele andere wie-
derum nicht. Daher teilt die SPD-Landtagsfraktion die Einschät-
zung des Altenparlaments und wird die Möglichkeiten der Um-
setzung prüfen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Nach § 630 c Abs. 3 BGB hat jeder behandelnde Arzt jeden Pa-
tienten über die Kosten der Behandlung zu informieren. Das 
schließt absehbare Kosten für Medikamente, die nicht von der 
Krankenkasse übernommen werden, mit ein. Die Wahl der Me-
dikation muss bei dem fachlich dafür ausgebildeten Arzt liegen. 
Bei therapeutisch gleichwertigen Medikamenten ist die Ent-
scheidung in Zusammenwirkung mit dem Patienten zu treffen. 
Diese Informationsrechte sind dem Patienten zugänglich zu ma-
chen. Die FDP unterstützt daher das Anliegen, Informationen zu 
Patientenrechten allgemein und in diesem Fall speziell zu zuzah-
lungsbefreiten Medikamenten, durch entsprechende Broschüren 
der Krankenkassen, aber auch der Verbraucherzentralen und der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, möglichst breit 
in der Bevölkerung zu streuen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Vor dem Hintergrund zunehmender Altersarmut führt kein Weg 
daran vorbei, dass den Apothekern und Ärzten aufgegeben wird, 
entsprechend zu beraten.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ganz ohne Zweifel stellt die Zuzahlung zu Medikamenten viele 
Menschen vor große Herausforderungen. Wir halten den im An-
trag angeregten Ansatz, hier umfassender und verbindlicher zu 
informieren, für sehr sinnvoll. Ob die Landesebene hier aller-
dings den Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenkassen per 
Beschluss binden kann, bezweifeln wir. Einen entsprechenden 
Antrag in Richtung Bund werden wir aber in jedem Fall unter-
stützen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Verordnet die Ärztin oder der Arzt ein Mittel, dessen Preis über 
dem Festbetrag liegt, muss die Patientin oder der Patient die volle 
Differenz zwischen Festbetrag und Abgabepreis pro Packung 
zahlen. Über diese Mehrkosten muss die Ärztin oder der Arzt die 
Patientin oder den Patienten im Vorfeld informieren. Informiert 
werden muss auch über Arzneimittel, für die keine Zuzahlung zu 
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leisten ist. Dabei handelt es sich vor allem um Medikamente aus 
der Gruppe der Generika. Ärztinnen und Ärzte müssen die Aus-
wahl eines Medikamentes stets begründen können (siehe auch 
Stellungnahme zu AP 28/7).
Die Liste der zuzahlungsfreien Medikamente wird von den Spit-
zenverbänden der Gesetzlichen Krankenkassen (GKV) zusam-
mengestellt und alle zwei Wochen aktualisiert. Die Krankenkas-
sen stellen die Übersicht im Internet allen zur Verfügung.
Die Krankenkassen geben auch direkt Auskunft, ob Rabattver-
einbarungen mit Pharmaherstellern bestehen. Ebenso steht den 
Apotheken die jeweils aktuelle Liste der von der Zuzahlung be-
freiten Arzneimittel zur Verfügung. Hierüber beraten und 
informieren sie ihre Kundinnen und Kunden.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Information über Zuzahlungsbefreiungen kann von Ärzten 
und Apothekern direkt erfragt werden. Patientinnen und Pati-
enten sollten sich aktiv bei einer Ärztin bzw. einem Arzt ihres 
Vertrauens oder in einer Apotheke darüber informieren, welche 
Möglichkeiten zur Versorgung mit zuzahlungsfreien Arzneimit-
teln bestehen. Jede Apotheke hat in ihrer Software alle aktuellen 
Informationen über zuzahlungsfreie Arzneimittel. Den Kassen 
steht es schon heute frei, die genannten Informationen zur Ver-
fügung zu stellen. Eine bessere Information der Mitglieder kann 
hier ein Wettbewerbsvorteil sein. In den letzten Jahren wurde 
diesbezüglich einiges unternommen, um den Wettbewerb der 
Kassen untereinander zu fördern. Die Entscheidung darüber soll 
aber auch zukünftig in der unternehmerischen Entscheidung der 
Kassen belassen werden.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Umfassende und barrierefreie Information der Patientinnen und 
Patienten muss eine Selbstverständlichkeit sein. Insofern be-
grüßen wir das zunehmende Engagement der Kassen, ihre Mit-
glieder angemessen anzusprechen und zu informieren – per Flyer 
oder über ein anderes Medium.
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenkasse veröffent-
licht auf seiner Webseite die jeweils aktuelle Liste der zuzah-
lungsbefreiten Arzneimittel. Diese Liste gilt auch für solche Me-
dikamente, für die einzelne Kassen Rabattverträge abgeschlossen 
haben. Da sich die Liste in relativ kurzen Abständen ändert und 
sehr umfangreich ist, ist eine Veröffentlichung in Flyern oder an-
deren Druckerzeugnissen nicht zweckmäßig. Wir sind jedoch 
dafür, dass die GKV insgesamt wie auch die Einzelkassen, die 
wegen Rabattverträgen auf die Zuzahlung ganz oder teilweise 
verzichten, besser, verständlicher und barrierefreier über zuzah-
lungsbefreite Arzneimittel informieren müssen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir werden diesen Beschluss als Anregung in unsere Beratungen 
aufnehmen. Grundsätzlich wollen wir, dass alle Patientinnen 
und Patienten mit hochwertigen Arzneimitteln nach dem aktu-
ellen Stand der Wissenschaft versorgt werden – unabhängig von 
ihrem Einkommen und ihrer Erkrankung. Deshalb streiten wir 
gegen alle Zuzahlungen, weil sie allein von den Versicherten und 
unabhängig vom Einkommen erhoben werden. Sie sind unso- 
zial, denn arme Menschen bezahlen das gleiche wie reiche. Zu-
zahlungen auf Arzneimittel bergen für einkommensschwache 
Menschen das Risiko, dass ärztliche Rezepte nicht eingelöst wer-
den, um Kosten zu sparen. Statt einseitig die Belastungen der Ver-
sicherten zu erhöhen, muss die Finanzierung des Gesundheits-
systems auf eine gerechte und stabile Basis gestellt werden. DIE 
LINKE. hat dafür das Konzept der solidarischen Bürgerinnen- 
und Bürgerversicherung vorgelegt.

AP 28/50
Hilfsmittelversorgung durch Kranken- und Pflegekassen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschlie-
ßen und sich auch im Bundesrat dafür einzusetzen, dass 
nach Verordnung von Hilfsmitteln auf notwendige Qua-
lität und Eignung der gelieferten Produkte geachtet wird. 
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Niedrigstpreise dürfen nicht mit noch niedrigerer Qualität 
bzw. Unbrauchbarkeit verbunden sein.
				    Antrag siehe Seite 98

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung gewin-
nen Heil- und Hilfsmittel für die Gesundheitsversorgung zuneh-
mend an Bedeutung. Wichtig ist, dass die Kosteneinsparungen 
nicht zu Lasten der Qualität gehen. Damit dieses auch weiterhin 
eingehalten wird, sieht das derzeit im Gesetzgebungsverfahren 
befindliche Gesetz zur Stärkung der Heil- und Hilfsmittelversor-
gung verschiedene Maßnahmen in der GKV vor, die die Ergebnis-
qualität der Hilfsmittelversorgung verbessern sollen. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion teilt die Auffassung des Altenparla-
ments, dass Hilfsmittel einer bestimmten Qualität entsprechen 
und unbedingt funktionsfähig sein müssen. Viele Menschen sind 
auf diese Hilfsmittel als Bestandteile ihres täglichen Lebens an-
gewiesen. Der Gesetzentwurf zur Stärkung der Heil- und Hilfs-
mittelversorgung der Bundesregierung enthält Maßnahmen zur 
Verbesserung der Qualität im Hilfsmittelbereich. Wir werden 
uns im Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene für die Forde-
rung des Altenparlaments und damit für die Stärkung der Quali-
tät einsetzen. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Diese Forderung sollte schon heute eine Selbstverständlichkeit 
sein. Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Medizinprodukteüberwachung ist eine wichtige Aufgabe. 
Alle Patienten haben das Recht entsprechend Medizinproduk-
tegesetz, dass Sicherheit, Eignung und Leistung aller Medizin-
produkte gewährleistet werden und der erforderliche Schutz der 
Patienten in der Anwendung sichergestellt ist. Die FDP erwartet 
daher von der Landesregierung, die Medizinprodukteüberwa-
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chung auf höchstem Standard in Schleswig-Holstein durchzu-
führen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir Piraten setzen uns für Versorgungsgerechtigkeit ein und 
unterstützen daher das Anliegen dieses Antrages. Es darf keine 
Frage des Einkommens oder des Krankenversicherungsstatusses 
sein, wie gut oder schlecht die Versorgung mit Hilfsmitteln ge-
staltet wird. Ein unter Altersarmut leidender Mensch ist ohnehin 
an vielen Stellen an der Teilhabe gehindert. Dies darf keinesfalls 
auch beim Hören, Sehen und Fortbewegen gelten.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit Blick auf die Versorgung mit Hilfsmitteln ist klar, dass der 
Spardruck mitunter zu erheblichen Problemen für die Betrof-
fenen führen kann. Das erwähnte Beispiel der unbrauchbaren 
Windeln/Vorlagen macht die ganze Misere deutlich. Aus Sicht 
des SSW muss die Entwicklung, immer günstigere Hilfsmittel 
verwenden zu wollen, um Kosten zu sparen, gestoppt werden. 
Wenn diese Produkte mitunter nicht mal mehr ihren Zweck er-
füllen und unbrauchbar sind, ist damit nun wirklich niemandem 
mehr geholfen. Auch wenn uns unmittelbar nicht klar ist, was ein 
Landtagsbeschluss in dieser Angelegenheit genau bewirken soll, 
werden wir uns diesem selbstverständlich nicht verschließen. In 
jedem Fall werden wir aber eine entsprechende Bundesratsinitia-
tive unterstützen, um dieses Problem zu mindern. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Der vom Bundeskabinett Ende August beschlossene Gesetzent-
wurf zur Stärkung der Heil- und Hilfsmittelversorgung verbin-
det Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität und Trans-
parenz der Hilfsmittelversorgung.
Es wird auch die Überwachung der Ergebnisqualität der Hilfs-
mittelversorgung gestärkt, um zu gewährleisten, dass die im 
Hilfsmittelverzeichnis und den Versorgungsverträgen enthal-
tenen Anforderungen an die Produkte und die mit ihnen verbun-
denen Leistungen umgesetzt werden.
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Bei Ausschreibungen im Hilfsmittelbereich sollen die Kranken-
kassen bei ihren Vergabeentscheidungen künftig neben dem 
Preis auch qualitative Anforderungen an die Produkte berück-
sichtigen, die über die Mindestanforderungen des Hilfsmittel-
verzeichnisses hinausgehen.
Darüber hinaus müssen Leistungserbringer Versicherte künftig 
beraten, welche Hilfsmittel und zusätzlichen Leistungen inner-
halb des Sachleistungssystems für sie geeignet sind und somit 
von den Krankenkassen als Regelleistung bezahlt werden. 
Auch die Krankenkassen werden zu einer verbesserten Beratung 
der Versicherten über ihre Rechte bei der Hilfsmittelversorgung 
verpflichtet. Die Krankenkassen werden zudem verpflichtet, 
über die von ihnen abgeschlossenen Verträge im Internet zu in-
formieren. Damit können Versicherte die Hilfsmittelangebote 
verschiedener Krankenkassen vergleichen.
Die Regelungen des Gesetzentwurfs zur Stärkung der Heil- und 
Hilfsmittelversorgung sollen überwiegend im März 2017 in Kraft 
treten. Im laufenden Gesetzgebungsverfahren bringt sich Schles-
wig-Holstein zum Wohle der Patientinnen und Patienten inten-
siv ein. Das heißt auch, dass die Landesregierung Schleswig-Hol-
stein sich dafür einsetzt, dass nach Verordnung von Hilfsmitteln 
auf notwendige Qualität und Eignung der gelieferten Produkte 
geachtet wird.

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Vor dem Hintergrund, insbesondere der demografischen Ent-
wicklung, gewinnen Heil- und Hilfsmittel für die Gesundheits-
versorgung zunehmend an Bedeutung. Daher hat der Gesetzge-
ber in den letzten Jahren die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
der Heil- und Hilfsmittelversorgung in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) weiterentwickelt. Ziel dabei war, dass 
die mit dem Vertragsprinzip und dem stärkeren Preiswettbewerb 
verbundenen Kosteneinsparungen nicht zu Lasten der Versor-
gungsqualität gehen. Deshalb wurden Vorschriften zur Struk-
turqualität sowie zur Produkt- und Prozessqualität der Hilfs-
mittelversorgung in das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) 
eingeführt, die die Krankenkassen und ihre Vertragspartner bei 
den Vertragsabschlüssen zu beachten haben. Die ergriffenen ge-
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setzlichen Maßnahmen waren geboten und haben dazu beigetra-
gen, das hohe Niveau der Heil- und Hilfsmittelversorgung in der 
GKV zu sichern. Allerdings hat sich gezeigt, dass es Weiterent-
wicklungsbedarf gibt. Der Patientenbeauftragte der Bundesre-
gierung Karl-Josef Laumann und Gesundheitsminister Hermann 
Gröhe haben sich dieses Problems angenommen. Am 31. August 
2016 hat das Bundeskabinett den Entwurf eines "Gesetzes zur 
Stärkung der Heil- und Hilfsmittelversorgung" (Heil- und Hilfs-
mittelversorgungsgesetz – HHVG) beschlossen, das sich derzeit 
im parlamentarischen Verfahren befindet und mit verschiedenen 
Maßnahmen in der Gesetzlichen Krankenversicherung die Er-
gebnisqualität der Hilfsmittelversorgung verbessern soll. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Bereits im Mai 2015 hat die SPD-Bundestagfraktion mit dem Po-
sitionspapier „Hilfsmittelversorgung verbessern – Versorgungs-
qualität für Patienten stärken“ klar Stellung bezogen. Unter ande-
rem fordern wir eine konsequente Kopplung der Ausschreibung 
an Qualitätskriterien. Es muss sichergestellt werden, dass Min-
deststandards für Hilfsmittel kasseneinheitlich geregelt und ein-
gehalten werden. Die Überwachung der Qualitätsstandards soll 
durch das Bundesversicherungsamt erfolgen. Ferner soll die qua-
litätsgesicherte Versorgung ohne Aufzahlung erfolgen.
Aktuell befindet sich der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der Heil- und Hilfsmittelversorgung (HHVG) in der parlamenta-
rischen Beratung, in dem unsere Forderungen aufgegriffen wer-
den. Am 30. November 2016 hat dazu auch eine Expertenanhö-
rung im Gesundheitsausschuss stattgefunden.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Derzeit wird auf Bundesebene über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Verbesserung der Hilfsmittelversorgung diskutiert. Wir wer-
den darauf achten, dass die Interessen der Patientinnen und Pa-
tienten dabei im Mittelpunkt stehen. Es darf nicht sein, dass der 
Wettbewerb der Krankenkassen zu einer qualitativ schlechteren 
Versorgung führt.
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Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Prinzipiell begrüßen wir diesen Beschluss. Wir würden aller-
dings vorher ansetzen und finden es wichtig, bereits auf die Qua-
lität der Hilfsmittel zu achten, die ins Hilfsmittelverzeichnis 
kommen und nicht erst bei der Lieferung. Das Hilfsmittelver-
zeichnis und die dazugehörigen Qualitätsanforderungen an die 
Produkte sollten grundlegend neu konzipiert und nachfolgend 
aktuell gehalten werden. Sie sind so auszugestalten, dass eine 
Versorgung auf dem aktuellen Stand des Wissens möglich und 
eine Versorgung mit minderwertigen Produkten ausgeschlossen 
ist. Die Qualitätskriterien für die Aufnahme ins Hilfsmittelver-
zeichnis müssen für alle Produktgruppen transparent gemacht 
werden. 

AP 28/52 NEU
Seniorenzuschläge bei Autoversicherungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung mögen sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass 
Autoversicherer nicht mehr Aufschläge von Senioren for-
dern.
				    Antrag siehe Seite  100

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Versicherungsanstalten müssen in der Lage sein, Risiken in 
ihre Tarife mit einzubeziehen. Dabei muss nach Auffassung der 
CDU-Landtagsfraktion eine verpflichtende Verknüpfung zu ob-
jektiven Bewertungskriterien sichergestellt werden. Es kann 
nicht sein, dass Tarifsteigerungen bzw. Zusatzpauschalen schon 
ab dem 60. Lebensjahr einsetzen, während die statistische Un-
fallwahrscheinlichkeit erst ab dem 75. Lebensjahr zunimmt. Für 
diese Form von Zuschlägen besteht Handlungsbedarf. Ein gene-
relles Verbot kommt jedoch nicht in Betracht. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Eine Ungleichbehandlung durch Versicherungen des Alters we-
gen ist nur zulässig, wenn diese auf einer versicherungsmathema-
tisch ermittelten Risikobewertung beruht. Diese muss auf statis-
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tischen Erhebungen basieren – dürfen also nicht vom Einzelfall 
abhängig sein. 
Die Statistiken der Kfz-Versicherer gehen bei bestimmten Grup-
pen von Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmern von einem 
höheren Risiko aus, als bei anderen – beispielsweise bei Fahran-
fängern, Fahrern unter 23 Jahren, Fahrern über 65 Jahren oder 
Bewohner bestimmter Orte, in denen häufig Unfälle geschehen. 
So fließt bei älteren Verkehrsteilnehmern in die Bewertung ein, 
dass die Reaktionsschnelligkeit nachlässt und eventuell Medika-
mente das Autofahren beeinträchtigen können. Das individuelle 
Risiko einer einzelnen Person spielt dabei keine Rolle, sondern 
nur das Risiko der gesamten Gruppe. 
Diese Regelung dient dazu, Versicherern zu ermöglichen, das er-
höhte Risiko durch eine bestimmte Gruppe von Verkehrsteilneh-
mern abfedern zu können. Gleichzeitig aber wird so verhindert, 
dass das individuelle Risiko einer Person für den Einzelnen die 
Prämie möglicherweise unbezahlbar macht. 
Die tatsächliche Festlegung der Höhe der Prämien ist jedoch den 
Versicherern selbst überlassen. Daher ist es allen Verbrauchern zu 
raten, regelmäßig Angebote und unterschiedliche Tarifmodelle 
für Kfz-Versicherungen miteinander zu vergleichen, um so un-
nötig hohe Prämien zu vermeiden.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Im privaten Versicherungsmarkt werden Verträge frei gestaltet 
und müssen sich nach den Vorgaben des Bürgerlichen Gesetz-
buches (BGB) richten. Zuschläge für SeniorInnen werden von 
den Autoversicherungen aufgrund von Statistiken erhoben. Wir 
empfehlen einen Vergleich der Autoversicherungen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir haben viel Verständnis und Sympathie für diese Forderung. 
Allerdings sind die sogenannten „Seniorenzuschläge“ ledig-
lich eines von rund 68 unterschiedlichen Kriterien der Versiche-
rungsunternehmer, möglichst genau den Schadensverlauf und 
die hieraus entstehenden Belastungen für den Versicherungs-
nehmer abzubilden. Statt eines staatlichen „Verbots“ bevorzugen 
wir die souveräne Entscheidung des älteren Versicherungsneh-
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mers, der sich konsequent für die jeweils günstigste Versicherung 
entscheidet.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Richtig ist, dass Kfz-Versicherungen einen Zuschlag für ältere 
PKW-Fahrer verlangen. Je nach Versicherung, kommt es vor, dass 
sich die Zuschläge mit zunehmendem Alter erhöhen. Diese Zu-
schläge werden damit begründet, dass ältere Fahrer als Risiko-
kunden eingestuft werden. Ähnliches Handeln der Kfz-Versiche-
rungen ist bei Fahrern unter 24 Jahren festzustellen. 
Politik setzt die rechtlichen Rahmen, in denen Unternehmen sich 
bewegen dürfen. Politik sollte es aber tunlichst vermeiden, direkt 
in das Handeln von Wirtschaftsunternehmen einzugreifen. 
Daher kann unser Rat hier nur lauten: Versicherungsnehmer 
sollten jedes Jahr ihre Versicherung überprüfen und gegebenen-
falls zu einem günstigeren Anbieter wechseln. 

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Der Abschluss von Versicherungsverträgen unterliegt der grund-
gesetzlich geschützten Vertragsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 Grundge-
setz). An dem Grundsatz der Privatautonomie und Vertragsfrei-
heit halten wir fest. Die Höhe von Versicherungsbeiträgen richtet 
sich in der Regel neben der Versicherungsprämie nach dem Ri-
siko, dass ein Schadensfall eintritt. Statistisch gesehen, sind so-
wohl jüngere als auch ältere Verkehrsteilnehmer häufiger an Ver-
kehrsunfällen beteiligt, als andere. Vor diesem Hintergrund ist 
es vertretbar, dass Versicherungsunternehmen höhere Versiche-
rungsbeiträge für diese Risikogruppen veranschlagen. Diverse 
Vergleichsportale bieten bereits heute einen umfassenden Tarif-
vergleich für Kfz-Versicherungen an, sodass die Verbraucher ei-
nen für sie günstigen Tarif finden und abschließen können.



395

STELLUNGNAHMEN

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Bettina Hage-
dorn, MdB
Viele Autoversicherer fordern von ihren Kunden – obwohl sie 
jahrelang unfallfrei gefahren sind – mit höherem Alter steigende 
Beiträge. Wie hoch diese Zuschläge ausfallen, ist je nach Versi-
cherung sehr unterschiedlich. In jedem Fall erscheint diese Tarif-
gestaltung der Autoversicherer teils willkürlich, denn schließlich 
spricht selbst der Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft davon, dass erst nach dem 75. Lebensjahr die Zahl und 
Schwere selbst verursachter Unfälle deutlich zunehmen. 
Um solche Formen von Diskriminierung aufgrund des Alters 
wirksam bekämpfen zu können, hat sich die SPD über Jahre – ge-
gen erheblichen politischen Widerstand! – für das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) eingesetzt, das am 18. August 
2006 in Kraft getreten ist und damit gerade erst sein zehnjäh-
riges Jubiläum gefeiert hat. Allerdings erlaubt auch das AGG in 
solchen Fällen eine unterschiedliche Behandlung aufgrund des 
Alters, wenn diese auf „anerkannten Prinzipien risikoadäquater 
Kalkulation beruht“ – in diesem konkreten Fall also, wenn sta-
tistisch nachgewiesen ist, dass ältere Menschen tatsächlich ein 
erhöhtes Risiko im Straßenverkehr darstellen. Doch obwohl es 
diese Ausnahmeregelung gibt, dürfte es den Versicherern im Ein-
zelfall schwer fallen nachzuweisen, ob ihre Tarife dadurch voll-
ständig gedeckt sind und die Zuschläge dieses Risiko angemes-
sen abbilden. Um die Vereinbarkeit dieser Vertragsgestaltungen 
der Kfz-Versicherer mit dem AGG juristisch zu überprüfen, wäre 
ein Verbandsklagerecht hilfreich – dieses wird aber von der CDU/
CSU strikt abgelehnt und hat damit zumindest in dieser Wahlpe-
riode keine Chance auf Umsetzung. 
Den Betroffenen von Alterszuschlägen bei der Kfz-Versicherung 
bleibt deshalb aktuell nur die Möglichkeit, die Sache in die eige-
nen Hände zu nehmen: Sie sollten ihre Versicherung wechseln 
und stattdessen eine abschließen, bei der die Alterszuschläge ge-
ringer ausfallen – im Internet gibt es viele Seiten, die einen Ver-
gleich möglich machen. 
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Festsetzung von Versicherungsbeiträgen liegt in der Verant-
wortung der Unternehmen, die parlamentarischen Gremien sind 
damit nicht befasst. Vermuteter Wucher wäre gegenüber Ver-
braucherverbänden zu melden bzw. über strafrechtliche Verfah-
ren zu klären. Eine Anpassung steuerlicher Beiträge steht darüber 
hinaus in diesem Zusammenhang aktuell nicht zur Debatte.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir nehmen diesen Beschluss als Anregung in unsere Bera-
tungen mit auf. Grundsätzlich lehnen wir Diskriminierungen 
nach Alter, Geschlecht und/oder Herkunft ab.

AP 28/53
Sprachkurse für Flüchtlinge
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, je-
dem sich in Schleswig-Holstein aufhaltenden registrier-
ten Flüchtling, unabhängig von seiner Bleibeperspektive, 
sofort Sprach- und Integrationskurse (im Herbst 2015 noch 
Einstiegskurse genannt) zu vermitteln und die dafür ent-
stehenden Kosten aus Landesmitteln zu tragen.
				    Antrag siehe Seite 101 - 102

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch Sicht der CDU-Landtagsfraktion sind Kenntnisse der deut-
schen Sprache der zentrale Schlüssel zur Integration. Deshalb 
setzen wir uns dafür ein, dass die Sprachförderung möglichst 
frühzeitig beginnt. In unserem Gesetzentwurf für ein Landesin-
tegrationsgesetz (Drs. 18/4734) haben wir deshalb einen Schwer-
punkt auf die Sprachförderung gelegt. Ebenso halten wir es für 
unverzichtbar, dass die Menschen, die zu uns kommen, mit den 
hier geltenden Grundwerten vertraut gemacht werden. Auch die-
se Vermittlung muss schnellstmöglich nach dem Ankommen in 
Deutschland erfolgen.
Aufgrund nur begrenzter Kapazitäten ist es jedoch erforderlich, 
dass Integrationsmaßnahmen prioritär den Menschen zugute- 
kommen, die absehbar in Deutschland bleiben werden. Deshalb 
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sind wir der Auffassung, dass jedenfalls Personen ohne Bleibe-
perspektive bei der Förderung nachrangig zu behandeln sind. 
Dies schließt nicht aus, dass auch dieser Personenkreis dann 
an Fördermaßnahmen partizipiert werden kann, wenn ausrei-
chende Kapazitäten zur Verfügung stehen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion begrüßt diesen Beschluss und wird 
sich auch weiterhin dafür einsetzen, dass jedem Flüchtling in 
Schleswig-Holstein der Besuch von Sprach-und Integrations-
kursen ermöglicht wird. Dieses wird auf unsere Initiative hin be-
reits jetzt aus Landesmitteln gefördert, wir werden diese wichtige 
Integrationsmaßnahme fortsetzen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wir Grüne teilen die Ansicht, dass Integration am besten über 
Sprache funktioniert. Wir sind auch der Ansicht, dass Sprache 
allen registrierten Flüchtlingen zur Verfügung stehen sollte und 
nicht nur wenigen privilegierten Gruppen. Integration ist Aufga-
be des Bundes. Leider kommt der Bund dieser Aufgabe nicht ge-
bührend nach. Wiederholt hat das Land gegenüber dem Bund an-
gemahnt, diese Aufgabe wahrzunehmen, indem alle Flüchtlinge 
zu Sprach- und Integrationskursen zugelassen werden. Das Land 
setzt sich nach Kräften dafür ein, die seitens des Bundes gravie-
renden Lücken in der Integrationsförderung zu schließen. Dafür 
stellt allein das Innenministerium 4 Millionen € im Haushalt 2017 
bereit, weitere 250.000 € für erste Sprachvermittlung über Werk-
verträge in den Erstaufnahmeeinrichtungen. 2015 konnten so 
sprachliche Erstorientierungsmaßnahmen für Flüchtlinge über 
das Starterpaket für Flüchtlinge in Schleswig-Holstein (STAFF 
SH) mit aktuell 84 Standorten, 183 Kursen und rund 3.340 Teil-
nehmenden etabliert werden, unabhängig von ihrer Bleibeper-
spektive. Mit dieser Maßnahme will das Land die Kommunen da-
bei unterstützen, die Mammutaufgabe Integration zu bewältigen 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Nach Ansicht der FDP ist es sinnvoll und notwendig, bei der För-
derung von Integration auch die Bleibeperspektive zu beachten. 
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Integrationsbereitschaft und Integrationserfolge können von 
Personen, die eine offene Bleibeperspektive haben, schließlich 
nicht in gleicher Weise erwartet oder verlangt werden wie bei de-
nen, die mit großer Wahrscheinlichkeit einen Aufenthaltstitel 
erhalten werden. Wenn man Integration vernünftig regeln will, 
sollte man daher unterschiedliche Integrationsziele und -grade, 
differenziert nach den unterschiedlichen Zeithorizonten der auf-
enthaltsrechtlichen Titel, definieren. 
Die FDP befürwortet demgemäß die Schaffung eines Rechtsan-
spruchs auf einen Sprachkurs für auf die Kommunen verteilte 
Flüchtlinge mit dauerhafter Bleibeperspektive: Diesem muss 
ab dem ersten Tag in der Kommune ein Platz in einem kosten-
losen und verpflichtenden Integrationskurs vom Land garantiert 
werden. Für Flüchtlinge mit offener  Bleibeperspektive sollten 
Sprach- und Integrationskurse hingegen nach Maßgabe des Mög-
lichen angeboten werden.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diesem Punkt stimmen wir PIRATEN zu. Zusätzlich fordern 
wir PIRATEN Sprachkurse für Deutsch als Zweitsprache einzu-
richten. Da die bestehenden Bildungseinrichtungen, die Deutsch 
als Zweitsprache unterrichten, häufig an die Grenzen ihrer Be-
lastbarkeit geraten – seien es räumliche oder personelle Gren-
zen –, würde eine zentrale, vom Land geförderte Online-Lern-
plattform, die unabhängig ist von räumlichen oder personellen 
Ressourcen, die Bildungseinrichtungen entlasten und gleich-
zeitig eine gleichberechtigte Voraussetzung für alle schaffen, die 
Deutsch als Zweitsprache lernen wollen. Bei der Schaffung einer 
Online-Lernplattform kann auf bereits bestehende Plattformen 
zurückgegriffen werden. 

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW im Landtag kann die Forderung des Altenparlaments 
voll und ganz unterstützen. Sprach- und Integrationskurse sind 
von großer Bedeutung und sollten nicht per se an die Bleibeper-
spektive gebunden sein. Wir als SSW setzen uns für die Erhö-
hung der Mittel für Sprachkurse für Flüchtlinge und Asylbewer-
ber ein. Diese sind in der jüngsten Vergangenheit stetig verbessert 



399

STELLUNGNAHMEN

worden, jedoch setzen wir uns für einen gänzlich freien Zugang 
zu Bildungsangeboten ein, unabhängig von Herkunft und Asyl-
status. Die Landesregierung hat bereits viel Fortschritt und 
Weitsicht in dieser Hinsicht bewiesen. Jedoch muss man auch 
sagen, dass das Land in dieser Beziehung nicht gänzlich auf die 
Mittel des Bundes verzichten kann oder sollte. Nichtdestotrotz 
sollte Schleswig-Holstein dafür einstehen, den Menschen, die zu 
uns kommen, mehr zu bieten als nur ein Dach über den Kopf. Die 
ersten Schritte, um dieses Ziel zu erreichen, wurden bereits ge-
macht, nun gilt es, auch in der nächsten Wahlperiode an diesem 
Ziel festzuhalten. Wir als SSW wollen uns dafür einsetzen, das 
Ziel der Integration vom ersten Tag an auch realisieren zu können.    

CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Die Landesgruppe begrüßt den Antrag an die Landesregierung, 
Flüchtlingen Sprachkurse zur Verfügung zu stellen. Das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hat im Septem-
ber 2016 ein bundesweites Modellprojekt „Erstorientierung und 
Wertevermittlung für Asylbewerber“ gestartet. Das Angebot 
richtet sich an Menschen mit unklarer Bleibeperspektive und hat 
neben der Vermittlung grundlegender Werte wie Gleichberechti-
gung und Religionsfreiheit auch den Erwerb von Deutschkennt-
nissen zum Gegenstand. Bayern wendet dieses Konzept bereits 
seit 2013 erfolgreich an. Die erworbenen Wertvorstellungen und 
Sprachkenntnisse können im Fall einer späteren Rückkehr in die 
Heimatländer insbesondere zum wirtschaftlichen Austausch der 
Regionen mit Deutschland beitragen. Im Gegensatz zum Spra-
cherwerb sind weitere Integrationsmaßnahmen hingegen an eine 
gute Bleibeperspektive zu koppeln. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Sprache ist der Schlüssel für eine gute Integration. Deshalb ist 
das Angebot an Integrations- und Sprachkursen für Asylsuchen-
de mit guter Bleibeperspektive im Rahmen des Integrationsge-
setzes ausgebaut worden. Geflüchtete sollen so am Arbeitsmarkt 
und gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Asylbewerber 
müssen dafür so früh wie möglich Zugang zur Sprachförderung 
erhalten. Sie sollen die Chance bekommen, bald Arbeit zu fin-
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den, um sich und ihre Familien eigenständig versorgen zu kön-
nen. Deshalb hat die Koalition rechtliche Hürden beseitigt, die 
Asylsuchende und Flüchtlinge vom Arbeitsmarkt ausgrenzen. 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird zudem auf weitere Erleichte-
rungen und Fördermaßnahmen drängen. Ich begrüße daher den 
Beschluss des Altenparlaments, Flüchtlingen, unabhängig von 
ihrer Bleibeperspektive, Sprach- und Integrationskurse zu ver-
mitteln.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Spracherwerb ist ein Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe 
und für den Zugang zu Arbeit und Ausbildung. Deshalb wollen 
wir einen schnellen und unbeschränkten Zugang zu Sprach- und 
Integrationskursen für alle Geflüchteten, unabhängig von ihrer 
Bleiberechtsperspektive, umsetzen. Notwendig ist ein Konzept, 
das von Erstberatung bis zu Ausbildungs- oder Arbeitsvertrag 
die notwendige Begleitung sichert. Wir wollen eine Qualifizie-
rungsoffensive für Geflüchtete und Langzeiterwerbslose. 

AP 28/59
Bestattungsordnungen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, zu beschließen, dass das Bestat-
tungswesen liberalisiert wird.
				    Antrag siehe Seite 108

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Im Rahmen eines Gesetzentwurfes der Fraktion der Piraten hat 
der Innen- und Rechtsausschuss des Landtages eine umfassende 
Anhörung zum Bestattungswesen in Schleswig-Holstein durch-
geführt.
Die CDU-Landtagsfraktion ist – auch nach Auswertung der An-
hörungsergebnisse der Auffassung –, dass sich das bestehende 
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Bestattungswesen bewährt hat und den Bedürfnissen der Men-
schen in angemessener Weise Rechnung trägt. Entscheidend 
ist für uns, dass die Würde der Menschen auch über ihren Tod  
hinaus gewahrt bleibt. Nach unserem Verständnis sind damit 
einige immer wieder in der Diskussion stehende Bestattungs-
formen nicht vereinbar. Dies betrifft beispielhaft die Auf bewah-
rung der Asche Verstorbener in Wohnungen und Wohnhäusern.
Die CDU-Fraktion verschließt sich einer Diskussion über Anpas-
sungen des Bestattungswesens nicht. Derzeit sehen wir von un-
serer Seite allerdings keinen Änderungsbedarf.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/60.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wir haben derzeit ein Gesetzgebungsverfahren mit genau die-
sem Anliegen laufen, das gegenwärtig im Innen- und Rechts-
ausschuss beraten wird. Eine umfangreiche Anhörung ist bereits 
durchgeführt worden. Voraussichtlich wird dies als eine Gewis-
sensentscheidung gewertet und freigegeben werden. In unserer 
Fraktion gibt es keine einheitliche Auffassung zu dem Thema.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP-Fraktion steht liberaleren Friedhofssatzungen eben-
so wie alternativen Bestattungsformen wie dem Ruheforst und 
Friedwald ausdrücklich positiv gegenüber. Solche Satzungen lie-
gen aber in der Regelungskompetenz der Kommunen und über 
die inhaltliche Ausgestaltung sollte deshalb auch vor Ort ent-
schieden werden. Im Übrigen können neue Bestattungs- und Er-
innerungsformen in der Regel auch erlassen werden, ohne dass 
der Bestattungs- und Friedhofszwang insgesamt aufgehoben 
wird.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir bedanken uns sehr bei dem Altenparlament für diese Unter-
stützung für den  Gesetzentwurf der Piratenfraktion zur Libera-
lisierung des  Bestattungsrechts.
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Unsere Gesetzesinitiative zur Lockerung des Friedhofzwangs 
sieht vor: Wer eine Einäscherung wünscht, soll schriftlich fest-
legen können, was mit der  eigenen Asche einmal geschehen 
soll. Man soll seinen Angehörigen  erlauben können, die Urne 
für bis zu zwei Jahre in ihrer Wohnung  aufzubewahren. Auch 
das Verstreuen der Asche außerhalb von Friedhöfen, wie z. B. 
im eigenen Garten, soll in Zukunft möglich werden,  wenn die 
verstorbene Person dies schriftlich verfügt hat. Der Landtag wird 
voraussichtlich im Januar über unsere Initiative abstimmen. Hier  
finden Sie unseren Gesetzentwurf samt Begründung: http://
www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/3900/drucksa-
che-18-3934.pdf 
und Ergänzung:
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/umdrucke/6500/
umdruck-18-6519.pdf

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Dinge, die im Bestattungsgesetz geregelt sind, sind ganz 
ohne Frage sehr persönlich. Neben zulässigen Bestattungsarten 
und -fristen sind zum Beispiel auch Details zum Leichen- und 
Friedhofswesen oder zum Umgang mit Totgeborenen festge-
schrieben. Auch wenn der SSW einer Liberalisierung des Bestat-
tungsrechts grundsätzlich offen gegenübersteht, muss also eins 
ganz klar sein: Wir bewegen uns hier in einem äußerst sensiblen 
Bereich. Hier spielen nicht nur der letzte Wille der Verstorbenen, 
sondern auch die Wünsche der Angehörigen und nicht zuletzt 
die Bedürfnisse der Allgemeinheit eine wichtige Rolle. Das al-
les muss bei Änderungen der gesetzlichen Grundlage nicht nur 
mitbedacht, sondern auch mitberücksichtigt werden. Gleichzei-
tig stehen wir beim Thema Bestattungswesen aber in der Tat vor 
spürbaren Veränderungen. Sowohl die Säkularisierung wie die 
religiöse Vielfalt nehmen zu. Auch die Familienmodelle in un-
serer Gesellschaft entwickeln sich weiter. 
In der Folge kann man durchaus von einem Wandel der Bestat-
tungskultur sprechen. Heute werden zum Beispiel über zwei 
Drittel der Bestattungen nicht mehr traditionell – als Erdbestat-
tung –, sondern auf alternativem Weg durchgeführt. Und auch, 
wenn die Friedhofskultur natürlich eine große traditionelle Be-
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deutung hat, brauchen offenbar immer weniger Betroffene einen 
bestimmten Ort, um zu trauern oder der Verstorbenen zu geden-
ken. Wir alle sollten also anerkennen, dass es in diesem Bereich 
mitunter sehr konkrete Wünsche gibt, die bisher verwehrt blei-
ben. Viele Menschen wollen, dass die Asche der Verstorbenen 
nicht nur auf zugelassenen Friedhöfen oder auf See, sondern auch 
an anderen Orten verstreut werden darf. Daneben erfordern be-
stimmte religiöse Traditionen eine Bestattung innerhalb eines ge-
wissen, kürzeren Zeitrahmens oder eine Bestattung in einem Lei-
chentuch statt in einem Sarg. Und man kann feststellen, dass für 
immer mehr Menschen die Kostenfrage eine hohe Relevanz hat. 
Wir danken dem Altenparlament für die wertvolle Anregung, 
hier die Vorschriften zu liberalisieren. Weil dieses Thema aber 
nicht nur sehr persönlich, sondern eben auch kontrovers ist, ist 
aus Sicht des SSW besondere Sorgfalt gefragt. In vielen Punkten 
wird eine intensive, ergebnisoffene Debatte nötig sein. Uns ist 
wichtig, dass wir auf der einen Seite sehr genau zwischen öffent-
licher und individueller Trauer abwägen, und auf der anderen Sei-
te zwischen dem letzten Willen des Verstorbenen und den Inte-
ressen der Hinterbliebenen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Die Landesregierung hat für diese Legislaturperiode keine Novel-
lierung des Bestattungsgesetzes geplant.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die Stellungnahmen zu AP 28/59 und AP 28/60 werden zusammen 
unter AP 28/60 beantwortet.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Eine Liberalisierung des Bestattungswesens können wir prinzipi-
ell unterstützen, haben hier aber noch nicht abschließend beraten.
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AP 28/60
Lockerung des Friedhofszwangs
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, den Friedhofszwangs aufzuhe-
ben, eine neue Art der Beerdigung einzuführen und eine 
gebührenfreie Privatbestattung zu ermöglichen.
Die Möglichkeit der Verstreuung der Totenasche, wenn es 
der letzte Wille des Verstorbenen ist, auf seinem eigenen 
Grundstück, auf privaten Grundstücken, in Parks, Flüssen 
oder ausgewiesenen Flächen zu gestatten.
				    Antrag siehe Seite 109

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/59.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion hat die Frage der Lockerung des Fried-
hofwesens noch nicht abschließend diskutiert. Die individuellen 
Wünsche Verstorbener und der Hinterbliebenen haben einen 
sehr hohen Stellenwert. Daneben bestehen aber auch Interessen 
der Allgemeinheit, die mit zu berücksichtigen sind.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wegen des Sachzusammenhangs wurde die  Stellungnahme mit 
AP 28/59 beantwortet.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch aus Sicht der FDP ist eine Liberalisierung des Bestattungs-
rechts erforderlich. Eine Reform sollte aber mit Augenmaß er-
folgen. Dies umfasst ausdrücklich auch die Ausbringung der 
Asche als eine weitere Form der Bestattung neben der Erdbestat-
tung und der Feuerbestattung. Die Form der Bestattung sollte 
möglichst weitgehend der Entscheidungsfreiheit desjenigen, der 
bestattet werden soll, unterliegen. Das entspricht dem grund-
rechtlich geschützten postmortalen Verfügungsrecht über den 
Körper. Allerdings gibt es auch einige noch ungelöste Fragestel-
lungen, die einer Klärung bedürfen. Dazu zählen etwa rechtliche 
Probleme. So wird das postmortale Verfügungsrecht eben auch 
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durch konkurrierende Rechte eingeschränkt, zu denen unter an-
derem das Recht anderer Menschen, nicht mit der Asche Verstor-
bener konfrontiert zu werden (Artikel 2 GG in Verbindung mit 
Artikel 1 GG und Artikel 4 GG), gesehen. Hinzu kommen Grün-
de des Umwelt- und Gesundheitsschutzes. 
In jedem Fall sollte das Verstreuen – oder auch Vergraben – der 
Asche genehmigungspflichtig sein. Die Asche des Verstorbenen 
sollte zudem nur verstreut werden, wenn es dem ausdrücklichen, 
schriftlich niedergelegten, Wunsch des Verstorbenen entspricht. 
Und deshalb sollte vor einer Entscheidung auch genau geprüft 
werden, welcher Aufwand für die Kommunen durch etwaige Ge-
nehmigungsverfahren und Kontrollpflichten entsteht.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/59.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wie bereits beim vorangegangenen Beschluss erwähnt, sind wir 
für Anregungen des Altenparlaments zu diesem wichtigen The-
ma sehr dankbar. Gerade der Punkt der Sozialbegräbnisse ist ja 
nicht zuletzt auch im Zusammenhang mit der Diskussion um 
die Höhe der Schonvermögen sehr wichtig. Der SSW steht einer 
Liberalisierung des Bestattungsrechts grundsätzlich offen ge-
genüber. Und wir wollen vor allem auch, dass der letzte Wunsch 
Sterbender nicht etwa aufgrund von finanziellen Engpässen ver-
wehrt werden muss. Bekanntlich haben wir uns im Landtag in 
den vergangenen Monaten intensiv mit einem Entwurf zur Än-
derung des Bestattungsgesetzes beschäftigt. In diesem Zusam-
menhang wurde und wird unter anderem auch die Lockerung des 
Friedhofszwangs diskutiert. Das Bild, das z. B. eine umfassende 
schriftliche Anhörung hierzu ergab, ist leider nicht besonders 
einheitlich. Mit Blick auf die beantragte Möglichkeit der Verstreu-
ung der Totenasche auf privaten Grundstücken, in Parks oder 
Flüssen gilt also das, was wir bereits bei unserer Stellungnahme 
zu 28/59 ausgeführt haben: Hier ist besondere Sorgfalt geboten. 
Denn es muss sehr genau zwischen öffentlicher und individueller 
Trauer und zwischen dem letzten Willen des Verstorbenen und 
den Interessen der Hinterbliebenen abgewogen werden. In die-
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sem Prozess werden wir uns in jedem Fall für eine Liberalisierung 
der bestehenden Regelungen einsetzen und dafür sorgen, dass 
Sterbenden keine Möglichkeiten verwehrt werden, nur weil ih-
nen die finanziellen Mittel fehlen. 

Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Grundsätzlich ist zwischen dem Friedhofszwang, dem Bestat-
tungszwang und den zulässigen Bestattungsarten zu differenzie-
ren. Im Bestattungsgesetz Schleswig-Holstein (BestattG) sind 
diese Aspekte grundsätzlich wie folgt geregelt:
Gemäß § 15 Abs. 1 BestattG ist auf einem Friedhof zu bestatten. 
Die einzige zulässige Ausnahme ist die ebenfalls in § 15 BestattG 
geregelte Seebestattung, allerdings nur in Form der Urnenbeiset-
zung. Darüber hinaus gibt es die sogenannten Friedwälder und 
Ruheforste, die eine naturverbundene Bestattung in einem aus-
gewiesenen Waldareal ermöglichen, bei denen es sich gleichwohl 
um Friedhöfe im Sinne des § 2 Nr. 10 BestattG handelt.
Regelungen zu Ausnahmen von der Bestattungspflicht sind im 
BestattG nicht enthalten. § 13 Abs. 1 Satz 1 BestattG definiert ein-
deutig, dass Leichen zu bestatten sind. 
§ 15 Abs. 1 BestattG regelt die Bestattungsarten. Demnach ist eine 
Bestattung als Erdbestattung (Sarg) oder als Urnenbeisetzung 
durchzuführen.
AP 28/60 fordert eine gebührenfreie Privatbestattung sowie die 
Verstreuung der Totenasche auf verschiedenen Gebieten. Hierzu 
müsste folglich einerseits der Friedhofszwang entfallen, ander-
seits das Verstreuen der Asche als Bestattungsart zugelassen wer-
den und darüber hinaus definiert werden, wo das Verstreuen zu-
lässig ist. Hierfür wären grundsätzliche Änderungen im BestattG 
notwendig. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Beide Forderungen sind an den Schleswig-Holsteinischen Land-
tag und die schleswig-holsteinische Landesregierung adressiert. 
Als SPD-Bundestagsfraktion unterstützen wir grundsätzlich 
den Ansatz Bestattungsordnungen zeitgemäß zu gestalten. Das 
beträfe gleichermaßen den Friedhofszwang. In die Diskussion 
sollten aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion neben wirtschaft-
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lichen und sozialen Gesichtspunkten sowie dem letzten Willen 
des Verstorbenen, zudem ökologische Aspekte einfließen. Die 
SPD-Bundestagsfraktion ist sich sicher, dass die Argumente des 
Altenparlaments Berücksichtigung finden werden.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir unterstützen den Beschluss zur Lockerung des Friedhofs-
zwangs.

AP 28/64 NEU
Freier und kostenloser Zugang zum Internet, offenes 
WLAN für alle öffentlichen Gebäude
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesre-
gierung werden aufgefordert,  in den öffentlich genutzten 
Gebäuden des Landes einen offenen und kostenfreien Zu-
gang  zum Internet anzubieten und sich dafür einzusetzen,  
dass dies in allen öffentlich genutzten Gebäuden angeboten 
wird. 
				    Antrag siehe Seite  120

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Immer mehr Städte und Unternehmen entdecken WLAN als Mit-
tel zur Werbung. Denn wer an öffentlichen Plätzen ein kosten-
loses Wi-Fi bietet, lockt damit Besucher oder Kunden an. Für die 
Nutzer bietet sich damit eine wachsende Dichte an WLAN-Hot- 
spots, die er unter bestimmten Bedingungen sogar kostenlos nut-
zen kann 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Unser Ziel ist die Schaffung einer flächendeckenden Versorgung 
mit schnellen Internetverbindungen und einer kostenfreien 
WLAN-Versorgung in Landeseinrichtungen und öffentlichen 
Verkehrsmitteln. Wir begrüßen daher, dass Wirtschaftsminister 
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Meyer angekündigt hat, auch die WLAN-Versorgung in die Breit-
bandstrategie des Landes aufzunehmen. Der Landtag hat zudem 
im Frühjahr 2015 beschlossen, in drei Pilotvorhaben die nicht 
kommerzielle und unentgeltliche WLAN-Nutzung rund um öf-
fentliche Gebäude und landeseigener Immobilien zu erproben.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Wir Grüne unterstützen die Idee, in öffentlichen Gebäuden 
freies WLAN anzubieten. Trotzdem stehen noch Fragen der fi-
nanziellen und rechtlichen Umsetzung im Raum. Deswegen ha-
ben wir uns als Landtag fraktionsübergreifend einstimmig dazu 
entschieden (LT-Drucksache 18/2801), mit drei Pilotvorhaben an-
gemessenen Umfangs in drei verschiedenen Gebieten die nicht 
kommerzielle und unentgeltliche Nutzung eines frei zugäng-
lichen und für die NutzerInnen kostenfreies WLAN zu erproben. 
Nach zwei Jahren soll die Landesregierung von diesen Pilotvorha-
ben berichten. Dann wird sich der Landtag mit einer potenziellen 
Fortführung und Ausweitung beschäftigen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Freifunk ist ein Eckpfeiler einer teilhabeorientierten Digita-
lisierung. Die FDP fordert deshalb schon seit längerer Zeit ein 
entsprechendes Gesamtkonzept zur Förderung freien WLANs, 
nicht nur in öffentlichen Gebäuden, sondern auch an wichtigen 
Verkehrsknotenpunkten oder touristischen Orten.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir Piraten bedanken uns beim Altenparlament für die Unter-
stützung durch diese Forderung. In unserem Digitalen Kom-
pass zur Gestaltung der digitalen Zukunft Schleswig-Hol-
steins (http://sh.digitaler-kompass.de) fordern wir bereits ein 
"1.000-Hotspots-Programm für drahtlosen Internetzugang 
in öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen.“ Unser entspre-
chender Antrag zu den Haushaltsberatungen 2015 wurde jedoch 
vom Landtag mehrheitlich abgelehnt.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Zugang zum Internet gehört mittlerweile zum Leben und 
damit zur Daseinsvorsorge. Dazu steht im krassen Widerspruch 
der technische Zugang. Abgesehen vom weitgehend kosten-
freien Zugang in öffentlichen Bibliotheken oder Schulen, ist das 
Internet andernorts kaum zugänglich. Damit droht gerade sozi-
al schwächeren Bevölkerungsschichten, dass sie mittelfristig von 
einer zentralen Informationsressource abgehängt werden. Daher 
unterstützt der SSW ausdrücklich alle Initiativen, die einen kos- 
tenfreien Zugang ermöglichen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die Forderung, alle öffentlichen Bauten mit einem offenen und 
kostenfreien Zugang zum Internet zu versehen, ist nachvollzieh-
bar und zu unterstützen.
Die Potenziale von lokalen Funknetzen (WLAN) als Zugang zum 
Internet im öffentlichen Raum auszuschöpfen, ist ein im Koali-
tionsvertrag verankertes wichtiges Ziel der SPD-Bundestags-
fraktion. Wir wollen, dass in deutschen Städten mobiles Inter-
net über WLAN für alle Bürgerinnen und Bürger verfügbar ist. 
Die Änderung des Telemediengesetzes (TMG) im Juli 2016 war in 
diesem Zusammenhang ein wichtiger Schritt.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt diese Forderung, denn die Teilhabe am 
digitalen Wandel in Arbeit und Leben darf nicht von Einkommen 
und Vermögen abhängig sein.

AP 28/63 NEU
Digitalisierung in Schleswig-Holstein
Die Landesregierung möge sich auf Bundesebene dafür ein-
setzen, dass die Störerhaftung ersatzlos gestrichen wird.
				    Antrag siehe Seite  118 - 119
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CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Um mehr Rechtssicherheit zu schaffen – und Bürgerinnen und 
Bürgern die Nutzung von öffentlichem WLAN zu erleichtern 
– hat die Bundesregierung im September 2015 bereits ihren Ge-
setzesentwurf zum Telemediengesetz in den Deutschen Bundes-
tag eingebracht. Dieser hat am 2. Juni 2016 mit einem Entschlie-
ßungsantrag dem Gesetzentwurf zugestimmt. Nachdem am  
17. Juni 2016 auch der Bundesrat den Gesetzentwurf mit den Än-
derungen des Bundestages gebilligt hat, ist es nunmehr am 27. Juli 
2016 in Kraft getreten.
Mit dem neuen Gesetz wird klargestellt, dass der in § 8 Ab- 
satz 1 des Telemediengesetzes (TMG) geregelte Haftungsaus-
schluss von so genannten „Access-Providern“ jetzt auch für 
WLAN-Betreiber gilt. Das bedeutet, dass jemand, der sein 
WLAN für Andere zur Nutzung frei gibt, den gleichen Haftungs-
privilegien unterliegt wie z. B. die Anbieter von Mediendienstleis- 
tungen. Zudem gilt die Regelung für alle gleichermaßen, es gibt 
also keine Unterscheidung zwischen großen oder kleinen, ge-
werblichen oder privaten Anbietern. 
Durch die geschaffene Rechtssicherheit wird WLAN nun häu-
figer angeboten werden können. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni-
veau, sind nicht zu erwarten.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt diesen Beschluss und 
wird sich für dessen Umsetzung einsetzen. Wir sind der Auf-
fassung, dass die Änderung des Telemediengesetzes vom  
21. Juni .2016 nicht ausreichend ist, um einen wirkungsvollen 
Ausschluss der Störerhaftung gesetzlich zu normieren. Hierfür 
wäre ein gesetzlicher Ausschluss von Schadensersatz- und Un-
terlassungsansprüchen für unerlaubte Handlungen Dritter ge-
genüber privaten Betreibern von WLAN-Netzen erforderlich, 
den das Gesetz nicht vorsieht.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Küstenkoalition beteiligt sich bereits an Bundesratsinitiati-
ven zur Abschaffung der Störerhaftung. Durch den engagierten 
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Gegenwind von Initiativen und Opposition sind auch Bewe-
gungen bei der Großen Koalition zu beobachten. Das reicht aber 
nicht. Gemeinsam mit anderen Fraktionen hat die Küstenkoaliti-
on außerdem einen Antrag gegen die Verschärfung der Störerhaf-
tung beschlossen (Drucksache 18/2963 neu).

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Betreiber der Netze müssen rechtlich gestärkt werden, was 
wir mit der vollständigen Abschaffung der Störerhaftung errei-
chen wollen. Das vom Bundestag verabschiedete Gesetz vom  
2. Juni 2016 stimmt in dieser Zielrichtung überein, lässt aber bei 
Missbrauch weiterhin Unterlassungsansprüche gegenüber den 
Betreibern zu. Dies wollen wir beseitigen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir unterstützen dieses Anliegen. Auf unsere Initiative hin hat 
der Landtag bereits im Jahr 2015 einen entsprechenden Beschluss 
gefasst: 
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/2900/
drucksache-18-2963.pdf
Nachdem sich durch Gerichtsurteile neue Einfallstore geöffnet 
haben, haben wir einen zweiten Antrag "Rechtssicherheit für 
Anbieter freier WLAN-Internetzugänge schaffen" eingereicht, 
über den der Landtag in Kürze abstimmen wird: 
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/4800/
drucksache-18-4825.pdf

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW unterstützt ausdrücklich alle Initiativen, die einen kos- 
tenfreien Zugang zum Internet ermöglichen. Aus Sicht des SSW 
ist ein kostenfreier Zugang ein weiteres Mittel hin zu einer Infor-
mationsgesellschaft. In Flensburg, Kiel oder auf Helgoland hat 
der SSW Freifunk-Router finanziert, zur Verfügung gestellt oder 
die Maßnahme anderweitig unterstützt. Diese gewähren im Ver-
bund mit anderen einen flächendeckenden Internet-Anschluss. 
Jeder, der auf der Straße vorbei geht, kann sich kostenlos einlog-
gen und das Internet nutzen. Diese Bewegung, die freie Ressour-
cen privater Anschlüsse öffentlich nutzbar macht, ist ein Beispiel 
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für eine interessierte und engagierte Bürgergesellschaft. Solche 
Initiativen sind absolut vorbildlich.
Mit den vom Bund verabschiedeten Änderungen zum Teleme-
diengesetz werden wir zwar bald überall über WLAN verfügen, 
aber eben nur für entsprechende Gebühr. Leider hat der Bundes-
gesetzgeber versäumt, eine klare Rechtssicherheit in Bezug auf 
offene Funknetze und die Störerhaftung zu schaffen. Das ist kein 
Fortschritt und deshalb muss das Gesetz in Berlin überarbeitet 
und die Bürgerinnen und Bürger frei von Haftung gehalten wer-
den.
Natürlich müssen Urheberrechte auch im offenen Internet ge-
wahrt bleiben. Doch dies ist eher eine technische Frage, um Ur-
heberrechtsverletzungen zu verhindern. 
Aufgrund der derzeitigen rechtlichen Situation sehen wir nicht, 
dass eine Aufklärungskampagne in Form von Flyern dazu beitra-
gen kann, die verwirrende Rechtslage rechtsicher beschreiben zu 
können.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Die Landesregierung hat sich im Rahmen des Bundesratsverfah-
rens dafür eingesetzt, dass die Störerhaftung gestrichen wird. 
Das Zweite Gesetz zur Änderung des Telemediengesetzes ist am 
27. Juli 2016 in Kraft getreten. In dem Gesetzt wurde nun ver-
meintlich klargestellt, dass der in § 8 Abs. 1 TMG geregelte Haf-
tungsausschluss von Accessprovidern auch für WLAN-Betrei-
ber gilt. Mit Urteil vom 15. September 2016 (C-484/14) hat der 
EuGH in Sachen McFadden / Sony Music geurteilt, dass Urheber-
rechtsinhaber bei geschäftlichen Anbietern von kostenlosem öf-
fentlichen WLAN nicht notwendigerweise Anspruch auf Scha-
densersatz haben, wenn in deren Netz von jemand anderem eine 
Urheberrechtsverletzung begangen worden ist. Gewerbliche An-
bieter müssen allerdings ihre W-LANs verschlüsseln,  wenn es 
zuvor auf ihrem Netz zu einer Urheberrechtsverletzung durch 
einen Nutzer gekommen ist. Um dem EuGH-Urtel so weit wie 
möglich gerecht werden zu können, hat das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie am 19. Oktober 2016 die Eckpunkte 
für weitere Änderungen am Telemediengesetz in die Ressortab-
stimmung gegeben.
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CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Im Sommer 2016 hat der Deutsche Bundestag gesetzlich klar-
gestellt, dass WLAN-Betreiber als Accessprovider unter die 
Haftungsprivilegierung des Telemediengesetzes fallen. Die 
CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein begrüßt dies, weil da-
durch Rechtssicherheit für WLAN-Betreiber geschaffen wurde. 
WLAN-Betreiber haften dadurch nicht mehr für Rechtsverlet-
zungen, sofern sie diese nicht selbst begehen. Auch der Europä-
ische Gerichtshof hat in seinem Urteil in der Rechtssache Mc-
Fadden vom September 2016 festgestellt, dass ein Rechteinhaber 
gegen einen WLAN-Anbieter keine Schadensersatzansprüche 
oder Ansprüche auf Erstattung von Abmahnkosten verlangen 
kann, weil der fragliche Internetzugang von Dritten für die Ver-
letzung seiner Rechte genutzt worden ist. Ein nationales Gericht 
kann allerdings gegen einen solchen WLAN-Anbietern eine Un-
terlassungsanordnung erlassen. Dem Anbieter können in diesem 
Fall dann auch die Prozesskosten und die vorgerichtlichen Ab-
mahnkosten auferlegt werden. Mit dieser europarechtlichen Vor-
gabe werden einheitliche Maßstäbe für die Verantwortlichkeit 
der WALN-Betreiber begründet. Auf dieser Linie hat auch der 
Bundesgerichtshof seine Rechtsprechung zur Haftungsfreistel-
lung von WLAN Anbietern und den von ihnen zu erfüllenden Si-
cherungspflichten in einem Urteil vom 24. November 2016 wei-
terentwickelt.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Offenes WLAN gehört zu einer offenen Gesellschaft und ist für 
eine moderne digitale Infrastruktur unerlässlich. Deutschland 
muss hier noch nachbessern. Mit der Änderung des Telemedien-
gesetzes (TMG) haben wir die Voraussetzungen geschaffen, dass 
deutlich mehr offene WLAN-Angebote in Städten und Gemein-
den, Cafés, Bibliotheken, Kaufhäusern, Schulen und Flüchtlings-
unterkünften ermöglicht werden. Aber auch private Initiativen 
werden gefördert. Insgesamt ist mit einem erheblichen Innovati-
onsschub zu rechnen. 
Mit der Änderung in § 8 Abs. 3 TMG wurde klargestellt, dass auch 
WLAN-Anbieter die volle Haftungsprivilegierung als Internet-
zugangsanbieter (Accessprovider) genießen. Dies schafft mehr 
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Rechtssicherheit. Denn die Gleichstellung von WLAN-An-
bietern mit Accessprovidern bewirkt, dass die Haftung eines 
WLAN-Anbieters für Rechtsverletzungen Dritter ausgeschlos-
sen ist. Alle zwischenzeitlich diskutierten Auflagen (Vorschalt- 
seiten und Passwortpflichten oder die Unterscheidung nach pri-
vaten und gewerblichen Anbietern) sind nicht erforderlich. 
Dank der neuen Rechtslage können öffentliche WLAN-Hotspots 
rechtssicher angeboten werden; ein Haftungsrisiko für deren Be-
treiber besteht nicht mehr. Zu dieser Einschätzung kommt auch 
Dr. Dieter Frey, den wir während der parlamentarischen Debat-
te um eine rechtliche Einschätzung des Änderungsvorschlages 
gebeten haben. Sie ist unter http://blogs.spdfraktion.de/netzpoli-
tik/2016/06/01/wlan-2/ abruf bar.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Als grüne Bundestagsfraktion haben wir das Agieren der Bundes-
regierung in Sachen Störerhaftung sehr frühzeitig kritisiert und 
mit einem eigenen Gesetzentwurf ihre Abschaffung gefordert. 
Dieses Konstrukt geht an der Lebensrealität einer digitalisierten 
Gesellschaft vorbei, in der Cafés, Freifunk-Initiativen, Geschäfte, 
Kirchengemeinden oder auch die Großeltern ihren WLAN-Zu-
gang mit der Kundschaft, Besucherinnen und Besuchern oder 
der eigenen Familie teilen wollen. Sie hat zu einer erheblichen 
Rechtsunsicherheit für Anbieter und Nutzer von WLANs  ge-
führt. Völlig unbescholtene Privatpersonen wurden so erheb-
lichen Haftungsrisiken unterworfen. Statt der Störerhaftung 
brauchen wir mehr offene Netze, die allen zur Verfügung stehen. 
Auch und gerade älteren Menschen bietet das Netz einen erleich-
terten Informationszugang und Eigenständigkeit im Alltag.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. begrüßt die Aufforderung an die Landesregierung 
und setzt sich selbst sowohl als Landespartei als auch als Fraktion 
im Bundestag für die Abschaffung der Störerhaftung ein.



415

STELLUNGNAHMEN

AP 28/66 NEU
Digitales Testament
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass eindeutige 
und einheitliche Regelungen zum Wohle aller Bürger für 
das digitale Erbe im Internet geschaffen werden, dass die 
Regelungen öffentlich gemacht werden und die bestehen-
den Broschüren, PDF-Dateien und sachbezogene Schrift-
stücke, unter Beachtung der neu geschaffenen Regelungen, 
geändert werden.
				    Antrag siehe Seite  122 - 123

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit der zunehmenden „Digitalisierung unseres Lebens“ kommt 
auch dem sogenannten „Digitalen Testament“ – dem Nachlass 
der persönlichen Daten im Internet – eine besondere Bedeutung 
zu. Die Nutzerinnen und Nutzer von E-Mail-Accounts und ande-
ren Portalen, die mit persönlichen Daten arbeiten, sind zwar für 
ihr Handeln selbst zuständig. Dennoch sieht auch die CDU-Land-
tagsfraktion Schleswig-Holstein Handlungsbedarf bei der Ver-
einheitlichung und bei der Information der Verbraucher. Beim 
Thema digitales Erbe tauchen zahlreiche juristische Fragestel-
lungen und Probleme auf, für die es bislang noch keine klaren ge-
setzlichen Regelungen gibt. Um diese Rechtsunsicherheit zu be-
seitigen, werden wir uns um einheitliche Lösungen kümmern 
und dafür mit Sorge tragen, dass es künftig einfacher wird, einen 
raschen und unkomplizierteren Zugriff auf den digitalen Nach-
lass im Internet zu ermöglichen. Erben muss es künftig möglich 
sein, sich um online-Vertragsbeziehungen zu kümmern, diese 
übernehmen oder unter Einhaltung einer Kündigungsfrist abwi-
ckeln zu können. Im Gegenzug sollten schon jetzt die Dienstan-
bieter transparente und verbraucherfreundliche Erklärungen an-
bieten und diese in ihren Internetauftritten gut auffindbar zur 
Verfügung stellen. 

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion hat noch nicht über den Umgang mit 
persönlichen Daten Verstorbener diskutiert. Wenn dies aber zu 
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gegebener Zeit geschieht, wird die Debatte mit der nötigen Sen-
sibilität geführt werden und die verschiedenen Facetten der The-
matik ins Blickfeld rücken müssen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Beim digitalen Testament sehen wir großen Handlungsbedarf. 
Mögliche Gesetzesänderungen sind dabei nur ein Teil der Lösung. 
Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass hierüber informiert wird. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP steht dem Antrag sehr positiv gegenüber. Der Bereich „di-
gitaler Nachlass“ zeichnet sich derzeit vor allem durch Rechtsun-
sicherheit in vielen Punkten aus. Was mit den Online-Rechtsbe-
ziehungen, Mediencenter-Inhalten und den zahlreichen Daten 
eines Menschen geschieht, wenn er verstirbt, ist rechtlich noch 
weitgehend ungeklärt. Vorrangig sollte hier auf Freiwilligkeit 
und eine Sensibilisierung der Nutzer gesetzt werden. Schließlich 
kann der Nutzer die Rechtslage durch Vorsorgevollmachten oder 
letztwillige Verfügungen selbst gestalten. Auch können AGBs 
so gestaltet werden, dass der Nutzer die Wahl bekommt, wie mit 
seinen Daten nach dem Tod verfahren werden soll. 
Wo es aber sinnvoll und notwendig ist, sollte auch der Gesetz-
geber tätig werden. Dies betrifft insbesondere das Recht der Er-
ben zur Einsichtnahme in die digitale Korrespondenz des Erblas-
sers, wenn hier ein gerechtfertigtes Bedürfnis besteht. Aber auch 
bezogen auf das Schicksal von E-Mail-Accounts brauchen wir 
einheitliche Regelungen, die einen Ausgleich zwischen daten-
schutzrechtlichen Interessen an Sicherheit und Ausweispflichten 
auf der einen Seite und dem Zugriff der Erben auf der anderen Sei-
te schaffen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das digitale Erbe wird in nächster Zeit immer weiter an Bedeu-
tung zunehmen. Justizministerkonferenz und Bundesjustizmi-
nisterium arbeiten zurzeit an Lösungen. Wir werden dies kon-
struktiv-kritisch verfolgen.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In Bezug auf das Löschen von Daten im Internet nach dem Able-
ben eines Nutzers steht die Bundesrepublik noch ganz am Anfang. 
Es ist eine mühsame Arbeit und oftmals auch belastende Angele-
genheit für die Hinterbliebenen, für ein entsprechendes Löschen 
der persönlichen Daten im Netz Sorge zu tragen. Im Umgang mit 
großen Anbietern von digitalen Diensten gilt grundsätzlich na-
tionales Recht bzw. supranationales Recht. Wir als SSW wollen 
daher dafür werben, die Landesregierung diesbezüglich zu sensi-
bilisieren, um auf den betroffenen politischen Ebenen verstärkt 
für eine einheitliche Lösung zu propagieren.

Ministerium für Justiz, Kultur und Europa
Das MJKE ist Mitglied der von der Justizministerkonferenz ein-
gesetzten Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Digitaler Neustart“. Mit 
den vom Altenparlament angesprochenen Fragen des „digitalen 
Erbes“ befasst sich dort die Unterarbeitsgruppe „Digitaler Nach-
lass“. Diese hat bereits durch Auswertung der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen großer Anbieter von digitalen Dienstleis- 
tungen und der darin für den Todesfall des Nutzers enthaltenen 
Bedingungen eine Bestandsaufnahme in tatsächlicher Hinsicht 
durchgeführt. Zu verschiedenen Themenfeldern wurde – ins-
besondere im Vergleich mit dem analogen Nachlass – weiterer 
Prüfungsbedarf festgestellt. Die Arbeitsgruppe beabsichtigt, zur 
Regelungsbedürftigkeit der als prüfungswürdig erkannten Fra-
gestellungen einen Vorschlag, ggfls. auch für eine gesetzliche Re-
gelung, zu unterbreiten. 
Ziel ist die Vorlage eines Abschlussberichts auf der nächsten Sit-
zung der Justizministerkonferenz.
Im Hinblick auf die laufende Arbeitsgruppe (unter Beteiligung 
von SH), die gerade den gesetzgeberischen Handlungsbedarf auf 
Bundesebene identifizieren und Lösungsvorschläge unterbreiten 
soll, wird dem Begehren bereits hinreichend Rechnung getragen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Derzeit gibt es keine gesetzliche Regelung, wie mit den per-
sönlichen Daten Verstorbener in sozialen Netzwerken, bei 
E-Mail-Anbietern und anderen Unternehmen zu verfahren ist. 
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Betroffene sollten darum ihre Angehörigen rechtzeitig über 
ihre Online-Aktivitäten und Passwörter aufzuklären, um im 
schlimmsten Fall mühsame Recherchearbeit zu ersparen.
Anbieter von Internetdiensten wie Google, Apple und Facebook 
gehen im Falle des Todes eines Kunden nicht einheitlich vor, son-
dern verfahren mit den Daten anders. Meist wird für die Über-
gabe der Daten an den bzw. die Erben allerdings die Vorlage des 
Erbscheins verlangt. Bis dieser ausgestellt ist, können jedoch 
mehrere Wochen vergehen.
Aufgrund dieser Situation ist ein einheitliches Verfahren mit den 
Internet-Daten Verstorbener anzustreben. Ich persönlich unter-
stütze daher die Forderungen des Altenparlaments, die zu gege-
bener Zeit in die Beratungen der Thematik einfließen werden. 

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Mit der Digitalisierung der Lebenswelt werden immer mehr per-
sönliche Daten digital gespeichert. Das wirft im Todesfalle recht-
liche wie ethische Fragen auf, da die digitale Hinterlassenschaft 
weit mehr teilweise hochsensible Daten, z. B. das Suchverhal-
ten im Internet, umfasst als die analogen Zeugnisse von Verstor-
benen. Zugleich stehen die Erben oftmals vor einer unübersicht-
lichen Vielzahl digitaler Verträge, Passwörter und Speicherorte. 
Hier müssen die bestehenden Rechte und Reglungen zur Erb-
schaft rechtssicher, einheitlich und eindeutig angewandt wer-
den. Rechtliche Graubereiche wie die Vererbung  immaterieller 
Güter oder der Umgang Dritter mit digitalen Daten, z. B. in sozia-
len Netzwerken, müssen durch den Gesetzgeber geregelt werden. 
Zugleich bedarf es einer breiteren gesellschaftlichen Debatte, 
welche Daten wem nach dem Tode zustehen. Neben rechtlicher 
Reglungen bedarf es daher insbesondere mehr Informations- und 
Beratungsangebote für die Betroffenen, um schon zu Lebzeiten 
bewusst und vorausschauend mit den eigenen Daten umzugehen 
und im Todesfalle als Erben die eigenen Rechte und Pflichten in-
formiert wahrnehmen zu können.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Fragen bezüglich des digitalen Testamentes oder auch des digi-
talen Erbes stellen sich immer dringender. Informationen zur ak-
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tuellen Rechtslage und Unternehmenspraxen sind zu begrüßen. 
Hinsichtlich noch zu klärender Rechtsfragen sehen wir die Ver-
antwortlichkeit allerdings vor allem auf Bundesebene. Die Fach-
politikerinnen und Fachpolitiker unserer Fraktion werden sich in 
diese Debatte einbringen.   

AP 28/69 NEU
Mehr Verbraucherschutz im Internet
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich für mehr Verbraucherschutz  im Internet und 
in der Telekommunikation einzusetzen.
				    Antrag siehe Seite 126

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Grundsätzlich sind die Nutzerinnen und Nutzer, die im Inter-
net surfen, selbst für ihr Handeln verantwortlich. Um aber ver-
antwortlich und umsichtig mit den neuen Medien umgehen zu 
können, bedarf es bereits beginnend in der Schule  einer entspre-
chenden Ausbildung, um als „User“ die Medienkompetenz zu er-
werben. Die CDU-Landtagsfraktion hat sich in der Vergangen-
heit immer dafür eingesetzt, dass Kinder, Jugendliche aber auch 
die Eltern in ihrer Medienkompetenz gefördert werden. Dort, wo 
es geboten ist, muss der Schutz der User verbessert werden. Wir 
gehen davon aus, dass auch die Anbieter diverser Dienste im In-
ternet unter dem Gesichtspunkt der Kundenzufriedenheit in die-
sem Bereich mehr tun werden.
In diesem Zusammenhang setzt sich die CDU-Landtagsfrakti-
on sehr dafür ein, dass die Verbraucherschutzzentrale in Schles-
wig-Holstein ausreichend Fördermittel vom Land erhält, um ihr 
umfangreiches Informations- und Serviceangebot qualitativ auf-
rechterhalten zu können. Hierzu haben wir auch entsprechende 
Haushaltsänderungsanträge gestellt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt das Anliegen des Alten-
parlamentes, den Verbraucherschutz in digitalen Medien und der 
Telekommunikation zu verbessern. Wir werden die Anregung 
aufnehmen und prüfen welche weiteren Verbesserungen des Ver-
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braucherschutzes in diesem Zusammenhang sinnvoll und mach-
bar sind.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Grüne Netzpolitik nimmt die VerbraucherInnen in den Fokus. 
Sowohl auf Bundes- als auch Landesebene fühlen wir uns dem 
im Grundgesetz verankerten Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung verpflichtet und werden nicht müde, immer wieder 
auf dieses Recht hinzuweisen. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der digitale Wandel dient für uns als Werkzeug, um individuelle 
Bürgerrechte zu stärken. Ein Mehr an Verbraucherschutz kann 
vor allem dann gelingen, wenn die Souveränität des Einzelnen 
im Sinne der Transparenz und des Datenschutzes gestärkt wird.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir Piraten setzen uns seit Jahren für eine stärkere Finanzierung 
der Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein ein. Für die Ver-
braucherzentrale Schleswig-Holstein brauchen wir endlich eine 
solide, dauerhafte Landesfinanzierung des erforderlichen Perso-
nals – Schluss mit Projektitis, Zitterpartien bei befristeten Stellen 
und dem schleichenden Sterben der Beratungsstellen. Wir konn-
ten zwar eine Verbesserung erreichen, jedoch ist die Landesfinan-
zierung der Verbraucherzentrale in Schleswig-Holstein noch im-
mer so gering wie in kaum einem anderen Land.
Eine Schlüsselrolle im Bereich der Internetkriminalität spielt die 
Prävention, denn 82 % aller polizeilich registrierten Internetde-
likte sind Betrugsdelikte zulasten von Personen, die sich haben 
täuschen lassen. Hinzu kommt zunehmend Daten- und Identi-
tätsdiebstahl unter Ausnutzung ungesicherter IT-Systeme  (z. B. 
Trojaner) oder der Sorglosigkeit von Nutzern (z. B. Phishing) zur 
Vorbereitung von Betrug und anderer Straftaten.
Leicht verständliche Tipps und Anleitungen zum Schutz vor 
Netzkriminalität und zur Sicherung des eigenen Computers sind 
bereits entwickelt und veröffentlicht worden. Sie erreichen aber 
bislang nur sehr wenige Menschen. Vorstellbar wäre, kurze Ver-
haltensempfehlungen für Erwachsene und Jugendliche als „Bei-
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packzettel“ jedem neu verkauften Computer und Smartphone 
beizulegen.
Software zur Gewährleistung der Sicherheit des eigenen Com-
puters ist  bereits entwickelt und veröffentlicht worden. Sie auf-
zufinden, zu installieren und in Stand zu halten überfordert aber 
viele Menschen. Sinnvoll erschiene eine Hotline, die kostenfreie 
Beratung bei der Absicherung der eigenen Computer und bei der 
Beseitigung von Schadprogrammen anbietet. 
Vorstellbar ist auch Hersteller und Anbieter kommerzieller In-
ternetdienste zu verpflichten, gebrauchsfertige Geräte zur Inter-
netnutzung sowie öffentliche Internetdienste so voreinzustellen 
und in Stand zu halten, dass die  Vertraulichkeit, Verfügbarkeit 
und Unversehrtheit des Systems und der darauf gespeicherten 
Nutzerdaten dauerhaft nach den anerkannten Regeln der Technik 
gewährleistet ist (z. B. automatische Sicherheitspatches, Firewall, 
Schadprogrammerkennung). Der Nutzer muss allerdings stets 
die volle Kontrolle über Vorkehrungen zu seinem Schutz behal-
ten und diese auch abschalten können.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es ist zu verzeichnen, dass Internetkriminalität auf dem Vor-
marsch ist. Die sich entwickelnden technischen Nutzungsmög-
lichkeiten des Internets bieten gleichzeitig auch neue Möglich-
keiten für Computerkriminalität. 
Daher ist es wichtig und richtig, dass Nutzer sich früh und recht-
zeitig mit dem sicheren Umgang mit dem Internet befassen. Die 
Möglichkeiten, den sicheren Umgang mit dem Internet zu erler-
nen, sind vielfältig. Beispielsweise bietet die Landespolizei auf 
ihrer Homepage, in Zusammenarbeit mit dem LKA Niedersach-
sen, ein umfangreiches Informationsspektrum über den sicheren 
Umgang mit modernen Medien an. Wem dies aber zu unpersön-
lich ist, der hat auch die Möglichkeit, sich an Kursen der Volks-
hochschulen im Land über Computerkriminalität zu informie-
ren. 

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Die Landespolizei Schleswig- Holstein informiert Bürgerinnen 
und Bürger aller Altersgruppen auf verschiedenen Wegen über 
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Gefahren im Internet und leistet bereits einen Beitrag zur Förde-
rung der Medienkompetenz:
Prävention als wesentlicher Bestandteil polizeilicher Aufga-
benerfüllung bedient speziell die Themen Prävention von Ju-
gendkriminalität, Schutz gegen Kriminalität rund ums Inter-
net, Prävention von Kriminalität zum Nachteil von Senioren 
sowie Verkehrsunfallprävention. Dabei informiert die Polizei 
über die Lage- und Erscheinungsformen der Kriminalität, Folgen 
von Rechtsverstößen, Möglichkeiten, Straftaten vorzubeugen, 
Hilfsangebote und vermittelt zusätzliche Handlungssicherheit 
als Zeuge oder Opfer einer Straftat.
Seit April 2014 gibt es in Schleswig-Holstein ausgebildete Si-
cherheitsberaterinnen und -berater für Senioren(SfS) im Ehren-
amt, die dazu beitragen sollen, das Sicherheitsgefühl lebensäl-
terer Menschen zu Hause und im öffentlichen Raum zu stärken. 
Sie unterstützen durch Tipps und enge Kontaktpflege vor Ort die 
Polizeiarbeit, um das Sicherheitsgefühl gerade der älteren Bevöl-
kerung zu steigern und Gefährdungspotentiale zu minimieren. 
Speziell für die Zielgruppe der Senioren werden Informations-
broschüren zu ausgesuchten Themen (Sicherheit innerhalb und 
außerhalb der eigenen vier Wände, Verbraucherschutz für Seni-
oren, Senioren im Internet – Aber sicher!, Sicherheit im Straßen-
verkehr ff.) unter der Internetadresse www.sfs.schleswig-holstein.
de angeboten.
Im November 2008 hat sich auf Initiative des Instituts für Qua-
litätssicherung an Schulen (IQSH) das Netzwerk Medienkom-
petenz Schleswig-Holstein gebildet, in dem die Landespolizei 
Schleswig-Holstein neben weiteren Kooperationspartnern teil-
nimmt und in Arbeitskreisen am medienpädagogischen Lande-
skonzept mitarbeitet. Die Lenkungsgruppe koordiniert u. a. den 
Medienkompetenztag S-H.
Das Internetportal der Landespolizei bietet umfassende Infor-
mationen und Hinweise im Themenfeld „Vorbeugung und Bera-
tung“. Unter der Rubrik „Internetkriminalität“ bietet ein Ratge-
ber die Möglichkeit, sich über Trends und Gefahren im Bereich 
„Cybercrime“ zu informieren. Die dort aufgeführten Erläute-
rungen und Tipps können dazu beitragen, dass weniger Men-
schen Opfer der Cyberkriminalität werden. Neben aktuellen 
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Warnmeldungen kann sich jeder zu verschiedenen relevanten 
Themen (von Online-Shopping über Betrug und Fakeshops bis 
zum Basisschutz für Hard- und Software) zum Schutz vor Inter-
netkriminalität erkundigen.
Mit einer Verlinkung auf das bundesweite und vielseitige Ange-
bot der Kriminalprävention unter www.polizeiberatung.de öff-
net sich eine weitere Informationsplattform mit ständig aktua-
lisierten Beiträgen, insbesondere  für die Zielgruppe Kinder und 
ältere Menschen.

Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Verbraucherinnen und Verbraucher schließen, oftmals unfrei-
willig, mit einem Tastenklick im Internet Verträge durch ihre 
Einwilligung zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 
ab oder bezahlen online. Souveräne Verbraucherinnen und Ver-
braucher müssen in digitale Produkte und Dienstleistungen ver-
trauen können. Ein hoher Datenschutz (privacy by design) und 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen (privacy by default) 
sind dafür Grundvoraussetzungen. 
Der digitale Verbraucherschutz ist eine große Herausforderung. 
Mehr Rechtssicherheit bei Geschäften im Internet, eine verbes-
serte Rechtsdurchsetzung und Schutz persönlicher Daten sind 
Ziele der Landesregierung.
Neben der Politik sind Akteure der Verbraucherarbeit wie die 
Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein oder Organisationen 
der Erwachsenenbildung ganz nah am Verbraucher in der Auf-
klärung tätig. Entsprechende präventive Maßnahmen sowie auch 
EDV-Kurse zu moderaten Preisen werden angeboten. Bezüglich 
der Prävention von Internetkriminalität bestehen Kooperationen 
mit der Polizei.  

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Das Internet ist ein alltäglich genutztes Medium, das einerseits 
sehr nützlich ist, andererseits aber auch erhebliche Gefahren 
birgt. Grundsätzlich begrüße ich daher die Forderung des Alten-
parlaments, ungeübten Nutzern, insbesondere Seniorinnen und 
Senioren, das erforderliche Rüstzeug an die Hand zu geben, um 
sich sicher im Internet bewegen zu können. 
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Jedoch finden sich im Internet selbst unzählige Seiten, auf de-
nen sich Interessierte zu dem Thema informieren können. So auf 
Webseiten der Internetanbieter selbst (z. B. http://www.t-online.
de/computer/sicherheit/id_18539858/internet-sicher-surfen-feh-

ler-vermeiden.html) aber auch auf Seiten Dritter (z. B. www.si-
cherheit-im-internet.com). Wer sich darüber hinaus für Hinweise 
der Polizei interessiert, wird beispielsweise unter www.sicher-
heit-im-internet.com fündig. Über die Internetadresse 
http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IV/Ser-
vice/Broschueren/Broschueren_IV/Kriminalpraevention/seni-
orenInternet.pdf?_ _blob=publicationFile&v=3 lässt sich zudem 
eine Broschüre mit einschlägigen Informationen für Senio-
rinnen und Senioren herunterladen oder bestellen.
Vor diesem Hintergrund halte ich kostenfreie bzw. subventio-
nierte EDV-Kurse derzeit nicht für erforderlich.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir begrüßen diesen Beschluss (siehe auch Stellungnahme zu  
AP 28/57).

AP 28/72
Sicherheit der Bürger im Land
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Sicher-
heit der Bürger durch eine dichte Polizeipräsenz, Einsatz 
von digitaler Technik, vermehrte Streifen und Neueinrich-
tung von Polizeiposten im ländlichen Bereich erhöht wird.
				    Antrag siehe Seite  131

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion hält den von der Landesregierung 
vorangetriebenen Rückzug der Polizei aus der Fläche für unver-
antwortlich. Insbesondere im ländlichen Raum sind in den ver-
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gangenen Jahren zahlreiche Polizeistationen geschlossen wor-
den. Dies hat auch dazu geführt, dass die Präsenz der Polizei an 
vielen Orten abgenommen hat.
Der unmittelbare Kontakt der Bürgerinnen und Bürger zu ihrer 
Polizei ist ein unverzichtbares Element zum Erhalt des Vertrau-
ens. Die CDU-Landtagsfraktion hat deshalb im Landtag regelmä-
ßig Anträge eingebracht, um eine ausreichende Polizeipräsenz im 
ganzen Land zu gewährleisten. Für uns ist es nicht hinzunehmen, 
dass das Maß an Sicherheit, das der Staat bietet, vom Wohnort 
anhängt. Zu unserem Bild von Polizei gehört zudem, dass Polizi-
stinnen und Polizisten als „Freund und Helfer“ für die Menschen 
ansprechbar sein müssen. Eine reine Anrufpolizei lehnen wir ab.
Die CDU-Landtagsfraktion unterstützt deshalb ausdrücklich die 
Forderung des Altenparlaments und wird dieses Thema auch in 
Zukunft parlamentarisch und in der Öffentlichkeit vorantreiben.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Unter unserer Regierungsverantwortung wurde gerade zur Ver-
besserung der Sicherheit der Bevölkerung im ländlichen Raum 
unter Beteiligung der Kommunen der  Organisationsentwick-
lungsprozess für die Dienststellen der Schutzpolizei durchge-
führt und in den meisten Direktionen im Land bereits abge-
schlossen. Hierbei wurden kleine Polizeistationen mit 1 bis 3 
Dienstposten größeren Stationen, in der Regel im Zentralort an-
gegliedert, um die Erreichbarkeit im 24/7 Betrieb, die Präsenz im 
ländlichen Raum und letztlich auch die Sicherheit der Polizei-
beamtinnen und -Beamten im Einsatz sicherstellen zu können. 
Kleine Polizeistationen, die nicht ganztägig besetzt sind, mö-
gen zwar für das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung 
von Bedeutung sein, für die Verhinderung und Aufklärung von 
Straftaten oder die Gefahrenabwehr sind sie heute nicht mehr 
ausreichend. So ist Bildung entsprechend leistungsfähiger Poli-
zeistationen auch Voraussetzung für den Einsatz moderner Tech-
nik. Die Präsenz vor Ort rund um die Uhr wird durch mehr Strei-
fen gestärkt, die Sicherheit der Beamtinnen und Beamten durch 
die Möglichkeit Einsätze zu zweit fahren zu können erhöht. Alle 
Stellen bleiben in der Region, jede Gemeinde bekommt feste An-
sprechpartner bei der Polizei, auf Wunsch werden Sprechstun-



426

Altenparlament 2016

STELLUNGNAHMEN

den vor Ort angeboten.  Mit der neuen Struktur ist die Polizei im 
ländlichen Raum leistungsfähig aufgestellt und den geänderten 
Anforderungen angepasst. 
Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt die Landesregierung 
durch Bereitstellung von Haushaltsmitteln darin, die Sach- und 
Personalausstattung der Landespolizei zu verbessern und auch 
die polizeiliche Präventionsarbeit weiterhin zu gewährleisten.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die statistische Kriminalitätsentwicklung bestätigt diese Aus-
sage nicht. Anhand der aktuellen polizeilichen Kriminalstati-
stik (PKS) ist erkennbar, dass die Kriminalität insgesamt mäßig 
rückläufig ist. Der Bereich der Gewaltkriminalität ist sogar stark 
rückläufig. Soweit sich der Beschluss auf die Entwicklung der 
Wohnungseinbruchskriminalität bezieht, hat die aktuelle Lan-
desregierung bereits eine Vielzahl von Maßnahmen getroffen. 
Diese Maßnahmen haben für das Jahr 2016 schon deutliche Er-
folge gezeigt.
Die aktuelle Landesregierung tut alles Erforderliche und Mög-
liche, um die Sicherheit der BürgerInnen in Schleswig-Holstein 
weiter zu gewährleisten. Die aktuelle Landesregierung hat viele 
Stellen im Bereich der Landespolizei geschaffen sowie eine Viel-
zahl von organisatorischen Maßnahmen und Verbesserungen in 
der Ausstattung und Ausrüstung vorgenommen. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP begrüßt den Antrag. Eine dezentrale Sicherheitsar-
chitektur ist in einem Flächenland wie Schleswig-Holstein un-
erlässlich. Gerade die Polizeiarbeit in den Gemeinden ist eine 
unverzichtbare Leistung, die Bürgernähe schafft und dem Ge-
meinwohl dient. Die FDP hat deshalb schon mehrfach gefordert, 
dass der Rückzug der Polizei aus der Fläche durch die Schließung 
zahlreicher Polizeidienststellen im Land gestoppt werden muss. 
Die Zusammenlegung von Polizeistationen wird nicht nur die 
Einsatzgebiete faktisch vergrößern und damit die Wege zu den 
Einsatzorten verlängern, sondern auch zu mehr Kommunikati-
onsbarrieren führen. Wenn der Ansprechpartner vor Ort fehlt, 
geht der Kontakt zu den Bürgern verloren. Vielmehr brauchen 
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wir mehr Präsenz, um Straftaten effektiv vorzubeugen und durch 
Bürgernähe das Vertrauen der Bevölkerung in den Rechtsstaat zu 
steigern.
Die FDP hat darüber hinaus auch gefordert, alle Polizeidienststel-
len und Streifenwagen der Landespolizei mit mobilen Endgerä-
ten auszurüsten. Durch den Einsatz von mobilen Endgeräten wie 
Tablets im Streifendienst kann ein effizienteres und schnelleres 
Arbeiten der Beamtinnen und Beamten durch die Einmalerfas-
sung von Daten direkt am Einsatzort ermöglicht werden. Indem 
etwa Personenabfragen und die Eingabe von Grunddaten in das 
Vorgangssystem der Polizei möglich werden, verringert sich bü-
rokratischer Aufwand, wodurch mehr Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamte effektiv auf der Straße eingesetzt werden können. 

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir setzen uns dafür ein, dass die Landespolizei sowohl per-
sonell als auch sachgerecht ausgestattet wird, um ihre Aufga-
ben wahrzunehmen. Stellenstreichungen bei der Landespolizei 
Schleswig-Holstein lehnen wir ab.
Wir wollen einen Schwerpunkt unserer Sicherheitspolitik auf 
die Förderung von Vorbeugemaßnahmen  und -projekten legen, 
deren Wirksamkeit wissenschaftlich erwiesen ist. Nur so kann 
schon den Ursachen von Kriminalität bereits in der  Entstehung 
entgegengewirkt werden. Wir wollen dazu eine Landesstrategie  
zur Vorbeugung von Straffälligkeit entwickeln und die bisher  
zersplitterten Zuständigkeiten hierfür auf das Innenministerium  
vereinen.
Gleichzeitig  fordern wir die Abschaffung von Gefahrengebieten. 
Immer wieder werden  Teile Schleswig-Holsteins zu Gefahren-
gebieten erklärt, in denen jeder  Bürger anlasslos kontrolliert 
werden darf. Diese Anhalte- und  Sichtkontrollen, also beispiels-
weise die Kontrolle von Autos und Taschen  für die vorbeugende 
Bekämpfung von Straftaten, lehnen wir ab. Sie  stellen ein stig-
matisierendes und diskriminierendes polizeiliches  Instrument 
dar, dessen Nutzen in keinem Verhältnis zur Einschränkung der  
Freiheitsrechte der Bevölkerung steht. Allein das äußere  Erschei-
nungsbild eines Menschen darf kein Grund für eine Kontrol-
le oder  Verdächtigungen sein. Hinzu kommen keine nachweis-
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baren Erfolge, eine  nicht vorhandene Abschreckungswirkung 
aufgrund fehlender öffentlicher  Bekanntmachung solcher Ge-
biete und Nachteile wie eingeschränkte  Bewegungsfreiheit für 
unbeteiligte Bürgerinnen und Bürger, die sich in  solchen Gebie-
ten aufhalten. Die Kapazitäten der Polizei werden hierdurch  ver-
schwendet und könnten besser in gezielte Maßnahmen investiert 
werden

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger steht zweifelsoh-
ne bei der Landespolizei und dem dafür zuständigen Ministeri-
um für Inneres und Bundesangelegenheiten an erster Stelle. Dies 
wird und muss auch in Zukunft so bleiben. Die Polizei steht, wie 
keine andere Behörde, unter starker Beobachtung und muss sich 
kontinuierlich mit Anpassungen und Neuerungen auseinander-
setzen, denn der Anspruch von Politik und Gesellschaft ist hoch. 
Schließlich gilt es „immer einen Schritt voran zu sein“. Von da-
her führt kein Weg daran vorbei, die Digitalisierung weiter aus-
zubauen. Auf der anderen Seite müssen auch Alternativen in 
Erwägung gezogen werden, neben Quantität auch Qualität zu 
erbringen. Es gilt daher vonseiten der Direktionen, die richtigen 
Konzepte zu erarbeiten. Natürlich ist es sinnvoll, die Polizei bes-
ser auszustatten, jedoch ist dies kein Allheilmittel. Entscheidend 
sind die richtigen Instrumente und eine kluge Vorgehensweise.  
Schlussendlich kommt es, wie im Antrag beschrieben, auf die 
Zusammenarbeit der unterschiedlichen Behörden an. Dessen 
sind sich unserem Erachten nach, auch sämtliche Beteiligten be-
wusst. Es gilt daher die Kräfte zu bündeln und gezielt einzuset-
zen. Die Landesregierung hat in den letzten vier Jahren gezeigt, 
dass sie nach diesem Grundsatz handelt. Wir als SSW wollen 
auch in Zukunft daran festhalten, auf die wechselnden und dem-
entsprechend auch wachsenden Herausforderungen in Bezug auf 
die Polizei flexibel reagieren zu können.

Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten
Die Sicherheitslage wird durch die Landespolizei permanent be-
obachtet und bewertet. Dies geschieht über die Auswertung der 
polizeilichen Lage unter Einbeziehung aktueller Lageerkennt-
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nisse und durch die Analyse der Polizeilichen Kriminalstatistik 
und der Verkehrssicherheitsberichte.
Die Polizei entscheidet auf der Basis dieser Daten, Erfahrungs-
werte und Lagebilder, ob die jeweilige Präsenz ausreichend di-
mensioniert ist, verstärkt werden muss oder ob z. B. besondere 
Maßnahmen zur Bekämpfung besonderer Kriminalitätsphäno-
mene erforderlich sind. Dabei werden offene und verdeckte Prä-
senzstreifen eingesetzt.
Die Landespolizei hat ihre Kräfte im städtischen und ländlichen 
Siedlungsraum konzentriert aufgestellt. Die strukturelle Organi-
sation der Dienststellen gewährleistet in erster Linie eine verläss-
liche Ansprechbarkeit für die Bürgerinnen und Bürger. Daneben 
ist die nach den Präsenzkonzepten der Polizeibehörden vorge-
gebene Anzahl stets lageangemessen verfügbarer Streifenwagen 
zur Gewährleistung kurzer Reaktionszeiten entscheidend. Beide 
Aspekte sorgen organisatorisch für die durchweg effektive Po-
lizeipräsenz im ländlichen Raum. Landesweit ist gewährleistet, 
dass die Polizei in dringenden Fällen jeden Einsatzort in der Regel 
innerhalb von 10 Minuten erreicht. Auch das zeigt, dass die Lan-
despolizei „in der Fläche“ gut aufgestellt ist.
Eine turnusmäßige Evaluation der Präsenz stellt zudem sicher, 
dass erforderliche Anpassungen unmittelbar erfolgen. Dabei 
werden die Daten zur Nachtdienstbelastung der Beamtinnen und 
Beamten, die Einsatzbelastung der Polizeireviere und die Reak-
tionszeiten für Einsätze ausgewertet und fließen sowohl in den 
behördeninternen Belastungsausgleich als auch in die Planungen 
zur landesweiten Personalverteilung ein. Dieses Verfahren ge-
währleistet einheitliche Sicherheitsstandards im Lande.
Die bereits zum größten Teil abgeschlossene Anpassung der 
Dienststellenstruktur diente gerade auch dem Zweck, die Prä-
senzanteile zu erhöhen, also vermehrte Streifen im Sinne des An-
trages zu gewährleisten. Die Neueinrichtung von kleinen Polizei-
posten im ländlichen Bereich ist nicht beabsichtigt. Es steht nach 
der erfolgreichen Modernisierung der Struktur ein leistungsfä-
higes Dienststellennetz für die Polizeiarbeit zur Verfügung.
Die Landespolizei hat in den letzten drei Jahren mehr als 70 Mil-
lionen € in die Ausstattung der digitalen Technik (Computer-
technik und Digitalfunk einschließlich der Leitstellentechnik) 
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investiert und ergänzt diese Ausstattung fortlaufend. Neben 
dem Büroarbeitsplatz, welcher die polizeiliche Sachbearbeitung 
dienststellenübergreifend ermöglicht, wurden u. a. Interneter-
mittlungsrechner, Auswerterechner, Dokumentenscanner, Ein-
zelfingerscanner und spezielle IT-Verfahren zur Personenerfas-
sung bzw. -identifizierung beschafft.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger im Land hat für die 
SPD-Bundestagsfraktion eine hohe Bedeutung. Daher begrüßen 
wir die Forderung des Altenparlaments. Die SPD-Bundestags-
fraktion hat im August unter anderem den Beschluss gefasst, die 
öffentliche Sicherheit in Deutschland zu stärken. So fordern wir, 
dass die Polizei um mehrere tausend Stellen beim Bund und in 
den Ländern aufgestockt wird. Ziel ist es, mehr Prävention zu er-
möglichen und insbesondere mehr Polizeipräsenz herzustellen. 
Wir wollen das Sicherheitsgefühl der Menschen stärken, und das 
beginnt schon vor der eigenen Haustür.
Die Arbeit unserer Polizei ist für das Gemeinwohl unverzichtbar. 
Ein friedliches Zusammenleben braucht professionelle und stets 
gut ausgebildete Polizistinnen und Polizisten, die vor Ort Präsenz 
zeigen. Auch eine bessere Ausstattung der Polizei von Bund und 
Ländern ist erforderlich. Insbesondere ihre Informations- und 
Kommunikationstechnologie muss umfassend modernisiert 
werden.
Eine gute Kriminalpolitik muss aber auch die Ursachen von Kri-
minalität bekämpfen. Mit gezielter Bildungs- und Jugendarbeit 
wollen wir verhindern, dass Jugendliche zu Straftätern werden.
Auch die sogenannte Cyberkriminalität, die Kriminalität im und 
aus dem Internet, steigt. Gleichzeitig sind der Staat, Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen auf die Arbeit mit Computern 
und dem Internet angewiesen. Auch in diesem Bereich müssen 
wir deshalb dafür sorgen, dass die Polizei die erforderlichen Mit-
tel erhält, um Schäden abzuwenden und Kriminelle zur Rechen-
schaft zu ziehen. 
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Gerade in der Fläche müssen Polizei-Stationen erhalten blei-
ben. Videoüberwachung im öffentlichen Raum lehnen wir ab. 
Wir sprechen uns gegen Kürzungen in der Besoldung der Poli-
zistinnen und Polizisten aus und setzen uns für ein Abbau von 
Überstunden ein. Dieser Abbau kann einerseits durch Ausbezah-
lung der Überstunden bzw. Zeitausgleich erfolgen. Dieser Abbau 
von Überstunden muss durch Neu-Einstellungen aufgefangen 
werden. Die Arbeitsbedingungen der Polizei sind zu verbessern. 
Kriminalitätsprävention sorgt dafür, dass weniger Straftaten 
verübt werden. Viele Straftaten sind durch die gesellschaftliche 
Ungleichheit begründet, deshalb fordern wir mehr Geld für die 
Kommunen, damit verstärkt Sozialarbeiterinnen und Sozialar-
beiter eingestellt werden können und den Ausbau von sozialthe-
rapeutischen Angeboten.

AP 28/68
Rentenbesteuerung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, mehr Informationsangebote für Rentnerinnen und 
Rentner zur Überprüfung der Steuerpflichtigkeit anzubie-
ten.
				    Antrag siehe Seite 125

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Steuerverwaltung stellt bereits umfassende Beratungsan-
gebote wie den Alterseinkünfterechner zur Verfügung. Bevor 
die Sprechzeiten in den Finanzämtern selbst verlängert werden, 
sollte zunächst untersucht werden, inwiefern die vorhandenen 
Sprechzeiten als Beratungsangebot wahrgenommen werden. Be-
vor das vorhandene Angebot ausgeschöpft ist, sollte keine diesbe-
zügliche Erweiterung erfolgen. Als weitere Möglichkeit sollte die 
Auslage von Flyern als flankierendes Angebot geprüft werden.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Genau wie Menschen, die im Berufsleben stehen, erzielen viele 
Rentnerinnen und Rentner ihre Einkünfte aus verschiedenen 
Quellen. Zu den Einkünften aus Renten und Pensionen kön-
nen beispielsweise auch Einkünfte aus Vermietungen, Neben-
beschäftigungen oder Kapitaleinkünften kommen. Gleichzeitig 
werden auf Basis des Alterseinkünftegesetzes von 2005 Alters-
bezüge schrittweise aufwachsend bei der Ermittlung des zu ver-
steuernden Einkommens berücksichtigt. 
Wir begrüßen daher, dass das Finanzministerium des Landes ei-
nen Alterseinkünfte-Rechner entwickelt und auf der Homepage 
des Ministeriums zur Verfügung gestellt hat. Gleichzeitig wird es 
auch in weiterhin ständige Aufgabe der Steuerverwaltung sein, 
ausreichende Informationen zur Steuerpflicht Verfügung zu stel-
len. Ob es hier weitere Verbesserungsbedarfe gibt, werden wir 
gerne prüfen und beraten. Des Weiteren sei auf die Stellungnah-
me zu AP 28/67 verwiesen.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen. Die Grüne Fi-
nanzministerin Monika Heinold hat hierzu einen Alterseinkünf-
te-Rechner ins Netzt gestellt, mit dem die individuelle Steuer-
pflicht ermittelt werden kann.
Link zum Alterseinkünfte-Rechner: http://efi2.schleswig-hol-
stein.de/aeinkrch/

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Antrag wird von der FDP unterstützt. Es bedarf eines breiten 
und gut zugänglichen Informationsangebotes für Rentnerinnen 
und Rentner zur Überprüfung der Steuerpflichtigkeit. Die Lan-
desregierung muss sich an den Bedürfnissen der Menschen orien-
tieren und das bestehende Informationsangebot ausweiten.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.
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SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir als SSW sind grundsätzlich bereit, über eine Ausweitung der 
Sprechzeiten in den Finanzämtern nachzudenken. Zudem wei-
sen wir ebenfalls darauf hin, dass die Finanzministerin einen ent-
sprechenden „Alterseinkünfte-Rechner“ lanciert hat, welcher 
mittelbar auch dafür wirbt, die Steuerpflichtigkeit zu überprüfen. 
Weitere Informationen diesbezüglich können in jedem Finanz-
amt eingeholt werden und gehört nachdrücklich zum Tätigkeits-
bereich dieser Behörde. Zudem informieren Lohnsteuerhilfever-
eine oder Steuerberater über den entsprechenden Sachverhalt.

Finanzministerium
Neben dem auf der Internetseite des Finanzministeriums be-
reitgestellten Alterseinkünfte-Rechner (Landesportal Schles-
wig Holstein-Inhalte - Alterseinkünfte-Rechner) ist bereits die  
Herausgabe eines Informationsflyers zum Alterseinkünf-
te-Rechner veranlasst worden.
Diese Angebote der Landesregierung können allerdings nur eine 
Richtschnur für das Erfordernis der Abgabe einer Steuererklä-
rung darstellen. Die Besteuerung im Einzelfall hängt von einer 
Vielzahl von Parametern ab, die sich weder im Alterseinkünf-
te-Rechner noch in einem Informationsflyer in Gänze abbilden 
lassen. Eine Ausweitung der individuellen Beratung durch die 
Finanzämter ist wegen der durch das Steuerberatungsgesetz vor-
gegebenen engen Grenzen nicht möglich. Soweit in diesem Rah-
men eine Beratung zulässig ist, stehen die Bearbeiter/innen in 
den Finanzämtern den Steuerpflichtigen aber während der Öff-
nungszeiten oder nach vorheriger Terminvereinbarung als An-
sprechpartner zur Verfügung.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Bettina Hage-
dorn, MdB
Mit dem seit 2005 geltenden Alterseinkünftegesetz wurde eine 
schrittweise Besteuerung von Renten eingeführt; stattdessen 
können Altersvorsorgeaufwendungen seitdem besser steuerlich 
geltend gemacht werden. Allerdings sind auch Freigrenzen und 
andere Vergünstigungen zu beachten, sodass nicht immer klar 
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ist, ob eine Rentnerin oder ein Rentner tatsächlich Steuern zah-
len muss. 
Die SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein begrüßt deshalb, 
dass das Finanzministerium Schleswig-Holsteins mit dem „Al-
terseinkünfte-Rechner“ (http://efi2.schleswig-holstein.de/aein-
krch/ ) eine Hilfe anbietet. Mit diesem Online-Rechner können 
Rentnerinnen und Rentner klären, ob sie eine Steuererklärung 
abgeben müssen oder nicht. Darüber hinaus können auch bei-
spielsweise Rentenberatungsstellen die Betroffenen unterstüt-
zen. Nichtsdestotrotz ist es sicher sinnvoll, wenn auch die Fi-
nanzverwaltung Hilfestellungen gibt, wo sie gebraucht werden. 
Da die Steuerverwaltung Aufgabe der Bundesländer ist, müsste 
vom Land Schleswig-Holstein geprüft werden, wo und wie das 
sinnvoll ist.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir werden diesen Beschluss als Anregung in unsere Beratungen 
mit aufnehmen. Prinzipiell wollen wir gute und barrierearme Be-
ratungsstrukturen, damit Bürgerinnen und Bürger sich bei Be-
darf über ihre Rechte und Pflichten umfassend informieren kön-
nen. 

AP 28/71
Informationen bezüglich der Wahlfreiheit rezeptpflichti-
ger Medikamente, für die es Nachahmer-Präparate (Gene-
rika) gibt
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung Schleswig-Holstein werden aufgefordert, zu beschlie-
ßen und sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die GKV 
ihre Krankenkassen verpflichtet, Informationsmaterial als 
Flyer bezüglich der Wahlfreiheit zwischen dem Wunsch-
medikament und dem Vertragsmedikament ihren Mitglie-
dern zuzuschicken und in den Arztpraxen auszulegen. 
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Gleichzeitig sollte der Flyer die Patienten ermutigen, bei 
den Ärzten und Apotheken bezüglich seines Wunschme-
dikamentes nachzufragen.
				    Antrag siehe Seite 129 - 130

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auf die Stellungnahme zu AP 28/48 wird verwiesen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit dieser Frage hat sich die SPD-Landtagsfraktion bislang noch 
nicht auseinander gesetzt. Sie sieht es jedoch als wichtig an, dass 
Patientinnen und Patienten über ihre Rechte und Möglichkeiten 
hinsichtlich des Erwerbs von Medikamenten ausreichend in-
formiert werden. Hierzu sehen wir auch die Ärzte und auch die 
Krankenkassen in der Pflicht. Wir werden die Anregungen des 
Altenparlaments in Gesprächen aufgreifen. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP unterstützt die dem Beschluss zugrundeliegende Forde-
rung, alle Patienten umfassend über ihre Rechte aufzuklären (sie-
he Antwort zu Stellungnahme zu AP 28/48).

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diese Forderung des Altenparlaments ist absolut im Interesse 
der Patientinnen und Patienten und damit sinnvoll und legitim. 
Doch ähnlich wie bereits zum Beschluss 28/48 beschrieben, hal-
ten wir es grundsätzlich für fraglich, ob der Landtag den Spitzen-
verband der Gesetzlichen Krankenkassen zu etwas derartigem 
verpflichten kann. Wir werden aber selbstverständlich entspre-
chende Initiativen unterstützen.
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Min. f. Soziales, Gesundheit, Wissenschaft, Gleichstellung
Wechselnde Rabattverträge zwischen Krankenkassen und Phar-
maunternehmen führen dazu, dass Patientinnen und Patienten 
häufig andere, günstigere Medikamente bekommen als zuvor. 
Diese Änderung kann Patientinnen und Patienten stark verunsi-
chern. Deswegen gilt für Ärztinnen und Ärzte; sie müssen ihre 
Patientinnen und Patienten dahingehend über die gesetzlichen 
Regelungen und deren Folgen aufklären. 
Ärztinnen und Ärzte sind dazu verpflichtet, Patientinnen und 
Patienten vollständig über jedes neue Medikament und dessen 
Nebenwirkungen aufzuklären. Sollten Generika verschrieben 
werden, müssen Patientinnen und Patienten in die Umstellung 
einwilligen.
Seit 1. Januar 2011 haben Patientinnen und Patienten die Mög-
lichkeit, ihr gewünschtes Arzneimittel gegen Kostenerstattung 
zu erhalten. Die Patientin oder der Patient muss aber den vollen, 
gesetzlich festgelegten Apothekenabgabepreis bezahlen und er-
hält dafür eine Rezeptkopie und eine Quittung. Beides reicht die 
Patientin oder der Patient bei seiner Krankenkasse ein und be-
kommt dann einen Teil der Kosten erstattet. Auch wenn die Pati-
entin oder der Patient einen Teil ihrer/seiner Kosten selbst tragen 
müssen – bekommen sie ihr gewünschtes Arzneimittel. Aller-
dings ist der Eigenanteil entsprechend hoch. Auch hier sind erste 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner die Ärztin oder der 
Arzt.
Letztlich haftet die Ärztin oder der Arzt, wenn eine Patientin 
oder ein Patient ein Medikament erhält, das sie bzw. er nicht ver-
trägt und über dessen Nebenwirkungen nicht aufgeklärt wur-
de. Diese Aufklärungs- und Informationspflicht gehört zu den 
Pflichtaufgaben der Ärztin oder des Arztes. 
Informationsmaterial hierzu kann bei den Krankenkassen ange-
fordert werden. 
Dieses liegt auch in ärztlichen Praxen aus.
Für Patientinnen und Patienten gilt: Wer sich unsicher fühlt, 
sollte unbedingt nachfragen, bei Krankenkassen, Ärztinnen und 
Ärzten, Apothekerinnen und Apothekern.
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CDU-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag
Siehe Stellungnahme zu AP 28/48.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Dr. Karin This-
sen, MdB
Die SPD-Bundestagsfraktion macht sich für eine umfassende 
und barrierefreie Information der Patientinnen und Patienten 
stark. Das erwarten wir auch von Krankenkassen und etwaigen 
Rabattverträgen mit Generika-Herstellern. Apotheken sind be-
reits verpflichtet, Generika abzugeben.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Apotheken sind zur Abgabe eines preisgünstigen Arzneimittels 
verpflichtet, wenn der Arzt bei der Verordnung nur eine Wirk-
stoff bezeichnung angegeben oder die Ersetzung durch ein wirk-
stoffgleiches Arzneimittel nicht ausgeschlossen hat. Diese Pflicht 
zum Ersetzen von Arzneimitteln durch eine kostengünstigere 
wirkstoffgleiche Alternative – die sogenannte Aut-idem-Rege-
lung – soll dazu beitragen, die Arzneimittelausgaben in der ge-
setzlichen Krankenversicherung zu senken. Lediglich in be-
stimmten Fällen kann der Arzt auf der Verordnung ankreuzen, 
dass das Arzneimittel nicht durch ein anderes wirkstoffgleiches 
Präparat ausgetauscht werden darf.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. bekräftigt die Notwendigkeit von Transparenz auf 
dem Arzneimittelmarkt und damit einhergehend eine Eindäm-
mung der Macht von großen Pharmakonzernen. Denn Gesund-
heit ist keine Ware, Arzneimittel sind eine Hilfe für kranke Men-
schen und sollten nicht Profitinteressen dienen. Wir fordern 
daher eine bedarfsorientierte Forschung und wir wollen den wis-
senschaftsbasierten, gut informierten Arzneimittelgebrauch för-
dern. Eine Möglichkeit, die wir sehen ist auch ein öffentliches Re-
gister, in das die Ergebnisse aller Arzneimittelstudien einfließen 
sollten. Aber auch der Vorschlag über Flyer Informationen zu-
gänglich zu machen, kann ein Weg sein, über die Wahlmöglich-
keiten zu informieren.
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AP 28/61
Digitalisierung aller Lebensbereiche – Rechte der Senioren 
berücksichtigen
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische 
Landtag werden aufgefordert, durch gesetzliche bzw. admi-
nistrative Regelungen zu gewährleisten, dass auch zukünf-
tig Behördenkontakte und Bankgeschäfte, insbesondere 
Steuererklärungen ohne Verwendung des Internets und 
ohne zusätzliche Kosten getätigt werden können, damit 
auch zukünftig in allen Lebensbereichen die mündliche 
und schriftliche Beteiligung möglich bleibt. 
Auf die Entwicklung technischer Geräte, insbesondere Mo-
biltelefone, Rundfunk- und Fernsehgeräte oder Assistenz-
systeme in Kraftfahrzeugen ist auf benutzergerechte und 
damit altersgerechte Handhabung im Interesse vor allem 
der Senioren durch geeignete Maßnahmen Einfluss zu neh-
men.
				    Antrag siehe Seite 115 - 116

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU will auch künftig dafür Sorge tragen, dass der Kontakt 
zu Behörden und Ämtern nach wie vor auf dem klassischen Wege 
möglich ist. Dienstleistungen des Staates sind möglichst kos-
tenneutral vorzuhalten bzw. gegen eine geringe Gebühr für die 
Leistungserbringung – wie bisher auch schon.
Auf die Entwicklung technischer Geräte hat der Staat keinen 
Einfluss. Für die Unternehmen ist es aber durchaus von Interes-
se, technische Produkte herzustellen, die bedienerfreundlich 
sind. Nur die Produkte, die auch von den Konsumenten nachge-
fragt werden, können am Markt bestehen. Neben dem Grundnut-
zen, dem Preis und der Qualität eines Produktes nehmen Service 
und Benutzerfreundlichkeit eines technischen Produktes immer 
mehr an Gewicht bei der Kaufentscheidung zu.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Digitalisierung bietet für alle Bürgerinnen und Bürger, aber 
auch das Land und die Kommunen viele Chancen, aber auch Ri-
siken. Moderne, digitale Verwaltung kann dazu beitragen, den 
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Zugang zu Verwaltungsdienstleistungen zu vereinfachen, zu be-
schleunigen und für alle Seiten kostengünstiger zu machen. Da-
her wollen wir die Digitalisierung der Verwaltung weiter voran-
treiben, um die Vorteile für Bürgerinnen, Bürger und Verwaltung 
gleichermaßen nutzen zu können. 
Wir erkennen jedoch an, dass insbesondere ältere Menschen 
häufig lieber auf die vertrauten papierschriftlichen und münd-
lichen Wege zurückgreifen möchten. Dies ist in Schleswig-Hol-
stein sogar verfassungsrechtlich verankert. In Artikel 14 Ab- 
satz 2 der Landesverfassung heißt es: „Das Land sichert im Rah-
men seiner Kompetenzen einen persönlichen, schriftlichen und 
elektronischen Zugang zu seinen Behörden und Gerichten. Nie-
mand darf wegen der Art des Zugangs benachteiligt werden.“ Die 
SPD-Landtagsfraktion steht zu dieser Regelung in der Verfassung 
und setzt sich für ihre Umsetzung dort ein, wo das Land eine Re-
gelungskompetenz besitzt. 
Es ist bereits eine große Palette seniorenfreundlicher Geräte und 
Funktionen im Handel erhältlich. Zudem gibt es zahlreiche In-
formationsangebote zu seniorengerechten elektronischen Pro-
dukten. Verbraucher sollten sich daher rechtzeitig vor dem Kauf 
informieren, welche Produkte für ihre Bedürfnisse die richtigen 
und leicht zu bedienen sind. Daher halten wir es nicht für Not-
wendig, eine darüber hinausgehende Vorgabe an die Hersteller 
zu geben. Zudem ist es fraglich, ob dies verfassungs- und europa-
rechtlich überhaupt zulässig wäre.   

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Digitalisierung birgt viele Chancen, die auch Behördengän-
ge einfacher machen können. Diese Chancen wollen wir nutzen, 
ohne dabei Menschen auszuschließen. Das bedeutet konkret, 
dass digitale Angebote in der Regel nur eine ergänzende und kei-
ne ersetzende Funktion haben werden. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die digitale Revolution verändert den Alltag der Menschen und 
übertrifft alle bisherigen technologischen Sprünge in ihren Aus-
wirkungen und ihrer Geschwindigkeit. Digitale Anwendungen 
müssen dabei stets als Hilfsmittel des Menschen, um das Leben 
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einfacher und effektiver gestalten zu können, dienen. Wir wollen 
deshalb die Möglichkeiten der digitalen Verwaltung im Sinne des 
Bürgers stärken und die Verwendung digitaler Hilfsmittel durch 
verständliche Anwendungen fördern. Die weitgehend papierlose 
Kommunikation zwischen Staat und Bürger begreifen wir als ef-
fektives Angebot für weniger Bürokratie und größere individu-
elle Zeitersparnis, jedoch nicht als Substitut für die klassische 
Verwaltungskommunikation. Verwaltung muss für alle Bürger 
verständlich bleiben.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir unterstützen das Anliegen des Altenparlaments. Niemand 
darf von Behördendiensten ausgeschlossen werden. Unter un-
serer Mitwirkung ist deshalb in Artikel 14 der Landesverfassung 
festgelegt worden: "Das Land sichert im Rahmen seiner Kompe-
tenzen einen persönlichen, schriftlichen und elektronischen Zu-
gang zu seinen Behörden und  Gerichten. Niemand darf wegen 
der Art des Zugangs benachteiligt werden." Dieses Benachteili-
gungsverbot gilt auch für die Kostenbelastung.
Was die Entwicklung technischer Geräte anbelangt, fehlt es an 
einer Handhabe der Landespolitik. Hier ist in erster Linie die 
Wirtschaft gefragt.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Digitalisierung prägt wie kaum eine andere Entwicklung 
das Leben im 21. Jahrhundert in allen Lebensbereichen. Dadurch 
entstehen neue Chancen aber auch neue Formen der sozialen 
Ungleichheit. Aus Sicht des SSW gilt es vor allem auch in die-
sem Kontext die Prinzipien eines demokratischen und sozialen 
Rechtsstaats zu sichern und weiterzuentwickeln. Es ist Aufgabe 
der Politik dafür zu sorgen, dass alle Menschen Zugang zur mo-
dernen Technologie und damit digitale Teilhabe haben. Ebenso ist 
es Aufgabe der Politik dafür zu sorgen, dass die Serviceleistungen 
der Behörden auch weiterhin, abseits von digitalen Leistungen, 
erhalten bleiben. Für uns als SSW ist es wichtig, die Vielfalt an 
Serviceleistungen zu erhalten und die Wahl zwischen digitalen 
und analogen Leistungen anbieten zu können. In einigen Fällen 
lässt sich was das digitale angeht, auch in Bezug auf mündliche 
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oder schriftliche Administration, eine Schieflage erkennen. Im-
mer, wenn eine bestimmte Kommunikationsform ausgeschlos-
sen wird, führt dies auch zu Nachteilen. Wir als SSW setzen uns 
dafür ein, dass Behörden variabel administrieren bzw. der Kon-
takt zum Bürger weiterhin durch verschiedenste Möglichkeiten 
geleistet werden kann. Bei der Entwicklung von technischen Ge-
räten haben wir durchaus die Erwartung, dass die Hersteller auf 
die jeweiligen Wünsche und Bedürfnisse der Kunden auch ent-
sprechend eingehen mögen.

Finanzministerium
Gemäß § 150 Abs. 8 AO kann die Finanzbehörde auf die Über-
mittlung der Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz verzichten, wenn für den Steuerpflichtigen die elek-
tronische Übermittlung wirtschaftlich oder persönlich unzumu-
tbar ist (= unbillige Härte). 
Eine unbillige Härte liegt u. a. dann vor, wenn ältere Menschen 
nach ihren individuellen Kenntnissen und Fähigkeiten nicht oder 
nur eingeschränkt in der Lage sind, die Möglichkeiten einer Da-
tenfernübertragung zu nutzen. Gleiches gilt, wenn sie nicht über 
die erforderliche technische Ausstattung verfügen und es für sie 
nur mit nicht unerheblichem finanziellem Aufwand möglich 
wäre, die für eine elektronische Übermittlung der Steuererklä-
rungen nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz mittels Da-
tenfernübertragung erforderlichen technischen Möglichkeiten 
zu schaffen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Söne Rix, MdB
Ende September 2016 haben die Koalitionsfraktionen von SPD 
und CDU/CSU einen gemeinsamen Antrag für mehr E-Govern-
ment ins Parlament eingebracht. 
Eine moderne und effiziente öffentliche Verwaltung versteht sich 
als Dienstleister. Bürger und Unternehmen wollen mit ihrer Ver-
waltung einfach, schnell und sicher kommunizieren. Dazu ist es 
erforderlich, dass öffentliche Dienstleistungen auf dem Stand der 
Technik angeboten werden. Moderne Infrastrukturen und Ab-
läufe sind unabdingbar, um nicht hinter der digitalen Entwick-
lung in Wirtschaft und Gesellschaft zurückzubleiben. Auch die 
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Beschäftigten der Verwaltung wollen und sollen zeitgemäß ar-
beiten.
Digitales Leben und Arbeiten sind alltäglich geworden. Wir sind 
auf dem Weg in eine digitale Gesellschaft. Die Politik ist gefor-
dert, die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass die Chan-
cen der Digitalisierung bestmöglich genutzt werden (können); 
von jedem Einzelnen, von der Gesellschaft, der Wirtschaft, 
der Wissenschaft und der Verwaltung. In der Digitalen Agenda 
2014 - 2017 hat die Bundesregierung die verschiedenen Hand-
lungsfelder zusammengeführt und neue Schwerpunkte gesetzt. 
Ein zentrales Anliegen der Digitalen Agenda ist der „Innovative 
Staat“, der Maßnahmen zur Verwaltungsmodernisierung zu-
sammenführt. Er birgt insbesondere in Zusammenhang mit dem 
sogenannten e-Government Potenziale für effizientere gemein-
wohlorientierte öffentliche Dienste. Zusätzlich wird es neue 
Möglichkeiten der Teilhabe für Bürgerinnen und Bürger und neue 
Geschäftsmodelle für Unternehmen geben. Hierzu müssen wir 
einen diskriminierungsfreien Zugang schaffen. Es müssen recht-
liche, technische und soziale Standards gelten, die jeder Bürgerin 
und jedem Bürger eine uneingeschränkte Daseinsvorsorge ga-
rantieren. Bürgerinnen und Bürgern muss ein guter, kosteneffi-
zienter Service geboten werden, der dem technischen Stand der 
Zeit entspricht, ohne jemanden von der Nutzung der Angebote 
auszuschließen. Im Mittelpunkt muss also immer die Lebens-
wirklichkeit der Menschen stehen. Daher unterstützen wir die 
Forderung des Altenparlaments, die besonderen Bedürfnisse äl-
terer Menschen zu berücksichtigen.
Was die Technik anbelangt, ist festzustellen, dass es derzeit in 
den vom Altenparlament aufgeführten Sparten eine gute Aus-
wahl an Geräten gibt, die älteren Menschen eine vereinfachte 
Bedienung ermöglichen. Aufgrund der demografischen Ent-
wicklung in Deutschland ist davon auszugehen, dass dies auch 
so bleibt, da das Angebot seniorengerechter Technik für Unter-
nehmen ein lukratives Geschäft bedeutet. Ratgeber wie die Inter-
net-Seite www.seniorenfreundlich.de können zudem für einen 
schnellen und einfachen Überblick sorgen. 
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Digitalisierung eröffnet gerade auch für ältere Menschen 
große Chancen zu mehr Teilhabe am öffentlichen Leben und 
zur selbstständigen Organisation des eigenen Alltags. Je stärker 
diese Entwicklung voranschreitet, desto wichtiger wird ein all-
gemeiner und barrierefreier Zugang zu Internet-Anschlüssen 
und Online-Diensten. Zugleich sind grundsätzlich nach wie 
vor die Kommunikation mit staatlichen Stellen und die Wahr-
nehmung staatlicher Leistungen auf analogem Wege zu ermög-
lichen. Gleichwohl wird es zumal im Privatsektor noch stärker 
dazu kommen, dass analoge Angebote und Kommunikations-
wege mit Mehrkosten oder Umwegen verbunden sind oder sogar 
ganz wegfallen. Auch angesichts des demografischen Wandels 
unserer Gesellschaft müssen hier spezielle Beratungs- und Un-
terstützungsangebote für Betroffene auch weiterhin eine gleich-
berechtigte, möglichst barrierefreie Teilhabe am öffentlichen Le-
ben sicherstellen.  

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
DIE LINKE. unterstützt prinzipiell die Forderung, Barrierefrei-
heit auch so zu verstehen, dass gerade für Seniorinnen und Seni-
oren weiterhin die Erledigung von Behörden- und Bankgeschäf-
ten schriftlich und mündlich möglich ist. Gleichzeitig setzen wir 
uns aber dafür ein, dass Maßnahmen zur Stärkung der Medien-
kompetenz ergriffen werden, sodass niemand von einer zuneh-
mend digitalisierten Gesellschaft ausgeschlossen wird.

AP 28/79 NEU
Einfluss der Digitalisierung auf soziale und ökonomische 
Informationsverbreitung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, die zu erwartende Digitalisie-
rung sozialverträglich und barrierefrei umzusetzen.
				    Antrag siehe Seite  136

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit der „Digitalen Agenda“ sollen in ganz Deutschland drei 
Kernziele erreicht werden:
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1.	 Durch innovative Produkte im digitalen Bereich weiteres 
Wachstum zu generieren und damit Arbeitsplätze zu sichern 
respektive neue hinzuzugewinnen.

2.	 Durch den Breitbandausbau mit schnellem Internet – auch 
und insbesondere im ländlichen Raum - und die Förderung 
digitaler Medienkompetenz für alle Generationen den 
Zugang zu neuen Medien und deren richtige Anwendung für 
alle Bürgerinnen und Bürger zu ermöglichen.

3.	 Die Verbesserung der Sicherheit und den Schutz der IT-Sys-
teme und Dienste, um Vertrauen und Sicherheit im Netz für 
die Gesellschaft und die Wirtschaft stärker gewährleisten zu 
können.

Diese drei Kernziele implizieren, dass wir auch in Schleswig-Hol-
stein bei der Digitalisierung unseres Lebens nicht nur auf einen 
konsequenten quantitativen Ausbau des Netzes hinarbeiten wol-
len (und auch müssen!), sondern digitalen Fortschritt auch sozi-
alverträglich und vertrauenswürdig gestalten wollen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion sieht in der Digitalisierung der Ge-
sellschaft, Verwaltung, Wirtschaft, des Lernens, der Medizin 
und der Kultur einen der entscheidendsten Prozesse unseres 
Jahrhunderts. Dieser Prozess birgt zahlreiche Chancen, aber auch 
Risiken, denen wir uns stellen müssen. Wir wollen daher den 
Wandel gestalten, statt ihn nur hinzunehmen, die Chancen nut-
zen und maximieren und die Risiken abfedern, wo immer dies 
möglich ist. Dazu gehört für uns die gleichberechtigte Teilhabe 
aller Menschen, unabhängig von Alter, Wohnort, Einkommen 
und Bildungsstand.  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Die Digitalisierung unseres Landes wird eine Mammutaufga-
be sein, die nicht von heute auf morgen umgesetzt werden kann. 
Noch in dieser Legislatur werden wir eine digitale Agenda der 
Küstenkoalition im Parlament diskutieren. 
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FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Teilhabe an der Digitalisierung ist für die FDP ein Grundrecht 
und muss als Antriebswirkung zur Selbst- und Mitbestimmung 
gesichert sein. Wir begrüßen daher die digitale Teilhabe als ele-
mentares Bürgerrecht mit Verfassungsrang. In Schleswig-Hol-
stein wurde die Landesverfassung unter Mitwirkung der FDP 
bereits entsprechend überarbeitet. Dies schließt eine sozialver-
trägliche und barrierefreie Digitalisierung mit ein.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir unterstützen die Forderung.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ohne Zweifel stellt uns die Digitalisierung vor enorme Heraus-
forderungen – und zwar in den unterschiedlichsten Lebensbe-
reichen. Auch und gerade mit Blick auf sensible (und vor allem 
persönliche Daten) ist für den SSW völlig klar, dass die Grund-
sätze des Datenschutzes beachtet und an erster Stelle stehen müs-
sen. Auch wenn die Experten natürlich Recht haben, wenn sie 
von gravierenden Änderungen unseres Rechtssystems sprechen, 
dürfen wir hier nicht einfach unsere Standards über Bord werfen. 
So viel ist klar. Vor diesem Hintergrund ist für den SSW selbst-
verständlich, dass wir uns überall dort, wo wir unmittelbaren 
Einfluss haben, für sozialverträgliche und barrierefreie Digitali-
sierungsprozesse einsetzen.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Söne Rix, MdB
Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz der sie/ihn betreffenden 
personenbezogenen Daten.
Die digitale Welt aber verändert Techniken und Märkte. Trotz-
dem müssen diese so beschaffen sein, dass die Verbraucherinnen 
und Verbraucher die sich daraus ergebenden Möglichkeiten sicher 
nutzen können. Sie müssen sicher sein vor unlauteren Geschäfts-
praktiken und vor dem Missbrauch ihrer Daten. 
Bürgerinnen und Bürger bewegen sich immer häufiger im Inter-
net. Damit geht einher, dass mehr persönliche Daten ins Inter-
net gestellt werden. Dies erfordert einen modernen Datenschutz. 
Dieser beginnt mit der Befähigung der Internetnutzer, Onli-
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neangebote verantwortungsvoll zu verwenden. Zudem gibt es 
viele neue und nützliche Geschäftsmodelle, die mit den persön-
lichen Daten der Nutzer arbeiten. In diesem Bereich muss gelten: 
Der Nutzer entscheidet, wofür Anbieter ihre Daten verwenden 
dürfen und was mit diesen Daten nach der Beendigung des Ge-
schäftsverhältnisses passiert. Die Willkür der freien Marktwirt-
schaft muss ausgebremst werden. 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich dafür einsetzen, dass 
Bürgerinnen und Bürger auch künftig souverän über ihre persön-
lichen Daten bestimmen können. Wir wollen einen rechtlichen 
Rahmen schaffen, der die Verbraucher schützt, die Meinungs-
vielfalt gewährleistet und für einen fairen Wettbewerb sorgt.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Der Abbau von Hürden beim Zugang zum Internet und die 
gleichzeitige Wahrung von Datenschutz sind für die LINKE. 
ganz grundlegende Themen. Es ist eine Frage der Demokratie und 
des Kampfes gegen die soziale Spaltung der Gesellschaft, dass 
jede und jeder einen Zugang zum Internet hat. Dies bedeutet ei-
nen schnellen Breitbandausbau flächendeckend zur Verfügung zu 
stellen, die Netzneutralität gesetzlich festzuschreiben und Pri-
vatpersonen die Möglichkeit zu geben, ihren Internetanschluss 
Dritten zur Verfügung stellen zu können. Die Möglichkeit sich 
selbstbestimmt im Internet zu bewegen ist eine Voraussetzung 
für eine Teilnahme am demokratischen Diskurs. Die Vermittlung 
von Medienkompetenz muss deshalb einen zentralen Stellenwert 
erhalten. Dies ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und muss 
neben einem gesetzlich garantierten Datenschutz endlich ange-
gangen werden.
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AP 28/67
Unterstützung bei der Einkommensteuererklärung
Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird aufge-
fordert, sich für einen Ausbau der Hilfen für die Einkom-
mensteuererklärung einzusetzen.
				    Antrag siehe Seite  124

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Einkommensteuererklärung mit Hilfe von Elster unterschei-
det sich von der Oberfläche her nicht oder nur unwesentlich von 
der händisch auszufüllenden Einkommensteuererklärung. Ins-
besondere Funktionen wie die Übernahme der Daten aus dem 
Vorjahr können dabei eine Erleichterung darstellen. Insofern ist 
es fraglich, ob die Komplexität tatsächlich in der Nutzung der 
Software begründet liegt oder vielmehr auf die Einkommen-
steuererklärung als Ganzes zu übertragen ist. Dies kann an die-
ser Stelle nicht abschließend behandelt werden. Insgesamt er-
scheint es sinnvoll, niedrigschwellige Angebote für Jedermann, 
beispielsweise in Form von Handbüchern oder möglicherweise 
Volkshochschulkurse zu schaffen. Eine Beschränkung der Zu-
gänglichkeit solcher Angebote auf Seniorinnen und Senioren 
wird hingegen kritisch gesehen, da ein Bedarf höchstwahr-
scheinlich auch an anderer Stelle besteht. Zum Beispiel bei jun-
gen Menschen, die zum ersten Mal ihre Einkommensteuererklä-
rung abgeben.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Eine Einkommenssteuererklärung soll die individuelle Lebens- 
und Einkommenssituation einer Person möglichst genau abbil-
den. Sie ist häufig sehr komplex und kaum zu pauschalisieren. 
Daher gibt es mittlerweile zahlreiche Informations- und Hilfsan-
gebote. So gibt es neben Elster auch geeignete Software von an-
deren Anbietern. Zudem bieten Steuerberater und Lohnsteuer-
hilfevereine entsprechende Beratung. Kosten für Steuerberater, 
Lohnsteuerhilfevereine, Fachbücher, Software und sogar Porto- 
und Fahrtkosten, die in diesem Zusammenhang entstehen, sind 
für bestimmte Bereiche der Steuererklärung als Werbungskosten 
steuerlich absetzbar. Inwieweit diese Angebote von Seiten des 
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Landes noch weiter verbessert oder ergänzt werden können, wer-
den wir gerne prüfen und beraten.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP kann das Anliegen des Antrages nachvollziehen. Die 
Bearbeitung der Einkommensteuererklärung ist komplex und 
durch zahlreiche gesetzliche Neuerungen oftmals schwierig. Die 
FDP setzt sich deshalb für eine Vereinfachung der Einkommen-
steuer ein. Es gibt in Schleswig-Holstein Beratungsstellen, die 
Hilfen bei der Einkommensteuererklärung anbieten. Daneben 
stehen für Bürgerinnen und Bürger auch Ansprechpartner in den 
zugehörigen Finanzämtern zur Verfügung. Es muss möglich blei-
ben, die Einkommenssteuererklärung entweder in Papierform 
oder digital einzureichen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Unterschiedliche Volkshochschulen im Land bieten seit Jah-
ren Kurse zur Einkommensteuer an und nehmen dabei beson-
ders Bezug auf das Elster-Programm. Volkshochschulen werden 
vom Land gefördert und darüber hinaus haben die regierungstra-
genden Parteien im Rahmen der Haushaltsberatungen die Förde-
rung der Volkshochschulen nachdrücklich erhöht. Zudem bieten 
Finanzämter und andere Einrichtungen Hilfestellungen für jede 
und jeden an.     

Finanzministerium
Viele Schwierigkeiten beim Ausfüllen der Einkommensteuer-
erklärung werden nicht durch die Elster-Programme, sondern 
durch die Komplexität des Steuerrechts hervorgerufen. Im Sup-
port beim Elster-Verfahren ist eine Häufung von Anfragen oder 
Problemen durch Senioren und Seniorinnen nicht feststellbar. 
Auch andere Anwender, z. B. Berufseinsteiger und Berufsein-
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steigerinnen, die im Gegensatz zu Rentner*innen meistens kei-
ne oder nur sehr geringe Erfahrungen mit Verwaltung, Versiche-
rungen u. ä. haben, tun sich beim Ausfüllen der Steuererklärung 
schwer – unabhängig davon, ob auf Papier oder auf elektro-
nischem Weg. 
Die von der Steuerverwaltung bereit gestellten Erklärungsmög-
lichkeiten über ElsterFormular oder das ElsterOnlinePortal sind 
stark an die Papiervordrucke angelehnt. Eine individuelle, bei 
kostenpflichtigen Programmen vielfach vorhandene Steuerung 
und Unterstützung bei der Ermittlung der Erklärungsangaben 
ist für die offiziell von der Steuerverwaltung bereit gestellten 
Programme aus Wettbewerbsgründen nicht zulässig. Die bloße 
Bereitstellung eines „einfacheren“ Programms ist unter Berück-
sichtigung des komplizierten Steuerrechts nur äußerst begrenzt 
umsetzbar. In den Programmierbereichen von ElsterFormular 
und des ElsterOnlinePortals werden ständig Optimierungs- und 
Vereinfachungsmöglichkeiten geprüft und entsprechende pro-
grammtechnische Umsetzungen vorgenommen. Die Landesre-
gierung beteiligt sich hieran im Rahmen der Gremienarbeit auf 
Bundesebene.
Unabhängig von der Frage der rechtlichen Zulässigkeit, dürf-
te sich ein Elster-Kursangebot von Seiten der Finanzverwaltung 
nicht auf die älteren Bürger und Bürgerinnen beschränken. Es 
wäre – selbst nur für die Zielgruppe SeniorenInnen – sehr perso-
nalintensiv und nicht leistbar. 

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Bettina Hage-
dorn, MdB
Eine Steuererklärung auszufüllen, ist für jeden immer wieder 
eine Herausforderung – egal ob auf Papierformularen oder über 
Programme wie ELSTER. Für technische Fragen und Probleme 
mit ELSTER gibt es eine Telefon-Hotline und ein Online-Forum, 
in dem Fragen gestellt und bei dem auch Anregungen gegeben 
werden können. Für darüber hinausgehende Hilfe gibt es kom-
merzielle Computerprogramme mit mehr Service-Funktionen 
und natürlich Lohnsteuerhilfevereine oder Steuerberater. 
Nichtsdestotrotz ist es sicher sinnvoll, wenn auch die Finanzver-
waltung Hilfestellungen gibt, wo sie gebraucht werden. Da die 
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Steuerverwaltung Aufgabe der Bundesländer ist, müsste vom 
Land Schleswig-Holstein geprüft werden, wo und wie das sinn-
voll ist.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir nehmen diesen Beschluss in unsere Beratungen auf. Grund-
sätzlich unterstützen wir Maßnahmen zur Schaffung von umfas-
sender Barrierefreiheit.

AP 28/70
Broschüren und PDF-Dateien und weitere betroffene 
Schriftstücke auf Bundes- und Landesebene zum Thema 
Vorsorgevollmacht und Betreuungsverfügung
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die oben 
genannten Broschüren, Schriftstücke und digitalen Da-
teien um den Passus Einkäufe, Versicherungsabschlüsse 
und Geschäftsabschlüsse über das Internet erweitert wer-
den.
				    Antrag siehe Seite 127 - 128

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsfraktion nimmt die Anregung zur Kenntnis 
und wird das Anliegen prüfen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Regelung einer Betreuung oder der Verwaltung eines Nach-
lasses und Bestimmung der Erbberechtigten kann bei einem 
plötzlich eintretenden Betreuungs- oder Todesfall einige Zeit in 
Anspruch nehmen. In dieser Zeit können Widerrufsfristen für 
Rechtsgeschäfte ablaufen – unabhängig davon, ob diese im Inter-
net oder auf „klassischem“ Wege abgeschlossen wurden. Daher 
ist jeder aufgerufen, rechtzeitig die Angelegenheiten des Nach-
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lasses und notwendiger Vollmachten im Betreuungs- oder To-
desfall zu regeln. Nur so kann ein reibungsloser Übergang nötiger 
Vollmachten erfolgen und eine Regelung im Sinne des oder der 
Betroffenen gefunden werden. Das bestehende Informationsan-
gebot von Bund und Land sollte daher stets aktuell gehalten wer-
den.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen. Wir schließen 
uns der Auffassung an, dass es sinnvoll wäre, einen Passus über 
die Rechtslage bei Geschäftsabschlüssen im Internet und auch 
speziell in der geschilderten Fallgruppe in aktuellen Informati-
onsmedien zu berücksichtigen. 

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP möchte das Bewusstsein der digitalen Vernetzung in der 
Gesellschaft stärken und für die Verwendung von Daten sensibi-
lisieren. Die Berücksichtigung des Online-Handels für Broschü-
ren im Bereich der Vorsorgevollmacht und Betreuungsverfügung 
leistet deshalb einen Beitrag zur digitalen Aufklärung und ist aus 
unserer Sicht zu begrüßen.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir erwarten von der Landesregierung eine Stellungnahme zu 
der Frage, ob die Vordrucke für Vorsorgevollmacht und Betreu-
ungsverfügung um Internetgeschäfte ergänzt werden müssen.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In Bezug auf das Widerrufen von Daten oder Geschäftstäti-
gungen nach dem Ableben eines Nutzers, befindet sich die poli-
tische Diskussion noch ganz am Anfang. Es ist zweifelsfrei eine 
kostspielige, mühsame und oftmals auch belastende Angelegen-
heit für die Hinterbliebenen, die Finanzen des Verstorbenen ent-
sprechend verwalten zu können. Der SSW im Landtag hat sich 
noch nicht abschließend mit dieser Thematik befasst, sodass 
diesbezüglich noch Beratungsbedarf besteht. Sofern die Bera-
tungen abgeschlossen sind, werden wir uns als SSW dafür ein-
setzen, an einer entsprechenden Lösung mitzuwirken.
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Min. f. Wirtschaft, Arbeit, Verkehr, Technologie
Verbraucherinformationen für Internetgeschäfte bilden einen 
eigenen Themenbereich. Sie finden sich u. a. im Internetauftritt 
der Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein e.V. unter „Medi-
en + Telefon“, „Markt + Recht“ und „Versicherung“ (www.vzsh.
de). Auch werden zu einzelnen Themen entsprechende Broschü-
ren angeboten. Eine Aufnahme dieser umfänglichen Thematik in 
Broschüren zur Vorsorgevollmacht oder Betreuungsverfügung 
ist daher aus Sicht der Landesregierung entbehrlich.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Es ist festzustellen, dass es bei der Vorsorgevollmacht und der Be-
treuungsverfügung in Verbindung mit Geschäften im Internet 
bei Seniorinnen und Senioren ein erhöhtes Aufklärungsbedürf-
nis gibt. Es ist zu prüfen und zu beraten, wie Bürgerinnen und 
Bürger am effektivsten an die erforderlichen Informationen ge-
langen können. In diesem Rahmen sind auch bereits vorliegende 
Quellen auf Aktualität und Informationsgehalt zu überprüfen. 
Die Anregungen des Altenparlaments werden hierbei Berück-
sichtigung finden. 

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Mit der zunehmenden Digitalisierung der Lebenswelt werden 
auch immer mehr Geschäfte und Verträge online getätigt. Das 
kann im Todesfalle für die Erben vielfältige rechtliche wie prak-
tische Probleme aufwerfen, weswegen wir es unterstützen, dass 
Betroffene im Sinne eines umfassenden Verbraucherschutzes 
hierzu in öffentlichen Informations- und Beratungsangeboten 
über Rechtslage und Unterstützungsmöglichkeiten aufgeklärt 
werden. Zudem empfehlen wir, genauso wie es gängig ist, mit 
einem Testament den Nachlass zu regeln, dies auch bezüglich des 
Zugangs zu Online-Konten zu tun. Hierzu gehört beispielswei-
se, Passwörter aufzuschreiben und darzulegen, wo welche Ver-
träge online geschlossen wurden. Dies gilt umso mehr für hoch-
persönliche Daten, die wir heute oft online speichern. Man sollte 
also schon zu Lebzeiten daran denken, sein digitales Erbe zu ver-
walten. Dies gilt umso mehr, als dass sich die Rechtslage für ei-
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nen kurz vor dem Tode online eingegangenen Vertrag nicht von 
einem analog geschlossenen Vertrag unterscheidet. 

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir nehmen diesen Beschluss in unsere Beratungen auf. Grund-
sätzlich unterstützen wir Maßnahmen zur Schaffung von umfas-
sender Barrierefreiheit.

AP 28/73 NEU
Niederdeutsche Sprache im Rundfunk und TV
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die
 niederdeutsche Sprache im Rundfunk und TV der Landes- 
programme eine umfangreichere Sendezeit erhält.
				    Antrag siehe Seite  132

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Politik – weder Regierung noch das Parlament – haben bezie-
hungsweise dürfen keinen Einfluss auf die Programmgestaltung 
nehmen. Zudem steht in Paragraf 5 Absatz 2 „Norddeutschland 
und die Vielfalt seiner Regionen, ihre Kultur und Sprache sind 
im Programm angemessen zu berücksichtigen. Der NDR soll zu 
diesem Zweck und zur Erhaltung kultureller Identität sein Pro-
gramm grundsätzlich in den vier Ländern seines Sendegebiets 
herstellen“. Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ha-
ben Rundfunkräte, die global bei der Gestaltung des Programmes 
Einfluss nehmen können. Wir empfehlen jeder Bürgerin und je-
dem Bürger, direkt mit den Rundfunk- und Fernsehanstalten in 
Kontakt zu treten und auch darüber hinaus die Mitglieder des 
Rundfunkrates des NDR in Schleswig-Holstein und auch die an-
deren Anbieter über die Forderung zu informieren, mehr nieder-
deutsches Sprach- und Liedgut im Programm zu platzieren. Zu-
dem kann ein Hinweis der vier Landesseniorenbeiräte gegenüber 
dem Intendanten des NDR und der vier Direktoren der Landes-
funkhäuser ebenfalls hilfreich sein.
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion begrüßt diesen Beschluss. 
Wir haben uns aktiv dafür eingesetzt und werden uns weiterhin 
aktiv dafür einsetzen, dass die Regional- oder Minderheitenspra-
chen, darunter Niederdeutsch, eine stärkere Erwähnung in der 
Sendezeit im Rundfunk und TV der Landesprogramme erhalten. 
Hierfür hat die Minderheitenbeauftragte des Ministerpräsi-
denten des Landes Schleswig-Holsteins Renate Schnack bereits 
Briefe an den Rundfunkrat geschrieben, in denen sie die Not-
wendigkeit der Umsetzung einer umfangreicheren Sendezeit 
der Regional- und Minderheitensprachen unterstreicht und eine 
stärkere Erwähnung dieser Sprachen in den Leitlinien für die Pro-
grammgestaltung 2017/2018 fordert. 
Dies entspricht dem Beschluss des Landtags vom 14. Oktober 
2016 (Annahme des Antrages Drucksache 18/1761 in der Fassung  
der Drucksache 18/4705), der unter anderem genau dieses Ziel 
formuliert. Der Antrag fordert die Landesregierung auf, bei der 
nächsten Novellierung des NDR-Staatsvertrages darauf hinzu-
wirken, dass „die  Aufnahme  einer  Bestimmung, die eine  ange-
messene  Berücksichtigung von Fernseh- und Radiobeiträgen in 
den Sprachen der in Artikel 6 der Landesverfassung anerkannten 
Minderheiten und Volksgruppen in Schleswig-Holstein, inter-
kultureller Programmangebote sowie Beiträge in niederdeut-
scher Sprache“ gegeben ist.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Das Anliegen unterstützen wir. Im Rahmen der Sprachencharta 
ist Schleswig-Holstein verpflichtet, die Minderheiten- und Regi-
onalsprachen im Land zu fördern. Die Europäische Charta der Re-
gional- oder Minderheitensprachen, kurz Sprachencharta, gilt in 
ganz Deutschland seit 1999. Sie ist völkerrechtlich bindend. Die 
Landesregierung hat in dieser Wahlperiode einen Handlungs-
plan Sprachenpolitik aufgelegt und damit gezeigt, dass sie das 
Thema ernst nimmt. 
Bereits seit 2014 gibt es in Schleswig-Holstein ein Modellprojekt 
für Niederdeutsch als reguläres Unterrichtsfach an Grundschu-
len, an dem momentan 29 Grundschulen beteiligt sind. Bisher 
nur für die erste Klassenstufe, ab dem Schuljahr 2017/18 in allen 
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Jahrgängen der Grundschule. Es ist außerdem geplant, dies in die 
Sekundarstufe aufwachsen zu lassen. 
Der Beschluss des Altenparlamentes bezieht sich auf den Bereich 
Medien, insbesondere Rundfunk und TV. Dort gibt es Hand-
lungsbedarf. Dies ist auch im Handlungsplan Sprachenpolitik an 
die Landesregierung adressiert. Aufgrund der rechtlichen Lage 
sind hier jedoch die Möglichkeiten des Landes aktiv zu werden, 
deutlich geringer als im Bildungsbereich.
Die Freiheit von Presse und Rundfunk und der Grundsatz der 
Medienunabhängigkeit sind Verfassungsgüter, die nicht außer 
Kraft gesetzt werden können. Eine direkte Anweisung von staat-
licher Seite, wann und wie viele Berichte in den Minderheiten- 
oder Regionalsprachen gesendet werden müssen, ist somit nicht 
erlaubt. Die Möglichkeiten, die wir als Land im Rahmen des Me-
dienstaatsvertrages haben, den Sendern Verpflichtungen aufzu-
erlegen, werden bereits genutzt. 
Näheres ist nachzulesen im Bericht zur Umsetzung der Sprachen-
charta von 2016, Drucksache 18/4067.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wie in der Präambel der Europäischen Charta der Regional- und 
Minderheitensprachen treffend beschrieben, trägt die Verwirk-
lichung ihrer Vorgaben zur Erhaltung und Entwicklung der Tra-
ditionen und des kulturellen Reichtums Europas bei. Schles-
wig-Holstein hat im Bereich der Förderung von Sprache und 
Kultur von nationalen Minderheiten früh Pionierarbeit geleistet 
und ein Bewusstsein für diese politischen Aufgaben geschaffen. 
Dazu gehört insbesondere das Verständnis dafür, dass kulturelle 
und sprachliche Unterschiedlichkeit nicht ein Hemmnis darstellt, 
sondern vielmehr einen Gewinn für Gesellschaft und Politik be-
deutet. Insofern steht die FDP dem Antrag auch grundsätzlich 
positiv gegenüber. Dieser entspricht auch dem Programmauftrag 
des Norddeutschen Rundfunks, nach dem Norddeutschland und 
die Vielfalt seiner Regionen, ihre Kultur und Sprache angemessen 
im Programm zu berücksichtigen sind. Dementsprechend bietet 
das NDR Fernsehen ein durchaus umfangreiches und vielfältiges 
Angebot an Sendungen, Berichten und Rubriken in niederdeut-
scher Sprache an. Ebenso hat die NDR 1 Welle Nord als Landes-
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programm für Schleswig-Holstein ihr Angebot in niederdeut-
scher Sprache fortgeführt und weiterentwickelt. Die FDP spricht 
sich aber auch dafür aus, die Verantwortlichen dabei zu unter-
stützen, diese Praxis noch weiter auszubauen, wobei neben nie-
derdeutschen Beiträgen über Lokales oder Humoristisches auch 
vermehrt landes- und gesellschaftspolitische Inhalte aufgegrif-
fen werden sollten.

Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir als SSW im Landtag begrüßen den Ansatz des Altenparla-
ments, für mehr sprachliche Vielfalt im Rundfunk und Fernse-
hen einzutreten. Wir als SSW setzen uns seit Jahrzehnten für 
dieses Ziel ein und begrüßen die positive Entwicklung der letz-
ten Jahre. Auch in Zukunft werden wir uns weiterhin dafür ein-
setzen, dass das Land und die Vielfalt seiner Regionen in ihrer 
Kultur und Sprache angemessen berücksichtigt werden, so wie es 
auch im Staatsvertrag festgehalten ist.

Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein
Die Staatskanzlei hat zum Beschluss AP 28/73 NEU des 28. Al-
tenparlaments die Beauftragte des Ministerpräsidenten in Ange-
legenheiten nationaler Minderheiten und Volksgruppen, Grenz-
landarbeit und Niederdeutsch, Frau Renate Schnack, sowie den 
Norddeutschen Rundfunk (NDR) in Kiel um Stellungnahme gebe-
ten.
Da die Staatskanzlei aufgrund des verfassungsrechtlichen Grund-
satzes der Staatsferne des Rundfunks nicht in die Programmge-
staltung eingreifen darf und somit lediglich an der Rechtsaufsicht 
über die öffentlich-rechtlichen Anstalten mitwirkt, ist es für sie 
geboten, im Folgenden die eingegangenen Stellungnahmen der 
Minderheitenbeauftragten und des NDRs nur kurz und ohne 
Wertung darzustellen. 
Frau Schnack begrüßt aus minderheiten- und regionalsprachen-
politischer Sicht den Wunsch nach einer Ausweitung der Prä-
senz und der Sendezeit in niederdeutscher Sprache im Radio und 
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Fernsehen. Weiterhin führt sie aus, dass das, was die Rundfunk-
anstalten bisher im Bereich der niederdeutschen Sprache tun, 
zwar anzuerkennen sei, jedoch noch nicht ausreiche, um der nie-
derdeutschen Sprache den Wert zu verleihen, den diese verdiene.
Positiv äußert sich Frau Schnack über die Regelung im 5. Medie-
nänderungsstaatsvertrag Hamburg/Schleswig-Holstein, durch 
welche sich die Rahmenbedingungen für die geschützten Min-
derheitensprachen Friesisch, Dänisch und Niederdeutsch durch 
neue kommerzielle und nicht kommerzielle lokale Hörfunksen-
der in Schleswig-Holstein verbessern konnten. Dadurch, dass die 
Frequenzvergabe in Regionen, in denen Minderheitensprachen 
verortet sind, daran geknüpft ist, diese im Programm angemes-
sen zu berücksichtigen, können beispielsweise durch die An-
tenne Sylt und eine Neuzulassung in Neumünster beachtliche 
Akzente gesetzt werden; hinzutreten könnten weitere Sendege-
biete, zum Beispiel der Raum Lübeck-Ratzeburg.
Ebenfalls hebt Frau Schnack die Arbeit des Offenen Kanals 
Schleswig-Holstein (OK SH) hervor. Durch seine Nähe zu den 
Menschen vor Ort leisten die Bürgermedien in Schleswig-Hol-
stein einen wichtigen Beitrag zur Meinungsbildung und zur Me-
dienkompetenz. Oftmals geschehe dies in niederdeutscher Spra-
che.
Die Minderheitenbeauftragte unterstütze die Forderung des 28. 
Altenparlaments, Norddeutschland und die Vielfalt seiner Re-
gionen in Kultur und Sprache angemessen zu berücksichtigen. 
Insbesondere solle sich an dieser Stelle der NDR angesprochen 
fühlen. Ebenso sei auch die Forderung der Sprechergruppen nach 
entsprechender Besetzung in den Gremien des Senders. Um dies 
zu gewährleisten, hat der Beirat des schleswig-holsteinischen 
Landtags eine Arbeitsgruppe Medien gegründet, welcher in en-
gem Kontakt zu den Landesmedienanstalten stehe. Aufgrund des 
Grundsatzes der Staatsferne des Rundfunks darf jedoch auch die 
Minderheitenbeauftragte die öffentlich-rechtlichen Anstalten 
nur dazu auffordern, in Sendungen angemessen zur Entwicklung 
und Übertragung der Regional- und Minderheitensprachen bei-
zutragen, und nicht in ihr Programm eingreifen. Diese Grenzen 
beachtend, bemühe sich Frau Schnack darum, den NDR Landes-
rundfunkrat Schleswig-Holstein dafür zu gewinnen, sich in den 
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Beratungen zu den Leitlinien der Programmgestaltung für eine 
stärkere Berücksichtigung der Chartasprachen, also auch Nieder-
deutsch, einzusetzen.
Der NDR beruft sich in seiner Stellungnahme auf dem in §§ 3, 5 ff. 
NDR-Staatsvertrag dargestellten Programmauftrag, dessen Re-
gelungen er für ausreichend halte. Die Erfüllung dieses Auftrages 
würde zudem gemäß § 18 Abs. 2 NDR-StV vom NDR Rundfun-
krat überwacht. Im Sinne dieser Regelung würde der NDR Lan-
desrundfunkrat außerdem die Einhaltung der Programmanfor-
derungen für die jeweiligen Landesprogramme kontrollieren.
Weiterhin betont der NDR, dass das Landesfunkhaus Schles-
wig-Holstein in seinen Landesprogrammen regelmäßig Pro-
gramm in niederdeutscher Sprache sende. Im Hörfunk geschehe 
dies sogar mehrmals am Tag.
Niederdeutsche Hörfunkrubriken beim NDR seien beispielswei-
se: „Hör mal ń beten to“, „de Week op Platt“, „Platt live“, „das 
Niederdeutsche Hörspiel“ und „Platt för 
Plietsche“. Neben diesen Angeboten bringe der NDR die nie-
derdeutsche Sprache auch „beiläufig“ im alltäglichen Programm 
unter, zum Beispiel durch Interviews mit Muttersprachlern von 
Minderheitensprachen im Schleswig-Holstein Magazin, Schles-
wig-Holstein 18:00 oder NDR 1 Welle Nord, welche von den Re-
porterinnen und Reportern dazu aufgefordert würden, ihre Mut-
tersprache auch zu sprechen. Hierbei sei es den Protagonistinnen 
und Protagonisten jedoch freigestellt, in welcher Sprache sie 
sich äußern möchten. Der NDR produziere auch ganze journa-
listische Beiträge auf Plattdeutsch.
Auch verfolge der NDR das Ziel, junge Menschen für die nieder-
deutsche Sprache zu begeistern. Hierzu habe er neue on air- und 
off air-Formate entwickelt, wie die Veranstaltung „Poetry Slam 
op Platt“. Ebenso zähle der alljährlich stattfindende Erzählwett-
bewerb „Vertell doch mal“, welcher durch die Zentralredaktion 
Niederdeutsch in Kiel federführend für die Landesfunkhäuser im 
NDR durchführt werde, längst zur Tradition. Künftig solle es ei-
nen separaten Preis für junge Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
geben. Neu im NDR 1 Welle Nord-Programm sei die Reihe „Paul, 
Emma und Rebekka leert Platt“. Dort lerne eine Hörfunkreporte-
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rin gemeinsam mit einer ersten Klasse aus Norderbrarup die nie-
derdeutsche Sprache.
Besonders betont der NDR sein Plattdeutsch-Angebot im Inter-
net, welches in seiner Form einzigartig wäre. Niederdeutsche Ru-
briken und Beiträge, ins Plattdeutsche übersetzte Nachrichten 
sowie Informationen und Service rund um die niederdeutsche 
Sprache können gebündelt unter ndr.de/plattdeutsch gefunden 
werden. Die Mediathek zähle bisher 3.200 niederdeutsche Bei-
träge.

SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Die Forderung, der niederdeutschen Sprache in Rundfunk und 
TV der Landesprogramme eine umfangreichere Sendezeit ein-
zuräumen, ist nachvollziehbar und grundsätzlich zu unterstüt-
zen. Zum Erhalt der niederdeutschen Sprache muss das Interes-
se von Kindern und Jugendlichen hieran geweckt werden; sie 
müssen für die Sprache und ihre Variationen begeistert werden. 
Dass dies vorrangig über das Fernsehen und das Radio erreicht 
werden kann, erscheint mir jedoch zumindest fragwürdig. Denn 
Jugendliche informieren sich in erster Linie über das Internet. 
Deshalb wäre es im Sinne der Europäischen Charta der Regio-
nal- oder Minderheitensprachen, wenn dieses Medium zur ent-
sprechenden Ansprache der Zielgruppe genutzt würde. Wie das 
effektiv geschehen kann, werden wir prüfen und beraten. Die 
Forderungen des Altenparlaments werden in diese Beratungen 
einfließen.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Die Forderung richtet sich an das Land, wir verweisen deshalb auf 
die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen.

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir nehmen diesen Beschluss in unsere Beratungen auf. Grund-
sätzlich sind wir für die Förderung von kultureller und sprach-
licher Vielfalt.
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AP 28/74
Sprache im Radio und Fernsehen
Der Schleswig-Holsteinische Landtag und die Landesregie-
rung werden aufgefordert, zu berücksichtigen, dass der An-
teil der älteren Bevölkerung erheblich zunimmt und einher 
die Hörfähigkeit der Älteren altersbedingt abnimmt, die 
Rundfunk- und Fernsehsender dafür Sorge tragen müssen, 
dass die Moderatoren eine umfassende Sprachausbildung 
erhalten. Die Technik der Modulation, Sprache und Hinter-
grundmusik, auf das beste technische Niveau angehoben 
wird.
				    Antrag siehe Seite 133 - 134

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir werden den Beschluss des Altenparlamentes aufnehmen, 
empfehlen aber, den Landesseniorenbeirat als die für die Wah-
rung der Interessen älterer Menschen zuständige Einrichtung zu 
informieren, damit dieser entsprechend an die Rundfunk- und 
Fernsehsender herantreten kann.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir sind der Auffassung, dass eine gute Sprachausbildung der 
Moderatorinnen und Moderatoren und Sprecherinnen und Spre-
cher der Rundfunk- und Fernsehsender unerlässlich ist, aber die 
Zuständigkeit dafür liegt bei den Sendern.

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schl.-H. Landtag
Dieses Anliegen werden wir gerne unterstützen.

FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die FDP spricht sich grundsätzlich dafür aus, dass möglichst viele 
Informationssendungen, insbesondere auch aktueller Nachrich-
ten, untertitelt werden. Auch sollten die Rundfunkanstalten da-
rauf hinwirken, dass Störgeräusche vermieden werden. Bezogen 
auf das Sprachtempo und die Sprachdeutlichkeit sieht die FDP 
aber keine direkten Möglichkeiten der Politik, auf Fernsehen und 
Rundfunk Einfluss zu nehmen, appelliert aber an die Verant-
wortlichen, auf diesen Aspekt zu achten.
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Piratenfraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Keine Stellungnahme.

SSW im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Kritik, dass das technische Niveau der Medienlandschaft in 
Schleswig-Holstein abnimmt, können wir als SSW im Land-
tag nicht nachvollziehen. Schließlich besteht ein enormer Kon- 
kurenzdruck innerhalb der Medien, was ein hohes technisches 
Niveau voraussetzt. Was jedoch unverkennbar ist, ist die Tatsa-
che, dass es in den Medien um Schnelllebigkeit geht und von da-
her sich auch in Moderation und ähnlichem widerspiegelt. An 
dieser Praxis hat sich in den letzten Jahrzehnten oder gar Genera-
tionen nichts geändert und gehört gewissermaßen zur Natur die-
ses Arbeitsbereiches. Vor dem Hintergrund der immer älter wer-
denden Gesellschaft macht es Sinn, entsprechende Programme 
oder Beiträge anzubieten. Wir vom SSW gehen davon aus, dass 
die Medien diese Auffassung teilen.  

Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein
Die Staatskanzlei hat zum Beschluss AP 28/74 des 28. Altenparla-
ments den Norddeutschen Rundfunk (NDR) in Kiel um Stellung-
nahme gebeten.
Da die Staatskanzlei aufgrund des verfassungsrechtlichen 
Grundsatzes der Staatsferne des Rundfunks nicht in Programm-
gestaltung eingreifen darf und somit lediglich an der Rechtsauf-
sicht über die öffentlich-rechtlichen Anstalten mitwirkt, ist es 
für sie geboten, im Folgenden die eingegangene Stellungnahme 
des NDRs nur kurz und ohne Wertung darzustellen. 
Dem NDR sei die akustische und sprachliche Verständlichkeit 
seiner Programmangebote ein großes Anliegen, weshalb im 
NDR Landesfunkhaus Schleswig-Holstein hohe Qualitätskrite-
rien herrschen, deren Einhaltung regelmäßig überprüft würde.
Moderatorinnen und Moderatoren sowie Reporterinnen und 
Reporter würden eine Sprachausbildung erhalten und kontinu-
ierlich fortgebildet, auch durch redaktionsinternes Feedback. 
Ändere sich das Sprechtempo der Moderatorinnen und Modera-
toren zwischenzeitlich, so wirke man dieser Entwicklung durch  
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Coachings entgegen. Der NDR betont, dass er diesbezüglich we-
nig Beschwerden erhalte.
Ebenfalls thematisiert der NDR das Einbinden von Musikbetten 
hinter Beiträgen im Hörfunk, wie z. B. bei den Wetter- und Ver-
kehrsinformationen auf NDR 1 Welle Nord. Zweck dieser Musik-
betten sei, das Abheben dieses Beitrags vom Rest des Programms. 
Der NDR habe sich, um die Verständlichkeit der Moderatorinnen 
und Moderatoren sicherzustellen, für dezente Musik in geringer 
Lautstärke entschieden. Nachrichten und Informationsbeiträge 
würden nicht mit Musik hinterlegt. Um das gesprochene Wort 
durch die Musik nicht zu beeinträchtigen, bediene sich der NDR 
der technischen Signalverarbeitung, welche Stimme und Musik 
automatisch in ein angenehmes Verhältnis setze.
Seit 31. August 2012 würden alle Sender in Deutschland ihre Fern-
sehbeiträge in gleicher Lautstärke ausstrahlen. Sprache, Musik, 
Geräusche etc. würden auf eine einheitliche Lautheit eingestellt. 
Hierzu dienen den Tontechnikerinnen und Tontechnikern sowie 
-ingenieurinnen und -ingenieuren Messgeräte, welche ein durch-
schnittliches menschliches Gehör in der Lautheitsempfindung 
durch Zeit- und Frequenzfilter nachbilden. Diese Richtwerte gel-
ten auch für die Lautstärke von Musik und/oder Geräuschen bei 
der Unterlegung von Sprecherinnen und Sprechern. Aus redak-
tionellen Gründen sei es jedoch nicht immer möglich, Musikhin-
terlegungen ganz zu vermeiden – auch wenn der NDR dies ver-
suche.
Abschließend betont der NDR, dass das Lautheitsempfinden eine 
subjektive, menschliche Wahrnehmung sei, welches durch den 
sogenannten „Füllfaktor“ eines Schallereignisses entstehe. Das 
menschliche Ohr stelle sich dadurch auf einen Mittelwert ein. 
Dieses Empfinden müsse nicht mit der tatsächlichen (zu mes-
senden) Lautstärke eines Signals übereinstimmen, welches phy-
sikalisch bedingt sei. Der NDR sei daher immer bemüht, einen 
Kompromiss zu finden, welcher bei dem Großteil der Hörerinnen 
und Hörer ein angenehmes Hörempfinden auslöse.
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SPD-Landesgruppe Schl.-H. im Bundestag, Sönke Rix, MdB
Rundfunk und Fernsehen sind wichtige Medien. Gerade für äl-
tere Menschen, die im Umgang mit dem Internet ungeübt sind 
oder es gar nicht nutzen (können), handelt es sich um zentrale 
Informationsquellen. Daher ist es nachvollziehbar, dass Senio-
rinnen und Senioren das Bedürfnis haben, Radio und Fernsehen 
umfassend nutzen zu können und nicht lediglich besonders auf 
sie als Zielgruppe zugeschnittene Sendungen hören bzw. sehen 
wollen. 
Jedoch erhalten Radio- und Fernsehmoderatoren sowie Nach-
richtensprecher bereits heute eine professionelle Sprachausbil-
dung. Deshalb ist – auch in Anbetracht der demografischen Ent-
wicklung in Deutschland und des neuen Rundfunkbeitrags – zu 
prüfen, ob es hier Verbesserungen geben kann. Dies gilt auch hin-
sichtlich Filmen und Dokumentationen. 
Zuvor sehe ich jedoch den Bedarf, von Seiten des Altenparlaments 
die Forderungen zu konkretisieren. Der allgemeine Hinweis auf 
das schlechte sprachliche und klangliche Niveau der Sendungen 
reicht nicht aus, um mit den Verantwortlichen eine Qualitäts-
steigerung im Sinne des Beschlusses des Altenparlaments zu er-
reichen. Zu klären ist, um welche Sendungen es sich handelt und 
was dort im Einzelnen verbesserungswürdig erscheint.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe SH im Bundestag
Dass in Fernsehen und Radio auf dem untersten Niveau der Tech-
nik gearbeitet wird, entspricht unseres Wissens nicht den Tatsa-
chen; vielmehr geht mit der Digitalisierung oft eine verbesserte 
Audioqualität einher. Eine gute Sprachausbildung von Modera-
torInnen und anderen SprecherInnen ist hingegen sicher wichtig. 
Auch führt der Kostendruck bei den Rundfunkanstalten bedau-
erlicherweise manchmal dazu, dass ungeübte SprecherInnen vor 
den Mikrofonen sitzen. Hier sind die Redaktionen zu einer Qua-
litätssicherung im Programm aufgefordert. 

Cornelia Möhring, MdB, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
Wir nehmen diesen Beschluss in unsere Beratungen auf. Grund-
sätzlich unterstützen wir Maßnahmen zur Schaffung von umfas-
sender Barrierefreiheit.
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